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Das Buch im Uberblick

Das vorliegende Buch ist der Abschlussbericht des Evaluationsverbundes, der die
Umsetzung und die Erfolge des Bundeprogramms ,Demokratie leben!“ in der
zweiten Forderperiode (2020-2024) untersucht hat.

Teil I widmet sich in Kapitel I einfithrend der Struktur und den Zielen des Bun-
desprogramms. Auferdem werden hier der Forschungsverbund vorgestellt sowie
die Datenbasis fiir die in den einzelnen Kapiteln dargestellten Befunde beschrie-
ben.

Es folgt Teil II, der Hauptteil des Bandes, der sich zunichst mit der zentralen
Frage beschiftigt, was das Bundesprogramm bewirkt hat. Anschliefdend werden
in Teil III ausgewahlte gesellschaftliche und fachliche Herausforderungen in den
Blick genommen, die fir die Programmumsetzung relevant geworden sind, und
es wird dargestellt, wie auf diese reagiert wurde. Teil IV bilanziert den Stand des
Bundesprogramms und gibt Empfehlungen zur Weiterarbeit.

Teil IT présentiert in den Kapiteln 2 bis 6 die summativen Wirkungsanalysen
der wissenschaftlichen Begleitungen und der Gesamtevaluation, wobei wir-
kungsorientierte Gelingensbedingungen und Hiirden der Programmumsetzung
aufgezeigt werden.

Kapitel 2 beschreibt zunichst die Zielgruppenerreichung als zentrales Erfolgs-
kriterium. Hierbei stehen insbesondere schwer erreichbare Zielgruppen und er-
folgreiche Ansitze sowie spezifische Schwierigkeiten ihrer Einbindung im Fokus.
Dabei werden auch Ansitze der digitalen Zielgruppenerreichung diskutiert.

Kapitel 3 thematisiert forderliche und hinderliche Rahmenbedingungen fiir
die Vernetzung bzw. Stirkung zivilgesellschaftlicher Strukturen. Diese Vernet-
zung bzw. Stirkung sind sowohl selbst Wirkungsziele des Bundesprogramms als
auch mittelbare Beitrige zur Erreichung weiterer Wirkungsziele, z. B. hinsicht-
lich Zielgruppen, Wissenstransfer und Innovation. Insbesondere Handlungsbe-
reiche und Handlungsfelder mit der spezifischen Aufgabe der Vernetzung stehen
hier im Fokus (Bund, Land, Kommune, teilweise auch Begleitprojekte). Dabei
werden sowohl die Querverbindungen innerhalb des Bundesprogramms als auch
seine Vernetzung mit externen Strukturen betrachtet.

Als lernendes Programm unterstiitzt , Demokratie leben!“ auf verschiedene
Weise innovative Formen der zivilgesellschaftlichen und padagogischen Praxis,
was sich insbesondere in den Modellprojekten und den Projekten des Innovati-
onsfonds zeigt, die im Mittelpunkt des Kapitels 4 stehen. Hier werden die Fakto-
ren von Innovationsproduktion beleuchtet und die wichtigsten Innovationen der
Forderperiode prasentiert. Dabei geht es einerseits um Innovationen im pidago-
gischen Bereich, etwa durch Methodenentwicklung, aber auch um die Adressie-



rung struktureller Probleme oder der sozialen/beratenden Praxis. Andererseits
werden auch Innovationen der zivilgesellschaftlichen Arbeit und Projektumset-
zung z. B. hinsichtlich Zielgruppenerreichung, Vernetzung und Transfer in den
Blick genommen.

Gegenstand von Kapitel 5 ist die Frage, wie die Erkenntnisse, aber auch die
Netzwerke und Organisationsstrukturen, die im Zuge des Bundesprogramms
entwickelt wurden, anderen Akteuren, der Offentlichkeit sowie der Fachpraxis
zur Verfiigung gestellt und von diesen aufgenommen werden. Transfer ist vor
dem Hintergrund des zeitlich begrenzten Bundesprogramms als eine Nach-
haltigkeitsstrategie zu verstehen, auch wenn im Betrachtungszeitraum ein
Nachweis von Nachhaltigkeit nur punktuell zu erbringen ist. Gleichzeitig ist
dieses Verstindnis nur eine der moglichen Perspektiven auf das Verhiltnis von
Transfer und Nachhaltigkeit. In diesem Sinn vertieft dieses Kapitel auch Aspekte
gelingender Nachhaltigkeit.

Den Abschluss des Teils II bildet Kapitel 6, das die Erkenntnisse zu den Wir-
kungen des Bundesprogramms auf die Zielgruppen der geférderten Angebote zu-
sammentragt. Diese Wirkungen auf Zielgruppenebene sind ein zentrales Ziel im
Bundesprogramm, werden jedoch auch im Sinn eines Modellprogramms durch
weitere Ziele, etwa des Transfers, erginzt. Im Mittelpunkt des Kapitels stehen die
Antworten auf die Fragen, welche Effekte auf dieser Ebene nachgewiesen wer-
den konnten und welche Kontextfaktoren bei ihnen eine Rolle gespielt haben. Be-
riicksichtigt werden dabei die unterschiedlichen Ziele und Handlungslogiken der
verschiedenen Angebote und Handlungsbereiche sowie die adressierten hetero-
genen Zielgruppen. Das Kapitel legt neben der Diskussion der Ergebnisse auch
eine kritische Einordnung der Wirkungsanalysen vor.

Teil IIT des Bandes erginzt die summativen Wirkungsanalysen des Teils II
und fokussiert verschiedene Entwicklungen im Programm, die im Verlauf der
Forderperiode und im Zuge seiner Umsetzung sichtbar wurden.

Kapitel 7 untersucht zunichst die Begriffsgeschichten zentraler Programm-
konzepte (beispielsweise Demokratieférderung, Extremismuspravention, Viel-
faltgestaltung) und die damit verbundenen wissenschaftlichen Diskurse. Einge-
gangen wird dabei auch auf die Verwendung dieser Begrifte in der Praxis sowie
aufihren forderlichen oder hinderlichen Einfluss auf die konkrete Arbeit.

Zu den Entwicklungen im Programm, die im Verlauf der Forderperiode und
im Zuge seiner Umsetzung sichtbar wurden, gehort die der Digitalisierung. Sie
schreitet gesamtgesellschaftlich voran und birgt neben neuen Chancen der Sicht-
barmachung und Beteiligung im Sinn demokratischer Prinzipien die Gefahr in
sich, die politische Offentlichkeit zu fragmentieren und neue Formen demokra-
tie- und menschenfeindlicher Ubergriffe zu verbreiten. In Kapitel 8 wird darge-
stellt, welche konkreten Auswirkungen der Digitalisierung als Gegenstandsbe-
reich und als Instrument der Projektarbeit auf das Bundesprogramm und seine
Akteur:innen zu beobachten waren. Betrachtet wird dabei insbesondere, welche



neuen Ansitze der Zielgruppenerreichung und welche Themenschwerpunkte ge-
wahlt wurden und wo sich hierbei ein digitaler Zugang besonders bewahrt hat.

Demokratische Ordnungen sind dynamische Systeme, in denen nicht nur
Machtverhiltnisse, politische Stimmungslagen und die Strukturen der politi-
schen Offentlichkeit Konjunkturen unterliegen. Auch die konkrete Form der
Beteiligung von Menschen an der Demokratie dndert sich mit der Zeit. Das
Augenmerk von Kapitel 9 liegt darauf, wie das Programm auf diese Wandlungs-
prozesse und entsprechenden Herausforderungen konkret reagiert hat. Das
gilt sowohl hinsichtlich der Bearbeitung struktureller Benachteiligung von
(politischer) Teilhabe und des Umgangs mit demokratiegefihrdenden Erosions-
prozessen der politischen Offentlichkeit als auch in Bezug auf aktuell umgesetzte
Formate der Férderung von Engagement in den Handlungsfeldern des Bundes-
programms sowie der Forderung politischer Partizipation und gesellschaftlicher
Teilhabe.

Gesellschaftliche Emanzipationsbewegungen und politische Praxen gruppie-
ren sich um zentrale Begriffe, in deren Verwendung sich politische Haltungen und
Weltdeutungen auf exemplarische Weise verdichten. Dabei fungieren diese Be-
griffe nicht nur als umkimpfte Schauplitze der Definitions- und Organisierungs-
bemithungen, sondern produzieren auch Ein- und Ausschliisse: In den konkreten
Akten ihres Gebrauchs wird zugleich festgelegt, was mit ihnen bezeichnet und zu-
sammengefithrt sowie ausgesondert und ferngehalten wird. Vor diesem Hinter-
grund sind die Ankerbegriffe des Bundesprogramms , Demokratie leben!“ zu ver-
stehen, die sich sowohl prigend auf die Aufenwirkung und den Einflussbereich
des Programms als auch strukturierend auf die konkrete Projektpraxis auswir-
ken.

Kapitel 10 beschiftigt sich mit Themen, die im Lauf der Programmperiode
zunehmend relevant geworden sind. Wihrend der Laufzeiten von Forderpro-
grammen koénnen unerwartete Ereignisse ein kurzfristiges Umsteuern notig
machen, was eine gewisse Flexibilitit der Programmarchitektur voraussetzt. Ge-
rade die aktuelle Forderperiode von ,Demokratie leben!“ zeigt, wie Programme
von gesellschaftspolitischen GrofRereignissen iiberrascht werden konnen. Doch
auch abgesehen von den unbestindigen weltpolitischen Grofwetterlagen zeich-
nen sich neue Themen und Herausforderungen ab, die aus gesellschaftlichen,
aber auch fachlichen Entwicklungen resultieren. Beleuchtet wird die Entstehung
solcher Themen und der Umgang mit ihnen im Bundesprogramm.

Das Bundesprogramm widmet sich auf inhaltlich vielfiltige Weise der
Bearbeitung gesellschaftlicher Vielfaltgestaltung und gruppenbezogener Dis-
kriminierung. Kapitel 11 untersucht, wie im Bundesprogramm geschlechtliche
Gleichstellung und gesellschaftliche Vielfalt abgebildet und geférdert werden.
Dabei werden die Mafinahmen, Erfolge und Hindernisse bei der Umsetzung
dieser Ziele innerhalb des Programms iiberblicksartig dargestellt sowie Entwick-
lungsbedarfe herausgearbeitet.
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Teil IV présentiert in Kapitel 12 bilanzierend auf der Grundlage aller im Band
zusammengetragenen Erkenntnisse den Stand des Bundesprogramms und sei-
ner Umsetzung. Darauf aufbauend werden abschliefiend Empfehlungen formu-
liert, die bei der Weiterentwicklung des Programms beriicksichtigt werden soll-

ten.
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1 Das Bundesprogramm
,Demokratie leben!”

Frank Greuel, Kari-Maria Karliczek, J. Olaf Kleist und
Sebastian Winter

1.1 Ausgangssituation

Die Demokratie steht zunehmend unter Druck. Antidemokratische und verfas-
sungsfeindliche Einstellungen gewinnen in der Bevolkerung an Zustimmung
und stellen Vielfalt, Pluralitit und Zusammenhalt infrage (Zick/Kiipper/Mokros
2023). Toleranz, Teilhabe und Solidaritit als Voraussetzung demokratischer
Aushandlungen miissen daher verteidigt und immer wieder vermittelt werden.
Knapp vier von fiinf Personen in Deutschland sahen im Jahr 2023 die Demokratie
starker gefihrdet als noch fiinf Jahre zuvor und 85 Prozent sehen es als eine
Aufgabe der Bundesregierung, sich noch mehr fiir eine lebendige und starke
Demokratie einzusetzen (Kleist/Weiberg/Scholl 2023). Diese Einschitzungen
sind nicht zuletzt vor dem Hintergrund verschiedenster demokratie- und men-
schenfeindlicher Entwicklungen und terroristischer Anschlige zu sehen. Die
Forderung von Demokratie, die Privention von Extremismus und Radikalisie-
rungen sowie die Gestaltung von Vielfalt und diskriminierungskritischer Praxis
sind folglich dringend notwendige staatliche Aufgaben. 2016 verabschiedete
die Bundesregierung eine Strategie zur Extremismuspravention und Demo-
kratieforderung (BMFSFJ/BMI 2016). Bestandteil dieser Strategie ist auch das
Bundesprogramm , Demokratie leben!“.

1.2 ,Demokratie leben!” als multidimensionales Forderprogramm

,Demokratie leben!ist das grofite Demokratieférderprogramm in Deutschland
und wurde von 2020 bis 2024 in einer zweiten Programmperiode umgesetzt.
Gefordert vom Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSF)), stellt es eine Weiterentwicklung der ersten Programmperiode von
,Demokratie leben!“ (2015-2019) sowie der Vorgingerprogramme ,Vielfalt tut
gut“und ,Toleranz férdern — Kompetenz stirken“ dar.

Bereits in der ersten Forderperiode von ,Demokratie leben!“ wurden sowohl
sogenannte nachhaltige Strukturen als auch Modellprojekte zur innovativen Wei-
terentwicklung zivilgesellschaftlicher Ansitze gefordert. Ab dem Jahr 2017 wur-
den damit explizit folgende Themenfelder adressiert: Ausgewihlte Phinomene
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Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Demokratiestirkung im lindli-
chen Raum, Radikalisierungspravention, Engagement und Vielfalt in der Arbeits-
und Unternehmenswelt, Demokratieférderung im Bildungsbereich, Zusammen-
leben in der Einwanderungsgesellschaft, Stirkung des Engagements im Netz —
gegen Hass im Netz sowie Pravention und Deradikalisierung in Strafvollzug und
Bewihrungshilfe. Hieraus wurden entlang von Empfehlungen der wissenschaft-
lichen Begleitungen (Milbradt et al. 2021) Ziele, Schwerpunkte und Strukturen des
Bundesprogramms fiir die zweite Férderperiode ab dem Jahr 2020 weiterentwi-
ckelt.

1.2.1 Programmziele und Programmstruktur 2020-2024

Die zweite Forderperiode von , Demokratie leben!“ startete vor dem Hintergrund
einschneidender demokratie- und menschenfeindlicher Entwicklungen und
rechtsterroristischer Anschlige. Neben dem ,Sommer der Willkommenskultur®
2015 formierten sich seit 2014 auch Pegida-Aufmirsche. Zu verzeichnen war
eine zunehmende Salonfihigkeit von rechtspopulistischen Positionen. 2016 ver-
abschiedete die Bundesregierung eine Strategie zur Extremismusprivention
und Demokratieforderung (BMFSFJ/BMI 2016), die eine Grundlage fiir die neue
Forderperiode wurde. In der Forderrichtlinie von ,Demokratie leben!“ aus dem
August 2019 heifdt es:

»Der Bund gewdihrt [...] eine Zuwendung zur Deckung von notwendigen Ausgaben des Zuwen-
dungsempfingers fiir die Umsetzung von Projekten zur Forderung des Evhalts und der Stirkung
der Demokratie, der Gestaltung von Vielfalt in der Gesellschaft und der Vorbeugung gegen Ex-
tremismus. Im Handlungsfeld Demokratiefsrderung wird das Ziel verfolgt, demokratische Teil-
habe und zivilgesellschaftliche Konfliktregulierung zu stirken. Im Handlungsfeld Vielfaltge-
staltung sollen Projekte das Verstindnis fiir die Selbstverstandlichkeit von Vielfalt und Respekt,
die Anerkennungvon Diversitit und die Arbeit gegen Ideologien der Ungleichwertigkeit fovdern.
Im Handlungsfeld Extremismusprivention werden die zentralen Formen ideologischer Radika-
lisierung bearbeitet: Rechtsextremismus, islamistischer Extremismus und linker Extremismus*
(BMFSEF] 2019h, S. 810).

Wie in der vorherigen Forderperiode stehen dabei die Modellhaftigkeit und der
Strukturaufbau durch die geférderten Projekte und Mafinahmen im Mittelpunkt.
Am Ende solle stets die nachhaltige Wirkung durch den Transfer der Erfahrungen
und Strukturen in die Arbeit von Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung — un-
abhingig vom Bundesprogramm — stehen.

Das Bundesprogramm unterteilt sich in zwei grof3e Fordersiulen — ,nachhal-
tige Strukturen“und Modellprojekte — und wird von iibergreifenden Mafinahmen
begleitet (vgl. Abb. 1.1).
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Abbildung 1.1: Struktur des Bundesprogramms ,Demokratie leben!”

Nachhaltige Strukturen: Modellprojekte:
* Kommune (Partnerschaften fiir * Demokratieforderung
Demokratie) * Vielfaltgestaltung
* Land (Landes-Demokratiezentren) * Extremismuspréivention
* Bund (Kompetenzzentren und
Kompetenznetzwerke) Innovationsfonds:
* Innovationsfonds I 2021-2022
* Innovationsfonds II 2023-2024

Programmevaluation und wissenschaftliche Begleitung, Begleitprojekte, Forschungsvorhaben,
Programmadministration

Quelle: Eigene Darstellung

Die Unterteilung der ,nachhaltigen Strukturen® erfolgt gemaf3 den féderalen
Ebenen: Im ,Handlungsbereich Bund“ werden 14 bundesweit arbeitende Kompe-
tenzzentren und -netzwerke gefoérdert, d. h. Verbiinde freier Triger, die inhalt-
lich spezifisch zu den Themenfeldern des Bundesprogramms Expertise sammeln,
weiterentwickeln und disseminieren. Die Kompetenzzentren und -netzwerke be-
fassen sich beispielsweise mit den Themen Rechtsextremismus, schulische und
auflerschulische Bildung im Jugendalter, Demokratiebildung im Kindesalter oder
islamistischer Extremismus.

Auf Bundesland-Ebene angesiedelt ist der ,Handlungsbereich Land“ mit den
Landes-Demokratiezentren. In allen Bundeslindern vernetzen und koordinieren
sie die Aktivititen der Demokratieforderung, Vielfaltgestaltung und Extremis-
muspravention, wozu auch die von freien Trigern gestellten und durch das
Bundesprogramm und teilweise durch Landesprogramme finanzierten Teams
der Mobilen Beratungen gegen Rechtsextremismus, der Opfer- und Betroffenen-
beratungen sowie der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit gehéren. Die Landes-
Demokratiezentren sind hiufig an Landesministerien angebunden.

Der ,Handlungsbereich Kommune“ schliefdlich umfasst im Kern die Partner-
schaften fiir Demokratie, lokale Co-Governance-Strukturen, die von Kommune
und Bund (und teilweise von den Lindern) finanziert werden, mit Personalstellen
in der Kommunalverwaltung und bei einem freien Trager vor Ort. Ihre Aufgabe ist
die Vernetzung der lokalen prodemokratischen Zivilgesellschaft, Verwaltung und
Politik sowie die Férderung lokal geeigneter Initiativen und Projekte zur Demo-
kratiefsrderung und Extremismuspravention. Insgesamt werden im November
2024 bundesweit 357 Partnerschaften fiir Demokratie gefordert.

Neben der Férdersdule ,nachhaltige Strukturen® existiert noch die Siule der
Modellprojekte. In diesen Projekten, die zivilgesellschaftliche Tragerorganisatio-
nen durchfiihren, sollen innovative Ansitze entwickelt und erprobt werden. Nach
erfolgreicher Erprobung sollen die entwickelten Methoden und Materialien in der
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padagogischen Praxis der Kinder- und Jugendhilfe sowie anderen Regelstruk-
turen eingesetzt werden. Modellprojekte werden in den drei Handlungsfeldern
,Demokratieférderung®, ,Vielfaltgestaltung” und ,Extremismuspravention ge-
tordert, die mehrere Themenfelder umfassen (vgl. Tab. 1.1).

Tabelle 1.1: Themenfelder der Modellprojekte

Demokratieforderung Vielfaltgestaltung Extremismuspravention
o Demokratieforderung | e Antisemitismus e Rechtsextremismus
im Kindesalter e Antiziganismus e Islamistischer Extremismus
o Demokratieforderung | e Islam- und Muslimfeindlichkeit e Linker Extremismus
im Jugend- und jungen | ¢ Homosexuellen- und e Préavention und
Erwachsenenalter Trans*feindlichkeit Deradikalisierung in Strafvollzug
e Rassismus und Bewahrungshilfe
e Chancen und Herausforderungen | ¢ Phdnomeniibergreifende
der Einwanderungsgesellschaft - Pravention: Wechselwirkungen
Vielfalt und Antidiskriminierung einzelner Phanomene,

Deeskalationsarbeit

Quelle: Eigene Darstellung

Im Jahr 2024 werden im Handlungsbereich Demokratieférderung 33 Modell-
projekte im Bereich Vielfaltgestaltung 77 Modellprojekte und im Bereich Extre-
mismusprivention 51 Modellprojekte gefordert.

Mit dem Innovationsfonds wurde im Programmverlauf eine weitere Form der
Forderung von zweijahrigen Projekten ermoglicht, die ,als Impulse gegen aktuel-
le demokratiefeindliche Handlungen wirken*sollen (BMFSF] 2020f, S. 4). Aufgabe
der Projekte ist es, ,kurz- und mittelfristige Interventionen und Konfliktbearbei-
tungen oder bislang im Bundesprogramm unterreprisentierte Handlungsansit-
ze“zuerproben (ebd.), um so auf aktuelle demokratiefeindliche Entwicklungen zu
reagieren. Wihrend der Innovationsfonds I (2021-2022) 22 Projekte thematisch
relativ offen forderte, wurden im Innovationsfonds II (2023-2024) insgesamt 99
Projekte in den Themen Verschworungsdenken/-narrative und Falschinformati-
on, Starkung demokratischer Konfliktkompetenz in der Auseinandersetzung mit
gesellschaftlich und politisch kontroversen Themen, Unterstiitzung neuer Ansit-
ze in der Auseinandersetzung mit Phinomenen Gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit sowie der Privention von Rechtsextremismus und Ultranationalis-
mus in der Migrationsgesellschaft gefordert.

Teil des Programms sind zudem 20 Begleitprojekte (BMFSF] o.].). Diese die-
nendazu, die geférderten Projekte in ihrer Arbeit zu unterstiitzen, zur Weiterent-
wicklung ihrer Arbeit beizutragen und sie fachlich zu vernetzen. Zudem werden
einzelne Forschungsprojekte zur Unterstiitzung der Entwicklung des Bundespro-
gramms gefordert.

Mit diesen Mafinahmen fokussiert das Bundesprogramm auf die Resilienz
der Zivilgesellschaft. Demokratie basiert auf einer aktiven und aufgeklirten Zivil-
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gesellschaft, die fir sich und die Gesellschaft Verantwortung tibernimmt — aber
auchin die Lage versetzt werden muss, diese Verantwortung iibernehmen zu kon-
nen. Das Bundesprogramm , Demokratie leben!“ soll hierzu einen spezifischen
Beitrag leisten und so den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die demokra-
tische Aushandlung der Meinungs- und Interessenpluralitit nachhaltig verbes-
sern. Dies geschieht nicht zuletzt dadurch, dass Heranwachsende als wichtige
Zielgruppe des Bundesprogramms angesprochen und Kompetenzen fir die Teil-
habe an demokratischen Prozessen vermittelt und entsprechende Erfahrungen
geboten werden.

Neben der unmittelbaren Umsetzung von Praxisprojekten, die den Kern des
Bundesprogramms bilden, existiert eine unterstiitzende Struktur, die neben
sogenannten Begleitprojekten und einzelnen Forschungsprojekten auch die Eva-
luation umfasst. Die Beantwortung evaluativer Fragen oblag einem Verbund von
vier Praxisforschungsinstituten, die das Bundesprogramm , Demokratie leben!“
wissenschaftlich begleiteten. Dabei geht es sowohl um Wirkungsevaluationen
als auch um die Analyse der Umsetzung des Programms, seiner Projekte und
seiner Maflnahmen, um sowohl Gelingensbedingungen als auch Herausforde-
rungen zu identifizieren und auf dieser Grundlage eine Weiterentwicklung des
Bundesprogramms anzuregen.

1.2.2 Rahmenbedingungen

Im Laufe der funf Jahre der Forderperiode von 2020 bis 2024 haben sich die
genannten politisch-gesellschaftlichen Entwicklungen weiter zugespitzt. Noch
wahrend der Ausschreibung bzw. des Programmbeginns fanden die Ermordung
Walter Litbckes 2019 sowie die Terroranschlige und Morde von Halle 2019 und
Hanau 2020 statt. In einer Zeit multipler Krisen sind auch neue Geschehnisse als
Rahmenbedingungen des Bundesprogramms hinzugekommen. Das weitere Er-
starken von demokratie- und menschenfeindlichen, oftmals von populistischen
und verschworungsgliubigen Haltungen befeuerte Bewegungen, Wahlerfolge
rechtspopulistischer und -extremer Parteien, die Eskalation des israelbezogenen
Antisemitismus nach dem Angriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023,
dem damit verbundenen Progrom an Juden und des darauffolgenden Krieges in
Gaza/Israel, aber auch das Anwachsen muslim:innenfeindlicher Stimmungen,
haben die Férderperiode gepragt. Gleichzeitig waren kraftvolle Gegenbewegun-
gen und der Ausbau prodemokratischer Strukturen zu beobachten - von der
wachsenden 6ffentlichen Sensibilitdt fiir intersektionale Diskriminierungsver-
hiltnisse, iiber die internationale Black-Lives-Matter-Bewegung im Jahr 2020 bis
hin zur (Re-)Aktivierung von lokalen Biirger:innenbiindnissen und den grofien
Demonstrationen gegen Rechtsextremismus und Rassismus im Frithjahr 2024.
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Die Bundesregierung reagierte auf die genannten problematischen Ent-
wicklungen mit vielfiltigen Mafinahmen. So wurde der Kabinettausschuss zur
Bekimpfung von Rechtsextremismus und Rassismus gebildet, der die Neu-
entwicklung bzw. Stirkung entsprechender Mafnahmen forcierte. Aufierdem
wurden neue Positionen in Form verschiedener Beauftragter der Bundesre-
gierung etabliert (z. B. fur Antirassismus oder fiir die Akzeptanz sexueller und
geschlechtlicher Vielfalt) und die 2016 beschlossene Strategie zur Extremismus-
pravention und Demokratieforderung zur Strategie ,Gemeinsam fiir Demokratie
und gegen Extremismus“ weiterentwickelt. Sie ist explizit darauf ausgerich-
tet, die Demokratie zu schiitzen, indem sie einerseits durch die Stirkung von
Engagement sowie politische Bildung und Demokratiebildung von innen her-
aus gestarkt wird. Andererseits soll demokratiegefihrdenden Entwicklungen
entgegengetreten werden (BMI 2024).

Das Bundesprogramm hat bereits wihrend dieser Entwicklungen reagiert
und themenspezifische Mittelaufstockungen, die Férderung zusitzlicher Projek-
te sowie die Einrichtung des Innovationsfonds ermoglicht.

Kurz nach Beginn der Forderperiode setzte die Covid-19-Pandemie ein, die
die Umsetzung des Bundesprogramms und geférderter Projekte mafgeblich
einschrinkte und die Umsetzung nachhaltig beeinflusste. Alle Formate, die auf
Begegnung und personlichen Austausch ausgerichtet waren, eine wesentliche
Voraussetzung der meisten pidagogischen, Vernetzungs- und Beratungsansaitze,
konnten nicht wie geplant umgesetzt werden. Dies schrinkte gerade zu Beginn
die Zielgruppenerreichung, aber auch die Durchfithrung von Veranstaltungen
und anderer MafSnahmen, nicht zuletzt die Kommunikation und die Zusammen-
arbeit in Projektteams, stark ein. Wie in allen gesellschaftlichen Bereichen fiithrte
das zu Anpassungen und einer Digitalisierung vieler Prozesse, was zunachst
die unmittelbare Wirksambkeit beeintrichtigte, aber auch umfangreiche Anpas-
sungen, Weiterentwicklungen und Innovationen in vielen Programmbereichen
ermoglichte. Wie die Kapitel des vorliegenden Buchs deutlich machen, reagierten
der Programmgeber, Begleitprojekte und insbesondere die programmumsetzen-
den Projekte schnell und kreativ auf die neuen Umstinde und konnten das im
Prozess Gelernte auch nach der Pandemie weiter anwenden, um ihre Wirkungen
zu verbessern und auszuweiten.

1.2.3 Wissenschaftliche Begleitungen und Evaluation — Struktur

Ein Evaluationsverbund aus den vier Forschungsinstituten Camino — Werkstatt
fiir Fortbildung, Praxisbegleitung und Forschung im sozialen Bereich gGmbH
(Camino), Deutsches Jugendinstitut e. V. (DJI), Deutsches Zentrum fiir Integra-
tions- und Migrationsforschung e. V. (DeZIM) und Institut fiir Sozialarbeit und
Sozialpidagogik e. V. (ISS) — begleitete das Bundesprogramm in der zweiten

19



Forderperiode wissenschaftlich und evaluierte seine Umsetzung, Zielerreichung
und Wirkungen. Fiir die verschiedenen Handlungsbereiche und -felder waren
jeweils einzelne Institute mit ithren Mitarbeitenden zustindig (fir eine Liste der
beteiligten Personen siehe ,Verzeichnis der im Zeitraum 2020-2024 im Evaluati-
onsverbund mitwirkenden Personen in den wissenschaftlichen Begleitungen und
der Gesamtevaluation“am Ende dieses Bandes). Die Koordination des Verbundes
und die Gesamtevaluation des Bundesprogrammes mit einem iibergreifenden
Blick auf das Programm jenseits seiner einzelnen Handlungsbereiche und -felder
hat das DJI iitbernommen.

Die Berichte der wissenschaftlichen Begleitungen sowie der Gesamtevaluati-
on stellen dem BMFSF] steuerungsrelevante Informationen zur Verfiigung, um
die Zielerreichung der geférderten Projekte in den Blick zu nehmen, Entwick-
lungen und (neue) Herausforderungen zu identifizieren, im laufenden Programm
Anpassungen vorzunehmen und das Programm fiir neue Férderperioden weiter-
zuentwickeln. Den Praktiker:innen vor Ort liefern sie eine Grundlage, ihre eige-
nen Aktivititen und Erfahrungen in einen grofieren Kontext einzuordnen und zu
reflektieren sowie ihre Prozesse und Wirkungen zu verbessern und dabei auch
von den Erfahrungen der anderen Akteur:innen im Bundesprogramm zu lernen.

1.3 Datenbasis des Abschlussberichts

Die dargestellte Programmarchitektur zeigt, wie heterogen und komplex das
Bundesprogramm ist. Es umfasst diverse Akteure, die auf den féderalen Ebenen
mit unterschiedlichen Zielstellungen mit einer groflen Bandbreite an Ziel-
gruppen arbeiten. So stehen auf der einen Seite die (Weiter-)Entwicklung von
Strukturen im Mittelpunkt, wihrend der grofde Sektor der Modellprojekte als ei-
nen zentralen Auftrag die Entwicklung und Erprobung pidagogischer Angebote
mit jungen Menschen hat. Die unterschiedlichen Akteur:innen und Strukturen
arbeiten auf den unterschiedlichen Ebenen nach unterschiedlichen Hand-
lungslogiken. Entsprechend gehen die jeweils zustindigen wissenschaftlichen
Begleitungen unterschiedlichen Fragestellungen nach und tun dies entlang spe-
zifischer methodischer Designs und in eigenen zeitlichen Rhythmen, angepasst
an ihren jeweiligen Untersuchungsgegenstand. Neben diesen Unterschieden, die
iibergreifende Perspektiven und Aussagen begrenzen, existieren aber grundsitz-
liche Gemeinsamkeiten, die es ermoglichen, trotzdem zu Erkenntnissen tiber
das gesamte Programm zu kommen.

Die gemeinsame Basis bilden zunichst vor allem gemeinsame Leitfragen zu
den Themen, die auch dem Bericht zugrunde liegen: Wirkung, Nachhaltigkeit,
Transfer und die Frage nach Rahmenbedingungen, die hierauf Einfluss haben.
Auch die Ausrichtung sowohl an formativen als auch summativen Funktionen
von Evaluation schafft eine gemeinsame Perspektive auf den Gegenstand. Und
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nicht zuletzt ist die methodische Ausrichtung an Mixed-Methods-Designs eine
konstante Gemeinsamkeit innerhalb des Forschungsverbundes. Der vorliegende
Bericht bringt die Ergebnisse der unterschiedlichen wissenschaftlichen Beglei-
tungen sowie der Gesamtevaluation zusammen. Dafiir wurden die bis Juni 2024
erstellten Einzelberichte sowie Working-Papers und Befunde aus dem regel-
mifligen Austausch innerhalb des Forschungsverbundes beriicksichtigt und
jeweils Gemeinsamkeiten, Unterschiede und Besonderheiten der verschiedenen
Programmbereiche analysiert. Ziel ist es, mit dieser Zusammenfithrung die
Ergebnisse des Bundesprogramms als Ganzes aufzuzeigen, Herausforderungen
fiir die Umsetzung des Programms zu benennen ebenso wie relevante Faktoren
tiir die Erreichung der Programmpziele herauszuarbeiten.

21






Il Wirkungen und Zielerreichungen



2 Zielgruppen und deren Erreichung

Maren Jutz, Tim Roing und Maria Jakob

2.1 Einleitung

Ein zentrales Erfolgskriterium des Bundesprogramms , Demokratie leben!“ist die
Adressierung und das Erreichen, aber auch die Bindung der verschiedenen Ziel-
gruppen durch die geférderten Triger mit ihren spezialisierten und unterschied-
lichen Ausrichtungen. Die Hauptzielgruppe des Bundesprogramms sind Kinder
und Jugendliche, die entweder durch Projektarbeit direkt oder iiber die Arbeit
mit sozialisationsrelevanten Akteur:innen indirekt adressiert werden sollen (vgl.
BMFSF] 2019b, 2022a). Dariiber hinaus sind die Zielgruppen in der Férderrichtli-
nie (vgl. BMFSF] 20222) und den Férdergrundsitzen der Handlungsbereiche und
Handlungsfelder differenzierter u.a. nach Altersgruppen, zugeschriebenen Ei-
genschaften, Titigkeit, riumlicher Verortung, Lebensumfeld, Identititszuschrei-
bungen etc. bestimmt. Diese breite Zielgruppenbeschreibung kann kritisch als
zu unspezifisch und herausfordernd betrachtet werden, da die Wirksamkeit von
Mafnahmen auch von umfassenden bzw. genauen Beschreibungen der Zielgrup-
pe abhingig ist. Die Breite der Zielgruppen ist auch durch die Programmgrofe,
die verschiedenen Ebenen, auf denen ,Demokratie leben!“ stattfindet, und die
heterogenen Ziele der unterschiedlichen Programmbereiche bedingt. Eine zen-
trale Aufgabe fiir die Programmakteure besteht also darin, eine Ausgewogenheit
zwischen differenzierter und allgemeinerer Zielgruppe herzustellen (vgl. Bliimel/
Lehmann/Hartung 2024).

Das vorliegende Kapitel zeigt kursorisch die unterschiedlichen Aspekte der
Zielgruppen auf und geht auf deren Erreichung und Nichterreichung innerhalb
des Bundesprogramms , Demokratie leben!“ ein. Es geht den Fragen nach, wel-
che Zielgruppen in der zweiten Férderphase von , Demokratie leben!“ adressiert
und auf welchen Wegen erreicht werden. Hierbei werden auch Bedingungen
skizziert, die sich forderlich auf die Zielgruppenerreichung auswirken. Neben
der Erreichung ist aber ebenso die Analyse der nicht erreichten Zielgruppen rele-
vant. Fiir ein besseres Verstindnis, was Nichterreichung oder Nichtnutzung von
Angeboten aus Adressat:innenperspektive generell bedeutet, wird das defizitori-
entierte Labeling der sogenannten schwer erreichbaren Zielgruppen konzeptuell
diskutiert. In den folgenden Schritten wird dargestellt, fiir wen die Angebote des
Bundesprogramms in den unterschiedlichen Handlungsbereichen/Handlungs-
feldern schwer erreichbar sind und was mogliche Griinde fiir die Nichtnutzung
sind. Ein dritter Aspekt des Kapitels bezieht die Frage der Zielgruppenerreichung
exemplarisch auf das Querschnittsziel Digitalisierung/Digitalitit. Dabei wird
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Bezug auf den digitalen Raum als einerseits riumliche Verortung der Zielgruppe
selbst und andererseits als Ort fiir die Arbeit mit Zielgruppen genommen.

AbschliefRend werden die Analysen und Ergebnisse zum Thema Zielgruppen
und Zielgruppenerreichung des Bundesprogramms in einer Zwischenbewertung
zusammengefasst.

2.2 Zielgruppen des Programms und deren Erreichung

Aufgabe derer, die die Programme umsetzen, ist es, die vielschichtigen anvisier-
ten Zielgruppen — Kinder und Jugendliche, junge Erwachsene, Familien, pidago-
gische und nichtpidagogische Fachkrifte, Multiplikator:innen, Zivilgesellschaft,
Institutionen wie Kommunen, Dachverbinde, Regelstrukturen der Kinder- und
Jugendhilfe etc. (vgl. Jiitz et al. 2023, S. 52f.; BMFSF] 2022a) — mittels spezifi-
scher Angebote systematisch zu adressieren sowie zu erreichen. Die zunichst all-
gemein beschriebenen Zielgruppen, beispielsweise anhand soziodemografischer
Merkmale, Motivationen oder ihrer Zugehorigkeit zu bestimmten Milieus, wer-
den dann weiter prizisiert durch die Programmbereiche und Themenfelder sowie
durch die Arbeit der Triger, die sich an den Bedirfnissen der jeweiligen Adres-
sat:innen orientieren.

2.2.1 Fachkrafte und Multiplikator:innen sind zentrale Zielgruppen des
Bundesprogramms

Ein konkreteres Bild der adressierten und erreichten primaren, sekundiren, aber
auch erweiterten Zielgruppen des Bundesprogramms ergibt sich aus den Daten
der Online-Erhebung der Gesamtevaluation im Zeitraum des Jahreswechsels
2023/2024. Bei der Zielgruppensegmentierung werden die primiren Zielgrup-
pen als die Hauptzielgruppen verstanden, also diejenigen, die direkt durch die
Projekte angesprochen werden. Sekundire Zielgruppen hingegen beziehen sich
auf indirekte Adressat:innen, die nicht im direkten Fokus der Projekte stehen.
Erweiterte Zielgruppen sind potenzielle Adressat:innen, die in den Projektkon-
zeptionen nicht zwangsliufig beriicksichtigt werden. Bei der Auswertung der
Daten der Online-Erhebung der Gesamtevaluation zu den Zielgruppen (vgl. Tab.
2.1) zeichnet sich ab, dass tiber alle Handlungsbereiche /Handlungsfelder hinweg
padagogische Fachkrifte und Multiplikator:innen die am hiufigsten adressierte
Zielgruppe von ,Demokratie leben!“ darstellen.!

1 Insbesondere hinsichtlich der Zielgruppe Multiplikator:innen bzw. der Ausbildung von Ehren-
amtlichen sowie Fachkriften zu Multiplikator:innen lassen sich die Zahlen u. a. auch mit Be-
funden der wissenschaftlichen Begleitung fiir den Handlungsbereich Bund (vgl. Heinze et al.
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Tabelle 2.1: Zielgruppen der Programmbereiche

Zielgruppe Bund Kommune | MP DF | MP VG | MP EP | Gesamt
(n=26) | (n=176) (n=22) [ (n=45) | (n=32) | (n=301)

P&dagogische Fachkrafte Anzahl | 24 143 15 34 26 242
Anteil [923% |813% 682% |756% |813% |804%

Sonstige Fachkréfte (z.B. aus | Anzahl | 17 81 9 21 15 143

Verwaltung, Sicherheitsbehor- -

den) Anteil |654% |46,0% 409% [46,7% |469% |475%

Multiplikator:innen Anzahl | 26 160 18 40 22 266

Anteil [ 100,0% | 90,9% 818% |889% [688% |884%

Ehrenamtliche Anzahl | 15 140 11 23 12 201
Anteil | 57,7% |795% 50,0% |51,1% |375% |668%
Personen, die nicht besonders | Anzahl | 11 87 8 17 12 135

geféhrdet sind, demokratie-/
menschenfeindliche Orientie-
rungen zu entwickeln

Anteil [423% |494% 364% |378% [375% |449%

Personen/Gruppen, die be- Anzahl | 5 72 12 14 26 129
sonders geféhrdet sind, demo-
kratie-/ menschenfeindliche
Orientierungen/Einstellungen
zu entwickeln

Anteil [19,2% |409% 545% |31,1% |813% [429%

Personen/Gruppen, die ge- Anzahl |17 99 13 32 7 168
fahrdet sind, Opfer von rechter,
rassistischer und anderer
menschenfeindlicher Gewalt
zu werden oder bereits gewor-
den sind

Anteil |654% |563% 591% |711% |219% |[558%

Personen/Gruppen, die wenig | Anzahl | 10 111 16 20 12 169
bis gar nicht an gesellschaft-
lichen und/oder politischen
Prozessen teilhaben

Anteil [385% |63,1% 727% |444% |375% |561%

Personen/Gruppen mit demo- | Anzahl |5 43 5 7 19 79
kratie-/ menschenfeindlichen
Orientierungen/Einstellungen

Anteil [192% |244% 227% |156% [594% |262%

Wir richten uns an keine spezi- | Anzahl | 0 22 1 1 0 24
elle Zielgruppe.

Anteil | 0,0% 12,5% 4,5% 22% 0,0% 8,0%

Frage: ,An wen richtet sich Ihr Angebot?" (Mehrfachantworten maglich)

Befragte: Im jeweiligen Programmbereich geforderte Projekte

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Kommune:
Handlungsbereich Kommune - Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF: Handlungsbereich Modellpro-
jekte im Handlungsfeld Demokratieférderung; MP VG: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungs-
feld Vielfaltgestaltung; MP EP: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismuspréa-
vention

Anmerkung: Der Handlungsbereich Land erscheint in dieser Erhebung nicht, da aufgrund seiner Spezifik
andere Fragen zur Zielgruppe erhoben wurden. Der Bereich Innovationsfonds wurde ebenfalls nicht
befragt, da die Laufzeit der Projekte nur zwei Jahre betrégt. Ziel der Innovationsprojekte ist es, kurzfris-
tig auf aktuelle Entwicklungen in allen Handlungs- und Themenfeldern zu reagieren. Da im Jahr 2023
neue Innovationsprojekte ihre Arbeit aufnahmen, ware eine Befragung fiir die Vergleichbarkeit nicht
zielfihrend gewesen.

Quelle: Kolke/Wilken/Zierold 2024
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Des Weiteren spiegeln die Daten die Spezifik und Differenziertheit der
adressierten Zielgruppen u. a. aufgrund des zugeordneten Handlungsbereiches
bzw. Handlungsfeldes wider. So ist es konsequent, dass eine Hauptzielgrup-
pe der Modellprojekte Extremismusprivention aus ,Personen/Gruppen, die
besonders gefihrdet sind, demokratie-/menschenfeindliche Orientierungen/
Einstellungen zu entwickeln“ (81,3 Prozent) besteht, oder dass insbesondere die
Modellprojekte Demokratieférderung (72,7 Prozent), aber auch die Partnerschaf-
ten fiir Demokratie (63,1 Prozent) Personen und Gruppen im Fokus haben, die gar
nicht bis wenig an gesellschaftlichen und/oder politischen Prozessen teilhaben
(vgl. Tab. 2.1). Zu diesen Gruppen zihlen auch Kinder bis zum Alter von 12 Jah-
ren, die, obwohl sie eine artikulierte Zielgruppe des gesamten Programms sind,
primar von den Programmbereichen Modellprojekte Demokratieférderung und
Partnerschaften fiir Demokratie adressiert werden (vgl. Tab. 2.2). Auch wenn das
Programm in seiner Beschreibung ein breites Altersspektrum bei den Zielgrup-
pen abbilden mochte, zeigten bereits die Befunde der Halbzeitbilanz (2020-2022)
(vgl. Jiitz et al. 2023, S. 541T.), dass bei der Adressierung aller Zielgruppen nach
Alter junge Erwachsene (19 bis 27 Jahre) und Erwachsene (ab 28 Jahren) hiufiger
adressiert werden als Kinder und Familien. Dieser Befund resultiert daraus, dass
Fachkrifte und Multiplikator:innen eine Hauptzielgruppe des Programms sind.
Auch fiir die zweite Programmbhailfte von , Demokratie leben!“ ab 2023 lisst sich
dieses Ergebnis feststellen (vgl. Tab. 2.2).

2.2.2 Angebote der Projekte werden von Zielgruppen wahrgenommen

Bei der Erreichung der Zielgruppen lasst sich fiir das Gesamtprogramm konsta-
tieren, dass die Mehrheit der Projekte angibt, diejenigen, die primir adressiert
werden sollten, auch erreicht zu haben (vgl. Abb. 2.1).

Die befragten Projekte geben zudem an, dass neben den urspriinglich defi-
nierten Zielgruppen auch erweiterte Personenkreise, beispielsweise dltere Men-
schen (60 Jahre plus), allgemein Interessierte oder ,zufillige Passanten®, erreicht
wurden. Diese Gruppen nahmen an den Mafinahmen teil, obwohl sie von den Ver-
antwortlichen im Vorfeld weder eingeplant noch gezielt adressiert worden waren.
Insbesondere der nicht explizit auf spezifische Zielgruppen ausgerichtete Hand-
lungsbereich Kommune verzeichnet eine nichtintendierte heterogene Zielgrup-
penerreichung (vgl. Schwall et al. 2022, S. 61-66).

2021, S. 8, 2023, S. 5) oder auch den Bereichen der Modellprojekte wie ,Modellprojekte Demo-
kratieforderung* (vgl. Braun et al. 2022a, S. 47f.) und ,Modellprojekte Vielfaltgestaltung“ (vgl.
Weiberg et al. 2023a, S. 36 ff.) untermauern.
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Tabelle 2.2: Zielgruppen der Programmbereiche nach Alter

Zielgruppe Bund Kommune | MP DF | MP VG | MP EP | Gesamt
(n=26) |(n=176) | (n=22) [ (n=45) | (n=32) | (n=301)
Kinder (bis 12 Jahre) Anzahl | 2 102 11 5 0 120
Anteil |7,7% 58,0% 50,0% |11,1% [0,0% 39,9%
Jugendliche (13 bis 18 Jahre) | Anzahl | 16 156 14 29 22 237

Anteil [61,5% |88,6% 636% |644% |688% |[787%

Junge Erwachsene (19 bis Anzahl | 23 158 17 41 30 269
27 Jahre)
Anteil [88,5% |89,8% 773% [911% |938% |894%
Erwachsene (28 Jahre und Anzahl | 25 157 14 41 24 261
alter
) Anteil [96,2% |892% 63,6% |91,1% |750% |86,7%
Familien Anzahl | 8 70 5 10 3 96

Anteil [30,8% |398% 227% |222% [94% 319%

Frage: ,An wen richtet sich Ihr Angebot? Handelt es sich dabei um ..?" (Mehrfachantworten maglich)
Befragte: Im jeweiligen Programmbereich geforderte Projekte

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Kommune:
Handlungsbereich Kommune - Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF: Handlungsbereich Modellpro-
jekte im Handlungsfeld Demokratieférderung; MP VG: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungs-
feld Vielfaltgestaltung; MP EP: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismuspra-
vention

Quelle: Kolke/Wilken/Zierold 2024

2.2.3 Netzwerkpartner:innen und Multiplikator:innen sind zentral fiir die
Zielgruppenerreichung

Fiir die Zielgruppenerreichung generell, aber auch fiir die Arbeit mit spezifischen
Zielgruppen zeigen die Daten der Online-Erhebung der Gesamtevaluation 2023
(vgl. Kolke /Wilken/Zierold 2024), dass die Projekte aller Programmbereiche der
Zusammenarbeit mit Multiplikator:innen und Netzwerkpartner:innen (vgl. Tab.
2.3) sowie der Durchfithrung eigener Veranstaltungen fiir alle Programmakteure
eine grofde Bedeutung beimessen.

Kooperationen spielen fiir die Zielgruppenerreichung fir alle Projekte nach
Selbsteinschitzung eine grofie Rolle, dies duflern 90,3 Prozent der Projekte
(n=227) (vgl. Tab. 2.4). Allerdings stellt sich bei der Erreichung der Zielgruppen
insbesondere heraus, wie im Folgenden die Daten der Online-Erhebung 2023 der
Gesamtevaluation zeigen, dass Projekte wirkungsvoller bzw. nachhaltiger sein
kénnen, wenn die Zielgruppen von Beginn an aktiv in den Umsetzungsprozess
einbezogen werden. Eine grofe Mehrheit der befragten Triger des Programms
(62,7 Prozent, n=362) gab an, dass sie Anderungen an ihren Projekten vorge-
nommen haben, um die Adressat:innen besser zu erreichen. Diese Anderungen
bestanden in grofien Teilen entweder bei der Methodik, die mehr an die Bedarfe
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Tabelle 2.3: Zielgruppenerreichung ausgewahlter Projekte im jeweiligen Handlungsbereich

Zielgruppe Bund Kommune |MPDF [(MPVG | MP
EP
Kinder (bis 12 Jahre) iiber Multipli- | Anzahl 2 96 9 3 k. A.
kator:innen/Netzwerkpartner:innen
Anteil 100,0% | 941% 81,8% |600% [k A.
Gesamtn |2 102 11 5 k. A.
Jugendliche (13 bis 18 Jahre) iber | Anzahl 15 145 14 26 17
Multiplikator:innen/Netzwerkpart- -
nerinnen Anteil 938% |929% 1000% |89,7% |[773%
Gesamtn | 16 156 14 29 22
Junge Erwachsene (19 bis 27 Jahre) | Anzahl 22 150 15 39 23
lUber Multiplikator:innen/Netzwerk- - o o O o 0
partner:innen Anteil 957% |949% 882% |951% |[767%
Gesamtn | 23 158 17 41 30
Erwachsene (ab 28 Jahren) iiber Anzahl 25 139 13 37 17
Multiplikator:innen/Netzwerkpart- -
nerinnen Anteil 100% 88,5% 929% |902% |[708%
Gesamtn | 25 157 14 41 24
P&dagogische Fachkrafte (in Kinder-, | Anzahl 25 155 17 40 20
Jugend- und Schuleinrichtungen) - N o N o 0
bzw. von Multiplikator:innen fur die | Antell 96.2% | 951% 850% |952% |714%
Teilnzihme an angebotenen.MaBnah- Gesamtn | 26 163 20 42 25
men Uber Netzwerkpartner:innen
Fachkréfte oder Multiplikator:iinnen | Anzahl 25 159 18 41 23
aus zivilgesellschaftlichen Initia- - N - - - N
tiven, Netzwerken, Vereinen und Anteil 962% |97,5% 900% |[976% |821%
Verbandep fiir die Teilnahme am Gesamtn | 26 163 20 42 28
Angebot liber Netzwerkpartner:innen
Engagierte/Ehrenamtliche tiber Anzahl 10 133 11 21 9
Netzwerkpartner:innen
Anteil 66,7% |950% 100,0% |91,3% |750%
Gesamtn | 15 140 11 23 12

Frage: ,Wie gewinnen Sie die Adressat:innengruppe fiir die Teilnahme an lhrem Angebot?”

Befragte: Im jeweiligen Programmbereich geforderte Projekte

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Kommune:
Handlungsbereich Kommune - Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF: Handlungsbereich Modellpro-
jekte im Handlungsfeld Demokratieférderung; MP VG: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungs-

feld Vielfaltgestaltung; MP EP: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismuspréa-

vention
Quelle: Kolke/Wilken/Zierold 2024
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Abbildung 2.1: Nutzung der Projektangebote durch adressierte Personen bzw. Gruppen

In der Regel haben alle Adressierten, die wir
gerne erreichen wollten, das Angebot genutzt.
MPEP (n=32) [l
MP VG (n=45)
MP DF (n=22)

Kommune (n=175) |

Land (n=69) ||
Bund (n=26) |
0% 20% 40% 60% 80% 100%
W trifft nicht zu trifft eher nicht zu M teils/teils
W trifft eher zu trifft zu keine Angabe

Frage: ,Inwieweit haben die von lhnen adressierten Personen bzw. Gruppen an lhren MaBnahmen teil-
genommen bzw. Ihr/e Angebot/e genutzt?”

Befragte: Im jeweiligen Programmbereich geforderte Projekte

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Kommune:
Handlungsbereich Kommune - Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF: Handlungsbereich Modellpro-
jekte im Handlungsfeld Demokratieforderung; MP VG: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungs-
feld Vielfaltgestaltung; MP EP: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismuspra-
vention

Quelle: Kolke/Wilken/Zierold 2024

der Zielgruppe angepasst wurde (86,2 Prozent, n=225), oder es wurde versucht,
die Zielgruppe zu dndern bzw. die anvisierte Zielgruppe mehr mit den Projektzie-
len bzw. mit den Moglichkeiten des Tragers in Einklang zu bringen (55,3 Prozent,
n=219). Verinderungen in der Teamzusammensetzung, um diese mehr an den
Bedarfen der Zielgruppe auszurichten (37,7 Prozent, n=215), spielten ebenfalls
eine Rolle (vgl. fur die Arbeit mit von Diskriminierung Betroffenen Ehnert et al.
2021, S. 24).
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2.3 ,Hard to reach”? — Konstellationen der Nichtnutzung von
Angeboten des Bundesprogramms

In nahezu allen? Programmbereichen des Bundesprogramms wird die Erfahrung
gemacht, dass Angebote nicht immer von allen anvisierten Zielgruppen gleicher-
maflen gut angenommen werden (vgl. Jiitz et al. 2023, S. 57f.). Dieses Phinomen
ist kein spezifisches Problem von ,Demokratie leben!, sondern wird allgemein
in der Sozialen Arbeit unter dem Stichwort ,hard to reach* diskutiert. Dabei wird
problematisiert, dass Angebote von Teilen der Adressat:innen ,nicht oder nur un-
ter erschwerten Bedingungen [...] in Anspruch genommen werden, jedoch fiir die-
se Personen (vermeintlich) von grofier Bedeutung sind“ (Niebauer 2018, o. S.).
Um stigmatisierende Zuschreibungen zu vermeiden, wird in der Diskussion um
die Erreichbarkeit bestimmter Personengruppen eine Perspektivumkehr ange-
mahnt: Nicht die Personen, sondern vielmehr die Angebote sollten als ,hard to
reach” bzw. schwer erreichbar betrachtet werden. Eng damit verbunden ist die
Diskussion innerhalb der Sozialen Arbeit, wie leicht der Zugang zu Angeboten
ist. Dabei wird davon ausgegangen, dass klassische Hilfsangebote oder -struktu-
ren abschreckend oder stigmatisierend wirken kénnen, wenn diese tiber , Komm®*-
Strukturen organisiert sind, vor allem fiir Personen der Mittelschicht attraktiv er-
scheinen und defizitorientiert angelegt sind (Niebauer 2018; vgl. auch Rosenfeld/
Sykes 1998; Niebauer 2017; Ehnert et al. 2021, S. 33).

Im Folgenden wird diskutiert, in welchen Konstellationen die Programman-
gebote fiir wen schwer erreichbar sind und was programmseitig dafir getan wird,
die Erreichbarkeit zu erhéhen. Tabelle 2.4 gibt einen Uberblick, zu welchen Per-
sonengruppen und fiir welche Programmbereiche seitens der wissenschaftlichen
Begleitungen Erkenntnisse vorliegen.

Nach den Erkenntnissen der wissenschaftlichen Begleitungen ist ein Grof3-
teil der Nichtnutzung der Angebote des Bundesprogramms situativ bedingt, also
ausjeweils individuellen oder voriibergehenden hinderlichen Umstinden heraus.
Eine gewichtige Rolle in der ersten Hilfte der Forderphase spielte dabei die Co-
vid-19-Pandemie. Im Zuge der phasenweisen Schlieffung von und der Beschran-
kung des Zugangs zu gesellschaftlichen Einrichtungen war es mitunter fiir al-
le Zielgruppen schwierig bis unmoglich, Angebote des Bundesprogramms phy-
sisch wahrzunehmen. Programmseitige Versuche, die Nutzung der Angebote al-
ternativim digitalen Raum zu erméglichen, konnten in mancher Hinsicht Abhilfe
schaffen, fiir bestimmte Zielgruppen wurde der Zugriff auf die Angebote so aber
zusitzlich erschwert, etwa aufgrund unzureichend ausgebauter digitaler Infra-
strukturen (vgl. Weiberg et al. 2024a, S. 12).

2 Im Bereich Bund gibt es keine Erkenntnisse dariiber, ob Angebote fiir Zielgruppen schwer er-
reichbar sind. Grund dafiir ist, dass hier die Modellprojekte sowie die Kompetenzzentren und
-netzwerke primar selbst ihre eigene Zielgruppe sind.
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Tabelle 2.4: Schwer erreichbare Zielgruppen nach Programmbereichen

Kommune e Migrantiinnenselbstorganisationen (MSO)
e Asylsuchende und Gefliichtete
e Menschen mit Beeintrdchtigungen
e LGBTQI*
e Sinti und Roma
e Religiose Gruppierungen und ihre jeweiligen Organisationen (insbesondere bei der
Einbindung in die Begleitausschiisse der Partnerschaften)
e Teilweise lokale Vereine und Verbande
e Demokratieskeptische Bevolkerungsteile
e Teilweise Kinder und Jugendliche
(vgl. Kolke/Wilken/Zierold 2024; Becker et al. 2022c, S. 5, 16; Becker et al. 2021,
S. 31; Becker et al. 20224, S. 84, 106; Becker et al. 2020, S. 29)
Land In der Betroffenenberatung:
e Betroffene von sozialdarwinistisch motivierter Gewalt (wohnungslose Menschen,
Menschen mit Behinderungen)
e von rechter Gewalt betroffene LGBTQI*
e von Antiziganismus und von Antisemitismus Betroffene (Haase 2021, S. 24)
In der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit:
e Frauen und Madchen (Figlestahler/Schau 2021, S. 18)
MP EP e Zielgruppen der selektiven und indizierten Pravention im Themenfeld
Jslamistischer Extremismus”
e Menschen in benachteiligten Sozialraumen (Benedikt et al. 2023, S. 25)
MP VG Mittels digitaler Medien schwer erreichbar:
e Regelstrukturen (z.B. Schulen, Gemeinschaftsunterkiinfte, Jugendeinrichtungen)
e Einrichtungen in landlichen und strukturschwachen Radumen
e Vulnerable Gruppen (soziodkonomisch Benachteiligte, Menschen mit
Fluchterfahrungen) (Weiberg et al. 202443, S. 12)
MP DF Im Kontext der Corona-Pandemie:
e Menschen mit Behinderungen, Covid-Risikogruppen (Pelzer/Johann 2022, S. 125)
MP SV e Probanden der Bewéahrungshilfe ohne Bewéhrungshelfer:innen (Schwarzloos et al.
2023)
o teilweise: Frauen in Haft (Schwarzloos et al. 2023)
e teilweise: Fachkréfte in JVAen
Im Kontext der Covid-19-Pandemie:
e Inhaftierte generell
Innovations- | e Marginalisierte Gruppen, besonders in Stadten (Karliczek/Prillwitz/Schaffranke
fonds 2023, S. 35)

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Kommu-
ne: Handlungsbereich Kommune - Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF: Handlungsbereich Mo-
dellprojekte im Handlungsfeld Demokratieférderung; MP VG: Handlungsbereich Modellprojekte im
Handlungsfeld Vielfaltgestaltung; MP EP: Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Extre-
mismuspravention; MP SV: Handlungsbereich Modellprojekte in Strafvollzug und Bewahrungshilfe;
Innovationsfonds: Modellprojekte, gefordert in Innovationsfonds

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Berichten der wissenschaftlichen Begleitungen
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Im Anschluss an die pandemiebedingten Beschrinkungen wurde dagegen von
einigen Projekten ein Uberangebot an Angeboten der Demokratieférderung dia-
gnostiziert, das auf Nachholeffekte zuriickzufithren ist und ebenso eine teils hohe
Nichtnutzung von Angeboten des Bundesprogramms zur Folge hatte (vgl. Aussa-
gen von Projekten aus dem Bereich Innovationsfonds zu Angeboten in Stidten,
Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 35).

Die weiteren Griinde fiir die Nichtnutzung von Angeboten des Bundespro-
gramms unterscheiden sich je nach der Ausgestaltung der Handlungsbereiche so-
wie der Spezifik der jeweiligen Angebote. Bei Bereichen des Bundesprogramms,
die sich grundsitzlich an eine breite Bevolkerung richten (insbesondere: Partner-
schaften fiir Demokratie, teilweise Modellprojekte), sind oft (sozial-)strukturelle
Hiirden ausschlaggebend fiir eine Nichtnutzung. Die Angebote sind etwa von so-
zialen und sozialraumlichen Infrastrukturen (z. B. dem Nahverkehrsangebot oder
der Verfiigbarkeit von Lokalpresse oder elektronischen Medien) abhingig, sodass
in strukturschwachen Riumen die Nutzung der Angebote erschwert ist (Becker
etal. 2022¢, S. 57f.). Dort st es fiir potenzielle Nutzer:innen der Angebote erstens
unwahrscheinlicher, dass diese vom Angebot erfahren, und zweitens schwieriger,
diese riumlich zu erreichen und zeitlich wahrzunehmen.

Um die Erreichbarkeit der Angebote zu erhohen, spielen somit einerseits eine
sehr gezielte, gegebenenfalls mehrsprachige Offentlichkeitsarbeit insbesondere
auch in verschiedenen Angeboten der Presse und sozialen Medien und anderer-
seits eine niedrigschwellige, z. B. wohnortnahe Durchfithrung der Angebote eine
Rolle (Becker et al. 2022a, S. 110f.; Schwall et al. 2022). Dariiber hinaus stellt sich
Netzwerkarbeit vielfach als entscheidender Faktor heraus, die Angebote des Bun-
desprogramms zuginglicher zu machen, insbesondere die Kooperation mit und
Forderung von bestehenden Strukturen wie lokalen Vereinen (Becker et al. 2021,
S. 31; Becker et al. 2022a, S. 94).

In analoger Weise werden fiir Angebote des Bundesprogramms, die sich an
spezifische Zielgruppen (etwa als potenzielle Beratungsnehmer:innen) richten,
Zugangsschwierigkeiten identifiziert. Die mafgeblichen Wege, auf denen Ange-
bote ihre individuellen Teilnehmer:innen erreichen, sind einerseits institutionel-
le Zusammenhinge (z. B. Schule, Kita, Strafvollzug) oder personliche Netzwerke
bzw. Empfehlungen (vgl. Haase 2021, S. 18). Erschwerten Zugang zu den Ange-
boten des Bundesprogramms haben somit einerseits Personen, die institutionell
nicht eingebunden sind (z. B. auf Bewdhrung verurteilte Personen ohne Betreu-
ung durch die Bewihrungshilfe (vgl. Schwarzloos et al. 2024, S. 64), andererseits
Personen ohne personliches Netzwerk und mit geringem sozialen Kapital (vgl.
Haase 2021, S. 18, 29). Angebotsseitig gilt es hier, auf (potenzielle) Zielgruppen
proaktiv zuzugehen, Netzwerke zu pflegen und auszubauen (ebd., S. 25f.) sowie
kontinuierlich bei Institutionen als (potenziellen) Kooperationspartnern fir die
eigenen Angebote und eine Zusammenarbeit zu werben (vgl. Schwarzloos et al.
2024, S. 62).
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2.4 Digitale Zielgruppenerreichung

Auch bei der Nutzung von Online-Zugingen im Bundesprogramm zeigt sich, dass
unterschiedliche Zielgruppen und Projektkonzeptionen unterschiedliche Strate-
gien bedingen: (Pidagogische) Fachkrifte und Multiplikator:innen aus Verwal-
tungen und Zivilgesellschaft bendtigen andere Zuginge als Rassismus- und Dis-
kriminierungsbetroffene, Opfer extremistischer Gewalt oder radikalisierte Ein-
zelpersonen bzw. solche, bei denen eine Radikalisierung befiirchtet wird. Auch
bei der Bewertung dieser Strategien zur ZugangserschlieRung zeigen sich ziel-
gruppenspezifische Unterschiede. Das Gelingen von Kontaktaufnahmen im Netz
hingt weiterhin davon ab, ob Projekte kurzfristig als Reaktion auf pandemiebe-
dingte Einschrinkungen der Arbeit im analogen Raum auf Online-Zuginge re-
kurrierten oder ob diese von vornherein Teil einer Projektkonzeption waren.

2.4.1 Wahrend abwartende Online-Zugange gut gelingen, stellen
aufsuchende Online-Zugange die Programmakteure vor
Herausforderungen

Grob gruppieren sich Online-Zuginge in abwartende und aufsuchende Ansitze,
dhnlich den Komm- und Gehstrukturen in der analogen Arbeit. In der zweiten
Forderperiode setzten Programmakteure abwartende Online-Angebote (Komm-
Strukturen) hiufiger um, sie bewerten ihr Gelingen zudem tendenziell gut. Zu
den abwartenden Zugingen zihlen diverse Formen digitaler Offentlichkeitsar-
beit, welche fast alle Akteure im Bundesprogramm umsetzen. So unterhielten bei-
spielsweise 84 Prozent aller Partnerschaften fiir Demokratie im Jahr 2022 eine ei-
gene Website (Schwall et al. 2022, S. 252). Einige Projekte halten auf ihren Web-
sites zusatzliche spezialisierte Angebote vor, etwa Infotheken, Datenbanken, Me-
thoden- und Expert:innenpools oder Akteursmappings, andere gestalten dariiber
hinaus Podcasts oder Videoserien (Stirck 2022, S. 19-22). Viele Programmakteu-
re unterhalten zudem Profile in verschiedenen, von der Zielgruppe genutzten so-
zialen Medien (zu nennen sind hier insbesondere YouTube, Instagram und Tik-
Tok), wo sie gezielte Werbung fiir ihre Angebote platzieren, um potenzielle Koope-
rationspartner:innen zu einer Kontaktaufnahme zu bewegen. Diese Arten der Zu-
gangserschliefSung bewihren sich vor allem, um die Bekanntheit der Programm-
akteure und ihrer Angebote bei einem Fachpublikum, etwa Verwaltungsmitarbei-
ter:innen und pidagogischen Fachkriften, zu erhohen (Schwall et al. 2022, S. 49;
vgl. auch Kap. 8). Auch Multiplikator:innen im Rahmen der indirekten Priventi-
onsarbeit bzw. der Demokratieférderung kénnen auf diese Weise gewonnen wer-
den (Ziegler et al. 2021, S. 34f.).

Insbesondere Angebote, deren Aktivititen auf eine Einzelfallbegleitung bzw.
-beratung abzielen, nutzen fur die abwartende Zugangserschlieffung im digitalen
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Raum auch contentbasierte Aktivititen. Dabei platzieren Projektmitarbeiter:in-
nen Inhalte in Kommentarbereichen sozialer Medien oder in Chatgruppen, die
von Zielgruppenangehodrigen genutzt werden. Andere binden thematisch rele-
vante Influencer:innen ein, um ihren Inhalten Reichweite zu verschaffen. Ziel
dieser Aktivititen ist es, Zielgruppenangehorige zu einer Reaktion zu bewegen,
um diesen dann im folgenden Schritt ein Gesprichsangebot zu machen und
sie gegebenenfalls in eine weitergehende Beratung einzubinden (Ziegler et al.
2021, S. 971t.; Benedikt et al. 2023, S. 36 ff.). Diese Einbindung gelingt allerdings
nicht immer, weshalb einige der betreffenden Modellprojekte es inzwischen
bei reiner Content-Produktion ohne zugangserschlieRende Funktion belassen
(Benedikt et al. 2023, S. 36ff.; Ziegler/Schmidt-Kleinert/Pape 2024, S. 12-16).
Beratungsstellen im Bereich der Ausstiegsarbeit und der Betroffenenberatung
bieten ausstiegswilligen Personen zudem meist eine Moglichkeit, durch eine
digitale Selbstmeldung einen (analogen) Ausstiegsprozess einzuleiten. Solche
Selbstmeldungen kommen jedoch nur selten vor (Haase 2021, S. 23f., 28 f.). Hier
spiegeln sich im digitalen Kontext Erkenntnisse zur Erreichbarkeit reiner Komm-
Strukturen aus dem analogen Kontext.

Aufsuchende Online-Zuginge zu Einzelpersonen nutzen vor allem Modell-
projekte in den Handlungsfeldern Extremismusprivention und Demokratie-
forderung sowie Angebote zur Betroffenenberatung im Handlungsfeld Land.
Dabei schreiben Projektmitarbeiter:innen Zielgruppenangehorige direkt an, um
ihnen ein Beratungsangebot zu unterbreiten (Ziegler et al. 2021, S. 48). Solchen
Ansprachen geht meist eine Stakeholderanalyse voraus, im Rahmen derer Pro-
jektmitarbeiter:innen Zielgruppenangehorige anhand ihrer Online-Aktivititen
identifizieren. Ahnlich wie contentbasierte Kontaktaufnahmen gestalten sich
auch direkte Ansprachen herausfordernd. Eine unverbindliche Kommunikati-
onskultur im Onlineraum mit hiufigen einseitigen Beziehungsabbriichen durch
die kontaktierten Personen, aber auch die mangelnde Reaktionsgeschwindigkeit
von Projektmitarbeiter:innen, welche aufgrund ihrer Arbeitszeiten nicht stindig
fiir eine Kommunikation verfigbar sind, stellen sich dabei als hinderlich heraus.
Kontaktaufnahmen im Rahmen der Betroffenenberatung oder der Ausstiegs-
und Distanzierungsarbeit funktionieren online oft nur eingeschrankt, da fiir
deren Gelingen ein langfristiger interpersoneller Vertrauensaufbau notwendig
ist, welcher online oft nicht geleistet werden kann (Haase 2021, S. 27-30; Ziegler
et al. 2021, S. 14f.). Als erfolgreicher erweisen sich hingegen aufsuchende und
contentbasierte Kontaktaufnahmen mit Fachkriften und Multiplikator:innen,
da hier die sozio-emotionale Ebene und der Aufbau einer vertrauensvollen
Beziehung weniger im Vordergrund stehen (Benedikt et al. 2023, S. 42£.).
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2.4.2 Digitale Zugangsstrategien erschlieBen neue Zielgruppen, konnten
jedoch Angehdorige besonders vulnerabler Gruppen benachteiligen

Positiv bewerten die Koordinator:innen der Partnerschaften fiir Demokratie,
dass sie durch digitale Zugangsstrategien Zielgruppenangehorige unabhingig
von ihrer geografischen Verortung und institutionellen Anbindung erreichen
konnen (Becker et al. 2022b, S. 3f.). Modellprojekten erlaubt eine Digitalisierung
ihrer Angebote zudem, die digitale Sphére als eigenen Wirkraum, in welchem
Pravention, Vielfaltgestaltung und ein Abbau von Diskriminierung stattfinden
konnen, in den Blick zu nehmen (Ziegler/ Schmidt-Kleinert/Pape 2024, S. 13—24).
Weiterhin ermoglichen gezielte Online-Ansprachen einen Kontaktaufbau zu
Adressat:innen, fur die Beratungsangebote bisher schwer zu erreichen waren
bzw. denen Beratungsangebote nicht bekannt sind. Dies betrifft beispielsweise
Madchen und Frauen im Rahmen der Ausstiegs- oder der Betroffenenberatung,
da weibliche Szenemitglieder meist 6ffentlich weniger sichtbar sind (Haase 2021,
S. 18; vgl. auch Kap. 8).

Allerdings liuft ein Fokus auf die iiberregionale Erreichbarkeit potenzieller
Adressat:innen Gefahr, spezifische regionale Problemstellungen aus dem Blick zu
verlieren (Haase 2021, S. 17). Weiterhin weisen einige befragte Programmakteu-
re darauf hin, dass bei einem Fokus auf Online-Ansprachen Zielgruppenange-
horige, welche nicht itber die notwendige technische Ausstattung verfiigten, in
strukturschwachen Regionen oder in Einrichtungen mit unzureichender digitaler
Anbindung, beispielsweise Gemeinschaftsunterkiinften fiir Gefliichtete oder Ju-
gendhilfeeinrichtungen, lebten, leicht aus dem Blick gerieten. Kinder unter zwolf
Jahren sind aufgrund rechtlicher und datenschutztechnischer Vorgaben durch di-
gitale Ansprachen nicht zu erreichen (Rehse/Zimmermann 2021).

Kaum praktikabel sind Online-Ansprachen zudem im Kontext Justizvollzug,
da der Zugriff Inhaftierter auf digitale Medien strengen Beschrankungen unter-
liegt und Justizvollzugsanstalten in der Regel wenig digitalisiert sind (Jakob et al.
2022, S. 11f1.). Rein digitale Projektangebote laufen daher Gefahr, insbesondere
vulnerable bzw. marginalisierte Personen ohne verlisslichen Internetzugang, fiir
welche die Projektangebote besondere Relevanz hitten, aus dem Blick zu verlie-
ren. Auch digitale Projektangebote konnen daher trotz ihrer vermeintlichen Nied-
rigschwelligkeit fiir bestimmte Zielgruppen ,hard to reach sein, weshalb immer
projektspezifisch zu priifen ist, ob sich digitale Wege zur Erreichung der jeweils
fokussierten Zielgruppen eignen.
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2.4.3 Corona sorgte fiir einen Digitalisierungsschub, der nicht immer von
Dauer war

Die Kontaktbeschrankungen zur Eindimmung der Covid-19-Pandemie zwangen
schliefilich alle Programmakteure, ihre Aktivititen zur Zielgruppenerreichung
zu digitalisieren. So verlagerten beispielsweise alle Modellprojekte im Hand-
lungsbereich Demokratiefoérderung ihre Zielgruppenakquise in den digitalen
Raum (Ehnert et al. 2021, S. 35). Kurzfristig standen viele Programmakteure da-
bei vor Herausforderungen, etwa einer mangelhaften technischen Ausstattung,
fehlendem Know-how bei Mitarbeiter:innen und Kooperationspartner:innen
sowie Unsicherheiten beim Datenschutz und der Verwendung von Videokonfe-
renztools. Diese Herausforderungen konnten mithilfe von Schulungsangeboten
und einer Bereitstellung zusitzlicher finanzieller Mittel grofitenteils behoben
werden (vgl. Becker/Bollhofner et al. 2022b, S. 51£)).

Bei der Zielgruppenerreichung stellten sich den Programmakteuren jedoch
weitere Herausforderungen in den Weg. So griffen insbesondere eher unerfah-
rene Projekte auf Mafinahmen der abwartenden digitalen Offentlichkeitsarbeit
zuriick, welche zumeist weniger erfolgreich waren als die zuvor blichen direk-
ten Ansprachen im analogen Raum (Ehnert et al. 2021, S. 35). Digitale Formate
konnten persénliche Kontakte, welche oft durch informelle Treffen und Gespra-
che im Rahmen von Tagungen und Workshops zustande kamen, nicht ersetzen
(Becker et al. 2022b, S. 4). Auch Kontaktaufnahmen fiir Beratungsangebote, wel-
che eine psychosoziale Komponente beinhalten und ein hohes Maf3 an Vertrau-
en zwischen Fachkriften und Adressat:innen voraussetzen, etwa im Rahmen der
Betroffenenberatung, der Communityarbeit sowie der Ausstiegs- und Distanzie-
rungsbegleitung, liefen sich online kaum durchfithren. Zwar boten die betreften-
den Angebote ihren Adressat:innen digitale Erstgesprache an, konnten damit je-
doch nach eigener Einschitzung viele potenzielle Beratungsnehmer:innen nicht
erreichen. Digitale Angebote waren fiir diese Zielgruppen nicht niedrigschwel-
lig genug (Haase 2021, S. 28; Benedikt et al. 2023, S. 43 ff.). Marginalisierten Ziel-
gruppen, fiir die Beratungsangebote der Programmakteure ohnehin schwer zu
erreichen sind, wurde der Zugrift auf solche Mafinahmen durch die erzwungene
Digitalisierung potenziell noch weiter erschwert.

Insgesamt fiel Programmakteuren, die bereits iiber Erfahrungen in der digi-
talen Arbeit verfiigten bzw. solchen, die digitale Ansitze von vornherein als Teil
ihrer Projektkonzeption angelegt hatten, die Umstellung auf ein onlinebasiertes
Arbeiten leichter. Akteure, die hier wenig Erfahrung hatten, schlechter ausgestat-
tet waren oder deren Arbeit ein hohes Maf$ an Vertraulichkeit voraussetzt, berich-
tetenvon Problemen. Entsprechend verlagerten diese Akteure ihre Angebote nach
Wegfall der Beschrankungen grofitenteils wieder zuriick in den analogen Raum.
Einen nachhaltigen Effekt zeigte die erzwungene Digitalisierung vor allem auf
konzeptioneller Ebene: Viele Programmakteure berichten, dass sie ihre digitale
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Arbeit zukiinftig stirker ausbauen méchten und entsprechende Konzepte entwi-
ckeln (Becker et al. 2022b, S. 5f.). Dabei helfen ihnen die wihrend der Pandemie
gemachten Erfahrungen und die angeschaffte technische Ausstattung (Pelzer /Jo-
hann 2022, S. 125).

2.5 Fazit

Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitungen spiegeln wider, dass die
anvisierten Zielgruppen prinzipiell erreicht werden, allerdings in divergierender
Intensitit. Ursichlich dafiir ist die Heterogenitit der in den Fordergrundsitzen
des Bundesprogramms beschriebenen Zielgruppen in den unterschiedlichen
Handlungsbereichen/Handlungsfeldern und die Ubersetzung dieser Vorgaben
durch die geférderten Akteure. Es kann konstatiert werden, dass ,Demokratie
leben!“ einerseits Hauptzielgruppen wie Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene
sowie Fachkrifte und Multiplikator:innen mit unterschiedlichen Schwerpunkten
iiber alle Handlungsbereiche /Handlungsfelder hinweg in den Fokus nimmt und
andererseits hinsichtlich der Handlungsbereiche / Handlungsfelder spezifischere
Zielgruppen erreicht. Diese umfassen z. B. Personen/Gruppen, die Bedrohungen
erfahren und/oder bereits Opfer von rassistischer, antisemitischer oder anderer
menschenfeindlicher Gewalt geworden sind oder Personen/Gruppen, die wenig
bis gar nicht an gesellschaftlichen und/oder politischen Prozessen teilhaben.

Dass Multiplikator:innen in den Ergebnissen der Evaluationen als eine
Hauptzielgruppe hervorstechen, ist insofern elementar, da sie u. a. eine wichtige
vermittelnde Funktion bei der Herstellung von Zugingen zu spezifischeren Ziel-
gruppen der divergierend ausgerichteten Handlungsbereiche/Handlungsfelder
iibernehmen. Weitere Moglichkeiten, die sich fiir die Erreichung spezifischer
Zielgruppen bewahrt haben, konnen dariiber hinaus Kooperationen mit anderen
Triagern und/oder Strukturen, aber auch bereits die frithzeitige Einbindung der
Zielgruppe in die Projektkonzeption sein.

Neben den erreichten Zielgruppen zeigen die Ergebnisse ebenso die Heraus-
forderung, dass die Angebote in den Handlungsbereichen/Handlungsfeldern
in unterschiedlicher Ausprigung und von bestimmten Zielgruppen gar nicht
in Anspruch genommen werden. Hierbei unterliegt das Bundesprogramm all-
gemeinen Herausforderungen, die insgesamt in der Sozialen Arbeit bekannt
und verbreitet sind. Griinde der Nichtnutzung von Angeboten werden von den
wissenschaftlichen Begleitungen primar als situativ bedingt beschrieben. Neben
den Auswirkungen der Covid-19-Pandemie wurden vor allem sozialstrukturelle
Grinde fiir die Nichtnutzung der Angebote ermittelt, da spezifische Angebote
von sozialen und/oder strukturellen Infrastrukturen vor Ort abhingig sind und
beispielsweise in lindlichen Riumen aufgrund fehlender Anbindung schwer
erreichbar sind.
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Digitale Strategien der Zielgruppenerreichung spielen im Programm eine be-
deutende Rolle. Insbesondere die Covid-19-Pandemie sorgte fiir einen digitalen
Innovationsschub, der jedoch nicht immer von Dauer war. Bei den Zugingen zu
den Online-Formaten zeigt sich ein sehr heterogenes Bild bei der Zielgruppener-
reichung, denn das Herstellen von Zugingen fillt im digitalen Raum ebenso viel-
faltigund adressat:innenbezogen aus wie im analogen. Etabliert haben sich soge-
nannte abwartende Online-Angebote, wozu verschiedene Formen der Offentlich-
keitsarbeit zdhlen. Mittels eigener Websites und Social-Media-Kanile sollen po-
tenzielle Zielgruppen auf die Angebote aufmerksam gemacht werden. Daneben
wurden auch im digitalen Raum aufsuchende Angebote insbesondere im Hand-
lungsfeld der Modellprojekte Demokratieférderung und Extremismusprivention
entwickelt, die bestimmte Zielgruppen direkt anschreiben.

Grundsitzlich beschreiben die Programmakteure den digitalen Raum als
eigenen Wirkraum, in dem Zielgruppen ortsunabhingig und in Teilen nied-
rigschwellig erreicht werden konnen. Gleichzeitig konstatieren sie ebenso die
infrastrukturellen Unterschiede und Zugangsschwierigkeiten aufgrund teils
fehlender technischer Ausstattung bzw. barrierearmer Online-Formate. Her-
ausforderungen bestehen vor allem beim Vertrauensaufbau im digitalen Raum
zu Klient:innen, welche fiir eine langfristige Einzelberatung gewonnen werden
sollen. Hier besteht noch ein grofes Innovationspotenzial.
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3 Vernetzung zivilgesellschaftlicher
Strukturen

Franziska Dittrich, Kornelia Sammet, Mona Schafer und
Alexander Starck

3.1 Einleitung

Im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ spielt die Vernetzung zivilgesell-
schaftlicher Strukturen eine zentrale Rolle. In allen Handlungsfeldern und
Handlungsbereichen sind vernetzende Elemente angelegt. Die vernetzten Struk-
turen bzw. Netzwerke sollen in synergetischer Zusammenarbeit die Themen
Demokratieforderung, Vielfaltgestaltung und Extremismuspravention stirken.
Ausgehend von einer Definition zentraler Begriffe und der Betrachtung der in
den Forderrichtlinien festgelegten Auftrige zur Vernetzung wird in diesem Ka-
pitel auf Basis der Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitungen gepriift, wie
und in welcher Form Vernetzung gelingt oder misslingt und welche Bedingun-
gen sich als forderlich bzw. hinderlich erweisen. Im Programm ist Vernetzung
jedoch nicht als Selbstzweck angelegt. Vielmehr schafft Vernetzung mittelbar fiir
den Transfer wichtige Austauschriume und stellt aus Sicht der Akteure so eine
Voraussetzung fiir Nachhaltigkeit dar. Zudem werden durch Kooperation und
Vernetzung Zielgruppen besser erreicht.

Vernetzung ist ein zentrales Programmziel des Bundesprogramms , Demo-
kratie leben!“. Dies geht schon aus den Forderrichtlinien der verschiedenen
Handlungsbereiche und Handlungsfelder hervor, in denen teilweise Koopera-
tions- und Vernetzungsauftrige explizit festgeschrieben sind. Die geférderten
Aktivititen zielen sowohl auf eine Vernetzung im Programm als auch dar-
itber hinaus in Regelstrukturen hinein. In der Anlage des Programms kénnen
die Partnerschaften fiir Demokratie, die Landes-Demokratiezentren und die
Kompetenznetzwerke sowohl als in sich vernetzte als auch als andere Akteure
vernetzende Netzwerke beschrieben werden. In struktureller Hinsicht ist die
Netzwerkarbeit insofern ein Kernelement im gesamten Bundesprogramm.

In inhaltlicher Hinsicht soll Vernetzung zivilgesellschaftliche Strukturen der
Demokratieforderung, Vielfaltgestaltung und Extremismusprivention stirken
und Synergien hervorbringen. Durch gegenseitige Anregung und Kooperation
sollen z. B. neue Ansitze, Konzepte und Losungsstrategien entstehen und Exper-
tise vermittelt werden. Bedeutung gewinnt Vernetzung im Programm dadurch,
dass die vernetzten Strukturen als Ort von Synergien verstanden werden und
insofern mehr als die Summe ihrer Teile sind.
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In diesem Abschlussbericht ist das Thema Vernetzung dem Bereich der
Wirkungsanalysen zugeordnet. Dabei wird Vernetzung einerseits selbst als Wir-
kungsziel und andererseits als mittelbares Ziel verstanden, da Vernetzung Mittel
und Weg fiir (2) die Zielgruppenerreichung sowie (b) fir den Transfer von Wissen
und Konzepten und damit fiir die Nachhaltigkeit des Programms ist.

Das vorliegende Kapitel bearbeitet die folgenden Fragen:

e Inwiefern kommen die Handlungsbereiche und Handlungsfelder im Pro-
gramm ihren Vernetzungsauftrigen nach? Welche Strategien und Bedingun-
gen wirken dabei férderlich oder hinderlich?

e Wietrigtdie Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen zum Erreichen der
direkten ebenso wie der mittelbaren Programmziele bei?

Zunichst werden die zentralen Begriffe Vernetzung und Netzwerk eingefithrt
und erliutert (Abschnitt 3.2). Darauf aufbauend werden die Vernetzungsauf-
trige in den Forderrichtlinien des Bundesprogramms herausgearbeitet und die
im Rahmen der Evaluation gewonnenen Erkenntnisse zur Vernetzung in den
Handlungsbereichen und Handlungsfeldern des Programms zusammengefithrt
(Abschnitt 3.3). Dabei werden auch forderliche Strategien und Bedingungen
angesprochen. Im Abschnitt 3.4 wird beschrieben, inwiefern und in welcher
Weise Vernetzung in der aktuellen Férderperiode mittelbar einen Beitrag zur
Zielgruppenerreichung sowie zu Transfer und Nachhaltigkeit leistet. Der Beitrag
schliefdt mit einem Fazit.

3.2 Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen als zentrales
Konzept

In der sozialen Netzwerkforschung bestehen Netzwerke aus Knoten und Verbin-
dungen bzw. Kanten. Dabei werden Akteure als die Knoten (z. B. soziale Einhei-
ten wie Personen oder Organisationen) und Sozialbeziehungen als die Verbin-
dungen bzw. Kanten zwischen den Knoten (Fuhse 2016, S. 15; Klirner et al. 2020,
S. 110) verstanden. Um die unterschiedlichen Netzwerke und Vernetzungen im
Bundesprogramm ,Demokratie leben! einzuordnen, ist Schuberts (2008, 2018)
Unterscheidung von natiirlichen und kiinstlichen Netzwerken hilfreich. Natir-
liche Netzwerke werden in der Regel nicht geplant aufgebaut, sondern entste-
hen durch Beziehungen und soziale Kontakte. Bezogen auf das Bundesprogramm
,Demokratie leben!“ kénnen darunter breit angelegte Netzwerktreffen und Aus-
tauschveranstaltungen gefasst werden, in denen sich Akteure begegnen und Be-
ziehungen durch gemeinsame Interessen entstehen. Insbesondere Fachaustau-
sche zur Wissensvermittlung und Netzwerkbildung zwischen Akteuren in einem
Themenfeld kénnen als natiirliche Vernetzung gefasst werden. Der Ubergang zu
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kinstlichen Netzwerken ist jedoch flieRend, da auch jeder Fachaustausch zielge-
richtet ist.

Kiinstliche Netzwerke entstehen im Gegensatz zu natiirlichen Netzwerken
als geplante organisierte Beziehungen und Kooperationsarrangements, die zur
Erreichung bestimmter Ziele eingegangen werden. Es sind Netzwerke zwi-
schen professionellen Akteuren, die organisierte und formelle Beziehungen zur
Bildung von Kooperationen und zur Koordination von Aktivititen eingehen.
Hierunter fallen Kooperationen zwischen offentlichen, sozialwirtschaftlichen
und zivilgesellschaftlichen Akteuren in Governance-Netzwerken. Organisierte
Netzwerke dienen der Biindelung professionellen Sozialkapitals und dem Zugang
zu institutionellen Ressourcen (Schubert 2008, S. 381., 2018, S. 63). Bezogen auf
,Demokratie leben!“ finden sich insbesondere in den strukturbildenden Hand-
lungsbereichen Bund, Land, Kommune solche durch die Programmférderung
hervorgebrachten Netzwerke.

Mit Provan, Fish und Sydow (2007) konnen diese organisierten Netzwerke zu-
dem als ,whole networks“ beschrieben werden. ,Whole networks* sind interorga-
nisationale Netzwerke, die aus drei oder mehr Organisationen bestehen und mit-
einander kooperieren, um gemeinsame Ziele zu erreichen. Sie sind meist formal
organisiert und koordiniert. Die Beziehungen zwischen den Netzwerkakteuren
sind meist nicht hierarchisch, da die Netzwerke aus autonom agierenden Orga-
nisationen bestehen. Besonders hervorzuheben ist hier, dass die emergente Ent-
stehung der ,whole networks* sich auf die Strukturen, Prozesse und Ergebnisse
des ganzen Netzwerks bezieht und nicht auf die autonomen Akteure und Orga-
nisationen, die das Netzwerk bilden (ebd., S. 482). Insbesondere die Strukturen
der Kompetenznetzwerke im Handlungsbereich Bund kénnen mit diesem An-
satz beschrieben werden. Die Governance-Arrangements des Handlungsbereichs
Land mit den Landes-Demokratiezentren und die Partnerschaften fiir Demokra-
tie im Handlungsbereich Kommune, in denen staatliche und zivilgesellschaftliche
Akteure zusammenarbeiten, zeichnen sich durch vielfiltige Netzwerkstrukturen
aus.

Zusammengefasst sind Kooperationen, Vernetzung und der Aufbau zivilge-
sellschaftlicher Strukturen' im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ nicht nur

1 Zivilgesellschaft ist eine Sammelbezeichnung fiir heterogene kollektive Akteure, die nach Graf
Strachwitz/ Priller/ Triebe (2020) folgende gemeinsame Charakteristika teilen: Zivilgesellschaft
verfolgt Ziele des allgemeinen Wohls, sie verfolgt also nicht wirtschaftliche Ziele, zudem ist sie
nicht Teil des staatlichen Machtmonopols. Insbesondere die gesamtgesellschaftliche Rolle der
Zivilgesellschaft wird in Férderaufrufen von ,Demokratie leben!“ hervorgehoben. So heifit es
im Aufruf zum Handlungsbereich Land (wie auch in anderen Férderaufrufen zum Bundespro-
gramm): ,Die wehrhafte Demokratie braucht eine starke Zivilgesellschaft. Das aktive Eintreten
fiir die Werte des Grundgesetzes, die Férderung eines lebendigen, vielfiltigen und demokra-
tischen Zusammenlebens sowie die Praventionsarbeit gegen Extremismus und Ideologien der
Ungleichwertigkeit sind gesamtgesellschaftliche Aufgaben“ (BMFSF] 2022b, S. 2).
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ein Selbstzweck, sondern auch emergente, synergetische Gebilde, die zur Errei-
chung mittelbarer Ziele beitragen. Aus der Kooperation und der Vernetzung soll
ein gemeinsames Wirken der unterschiedlichen Akteure erméglicht und daraus
ein Nutzen gezogen werden. Dieses Synergiepotenzial liegt nach Erkenntnissen
der Gesamtevaluation insbesondere dort, wo sich Programmakteure und -berei-
che inhaldich, handlungsstrategisch und zielbezogen dhneln und aufeinander
aufbauen oder sich beziehen kénnen (vgl. Jiitz et al. 2023, S. 42).

3.3 Vernetzungsauftrage, (aufgebaute) Vernetzungsstrukturen
und ihre Gelingensbedingungen

Zu den vom Programm vorgegebenen und wihrend der Férderdauer umgesetz-
ten Vernetzungsaktivititen und -ertragen (programmintern und -extern) wird im
Folgenden zunichst der in den Fordergrundsitzen festgelegte Soll-Zustand zu-
sammengetragen und danach mit dem Ist-Zustand der Umsetzung abgeglichen.
Daran anschliefRend werden forderliche und hinderliche Strategien und Bedin-
gungen fiir Vernetzung herausgearbeitet.

3.3.1 Vernetzungsauftrage in den Fordergrundsatzen

Die Fordergrundsitze des Bundesprogramms enthalten Auftrige zu Vernet-
zungsaktivititen und zum Aufbau von Netzwerken auf unterschiedlichen
Ebenen. Die Handlungsbereiche Kommune, Land und Bund sind dabei als
Strukturbereiche konzipiert, was mit einem doppelten Vernetzungsauftrag ver-
bunden ist. Zum einen sind die Handlungsbereiche selbst als interorganisationale
Netzwerkstrukturen angelegt:

e Im Handlungsbereich Bund sollen die Kompetenznetzwerke als Zusam-
menschluss von Trigern im Programm eine Kooperationsstruktur auf der
Grundlage eines Netzwerkkonzepts entwickeln, ihre Kompetenzen biindeln
sowie gemeinsam als eigenstindige Entitit Aufgaben in Themenfeldern des
Programms iitbernehmen. Dies ,soll dazu beitragen, dass erweiterte Netz-
werk- und Kooperationsstrukturen in den Themenfeldern entstehen und
Synergien erzeugen“ (Heinze et al. 2021, S. 14).

e Im Handlungsbereich Land koordinieren die Landes-Demokratiezentren
mehrere Netzwerke, insbesondere die Arbeit der Beratungs- und Bildungs-
projekte in den etablierten Beratungsnetzwerken. Zudem werden in den
Fordergrundsitzen weitreichende Vernetzungsauftrige formuliert, die alle
relevanten Akteure des Bundesprogramms sowie weitere staatliche sowie
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zivilgesellschaftliche Akteure auf Landesebene umfassen (vgl. BMFSF] 2022b;
Dittrich 2023a, S. 7f.).

Im Handlungsbereich Kommune sind die Partnerschaften fiir Demokratie
selbst ,kontextsensible Netzwerke zwischen engagierter Zivilgesellschaft, Po-
litik und Verwaltung®, die auf regionale Entwicklungen reagieren und Wissen
mittels Netzwerken disseminieren (vgl. Becker et al. 2022a, S. 45).

Zum anderen haben die Kompetenznetzwerke und das Kompetenzzentrum, die
Landes-Demokratiezentren sowie die Partnerschaften fiir Demokratie die Auf-
gabe, mit weiteren Programmakteuren zu kooperieren und sich mit relevanten
programmexternen Akteuren zu vernetzen:
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Die Kompetenznetzwerke und das Kompetenzzentrum sollen innerhalb des
Bundesprogramms mit anderen Akteuren — vor allem mit den Modellprojek-
ten in ihren Themenfeldern — kooperieren und Unterstiitzungsleistungen an-
bieten, u. a. durch die Organisation von Formaten zum Fachaustausch und die
Unterstiitzung von Transferaktivititen. Der Aufbau von erweiterten, iiber das
Programm hinausreichenden Netzwerk- und Kooperationsstrukturen in den
Themenfeldern (Heinze et al. 2021, S. 14) dient mittelbar den Programmzielen
der Weiterentwicklung von Expertise und ihres Transfers in Regelstrukturen.
Die Landes-Demokratiezentren haben den Auftrag, alle relevanten ,Demo-
kratie leben!“-Akteure, die im jeweiligen Bundesland verortet sind, d. h. die
Partnerschaften fiir Demokratie, Modellprojekte und Kompetenznetzwerke
bzw. das Kompetenzzentrum und die Akteure des Handlungsbereichs Land
untereinander sowie mit relevanten Akteuren auf Landesebene zu vernetzen.
In Fachaustauschen und auf Landes-Demokratiekonferenzen werden Stra-
tegien fiir Demokratie und gegen Radikalisierung entwickelt (vgl. BMESEF]
2022b; Dittrich 2023a, S. 71T.).

Partnerschaften fir Demokratie sollen kommunale Netzwerke zwischen Po-
litik, Verwaltung und Zivilgesellschaft aufbauen und sich am iberregionalen
Austausch mit Programmakteuren beteiligen (BMFSF] 2022¢, S. 7). Die Part-
nerschaften fiir Demokratie sind als ein lokales Co-Governance-Arrangement
zuverstehen, das neben der Zivilgesellschaft (Initiativen, Vereine und zumeist
ehrenamitlich engagierte Biirger:innen vor Ort) auch weitere lokale Kernziel-
gruppen (insbesondere Mitarbeitende der Verwaltung und prodemokratische
Lokalpolitiker:innen) adressiert (vgl. Becker et al. 2024b, S. 22.f.).

In den Fordergrundsitzen fiir die Modellprojekte wird die Vernetzung mit im
Themenfeld titigen Akteuren nur fiir die Handlungsfelder Vielfaltgestaltung
und Demokratieférderung explizit aufgefiihrt, fiir das Handlungsfeld Extre-
mismuspravention sind keine expliziten Vernetzungsanspriiche zu finden
(vgl. BMFSFJ 2020a, 2020b, 2020c).



3.3.2 Umsetzung der Vernetzung

Kooperationen und Vernetzung sind generell im Bundesprogramm weit verbrei-
tet. Dabei finden Kooperationen am hiufigsten innerhalb der eigenen Bereiche
statt (vgl. Jitz et al. 2023, S. 43 ff.). Im Folgenden werden die Handlungsbereiche
und Handlungsfelder nacheinander dargestellt.

Im Handlungsbereich Bund bauten die Kompetenznetzwerke ihr Netzwerk zu
Beginn der Forderung auf, indem die Tragerorganisationen Kommunikationsab-
liufe miteinander abstimmten, Arbeitsprozesse etablierten und Koordinierungs-
stellen eingerichtet wurden (vgl. Heinze et al. 2021, S. 401.). Einige (frithere) Kom-
petenzzentren und -netzwerke wurden im Forderzeitraum um weitere Triger er-
ginzt, sodass (aus Kompetenzzentren) neue bzw. grofiere Kompetenznetzwerke
entstanden. Dabei wurden meist additive Strategien verfolgt, um jeweils fachli-
che Liicken und Leerstellen in den Kompetenznetzwerken zu schlief3en (vgl. Hein-
ze/Loick Molina et al. 2023, S. 6). Innerhalb des Programms arbeiten die Kompe-
tenznetzwerke und das Kompetenzzentrum miteinander in den Handlungsfel-
dern, aber auch handlungsfeldiibergreifend zusammen (vgl. ebd., S. 44). Die Zu-
sammenarbeit mit den ihnen zugeordneten Modellprojekten haben die Kompe-
tenznetzwerke und das Kompetenzzentrum initiiert und im Verlauf des Férder-
zeitraums Kooperationsbeziehungen aufgebaut.

Vernetzungstreffen mit Modellprojekten

Fir die Kooperation mit den Modellprojekten erwies sich das von den Kompetenznetz-
werken und dem Kompetenzzentrum angebotene Format der Vernetzungstreffen als ein
Erfolgsmodell (vgl. Heinze/Loick Molina et al. 2023, S. 55ff.). Befragungen der wissen-
schaftlichen Begleitung haben ergeben, dass die Treffen den Modellprojekten ermdglicht
haben, die Rolle und die Arbeit der Kompetenznetzwerke bzw. des Kompetenzzentrums
besser zu verstehen (Zustimmung 63 Prozent), die Aktivitdten anderer Modellprojekte zu
tiberblicken (88 Prozent), Einblicke in relevante Themen und Problemlagen im Feld zu be-
kommen (85 Prozent) und Kontakte im Themenfeld zu vertiefen oder neu zu kniipfen (76
Prozent, ebd., S. 57). Zudem konnten die Modellprojekte ihre eigenen Projekte vorstel-
len, Begriffe und Konzepte diskutieren und ihre Arbeit durch den Erfahrungsaustausch
mit anderen Projekten weiterentwickeln. Befragungen zeigen dariiber hinaus, dass die
Zusammenarbeit sowohl von Modellprojekten als auch von Kompetenznetzwerken und
dem Kompetenzzentrum als ,vertrauensvoll, partnerschaftlich und nutzbringend” (ebd.,
S. 63) wahrgenommen wird.

Zudem bauen die Kompetenznetzwerke und das Kompetenzzentrum iiber das
Programm hinausreichende Netzwerke insbesondere mit Multiplikator:innen
und zentralen Institutionen im Themenfeld fiir den Transfer von themenfeldspe-
zifischer Expertise und Konzepten auf (Heinze et al. 2022, S. 59, 66).
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Auch im Handlungsbereich Land existieren vielfiltige Vernetzungen, die
auf teilweise langjihrig existierenden Formaten aufbauen. So bestehen bei den
Beratungsnetzwerken Vernetzungsformate, die im Rahmen fritherer Forder-
programme etabliert wurden und den fachlichen Austausch von Beratungs-
und Bildungsangeboten mit weiteren staatlichen Akteuren sowie Akteuren aus
Landesprogrammen ermoglichen (vgl. Dittrich/Kolke/Rottinghaus 2024). Der
Foderalismus ist insbesondere bei der Vernetzung ein handlungsleitender Kon-
text fiir die Arbeit der Landes-Demokratiezentren. Da die fiir die Koordination
Zustindigen auch hiufig Landesprogramme sowie weitere Bundesprogramme
koordinieren (vgl. Dittrich et al. 2023), werden bei den Landes-Demokratie-
konferenzen und weiteren Netzwerktreffen Akteure aus all diesen Bereichen
zusammengebracht. In einigen Bundeslindern haben Landes-Demokratiezen-
tren spezifische Vernetzungsangebote zum fachlichen Austausch fir weitere
Programmakteure etabliert (vgl. Dittrich/Kolke/Rottinghaus 2024, S. 30). Die
Daten weisen darauf hin, dass die Projekte besonders mit Projekten des eigenen
Handlungsbereichs zusammenarbeiten, Vernetzungsaffinititen laufen also ent-
lang der Handlungsbereiche und -felder des Bundesprogramms (vgl. Dittrich/
Kolke/Rottinghaus 2024, S. 26). Dies zeigt sich deutlich in Abbildung 3.1. Sie
bildet das Netzwerk des fachlichen Austauschs in einem Bundesland ab, Vernet-
zungscluster sind entlang der unterschiedlichen Projektarten Partnerschaften
fiir Demokratie (PfD), Beratungsprojekte des Handlungsbereichs Land (Mobile
Beratung — MB, Opferberatung — OB, Ausstiegs- und Diskriminierungsberatung
— ADA, Projekte gegen islamischen Extremismus — IslEx) und weiteren Projek-
ten des Handlungsbereichs Land (weitere Projekte — WP), Modellprojekte (MP)
und Kompetenznetzwerke bzw. -zentrum (KNW) gut erkennbar. Das Landes-
Demokratiezentrum (LDZ) nimmt eine Briickenfunktion zwischen den Partner-
schaften fiir Demokratie und den Beratungsprojekten des Handlungsbereichs
Land ein (vgl. Dittrich/Kolke /Rottinghaus 2024, S. 19).

Die Partnerschaften fiir Demokratie nehmen lokal die Funktion eines ,kon-
textsensiblen Netzwerks“ (Becker et al. 2022a, S. 45) ein, das sich den jeweiligen
Rahmenbedingungen entsprechend flexibel ausformen kann. In den lokalen
Netzwerken wirken die Koordinator:innen beispielsweise auf die Optimierung
von Kommunikation, Transparenz, Dokumentation und Informationsaustausch
zwischen den beteiligten Akteuren und Gremien der Partnerschaften fiir Demo-
kratie, der Verwaltung und dem federfithrenden Amt hin und verstirken den
Austausch mit Polizei und Sicherheitsbehérden (vgl. Becker et al. 2020, S. 171.).
Die in den Partnerschaften fir Demokratie eingerichteten Begleitausschiisse
kénnen als Kernnetzwerke betrachtet werden, in denen relevante lokale Akteure
zusammenkommen und iiber die strategische Ausrichtung der Partnerschaft
sowie das Budget zur Projektforderung entscheiden. In vielen Partnerschaften
fiir Demokratie wird eine intersektorale Vernetzung vor allem zwischen profes-
sioneller und ehrenamtlicher Zivilgesellschaft sowie staatlichen und politischen
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Akteuren verwirklicht, wobei tiber die professionellen Akteure auch Regelstruk-
turen eingebunden sind (ebd., S.33ff.). Uber die lokale Ebene hinaus wird
besonders die Kooperation mit anderen Partnerschaften vorangetrieben. Zudem
wird die programminterne Zusammenarbeit mit iiberregionalen Programm-
strukturen wie der Mobilen Beratung oder den Landes-Demokratiezentren von
jeweils etwa der Hilfte der Partnerschaften angestrebt oder umgesetzt (vgl. ebd.,
S. 62).

Im Bereich der Modellprojekte wird Vernetzung in allen Handlungsfeldern
meist als eine wesentliche Aufgabe verstanden (vgl. Weiberg et al. 2023a, S. 52 ff.;
Rehse/Hemmann 2023). Dabei finden Modellprojekte in den Handlungsberei-
chen Bund, Land, Kommune des Bundesprogramms Ankniipfungspunkte, sie
kooperieren hiufig innerhalb ihres Handlungs- bzw. Themenfeldes, selten jedoch
mit Modellprojekten anderer Handlungs- bzw. Themenfelder (vgl. Jiitz et al. 2023,
S. 43fT)).

Im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung findet Vernetzung auf drei Ebenen statt:
Innerhalb der Programmstrukturen entwickeln die Akteure handlungs- und the-
menfeldiibergreifend gemeinsame Aktivititen mit anderen Modellprojekten und
mit den programminternen Unterstiitzungsangeboten, z. B. den Qualititswerk-
stitten, den Kompetenznetzwerken und dem Kompetenzzentrum. Zweitens ver-
netzen sie sich mit Regelstrukturen aufderhalb des Programms und drittens mit
Betroffenen und weiteren Zielgruppen. Zudem ist die Selbstorganisation in Be-
troffenengruppen ein Ziel der Modellprojekte.

Im Handlungsfeld Demokratieférderung greifen Modellprojekte bei auf
Transfer und Verstetigung bezogenen Aktivititen auf die Unterstiitzung von
verschiedenen Akteuren und Trigern innerhalb des Bundesprogramms zuriick.
Auch hier werden in diesem Zusammenhang die Kompetenznetzwerke und das
Kompetenzzentrum sowie die Partnerschaften fitr Demokratie genannt. Zudem
gibt die Hilfte der Modellprojekte an, bereits Kooperationen mit Einrichtungen
der Kinder- und Jugendhilfe oder dhnlichen Einrichtungen zu nutzen, um Maf3-
nahmen bzw. Teile von Mafinahmen des Projekts durch andere Trager fortfithren
zu lassen (vgl. Rehse/Hemmann 2023).

Im Handlungsfeld Extremismusprivention gibt es eine bestindige hand-
lungsfeldiibergreifende Kooperation zwischen den Projekten. Dariiber hinaus
werden von einem guten Drittel der Modellprojekte die Landes-Demokratie-
zentren sowie die Partnerschaften fiir Demokratie und das Begleitprojekt zur
Qualititsentwicklung der Gesellschaft fiir soziale Unternehmensberatung (gsub)
als Netzwerk- oder Kooperationspartner genannt. Auflerdem findet ein Aus-
tausch mit handlungsfeldnahen Akteur:innen wie etwa den Mobilen Beratungen
oder Ausstiegsberatungen statt. Mit den jeweiligen Kompetenznetzwerken bzw.
dem -zentrum wird ebenfalls zusammengearbeitet, allerdings abhingig von der
Grofde des schwerpunktmiflig betreuten Themenfeldes (vgl. Schucht 2023a).
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Eine Besonderheit weisen Modellprojekte im Handlungsfeld Pravention und
Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewdhrungshilfe auf. Dort wurden Foren
des fachlichen Austauschs der Modellprojekte als Vernetzungsforum etabliert,
u.a. die ,AG Strafvollzug und Bewahrungshilfe (vgl. Jakob et al. 2022, S. 43 ff.).

Der ibergreifende Blick auf die Vernetzungen der Modellprojekte in den
unterschiedlichen Handlungsfeldern zeigt, dass alle Modellprojekte vorran-
gig programmintern vernetzt sind. Hierbei zeigen sich kleinere Unterschiede
zwischen den Handlungsbereichen hinsichtlich der genannten Programmpart-
ner:innen. Meist liegt der Fokus auf der Vernetzung mit Modellprojekten im
eigenen Handlungsfeld und mit den Kompetenznetzwerken bzw. dem Kom-
petenzzentrum. Insbesondere fur die Handlungsfelder Demokratieférderung
und Extremismusprivention werden die Partnerschaften fir Demokratie und
die Landes-Demokratiezentren als programminterne Vernetzungspartner:innen
benannt. Dies ist bemerkenswert, da in den Fordergrundsitzen des Bundespro-
gramms kein expliziter Vernetzungsauftrag fiir die Modellprojekte hinsichtlich
anderer Programmakteure aufgefithrt wurde. Als programmexterne Vernet-
zungspartner:innen werden meist Einrichtungen der Regelstrukturen, wie der
Kinder- und Jugendhilfe, aufgefiihrt.

Zusammenfassend lisst sich zu den Kooperationsbeziehungen im Bundes-
programm festhalten, dass Zusammenarbeit und Vernetzung weit verbreitet sind
und die Akteure im Groflen und Ganzen in unterschiedlichen Kontexten und Kon-
stellationen mit dhnlichen Hauptzielstellungen zusammenarbeiten (vgl. Jittz et
al.2023,S. 43ff.). Die von den wissenschaftlichen Begleitungen festgestellten For-
men der Zusammenarbeit entsprechen den Anforderungen der Férdergrundsit-
ze und gehen gerade bei den Modellprojekten dariiber hinaus. Insbesondere die
programminterne Zusammenarbeit erweist sich als besonders ausgeprigt. Hier
zeigt sich die Relevanz der im Programm angelegten Strukturen in den Hand-
lungsbereichen Kommune, Land und Bund. Uber die Programmlaufzeit hat sich
eine vernetzte Infrastrukeur tiber alle Programmbereiche hinweg gebildet.

3.3.3 Strategien und forderliche Bedingungen der Vernetzung

Folgend werden identifizierte Strategien der Vernetzung und férderliche Be-
dingungen zum Erreichen der Vernetzungsauftrige programmiibergreifend
dargestellt: Ein zentraler Faktor, der tiber das Gelingen oder Scheitern von Ver-
netzungsaktivititen mitentscheidet, ist, ob und wie es den Beteiligten gelingt,
Kooperationsbeziehungen aufzubauen und zu pflegen, die von wechselseitiger
Anerkennung und Vertrauen getragen sind (z. B. Heinze/Loick Molina et al. 2023,
S. 66; Schifer/Brenn/Winter 2024). Basis dafiir sind oft personliche Kontakte
und bestehende Erfahrungen in der Zusammenarbeit. Giinstig ist zudem, wenn
auf schon bestehenden Kooperations- und Kommunikationsstrukturen aufge-
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baut werden kann. So konstatiert die Halbzeitbilanz zum Bundesprogramm der
Gesamtevaluation: ,Langfristige, personliche Kontakte sind als Anregung zur
Zusammenarbeit entscheidend“ (Jittz et al. 2023, S. 49). Zugleich miissen diese
Vernetzungsstrukturen offen fiir neu hinzukommende Akteure sein. Grundlage
fiir die Entwicklung von Vertrauen ist zudem ein Dialog auf Augenhdhe, der eine
Reflexion der unterschiedlichen Perspektiven und Handlungslogiken ermdglicht
(vgl. Blatter/Schelle 2023, S. 11).

Der Beginn einer neuen Forderphase stellt eine strukturelle Herausforde-
rung dar, weil zu den etablierten Trigern in den Strukturbereichen neue Triger
hinzukommen, die Projekte in den Innovationsbereichen modellhaft durchfith-
ren. Zu Beginn der Forderlaufzeit 2020 waren zudem Vernetzungsaktivititen
beeintrichtigt durch pandemiebedingte Einschrinkungen von Prisenzveranstal-
tungen. Persénliche Begegnungen und informelle Gespriche, die der Anbahnung
von Kooperationen sowie dem gegenseitigen Kennenlernen dienen und gerade
am Anfang der Entwicklung von Kooperationsbedingungen eine wichtige Rolle
spielen, fielen daher aus (Langer/Hemmann/Sammet 2021, S. 136; Becker et
al. 2022a, S. 50). Zugleich wurde dadurch der Aufbau digitaler Formate zum
Austausch und zur Vernetzung beschleunigt (Langer/Hemmann/Sammet 2021,
S. 138; Winter et al. 2021, S. 3f.; Rehse/ Hemmann 2023).

Untersuchungen der wissenschaftlichen Begleitungen verdeutlichen, dass im
Zuge des Aufbaus und der Weiterentwicklung von Kooperationen und Vernetzun-
gen eine Rollenklirung der Beteiligten von grofier Bedeutung ist (z. B. Heinze/
Loick Molina et al. 2023, S. 66; Schifer/Brenn/Winter 2024). In kleineren dich-
ten und geschlossenen Netzwerken wie den durch das Programm geschaffenen
Kompetenznetzwerken im Handlungsbereich Bund bedeutet das, dass fiir das
Gelingen der Zusammenarbeit der Abschluss von Kooperationsvereinbarungen,
die Einrichtung einer Koordinierungsstelle und regelmifiige Arbeitstreffen der
beteiligten Partner eine gemeinsame Arbeitsgrundlage schaffen. Zur Ubernahme
ihrer vernetzenden Funktion und ihrer zentralen Rolle als ,,Ansprechpartnerim
jeweiligen Themenfeld miissen sich das Kompetenzzentrum und die Kompetenz-
netzwerke profilieren und bekannt machen sowie Anerkennung und Vertrauen
der anderen Akteure gewinnen (Heinze/Loick Molina et al. 2023, S. 66). Beim
Begleitprojekt ,, Demokratie und Vielfalt in der Kindertagesbetreuung* stellte sich
die Herausforderung, im Verhiltnis zum Kompetenznetzwerk ,Demokratiebil-
dung im Kindesalter“ zu einer Abgrenzung der Aufgaben und einer Aufteilung
der Zustindigkeiten zu kommen. Das Verhiltnis zueinander zu kliren und in-
haltliche Dopplungen zu vermeiden ist eine entscheidende Gelingensbedingung
tir die Erzeugung von Synergien (Starck 2022, S. 16 ff.). Mit Blick auf die Part-
nerschaften fiir Demokratie konnte festgestellt werden, dass eine passgenaue
Ansprache der vielfiltigen lokalen Akteure (Feuerwehren, Naturschutz o. A.) die
Bildung von kommunalen Netzwerken begiinstigt. Eine mit Ressourcen verse-
hene Offentlichkeitsarbeit der Partnerschaften und eine zielgruppengerechte
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Ansprache tiber Gatekeeper kénnen dazu einen wichtigen Beitrag leisten (vgl.
Becker et al. 2022a, S. 50f.).

Bei den Modellprojekten zur Deradikalisierung in Strafvollzug und Be-
wihrungshilfe wird in besonderer Weise deutlich, dass mit Vernetzung und
Kooperation auch die Reflexion der unterschiedlichen Handlungslogiken der
beteiligten Akteure einhergeht. Denn das Haftsystem und seine Logiken kon-
fligieren zum Teil mit Selbstverstindnissen pidagogischer Professionen. Zu
diesem Spannungsfeld miissen sich die Modellprojekte in Beziehung setzen und
dementsprechende Umgangsstrategien entwickeln (Jakob et al. 2022, S. 611t.).

Vernetzung ist fur die beteiligten Akteure mit einem zeitlichen und finanzi-
ellen Aufwand verbunden. Das heifdt zum einen, dass die dafiir erforderlichen
Ressourcen vorhanden sein missen. Zum anderen wird die Motivation fiir Ver-
netzungsaktivititen gesteigert, wenn die Akteure damit einen Nutzen verbinden
(vgl. Heinze et al. 2021, S. 53; Becker et al. 2024b, S. 94ft.). Im Idealfall von Ver-
netzung profitieren alle Seiten und kénnen Synergien entfalten. Zum Beispiel hat
sich aus der Vernetzung mit den Kompetenznetzwerken bzw. dem Kompetenz-
zentrum fir die Modellprojekte die Moglichkeit ergeben, ihre Arbeit in Publika-
tionen oder einer Podcast-Folge zu prasentieren. Dadurch konnten die Modell-
projekte ihre Reichweite erhéhen und neue Zielgruppen ansprechen. Fiir das Ge-
lingen der Arbeit der Kompetenznetzwerke selbst hat ihre Zusammensetzung ei-
ne grofle Bedeutung. Entscheidend ist, dass sie sich mit ihren Expertisen ergin-
zen und so das Themenfeld gut abdecken. Dies zeigte sich im Jahr 2022, als bei
der Erweiterung der Kompetenzzentren und -netzwerke zumeist eine additive
Erginzungslogik zum Tragen kam, d.h., es wurden Triger zusitzlich ins Kom-
petenznetzwerk integriert, die das bisherige Kompetenzprofil und die Zielgrup-
penorientierung erweitern kénnen (Heinze/Loick Molina et al. 2023, S. 37).

Fir alle Programmbereiche gilt, ,dass sich grofie Férderzeitriume nicht nur
positiv auf die eigene Arbeit auswirken, sondern sie vor allem zentral sind, um
neue Impulse fiir die Praxis zu entwickeln und Kooperations- und Arbeitsstruk-
turen sowie Netzwerke auszubauen und zu verstetigen“ (Jiitz et al. 2023, S. 681.).

3.4 Beitrag der Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen
zum Erreichen der Programmziele

Das Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ geht davon aus, dass Vernetzung zu
einer gestirkten Zivilgesellschaft und dariiber zur ,wehrhaften Demokratie im
Sinne der Programmziele beitragt. Daher wird nicht nur die inhaltliche Bearbei-
tung von Fragen der Demokratieférderung, der Vielfaltgestaltung und der Extre-
mismusprivention geférdert, sondern auch das Erreichen von anvisierten Ziel-
gruppen (und damit auch die Starkung zivilgesellschaftlicher Strukturen) und der
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Transfer von im Programm erarbeiteten Erkenntnissen und Konzepten. Dieser
Abschnitt erldutert, inwieweit die Vernetzung das Erreichen dieser mittelbaren
Programmziele unterstiitzt.

Deutlich wird, dass von Akteuren im Bundesprogramm die genannten mit-
telbaren Programmziele mittels Vernetzung und Kooperation bearbeitet werden.
So gaben in der Befragung der Gesamtevaluation 94,8 Prozent der Befragten an,
dass eine Zusammenarbeit zur Erreichung von Zielgruppen fiir ihre Arbeit eine
Rolle spielt (vgl. Kolke /Wilken/Zierold 2024). Fiir die Bearbeitung der Fragen von
Transfer und Nachhaltigkeit ist im Programmverlauf eine positive Entwicklung
zu beobachten: In der Online-Erhebung der Gesamtevaluation 2021/2022 gaben
lediglich 34,7 Prozent der strukturbezogenen Programmbereiche und 46,6 Pro-
zent der innovationsbezogenen Programmbereiche an, dass sie zum Transfer und
damit der Nachhaltigkeit von Projektergebnissen programmintern zusammenar-
beiten (vgl. Jiitz et al. 2023, S. 47). In der darauffolgenden Erhebung 2023 stimm-
ten im Schnitt deutlich mehr der befragten Akteure (75,7 Prozent) zu, dass sie da-
zu zusammenarbeiten (vgl. Kolke /Wilken /Zierold 2024). Diese Entwicklung liegt
u.a. darin begriindet, dass der Ergebnistransfer im Projektverlauf erst dann eine
Rolle spielen kann, wenn tiberhaupt Ergebnisse zum Transfer vorliegen (vgl. Kap.
5).

Vernetzung zum Zweck der Zielgruppenerreichung? besteht etwa im Aufbau
erweiterter Netzwerke innerhalb des Programms, vor allem aber auch dar-
iiber hinaus. Fiir die Erreichung von Zielgruppen innerhalb und aulerhalb des
Bundesprogramms spielt die Biindnis- und Vernetzungsarbeit in den Kompe-
tenznetzwerken bzw. des Kompetenzzentrums eine wichtige Rolle, indem z. B.
Kooperationen mit anderen fachlich relevanten nichtstaatlichen Organisatio-
nen oder zentralen Institutionen im Themenfeld angebahnt bzw. eingegangen
werden.

Partnerschaften fiir Demokratie funktionieren im Zusammenwirken von Po-
litik, Verwaltung und Zivilgesellschaft und stehen vor der Aufgabe, breite Biind-
nisse unter Einbeziehung der lokalen Bevolkerung zu kniipfen. Durch die Vernet-
zung lokaler Akteure 6ffnen sich Tiiren in relevante Handlungsfelder und zu re-
levanten Zielgruppen, die wiederum zur gemeinsamen Gestaltung eines Zusam-
menlebens in Demokratie und Vielfalt angeregt werden konnen.

2 Inwiefern Netzwerkpartner:innen und Multiplikator:innen zentral fiir die Zielgruppenerrei-
chung sind, wird im Kapitel zur Zielgruppenerreichung in diesem Band ausgefiihrt (vgl. Kap.
2).
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Netzwerke in den Partnerschaften fiir Demokratie

In den Partnerschaften fiir Demokratie geht die Aktivierung von ehrenamtlichen Vertre-
ter:innen der Zivilgesellschaft (beispielsweise aus Vereinen) fir ein prodemokratisches
Engagement Hand in Hand mit gemeinwesenorientierter Netzwerkarbeit (vgl. Becker et
al. 2024b, S. 96). Die Koordinator:innen der Partnerschaften fiir Demokratie fordern die
Motivation fiir ein solches Engagement, indem sie systematisch stabile und vertrauens-
volle Verbindungen zu relevanten Akteuren (z.B. Menschen in Schliisselpositionen der
lokalen Vereinslandschaft, in informellen Netzwerken oder Biirgerbiindnissen, Verwal-
tungsspitzen etc.) aufbauen und pflegen. Auch die ,Willigen“ miissen in Form eines so-
zialen Aufrufs noch zum Engagement eingeladen werden. Auch diesbeziiglich ist die
Bedeutung von Netzwerken zentral. Hier konturieren sich soziale Erwiinschtheiten, ge-
teilte Problemversténdnisse und gemeinsame Handlungsoptionen. Basal fiir die Pflege
der Netzwerke ist der Aufbau personlicher Beziehungen. Ein:e Koordinator:in berichtet:
,Das, was ich weil} Giber Netzwerken ist, dass es am Ende auf personliche Beziehungen
zuriickzufiihren ist. Das heilt, ich versuche wirklich, zu den groBen Vereinen, die hier sel-
ber auch schon Netzwerke haben, zu Mitarbeitenden dort personliche Beziehungen auch
aufzubauen. [...] Und das braucht Zeit". Es hat sich bewahrt, die im lokalen Gemeinwesen
vorhandenen Ressourcen zu eruieren und aufeinander zu beziehen, wobei die Interessen
und Kompetenzen der Ehrenamtlichen in den Vordergrund zu riicken sind (vgl. ebd., S. 97;
dhnlich Autor:innengruppe 2023, S. 83 ff.). Auf diese Weise konnte vielerorts die Koopera-
tion der organisierten Zivilgesellschaft in engen Netzwerken und ihr Engagement in der
Auseinandersetzung mit demokratiegefahrdenden Problemlagen gestarkt werden (vgl.
Becker et al. 2024b, S. 53).

In der Befragung der Gesamtevaluation (Kolke/Wilken/Zierold 2024) wurden
auch Kooperationsertrige aus Sicht der Programmakteure untersucht. Dabei
zeigten sich deutliche Ergebnisse: Aus Sicht von 89,8 Prozent der Befragten
konnen ihre Zielgruppen durch Kooperation und Vernetzung besser erreicht
werden. 85,5 Prozent der Befragten gaben sogar an, dass sie durch Kooperation
und Vernetzung neue Zielgruppen erreichen kénnen.

Vernetzung schafft generell Austauschriume, die forderlich fiir den Transfer?
sein konnen (vgl. Blatter/Schelle 2022). Diese Austauschriume kénnen dabei
zeitlich und riumlich entkoppelt sein (vgl. Heinze/Loick Molina et al. 2023;
Heinze/Langer et al. 2024), d. h. Austauschriume konnen auch so gestaltet sein,
dass sie das Teilen und die Diskussion von Wissen zu spiteren Zeitpunkten und
an unterschiedlichen Orten ermoglichen. Der ,Prozess des Verstehens und der
Verstindigung* (Blatter/Schelle 2022, S. 49) findet damit unabhingig von einer
zeitlichen und riumlichen Koprisenz der Beteiligten statt. Im Bundesprogramm
kommt hier den Kompetenznetzwerken bzw. dem Kompetenzzentrum eine

3 Insbesondere im Kapitel 5 zu Nachhaltigkeit und Transfer wird Vernetzung als Grundlage und
damit als forderliche Bedingung fir Wissenstransfer aufgefiihrt.
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wichtige Rolle bei der Organisation und Umsetzung von Transferstrategien zu.
Eine wesentliche Aufgabe von Kompetenznetzwerken bzw. dem Kompetenz-
zentrum ist in diesem Zusammenhang das Schaffen von Austauschriumen, in
denen ein ko-konstruktives Verstindnis von Transfer als ein Zusammenwir-
ken der Produzent:innen und der Rezipient:innen von Impulsen, Konzepten,
Produkten usw. vorherrscht (vgl. Heinze/Loick Molina et al. 2023, S. 66). In
der programmexternen Zusammenarbeit der Modellprojekte steht hiufig die
Kooperation mit den Regelstrukturen im Vordergrund, um gemafd dem eigenen
Konzept methodische Innovation zu erproben (vgl. Jiitz et al. 2023, S. 41).

In der Halbzeitbilanz zum Bundesprogramm konnte nachgewiesen werden,
dass Kooperationen zumindest gute Voraussetzungen fiir die Dissemination von
Projektergebnissen bieten: Befunde deuten demnach ,darauf hin, dass im Pro-
gramm auf der Ebene der geforderten Projekte kooperationsbezogen gute Aus-
gangsbedingungen hergestellt zu sein scheinen, um das in der Projektumsetzung
gewonnene Wissen und Kénnen in die relevanten Regelsysteme zu transferieren®
(Jutz etal. 2023, S. 42). Inder Befragung der Gesamtevaluation gaben im Jahr 2023
immerhin schon 44,9 Prozent der Befragten an, dass sie ihr Angebot verstetigen
bzw. in die Regelpraxis tiberfithren konnten — und zwar durch die Kooperation
(vgl. Kolke/Wilken/Zierold 2024).

Die dargestellten Ergebnisse zeigen, dass Kooperation und Vernetzung zum
Erreichen der mittelbaren Programmziele eine wichtige Rolle spielen. Die hochs-
ten Zustimmungswerte zur Frage, was durch Kooperation erreicht wird, betreffen
allerdings die direkten, inhaltlichen Programmziele. 92,6 Prozent aller befragten
Programmakteure stimmten der Aussage zu, dass sie durch Kooperation und Ver-
netzung die Programmthemen besser bearbeiten konnen bzw. zusitzliche fach-
liche Expertise gewinnen (vgl. Kolke /Wilken/Zierold 2024). Diese Ausfithrungen
zeigen nicht nur, dass Zusammenarbeit im Rahmen des Bundesprogramms weit
verbreitet ist und von den beteiligten Akteuren als niitzlich erachtet wird. Viel-
mehr tragen etablierte Kommunikations- und Vernetzungsstrukturen sowie die
Bekanntheit der Akteure im jeweiligen Feld auch dazu bei, verschiedene Themen
erfolgreich zu bearbeiten. Dazu zihlen u. a. die Zielgruppenerreichung und der
Transfer von Ergebnissen.

3.5 Fazit

Im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ spielt die Vernetzung zivilgesell-
schaftlicher Strukturen eine zentrale Rolle. In allen Handlungsfeldern und
Handlungsbereichen sind vernetzende Elemente angelegt. Die vernetzten Struk-
turen bzw. Netzwerke sollen in synergetischer Zusammenarbeit die Themen
Demokratieforderung, Vielfaltgestaltung und Extremismusprivention stirken.
Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass mehrere Akteure durch Zusammenarbeit
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mehr erreichen konnen als jeder individuell. Gerade in zivilgesellschaftlichen
Netzwerken werden so Leistungen hervorgebracht, zu denen die einzelnen
Akteure nicht in der Lage wiren (Strobl/Lobermeier 2012, S. 155f.)

In den Programmbereichen sind unterschiedliche Vernetzungsauftrige ent-
halten. In den Handlungsbereichen Bund, Land, Kommune sind doppelte Vernet-
zungsauftrige zu finden: Zum einen sind sie selbst als Netzwerkstrukturen ange-
legt. Zum anderen sollen sie innerhalb des Programms miteinander kooperieren
und weitere Programmakteure miteinander vernetzen. Im Handlungsbereich der
Modellprojekte ist die Vernetzung mit im Themenfeld titigen Akteuren vorgese-
hen.

Dariiber hinaus lassen sich unterschiedliche Zwecke der Vernetzung in deren
Umsetzung feststellen:

e Vernetzung zum Aufbau von Netzwerken (innerhalb des Kreises der Pro-
grammakteure und dariiber hinaus);

e Vernetzung zum fachlichen Austausch zwischen professionellen Akteuren;
Vernetzung, um fachliche Expertise zu gewinnen, weiterzuentwickeln und
weiterzugeben;

e Vernetzung zum Schaffen von Austauschriumen fiir die engagierte Zivilge-

sellschaft und lokale politische Akteure;

Vernetzung zur Erreichung von Zielgruppen;

Vernetzung fiir die Dissemination von Projektergebnissen;

Vernetzung zum Besprechen von Fillen und Problemlagen;

Vernetzung zur Erarbeitung von Strategien und zur Abstimmung des Han-

delns.

Forderliche Bedingungen fiir die Vernetzung sind tiber alle Programmbereiche
hinweg Kooperationsbeziehungen, die von gegenseitiger Anerkennung und Ver-
trauen getragen sind. Die Basis hierfiir sind persoénliche Kontakte und positive Er-
fahrungen in der Zusammenarbeit. Jede Verinderung des Akteurskreises bedarf
erneut des Aufbaus einer vertrauens- und respektvollen Beziehung zwischen allen
Netzwerkakteuren. Dariiber hinaus sind insbesondere ein Dialog auf Augenhéhe
und eine Reflexion unterschiedlicher Perspektiven und Handlungslogiken wich-
tig fir eine Zusammenarbeit in Netzwerken.

Eine Zusammenarbeit im Rahmen des Bundesprogramms ist weit verbreitet.
Damit wird die professionelle Zivilgesellschaft insgesamt gestirkt. Weiterhin
schafft Vernetzung fiir den Transfer notwendige Austauschraume und stellt aus
Sicht der Akteur:innen von ,Demokratie leben!“ so eine wichtige Voraussetzung
tir die Nachhaltigkeit der Programmaktivititen dar. Zusitzlich werden durch
Kooperation und Vernetzung Zielgruppen besser erreicht.

Dennoch ergeben sich im Rahmen von Vernetzungsprozessen spezifische
Herausforderungen: Da Vernetzungen als Beziehungen zwischen Akteuren ge-
staltet werden, miissen Bedingungen fur ein gleichberechtigtes Agieren auf
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Augenhohe geschaffen werden. Vernetzung und Netzwerkarbeit binden zeitliche
und andere Ressourcen, der Umfang der Vernetzungsarbeit muss also in einem
angemessenen Verhiltnis zu den eigentlichen Projektaufgaben stehen. Auch die
Kosten der Vernetzung miissen in einer plausiblen Beziehung zu deren Nutzen
stehen. Dariiber hinaus sollte auf bestehenden Strukturen vor Ort aufgebaut
werden, anstatt top-down neue zu installieren, die moglicherweise die Bediirf-
nisse der Akteure vernachlissigen. Denn Vernetzung darf nicht Selbstzweck sein,
sondern muss klar zielorientiert und zum Nutzen der Akteure realisiert werden.
Rechenschaft abzulegen hinsichtlich Ausmafd und Sinnhaftigkeit von Vernetzung
ist mithin unbedingt erforderlich.
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4 Innovationen und Innovationspotenziale

Kari-Maria Karliczek, Tobias Roscher und Anja Scholl

4.1 Einleitung

Durch Férderungen des Bundesprogramms sollen neue Mittel und Wege gefun-
den werden, um Problemlagen und Bedarfe in den Bereichen Demokratiefor-
derung, Extremismuspravention und Vielfaltsgestaltung zu bearbeiten. Diese
konnen unter gegenwirtigen gesellschaftlichen Bedingungen neu aufscheinen,
oder sie verlangen schon seit Lingerem nach neuartigen, erfolgversprechenderen
Handlungsformen.

Das Kapitel zeigt auf, welche Innovationspotenziale in den Jahren 2020 bis
2024 in ,Demokratie leben!“ als komplexem Programm generell angelegt waren
(Abschnitt 4.2) und welche spezifisch in den unterschiedlichen Programmberei-
chen und Handlungsfeldern bestanden (Abschnitt 4.3). Damit wird die Frage be-
antwortet, inwieweit das Bundesprogramm der in der Strategie der Bundesregie-
rung zur Extremismuspravention und Demokratieférderung formulierten Auf-
gabe gerecht werden kann, innovative pidagogische Ansitze der Demokratiefor-
derung und Extremismuspravention sowie der Vielfaltgestaltung zu unterstiitzen
(vgl. BMFSF]/BMI 2016, S. 19; Jiitz et al. 2023, S. 10).

Um die Rolle von Innovationen im Bundesprogramm betrachten zu kdénnen,
gehen wir von folgendem Begriffsverstindnis aus: Innovationen sind Handlungs-
weisen zur Problemlosung und Bedarfsdeckung, die bisher nicht (oder nur un-
zureichend) erprobt wurden. Dabei kénnen diese innovativen Handlungsweisen
an bereits vorhandene ankniipfen und diese weiterentwickeln (inkrementelle In-
novation) oder eine grundsitzlich neue Praxis darstellen (disruptive Innovation).
Soziale Innovationen sind insofern als , intentionale Neukonfigurationen sozialer
Praktiken in bestimmten Handlungsfeldern bzw. sozialen Kontexten“ zu verste-
hen (vgl. Howaldt/Kopp/Schwarz et al. 2014, S. 91). Innovationen kénnen durch
die Bearbeitung neuer Inhalte oder die Adressierung neuer Zielgruppen, durch
die (Weiter-)Entwicklung von Methoden oder durch die Schaffung und Weiter-
entwicklung von Strukturen oder Kooperationsbeziehungen erzielt werden (vgl.
BMESF] 2020d, S. 67—-72; Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 16).

Die Programmpartner im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ sind dazu
angehalten, mit ihren Projekten auf diesen drei Ebenen eine innovative Praxis
umzusetzen. Der Bedarf an Innovationen wird in den Richtlinien zur Férderung
von Projekten der Demokratieférderung, der Vielfaltgestaltung und zur Extre-
mismusprivention formuliert: Kompetenzzentren und -netzwerke sollen ihre Ex-
pertise weiterentwickeln, Modellprojekte sollen neue innovative Arbeitsansitze
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entwickeln und erproben, und die Projekte des Innovationsfonds sollen bedarfs-
gerechte Anregungen liefern (vgl. BMFSF] 2022a, S. 810f.).

Insofern umfassen die Innovationspotenziale, die im Bundesprogramm an-
gelegt sind, sowohl inhaltliche, methodische als auch strukturelle Neuerungen,
wobei inhaltliche und strukturelle Innovationen oft mit methodischen einherge-
hen (vgl. Abb. 4.1). In diesem Kapitel werden die Potenziale entlang dieser drei
Innovationsdimensionen betrachtet und diskutiert.

e Inhaltliche Innovationen innerhalb des Bundesprogramms beziehen sich auf
neue Themen und Perspektiven, die von verschiedenen Akteuren bearbeitet wer-
den. Entscheidend ist dabei, neue Themenfelder zu erschliefRen und innova-
tive Ansitze zur Forderung von Demokratie und Vielfalt zu entwickeln. Die
Einbeziehung neuer und diverser Zielgruppen sowie die Beriicksichtigung der
Betroffenenperspektive spielen dabei eine zentrale Rolle und tragen maf3geb-
lich zur Entwicklung innovativer Losungsansitze bei (Abschnitt 4.3.1).

e Methodische Innovationen im Bundesprogramm umfassen die Weiterentwick-
lung von Handlungsstrategien in der Umsetzung von Projekten und Maf3nah-
men, die Entwicklung neuer Arbeitsansitze, Methoden der Zielgruppenerrei-
chung sowie pidagogischer Formate. Methodische Innovationen und deren
Entwicklung und Erprobung finden vor allem in den Modellprojekten und
Projekten des Innovationsfonds Anwendung und sind oft mit Innovationen
auf struktureller oder inhaltlicher Ebene verbunden (Abschnitt 4.3.2).

e Das Bundesprogramm regt auch Entwicklungen an, die Strukturen hervorbrin-
gen oder wandeln. Diese Strukturverinderungen konnen sowohl intern im Pro-
gramm als auch extern in angrenzenden Handlungsfeldern stattfinden. Dabei
spielen vor allem die Schaffung neuer Netzwerke und Kooperationen sowie
die Weiterentwicklung bestehender Strukturen eine wichtige Rolle (Abschnitt
4.3.3).

Die Frage nach den Innovationspotenzialen, die das Bundesprogramm , Demo-
kratie leben!“ hervorbringt, ist eng verbunden mit der Frage danach, inwieweit
das Bundesprogramm eine innovative Praxis unterstiitzt bzw. zukiinftig unter-
stittzen kann. Daher werden in diesem Kapitel auch Faktoren in Form von Heraus-
forderungen und Gelingensbedingungen dargestellt, die fiir eine Innovationspro-
duktion in den unterschiedlichen Programmsiulen relevant sind (Abschnitt 4.4).

4.2 Gesamtprogrammbezogene Perspektive auf
Innovationspotenziale

Innovationspotenziale sind im Bundesprogramm in erster Linie in den geférder-
ten Projekten des Innovationsfonds und den Modellprojekten angelegt. Wihrend
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Abbildung 4.1: Innovationsdimensionen

Methodische Strukturbezogene
Innovationen Innovationen

Quelle: Eigene Darstellung

im Abschnitt 4.3 Einblicke in deren innovative Praxis gegeben werden, lohnt zu-
vor ein Blick auf den innovativen Charakter von ,, Demokratie leben!* insgesamt.
Dieser wird deutlich durch die Ziele und Vorgehensweisen in den Programm-
bereichen sowie durch die Beriicksichtigung einer lingerfristigen Perspektive
itber mehrere Forderperioden hinweg. Fiir eine Bilanzierung der Innovativitit
der zweiten Forderphase von ,Demokratie leben!“ (2020-2024) ist dies genauso
bedeutsam wie die Einschitzung der vorhandenen Innovationspotenziale in der
geforderten Projektpraxis. Denn insofern das Bundesprogramm als Ganzes ein
zentrales Instrument der Bundesregierung zur Pravention von Extremismus und
zur Demokratieforderung ist (vgl. BMFSFJ/BMI 2016), ist es als solches auch
ein Mittel, um auf ungedeckte (gesellschaftliche) Bedarfe zu reagieren. ,Demo-
kratie leben!“ ist daher sowohl hinsichtlich seines konzeptionellen Aufrisses als
auch im Verlauf seiner Umsetzung ein lernendes (vgl. Jitz et al. 2023, S. 11f.)
und innovatives Programm, das in der Lage ist, sich innerhalb einer Laufzeit
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aber auch iiber Férderperioden hinweg neu auszurichten. Das bedeutet, u.a.
programminterne Strukturen wie etwa die Charakteristik und Abgrenzung von
Programmbereichen flexibel zu halten bzw. Riume und Ressourcen freizuhalten,
um neue Themen- und Schwerpunktsetzungen vornehmen zu kénnen.

Hinsichtlich der Festschreibung des Innovationsauftrags an die geférderten
Programmpartner beschreitet das BMFSF] seit dem Jahr 2020 im Vergleich zu
Vorgingerprogrammen selbst ,neue Wege“: modellhaftes Arbeiten und die Erpro-
bung von ,Neuem* werden dabei nicht in der Breite des Programms in all sei-
nen Handlungsbereichen gleichermafien verankert. Wihrend der Anspruch zur
Schaffung von Innovationen in erster Linie auf Modellprojekte sowie auf die Pro-
jekte des Innovationsfonds konzentriert ist (vgl. Jitz et al. 2023, S. 36f.), tritt die
Generierung von Neuem in den strukturbezogenen Handlungsfeldern als pro-
grammgeberseitiger Auftrag eher in den Hintergrund.

So unterstreicht beispielsweise die begriffliche Fokussierung des Handlungs-
feldes Vielfaltgestaltung, dessen Themen bis 2019 in Modellprojekten zur Bearbei-
tung von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und zum ,Zusammenleben
in der Einwanderungsgesellschaft“im Programm angelegt waren, die inhaltliche
Diversifizierung und Weiterentwicklung von , Demokratie leben!“ neben seinen
Kernthemen Extremismusprivention und Demokratieférderung (vgl. Jiitz et al.
2023, S. 36f.). Zudem werden im Handlungsfeld Innovationsfonds explizit Pro-
jekte gefordert, die auf innovative Weise neue Themen bearbeiten oder spezifi-
sche Perspektiven auf bestehende Problemlagen einnehmen. Dies erméglicht ei-
ne innovative Herangehensweise an die Inhalte demokratieférdernder Projekte
(vgl. Karliczek/Prillwitz/ Schaffranke 2023, S. 48 f.).

4.3 Formen von Innovationen

4.3.1 Inhaltliche Innovationen

Inhaltliche Innovationen im Rahmen des Bundesprogramms ,Demokratie le-
ben!“beziehen sich auf neue Themen und Perspektiven, die in den verschiedenen
Handlungsbereichen bearbeitet werden. Diese Innovationen tragen zur Wei-
terentwicklung demokratieférdernder Mafinahmen bei und ermoglichen eine
vielfiltige Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Herausforderungen.

Im Rahmen des Programms wird eine Vielzahl solcher Herausforderun-
gen adressiert, indem von den Akteuren im Programm inhaltlich auf aktuelle
gesellschaftliche Entwicklungen reagiert und innovative Losungsansitze entwi-
ckelt wurden. Entscheidend fiir inhaltliche Innovationen im Bundesprogramm
,Demokratie leben!“ ist es, neue Themenfelder zu erschliefSen, unterschied-
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liche Perspektiven einzunehmen und innovative Ansitze zur Férderung von
Demokratie und Vielfalt zu entwickeln.

In diesem Kontext wurden pidagogische Konzepte erprobt und neue Arbeits-
bereiche in den Fokus genommen. Im Handlungsfeld Extremismusprivention
wurden beispielsweise von knapp einem Viertel der befragten Modellprojekte
neue Arbeitsbereiche (z. B. Naturschutz) erschlossen (vgl. Schucht 2023b).

Weiterhin wurde von verschiedenen Projekten die Auseinandersetzung mit
Diskriminierung und die Férderung von Inklusion vorangetrieben (vgl. Kap. 11),
und es wurden in diesem Bereich neue Ansitze entwickelt und umgesetzt, welche
verschiedene Gruppen und Betroffene von Diskriminierung beriicksichtigen. In-
novationstreiber fiir inhaltliche Innovationen sind die Adressierung neuer Ziel-
gruppen und der Einbezug von Betroffenenperspektiven, welche im Folgenden
niher beleuchtet werden.

Adressierung neuer Zielgruppen

Zentral fiur das ErschliefRen neuer Arbeitsfelder ist die Adressierung bestimm-
ter Zielgruppen, insbesondere solcher, die bisher mit demokratieférdernden
oder politischen Bildungsangeboten kaum oder nicht erreicht wurden oder
die in verschiedener Hinsicht marginalisiert sind (Ehnert et al. 2021). Durch
diesen Prozess werden neue Perspektiven mafigeblich bei der Themensetzung
einbezogen. Im Handlungsfeld Demokratieférderung standen beispielsweise
neue Themen wie die Kinderrechtstrias in der Medienbildung, die Auseinander-
setzung mit Menschen mit Beeintrichtigungen und diskriminierungssensible
Konzepte fiir die Hortarbeit im Fokus (Ehnert et al. 2021; Braun et al. 2022a). Die-
se Ansitze zielen darauf ab, sowohl demokratische Werte zu vermitteln als auch
ein Bewusstsein fiir Vielfalt und Inklusion zu schaften. Dabei werden Eltern und
Kinder oder Menschen mit Beeintrichtigung als unmittelbare Zielgruppe ange-
sprochen (vgl. Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2022). Auch im Handlungsfeld
Extremismuspravention sprachen gut die Hilfte der befragten Modellprojekte
bisher weniger beachtete Zielgruppen an (Ehnert et al. 2021). Der Fokus auf
wenig betrachtete, neu entstehende oder schwer erreichbare Zielgruppen und
das Gestalten entsprechender neuer Inhalte unterstreichen die Notwendigkeit
und das Potenzial des Bundesprogramms, Priventionsmafinahmen und Bil-
dungsangebote auch inhaltlich kontinuierlich anzupassen und zu erweitern, um
aktuellen Entwicklungen gerecht zu werden.

Betroffenenperspektive

Einen mafigeblichen Innovationsbeitrag beziiglich inhaltlicher Innovationen
und neuer Themen bringt der Einbezug von Betroffenenperspektiven (vgl. Kap.
2). Diese spielen insbesondere im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung eine zen-
trale Rolle. Die Perspektiven verschiedener Gruppen werden beriicksichtigt
und tragen mafigeblich zur Themensetzung und bedarfs- und bedirfnisori-
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entierten Bildungsarbeit bei (vgl. Scholl/Schmit 2025). Inhaltlich wurden im
Handlungsfeld Vielfaltgestaltung dahingehend unter Einbezug von Commu-
nitys (beispielsweise asiatische Deutsche, Schwarze Deutsche, Menschen mit
Fluchterfahrung, junge Sinti:zze und Rom:nja) Inhalte wie Beteiligungsformate,
Auseinandersetzung mit Diskriminierung und Bedarfe bestimmter Communitys
herausgearbeitet. Im Laufe der Forderperiode wurden so auf innovative Weise
Themen wie der Begegnung antisemitischer Verschwérungsmythen, partizipa-
tiver und transparenter Auseinandersetzung mit dem Thema Antiziganismus
sowie die Beteiligung und Sichtbarmachung von Communitys oder der Aus-
tausch queerer Individuen in bestimmten Glaubensgemeinschaften aufgegriffen
(vgl. Scholl/Schmit 2025). Daneben beinhaltete das Handlungsfeld Projekte, die
inhaltliche Innovationen im Kontext von Intersektionalitit und Empowerment
verschiedener diskriminierungserfahrener Gruppen anstreben (vgl. Weiberg
et al. 2024a; Scholl/Schmit 2025). Dadurch bringt das Handlungsfeld grofles
Innovationspotenzial im Bereich von Gender-, Diversity Mainstreaming und
Inklusion mit.

Insgesamt tragen inhaltliche Innovationen dazu bei, dem Bundesprogramm
,Demokratie leben!“ eine dynamische und zukunftsorientierte Ausrichtung zu
verleihen, die es ermoglicht, auf aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen
adiquat zu reagieren und innovative Losungsansitze zu entwickeln.

4.3.2 Methodische Innovationen

Ein weiteres Innovationsfeld stellen methodische Innovationen dar. Unter
methodischen Innovationen wird die (Weiter-)Entwicklung von Handlungsstra-
tegien bei der Umsetzung eines Projekts und/oder die (Weiter-)Entwicklung von
Arbeitsansitzen sowie von pidagogischen Formaten oder Methoden der Ziel-
gruppenerreichung verstanden. Diese sollen es ermdglichen, neue Themen und
Ziele zu bearbeiten oder bestimmte Ziele und Zielgruppen zu erreichen, die mit
bisher gebriuchlichen Ansitzen und Strategien nicht erreicht werden konnten.
Ein Bedarf an methodischen Innovationen ergibt sich zum einen aus fehlenden
Losungen fiir auftretende Probleme sowie aus sich wandelnden gesellschaftlichen
Kontexten, die ein verindertes Vorgehen erforderlich machen.

Methodische Innovationen werden insbesondere in den unterschiedlichen
Modellprojektbereichen sowie bei den Projekten des Innovationsfonds genutzt.
Hiufig sind sie mit Innovationen auf struktureller Ebene oder auf inhaltli-
cher Ebene verbunden. So waren methodische Innovationen beispielsweise bei
fast allen Projekten des Innovationsfonds I konzeptionell vorgesehen und bei
nahezu der Hilfte dieser Projekte mit Innovationen im strukturellen Bereich ver-
kntpft (vgl. Karliczek/ Prillwitz/Schaffranke 2023, S. 17). Auch im Handlungsfeld
Extremismusprivention strebten die befragten Modellprojekte methodische
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Innovationen entweder durch die Entwicklung neuer Methoden (54 Prozent)
und/oder durch die Adaption bereits bestehender Methoden (46 Prozent) an (vgl.
Schucht 2023b).

Zielgruppengerechte Methoden

Methodische Innovationen finden im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“
u.a. durch die (Weiter-)Entwicklung von Methoden statt, die sich in Bezug
auf Herausforderungen im padagogischen Umgang mit Zielgruppen aufgrund
bestimmter Merkmale der adressierten Zielgruppen oder deren struktureller
Einbindung ergeben. Dies verdeutlicht auch den Zusammenhang zwischen in-
haltlichen und methodischen Innovationen. So wurden beispielsweise durch die
Modellprojekte des Handlungsfeldes Demokratieforderung und im Innovati-
onsfonds Arbeitsansitze entwickelt, die eine nachhaltige Demokratieférderung
von jungen Menschen mit einer kognitiven Beeintrichtigung erméglichen (vgl.
Ehnert et al. 2021, S. 15; Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2022; vgl. auch Kap.
2). Dabei wurden sowohl Methoden entwickelt und erprobt, die den indivi-
duellen Bedarfen dieser Zielgruppe gerecht werden, als auch solche, die die
strukturellen Besonderheiten von Fordereinrichtungen beriicksichtigen. Andere
Beispiele fiir die Entwicklung von Methoden, die der strukturellen Einbindung
von Zielgruppen gerecht werden, sind Projekte, die die besonderen Rahmenbe-
dingungen in Kindertagesstitten beriicksichtigen, auf Diversititsorientierung
von Regelstrukturen abzielen oder Auszubildende adressieren (vgl. Ehnert et al.
2021, S. 56; Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2022, S. 14; Weiberg et al. 2024b,
S. 37-47). Projekte im Bereich Strafvollzug entwickeln Strategien, die trotz der
alltagskulturellen und organisatorischen Besonderheiten des Haftkontextes ein
konstruktives Arbeiten mit den Inhaftierten ermdglichen (vgl. Frank et al. 2023,
S. 25, 4111.).

Strategien zur Bewaltigung von rdumlichen Besonderheiten
Andere methodische Innovationen richten sich auf Strategien, mit denen Her-
ausforderungen bewiltigt werden sollen, die sich aus den Besonderheiten des
rdumlichen Kontextes ergeben, in dem ein Projekt umgesetzt werden soll. Be-
sonders hervorzuheben sind hier Strategien, die sich den Herausforderungen
lindlicher Riume stellen. So werden beispielsweise in mehreren Handlungsfel-
dern ,Schliisselpersonen, Multiplikator:innen, Briickenbauer:innen und Gate-
keeper* genutzt, um Zielgruppen im lindlichen Raum zu erreichen (vgl. Jiitz et
al. 2023, S. 56 mit weiteren Nachweisen). Im Innovationsfonds I entwickelten
mehrere Projekte Strategien, um diskriminierte Gruppen im lindlichen Raum zu
stirken, z. B. durch Angebote zur besseren Arbeitsmarktintegration von jungen
Gefliichteten (vgl. Karliczek/Prillwitz/Schaftfranke 2023, S. 31).

Auch Methoden zur Zielgruppenerreichung im digitalen Raum kénnen als
innovativ bezeichnet werden. Solche Methoden wurden in allen Handlungs-
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bereichen entwickelt. Dies war aufgrund der Covid-19-Pandemie zeitweise
unausweichlich, um Zielgruppen itberhaupt erreichen zu konnen. Des Weiteren
erforderten bestimmte Problemlagen (z. B. die Verbreitung von Verschworungs-
narrativen), mit denen sich die Projekte und Angebote des Bundesprogramms
auseinandersetzten, das Adressieren von Zielgruppen im digitalen Raum und
entsprechend neue Methoden, wie das erreicht werden kann (vgl. ausfithrlich
hierzu Kap. 8). Beispielsweise wurden mittels digitaler Ansitze Zielgruppen
adressiert, die Angebote der politischen Bildung ansonsten nicht wahrnehmen
(vgl. Braun et al. 2022b, S. 114). Sowohl fiir die Modellprojekte im Handlungsfeld
Demokratieforderung als auch die Projekte des Innovationsfonds werden Bei-
spiele fir die Verkniipfung von politischer Bildung mit verschiedenen digitalen
Tools beschrieben (Braun et al. 2022b; Kaps et al. 2024, S. 16).

Zusammenfiihrung von Methoden

Uber alle Programmbereiche hinweg versuchen Projekte und Angebote Innova-
tionen umzusetzen, indem sie Arbeitsansitze aus an sich fachfremden Bereichen
in die eigenen Arbeitsansitze integrieren oder bisher fiir sich stehende pidago-
gische Ansitze zusammenfithren. Ziel dabei ist es zumeist, einer der genannten
Herausforderungen gerecht zu werden. Ein weiteres Anliegen kann es sein, sehr
spezifische Problemlagen so zu bearbeiten, dass eine breite Personengruppe er-
reicht wird. Beispiele fir die Verkniipfung von Arbeitsansitzen sind die Verbin-
dung von politischer Bildung mit Elementen der Erlebnispidagogik (vgl. Karlic-
zek / Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 16f.) oder die pidagogische Auseinanderset-
zung mit Antiziganismus in Verbindung mit Stadtteilarbeit im Handlungsbereich
Vielfaltgestaltung (vgl. Schéll/Schmit 2025).

Methodische Innovationen, die im Rahmen des Bundesprogramms ,,Demo-
kratie leben!“ entwickelt wurden, haben das Potenzial, einerseits die Praxis im
Bundesprogramm so zu verandern, dass Ziele und Zielgruppen besser erreicht
werden konnen. Andererseits wird durch sie auch die Regelpraxis angeregt und
weiterentwickelt.

4.3.3 Innovation durch die Implementierung und Umgestaltung von
Strukturen

Das Bundesprogramm regt in einer Vielzahl von Kontexten Entwicklungen an,
die Strukturen hervorbringen oder wandeln. Als regelhaftes Kommunizieren und
Handeln treten diese Strukturen u.a. als Akteursnetzwerke oder auch in Form
lingerfristiger kooperativer Projekte in Erscheinung. Die Schaffung von neuen
Strukturen bzw. die Fortentwicklung bestehender ist dabei kein Selbstzweck.
Sie findet statt, um Beitrige zur Erfiillung iibergeordneter Programmziele bzw.
spezifischer Ziele der geférderten Projekte zu leisten. Im Folgenden werden
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Potenziale fiir die Generierung strukturbezogener Innovationen durch ,Demo-
kratie leben!“ dargestellt, die sich im Zuge der Adressierung, Bearbeitung und/
oder Schaffung von neuen Strukturen ergeben. Im Zentrum steht hingegen nicht
die Absicherung bzw. Verstetigung von bestehenden Strukturen (vgl. Kap. 5).

Um darzustellen, inwiefern diese strukturbezogenen Innovationen im Bun-
desprogramm Neues hervorbringen kénnen, bieten drei wesentliche Kriterien
Orientierung bei der Bilanzierung von Innovationspotenzialen: Erstens sind
strukturbezogene Innovationspotenziale im Bundesprogramm in Entwicklungen
zu finden, die den Programmaufbau und die Beziehungen der Programmberei-
che zueinander betreffen bzw. sich bei den geférderten Programmpartnern selbst
abspielen. Zweitens weisen von ,,Demokratie leben!“ ausgehende Entwicklungen
auch Innovationspotenziale fir die Strukturen ausgewihlter, programmexterner
Handlungsfelder auf (wie etwa den Regelstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe)
(vgl. hierzu auch Kap. 5). Um Potenziale fiir programmgenerierte Neuerun-
gen erfassen zu konnen, ist auflerdem drittens in den Blick zu nehmen, dass
strukturbezogene Innovationen aus der Weiterentwicklung bereits bestehender
(inkrementell) oder aus der Schaffung neuer Strukturen (disruptiv) hervorgehen
kénnen. Beides ist sowohl bei programminternen als auch bei programmexternen
Strukturen moglich.

Anregung und Umsetzung strukturbezogener Neuerungen

Strukturbezogene Entwicklungen fanden in unterschiedlichen Programmberei-
chen von ,,Demokratie leben!“ statt. Von hoher Bedeutung ist hier zum einen die
(Weiter-)Entwicklung einer bundeszentralen Infrastruktur in den Themenfel-
dern des Bundesprogramms, die Anschluss nimmt an die , Strukturentwicklung
zum bundeszentralen Triger“ der Férderperiode 2015-2019 (vgl. BMFSF] 2020d,
S. 64fL). Dies geschah in der zuriickliegenden Forderperiode durch den Auf-
bau und die Etablierung von thematisch versierten Kompetenzzentren bzw.
-netzwerken. Ihr innovativer Kern lag in der Schaffung eines organisationsiiber-
greifenden, strukturierten Zusammenwirkens der beteiligten Organisationen,
das ein thematisches bzw. methodisch-praktisches ,Ausstrahlen (vgl. Heinze et
al. 2022, S. 42£)) iiber die Programmgrenzen hinaus moglich machte (vgl. Kap.
5). Aufbau und Aufgabenprofil der Kompetenzzentren und -netzwerke stellen
sowohl programmbhistorisch als auch gesamtgesellschaftlich Innovationen dar
(etwa durch die forcierte Vernetzung von Selbstorganisationen in bestimm-
ten Communitys, die zuvor weniger zusammenarbeiteten). Insbesondere in
programmihistorisch jingeren Themenfeldern bergen sie das Potenzial, zuvor
eher fragmentiertes, zivilgesellschaftliches Engagement in institutionalisierte
Formen der Zusammenarbeit und der Kompetenzbiindelung zu tberfithren.
Solche Strukturinnovationen trugen u.a. dazu bei, die Handlungskoordination
zwischen Akteuren der jeweiligen Themenfelder der Kompetenzzentren und
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-netzwerke (auch unter Einbezug weiterer Handlungsbereiche wie Modellpro-
jekten, Beratungsangeboten, Projekten des Innovationsfonds) zu verbessern.

Auch in den Handlungsfeldern der Modellprojekte wurde im Zuge der For-
derung durch ,Demokratie leben!“ punktuell die Umsetzung strukturbezogener
Entwicklungen vorangetrieben. Diese betrafen insbesondere den Aufbau von
neuen lokalen bzw. regionalen Netzwerken sowie spezifizierten Beratungsange-
boten etwa in den Bereichen Antidiskriminierung und Extremismusprivention
(vgl. Scholl/Schmit 2025; Herding et al. 2021, S. 23-26).

Potenziale zur Anregung strukturbezogener Neuerungen aulBerhalb des
Programms

,Demokratie leben!“ setzte in verschiedenen sozialen Handlungskontexten Ent-
wicklungsimpulse, die in den ans Bundesprogramm angrenzenden Handlungs-
feldern in Bildung und Sozialer Arbeit neue Formate geregelter Interaktion be-
forderten. Impulsgeber waren hier in erster Linie die Modellprojekte und die Pro-
jekte des Innovationsfonds. In den Projektkontexten zeichneten sich drei zentrale
Ziele ab, mit denen ,Demokratie leben!“ bestehende Strukturen unter dem Vor-
zeichen der Erneuerung adressiert hat bzw. zu deren Erreichung die Schaffung
neuer Strukturen forciert wurde: (1) das Ermdoglichen einer breiteren oder tiefer-
gehenden Partizipation Betroffener, (2) die Sensibilisierung bestehender Struk-
turen und (3) die Schaffung neuartiger Vernetzungsstrukturen.

Konzepte zur Schaffung bzw. Weiterentwicklung bestehender Strukturen, die
eine breitere oder tiefergehende Partizipation Betroffener erméglichen, wurden
u.a. im frihpiddagogischen Bereich, aber auch in unterschiedlichen Schulkon-
texten umgesetzt (vgl. Braun et al. 2022a; Schéll/Schmit 2025). Durch einzelne
Projekte im Handlungsbereich Vielfaltgestaltung werden beispielsweise partizi-
pative Entscheidungsformate fiir eine diversititsorientierte Schulentwicklung
an Schulen herangetragen (Weiberg et al. 2024b). Auch auf lokaler Ebene haben
Projekte fiir die jeweiligen kommunalen Handlungskontexte neue Beteiligungs-
formen im Bereich der Jugendpartizipation geschaffen (vgl. Karliczek/Prillwitz/
Schaffranke 2023, S. 17; Becker et al. 2022a, S. 47).

Die verstirkte Diversititsorientierung in bestehenden Strukturen im Hin-
blick auf Aspekte religioser, sexueller/geschlechtlicher Vielfalt in einer (post-)mi-
grantischen Gesellschaft geschah u. a. durch das Einbringen und die Verankerung
des Empowerment-Ansatzes sowie durch die Sensibilisierung bzw. diversitits-
orientierte Arbeitsweisen in Verwaltungsstrukturen oder in der Jugendhilfe (vgl.
Braun et al. 2022a; Weiberg et al. 2024b; Schéll/Schmit 2025). Neue, auf den
Schutz vor Diskriminierung und die Gewéhrleistung von Diversitit abzielende
Strukturelemente entstanden durch die Forderung aus , Demokratie leben!“etwa
in den Bereichen Sport, Club-Kultur und Event-Management sowie durch die
Beratung Betroffener (vgl. Scholl/Schmit 2025). So wurden beispielsweise im
Bereich Vielfaltgestaltung Meldestellen fir Diskriminierung in Sportvereinen
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aufgebaut und Schutzkonzepte fiir den 6ffentlichen Raum und Veranstaltungen
erarbeitet.

Durch die Schaffung von neuartigen Vernetzungsstrukturen jenseits des
Programmkontextes zur Stirkung der Zivilgesellschaft brachten im Bundespro-
gramm geforderte Projekte Akteure im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit
u.a. durch die Anregung zur Netzwerkbildung zusammen (vgl. Scholl/Schmit
2025). Sie schufen auflerdem neue Kooperations- und Austauschformate zwi-
schen Zivilgesellschaft (z. B. Migrantenselbstorganisationen und auferschuli-
sche Bildungstriger) und 6ffentlichen Institutionen (z. B. schulische Bildung und
Polizei) (vgl. Schau 2023; Weiberg et al. 2024b; vgl. Kap. 3).

Ubergreifend lisst sich festhalten, dass die geférderten Projekte neuartige
Strukturen in den Themen- und Handlungsfeldern des Bundesprogramms und
dariiber hinaus hervorbringen bzw. anstofRen konnten. Auffillig ist eine starke
funktionale Ausrichtung der Arbeit mit und an Strukturen, um Ziele wie die
Stirkung von Zivilgesellschaft, aber auch die Adressierung von bestimmten
Zielgruppen besser zu erreichen.

4.4 Gelingensbedingungen fiir die Entwicklung und Erprobung
innovativer Konzepte

Die Umsetzung von innovativen Ansitzen ist immer mit einem hohen Maf$ von
Unsicherheit in Bezug auf die Ziel- bzw. Zielgruppenerreichung verbunden. Die-
se Unsicherheit entsteht zum einen dadurch, dass der Erfolg von Projekten immer
auch von unterschiedlichen Rahmenbedingungen abhingig ist. Zum anderen ist
es zunichst ungewiss, ob eine Innovation geeignet ist, die anvisierten Ziele und
Zielgruppen zu erreichen (vgl. Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2023, S. 16). Ent-
sprechend wichtig ist es, Faktoren zu identifizieren, die die Umsetzung innova-
tiver Ansitze unterstittzen, um die Erfolgschancen trotz der bestehenden Unsi-
cherheiten zu erhéhen.

Nicht in allen wissenschaftlichen Begleitungen des Bundesprogramms ,De-
mokratie leben!“ stand die Analyse solcher Faktoren im Vordergrund, sodass sich
hier empirische Grenzen ergeben. Um diese auszugleichen, werden relevante
Faktoren aus unterschiedlichen wissenschaftlichen Arbeiten zum Thema Innova-
tion erginzend hinzugezogen und auf die Gegebenheiten im Bundesprogramm
bezogen bzw. angewendet (vgl. Abb. 4.2).

Relevant fiir eine Umsetzung innovativer Projekte und Mafinahmen sind ei-
ne ganze Reihe von Faktoren. Zunichst einmal benétigt das Entwickeln und Er-
proben von Innovationen Freiriume (vgl. Flosdorft 2019, S. 10; 4hnlich Gassmann
2010, S. 16). Konkret heifdt das, dass mogliche Fehlschlige einkalkuliert werden
und diejenigen, die die Mafinahmen umsetzen, die Méglichkeit haben missen,
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Abbildung 4.2: Gelingensfaktoren fiir die Umsetzung innovativer Projekte und
MaRnahmen

Freirdume flir
konzeptionelle Selbstevaluation Ressourcen
Anpassungen

. Zusammenarbeit
Kooperation und : . ; _—
mit Multiprofessionalitit
Vernetzung
Regelstrukturen

Erfahrung im
Themenfeld

Quelle: Eigene Darstellung

konzeptionell nachzusteuern. Gerade die Bearbeitung neuer Inhalte erfordert oft
ein iteratives Vorgehen, um die bestmoglichen Wege zu finden. Die Projekte des
Innovationsfonds beispielsweise haben zu einem grofRen Teil Verinderungen an
der konzeptionell vorgesehenen Form der Projektumsetzung vorgenommen, um
ihre Ziele und Zielgruppen zu erreichen. Dabei basierten die Verinderungen auf
qualifizierten Entscheidungen, liefen sich also auf Riickmeldungen aus der Ziel-
gruppe oder von Kooperationspartner:innen zuriickfithren oder auf Erfolgskon-
trollen der Projekte selbst (vgl. Karliczek/Prillwitz/ Schaffranke 2023, S. 19).

Entsprechend kann die Durchfithrung von Selbstevaluationen als ein weiterer
Faktor betrachtet werden, der die Umsetzung innovativer Projekte und Maf3nah-
men unterstiitzt. Dabei ist es jedoch wichtig, dass Selbstevaluationen sich nicht
auf Praxisreflexionen in den umsetzenden Teams beschrinken, sondern syste-
matisch und datenbasiert stattfinden und externe Perspektiven einbeziehen (vgl.
ebd., S. 20f.). Das Bundesprogramm unterstiitzt bei der Selbstevaluation durch
externe Beratung und Workshops im Rahmen eines Begleitprojekts (Projektwerk-
statt fiir Qualitdtsprozesse) sowie durch die Férderfihigkeit von entsprechenden
Ausgaben.

Bedeutsam fur die Umsetzung von Innovationen sind auflerdem Ressourcen,
sowohl in Form von Wissen als auch finanziell und personell (vgl. Hage 2000,
S. 701f.; Hagenhoft 2008, S. 38). Diese sind u.a. ndtig, um Selbstevaluationen
umzusetzen, aber auch um ein konzeptionelles Nachsteuern zu erméglichen.
Die Bedeutung von erfahrungsgeneriertem Wissen zeigte sich beispielsweise
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hinsichtlich einer gelingenden Zusammenarbeit zwischen Haftanstalten und
Projektakteur:innen bei den Modellprojekten im Strafvollzug: Erfolgsfaktor und
Voraussetzung fiir die Umsetzung innovativer Konzepte sind hier die Erfahrun-
genund Erkenntnisse aus der ersten Forderperiode des Bundesprogramms. Dank
des Riickgriffs auf dieses Wissen konnten die Projekte ab dem Jahr 2020 neue
strategische Wege beschreiten. Umgedreht erschwert eine fortgesetzte Personal-
fluktuation, wie sie in einigen Forderbereichen stattfindet, eine kontinuierliche
Arbeit sowie die Entwicklung und Umsetzung innovativer Ansitze (vgl. Jakob et
al. 2022, S. 33f.). Sowohl inhaltliche als auch methodische Innovationen werden
unterstiitzt, indem die Programmakteure eine lernende Haltung einnehmen und
anderungsbereit neue Erkenntnisse in der Projektpraxis aufnehmen und dieses
neue Wissen wiederum im jeweiligen Bereich neue Perspektiven fiir innovative
Projektumsetzung eréffnet (vgl. Weiberg et al. 2024b).

Auch Kooperationen und Vernetzungen werden in wissenschaftlichen Arbei-
ten ausdriicklich als innovationsforderlich beschrieben (vgl. Hagenhoff 2008;
Schraudner/Schroth 2022, S. 99). ,Soziale Innovationen entstehen vor allem kol-
laborativ, das heiflt im Zusammenspiel von Akteur:innen, die zuvor oft getrennt
agiert haben“ (Wascher 2022, S. 275). Durch das Bundesprogramm , Demokratie
leben!“ werden in allen Forderbereichen Kooperationen und Vernetzung ge-
zielt angeregt (vgl. Kap. 3). Das Bundesprogramm ermdoglicht beispielsweise
durch Strukturférderungen den Zugang zu Fachwissen, Ressourcen und neu-
en Perspektiven. In Bezug auf den Innovationsfonds lie? sich feststellen, dass
es innovationsforderlich ist, wenn aus einem Netzwerk Anregungen gezogen
werden und/oder hier neue Kooperationspartner:innen gewonnen werden (vgl.
Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 21). Netzwerke wie z.B. die kommu-
nalen Netzwerke gegen Gewalt, Zuwanderung und Rechtsextremismus, die
Kompetenznetzwerke und -zentren ermdglichen dariiber hinaus die Einbezie-
hung neuer und diverser Zielgruppen und spielen so eine wichtige Rolle bei der
Entwicklung und Erprobung innovativer Themen und neuer inhaltlicher Ansitze.

Eine Form der Kooperation ist die Zusammenarbeit mit Regelstrukturen, die iiber
ein Adressieren von Zielgruppen innerhalb von Regelstrukturen hinausgeht oder
Regelstrukturen lediglich als Transferadressaten betrachtet. Fiir die Projekte des
Innovationsfonds und im Handlungsbereich Vielfaltgestaltung wurde eine akti-
ve Kooperation mit Regelstrukturen, die diese in die Konzeptentwicklung und
-umsetzung einbezieht, als innovationsforderlich festgestellt (vgl. Karliczek / Pril-
lwitz/Schaffranke 2023, S. 24; Scholl/ Schmit 2025; Weiberg et al. 2024b). Im Be-
reich Vielfaltgestaltung kooperieren beispielsweise 49 Prozent der Modellprojek-
te mit Regelstrukturen zur Ubertragung innovativer Ansitze und davon findet in
28 Prozent der Modellprojekte auch eine gemeinsame Konzeptentwicklung und
-umsetzung mit Vertreter:innen eben dieser Regelstrukturen statt (Weiberg et al.
2024b).
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Kooperationen erlauben auch die Einbeziehung von Akteur:innen aus unter-
schiedlichen Handlungsfeldern jenseits der Regelstrukturen in die Projektumset-
zung. Dies kann ebenfalls als ein innovationsférderlicher Faktor (vgl. Wascher
2022, S. 273) festgehalten werden, der einen multiprofessionellen Blick auf die um-
zusetzenden Prozesse ermoglicht.

Auch die wissenschaftliche Begleitung des Handlungsfeldes Demokratiefor-
derung sieht in der multiprofessionellen Umsetzung von Projekten Potenzial fiir
Innovationen und (Weiter-)Entwicklung, beispielsweise in Form von Qualifizie-
rungsangeboten und -strategien zur Demokratieforderung fiir ebendiese multi-
professionellen Teams (vgl. Braun et al. 2022b).

Hilfreich fir den Erfolg in der Umsetzung innovativer Projekte und Maf3nah-
men ist weiterhin eine umfassende Erfahrung der Projekte im Themenfeld, die den Pro-
jektakteur:innen eine hohe Handlungssicherheit gibt und es ihnen ermdéglicht,
sich fiir neue Inhalte und Methoden zu 6ffnen (vgl. Karliczek/Prillwitz/Schaf-
franke 2023, S. 22.f)).

4.5 Fazit

Als lernendes Programm regt , Demokratie leben!“ mit seinen geférderten Struk-
turen und Projekten in den Handlungsfeldern Demokratieférderung, Extremis-
muspravention und Vielfaltgestaltung auf verschiedene Weise zur Konzipierung
und modellhaften Umsetzung von Innovationen an.

Festzuhalten ist, dass neben der programmgeberseitigen Aufforderung zur
Innovationsgenerierung und dementsprechenden Zielvorgaben eine Reihe von
Rahmenbedingungen gegeben sein miissen, um Projekten in ihrer Umset-
zung die Beschiftigung mit neuen Themen, die Entwicklung und Erprobung
neuer Methoden sowie die Schaffung neuer Strukturen zu ermdglichen. Dazu
zihlt u.a. eine hohe praxisbezogene Flexibilitit, die Projekten Freiriume fiir
Experimente offenhilt (u. a. seitens der Programmadministration). Auch ausrei-
chende personelle, finanzielle und wissens- und erfahrungsbezogene Ressourcen
sind insbesondere verbunden mit Kapazititen fiir und die Durchfithrung von
Selbstevaluationen bedeutende Gelingensbedingungen fiir Innovation im Bun-
desprogramm. Impulsgeber fir die Entwicklung von Neuem sind auflerdem
Kooperationen und Vernetzungen zwischen Akteuren mit unterschiedlicher
inhaltlicher bzw. methodischer Ausrichtung und struktureller Verankerung (z. B.
Regelstrukturen).

Angesichts der Komplexitat im Aufbau des Bundesprogrammes und vor dem
Hintergrund seiner vielschichtigen Ziele haben sich im Laufe der zuriicklie-
genden Forderperiode Innovationsschwerpunkte herausgebildet. So lisst sich
konstatieren, dass in der Tendenz inhalts- und methodenbezogene Innovationen
ein deutliches Schwergewicht in ,Demokratie leben!“ haben. Strukturbezoge-
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ne Innovationen erfiillen zwar punktuell wichtige Funktionen, treten in ihrer
Bedeutung zur Problemlésung und zur Deckung von Bedarfen aber hinter den
beiden erstgenannten zuriick. Zugleich ist das Bundesprogramm gepragt von
einer hohen Vielschichtigkeit hinsichtlich der Gegenstinde, der Bedeutung
und der Relevanz von Innovation. Dies zeigt sich auch im Vergleich der Pro-
grammbereiche. Uber die Fokussierung neuer Zielgruppen bzw. den Einbezug
von Betroffenenperspektiven wurden insbesondere in den Programmbereichen
der Modellprojekte Vielfaltgestaltung und Demokratieférderung sowie im In-
novationsfonds neue Themen und Inhalte zum Gegenstand von Projektpraxis.
Genau diese Teile von ,Demokratie leben!“ waren es auch, in denen methodische
Innovationen am stirksten vorangetrieben wurden, indem die Projekte dort
zielgruppengerechte Methoden und Strategien zur Bewiltigung von raumlichen
Besonderheiten entwickelten. Strukturbezogene Innovationen waren demgegen-
iiber vornehmlich im Handlungsbereich Bund durch die Etablierung neuartiger
thematisch fokussierter Kompetenzzentren und -netzwerke bedeutsam sowie
programmilbergreifend in Projekten, die strukturbezogene Ziele verfolgten etwa
im Kontext der Bearbeitung struktureller Diskriminierung. Die Griinde fiir die
ungleiche Gewichtung und Bedeutung dieser Innovationsaspekte im Bundespro-
gramm waren vielfiltig. Sie lagen einerseits in der unterschiedlichen ziel- und
handlungsstrategiebezogenen Ausrichtung der Programmbereiche und anderer-
seits in der Individualitit herrschender Rahmenbedingungen in der jeweiligen
Projektpraxis.

Insgesamt trugen die Innovationspotenziale in den Projekten von , Demokra-
tie leben!“sowie seine Anlage alslernendes Programm dazu bei, ihm eine dynami-
sche und zukunftsorientierte Ausrichtung zu verleihen, die es ermoglicht, auf ak-
tuelle gesellschaftliche Herausforderungen zu reagieren und innovative Losungs-
ansitze zu entwickeln.
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5 Nachhaltigkeit und Transfer

Kari-Maria Karliczek, Frank Konig, Hanna Hoa Anh Mai und
Stefanie Reiter

5.1 Einleitung

Ziel dieses Kapitels ist es darzulegen, inwiefern das Bundesprogramm , Demo-
kratie leben!“ Nachhaltigkeit erreichen kann, und zu zeigen, dass Transfer als be-
deutsame Strategie einen Beitrag hierzu leistet. Das Kapitel gliedert sich in drei
Teile.

Zunichst wird im Abschnitt 5.2 das Thema Nachhaltigkeit behandelt. Nach-
haltigkeit meint hierbei nicht die blofie Weiterforderung von Projekten oder Maf3-
nahmen oder das schlichte Fortbestehen von Ergebnissen, sondern geht dariiber
hinaus. Diesem Kapitel liegt ein Konzept von Nachhaltigkeit zugrunde, das in der
Literatur als ,soziale Nachhaltigkeit“ (vgl. Majer 2003; Karliczek 2012) verhandelt
wird. Nachhaltigkeit wird dabei als etwas Ganzheitliches und Prozessuales ver-
standen. Als nachhaltig gelten Ergebnisse dann, wenn sie eine angemessene Zeit-
spanne iiber den Férderzeitraum hinaus fortbestehen und dabei partizipativ wei-
terentwickelt sowie gegebenenfalls an aktuelle Kontexte angepasst werden (vgl.
Stockmann 1996, S. 95; Karliczek 2012, S. 253). Dabei fokussiert das Kapitel auf die
Darstellung von Nachhaltigkeitspotenzialen, die wihrend der Programmlaufzeit
von 2020 bis 2024 angelegt wurden.

Im Anschluss daran wird im Abschnitt 5.3 das Thema Transfer im Kontext des
Bundesprogramms behandelt. Dieser wird als eine zentrale Strategie zum Errei-
chen von Nachhaltigkeit vorgestellt (vgl. Heinze et al. 2022, S. 54 ff.). Dabei wird
unter Transfer die Vermittlung und der (angepasste) Erwerb von neuem, im Pro-
gramm entwickeltem Wissen und neuen bzw. erweiterten Kompetenzen sowie
die kontextsensible Ubernahme von Strategien, Arbeitsansitzen, Konzepten u. a.
in dafiir ausgewahlte Zielsysteme oder -strukturen verstanden. Transfer findet in
einem ko-produktiven Prozess zwischen Transfernehmer:innen und Transferge-
ber:innen statt. Ziel dabei ist es, u. a. die Struktur-, Prozess- und/oder Ergebnis-
qualitit in den Zielsystemen/-strukturen (insbesondere in den Regelstrukturen
der Kinder- und Jugendhilfe) zu verbessern (vgl. Karliczek/ Prillwitz/ Schaffranke
2023, S. 41f.; Heinze et al. 2024, S. 6 ff.).

Schliellich befasst sich Abschnitt 5.4 mit den Bedingungen, unter denen
Transfer als eine zentrale Nachhaltigkeitsstrategie erfolgreich sein kann.
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5.2 Die Beobachtung von Nachhaltigkeit

Das Erreichen von Nachhaltigkeit ist eine Erwartung des Bundesprogramms, De-
mokratie leben!“. So geht aus der Ausgangsbeschreibung in den Férdergrundsit-
zender aktuellen Programmphase die Forderung einer nachhaltigen Priventions-
arbeit der Zivilgesellschaft im Zusammenwirken mit Kommunen, Lindern und
dem Bund hervor (vgl. z. B. BMFSF] 2020e, S. 2). Wihrend in den Leitlinien des
Programms ,Toleranz férdern — Kompetenz stirken“ beispielsweise fiir die Loka-
len Aktionspline (heute Partnerschaften fiir Demokratie) noch konkrete Strate-
gien zum Erreichen von Nachhaltigkeit als Beispiele benannt wurden, wird Nach-
haltigkeit in den Richtlinien der Férderperiode 2020 bis 2024 nicht explizit be-
nannt (vgl. BMFSFJ 2010, S. 15). Gleichwohl ist davon auszugehen, dass mit der
Forderung von Modellprojekten und strukturbildenden Handlungsbereichen die
Erwartung des Fordermittelgebers verbunden ist, dass diese nachhaltig wirksam
werden. So geht beispielsweise aus dem zweiten Bericht der Bundesregierung
itber die Arbeit und Wirksamkeit der Bundesprogramme zur Extremismuspra-
vention hervor, dass Nachhaltigkeit (bzw. nachhaltiger Transfer in die Regelsyste-
me) ein zentrales Erfolgskriterium zur Bewertung lernender Bundesprogramme
ist (Deutscher Bundestag 2021, S. 5f.).

Das Bundesprogramm , Demokratie leben!“ist durch eine Mehrebenenstruk-
tur gekennzeichnet und wird durch eine Vielzahl unterschiedlicher Organisatio-
nen und Akteur:innen umgesetzt, die, orientiert an den iibergeordneten Zielen,
eigene Zielstellungen entwickeln (zu den Charakteristika komplexer Programme
vgl. z. B. Heinze et al. 2019, S. 266 I.). Die Bewertung der Nachhaltigkeit eines sol-
chen Programms erfordert ein Konzept, welches in der Lage ist, dem gerecht zu
werden.

Der normativ aufgeladene Begriff der Nachhaltigkeit, der sich an 6kolo-
gischen, dkonomischen und sozialen Mafstiben messen lassen und zu einer
Verteilungs- und Generationengerechtigkeit beitragen soll (vgl. https://www.
deutsche-nachhaltigkeitsstrategie.de), ist fiir die Anwendung auf zivilgesell-
schaftliche Projekte und Prozesse im Bereich der Demokratieforderung, Viel-
faltgestaltung und Extremismuspravention nur eingeschrinkt geeignet. In der
Praxis wird Nachhaltigkeit deshalb oft — pragmatisch — mit Dauerhaftigkeit,
also einer Fortsetzung der geférderten Projekte und Mafinahmen oder dem
Fortbestand von Wirkungen gleichgesetzt, was zu einem Verlust des normativen
Gehalts des Begriffs und zu einer gewissen Beliebigkeit fithrt (Karliczek 2012,
S. 249 mit weiteren Nachweisen).

Um dem normativen Anspruch des Begrifts Nachhaltigkeit gerecht zu wer-
den und gleichzeitig Nachhaltigkeitspotenziale des Bundesprogramms identifi-
zieren und bewerten zu kénnen, wird ein prozessorientiertes Nachhaltigkeitsmo-
dell genutzt: Hier miissen Prozesse und Strukturen, die als nachhaltig gelten, die
Aspekte des ,Dreiecks sozialer Nachhaltigkeit* erfiillen (vgl. Majer 2003; Karlic-
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zek 2012; Behn et al. 2013, S. 121ff.; Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 40).
Nachhaltigkeit resultiert demnach aus einem partizipativen und kontextsensi-
blen Prozess, der sich permanent fortsetzt, sodass Strukturen und Ergebnisse an
sich wandelnde Herausforderungen angepasst werden (vgl. Abb. 5.1).

Abbildung 5.1: Prozessorientiertes Nachhaltigkeitsmodell

kontextsensibel langfristig

partizipativ

Quelle: Karliczek/ Prillwitz/ Schaffranke 2023, S. 40

Fiir eine Operationalisierung der Nachhaltigkeitspotenziale des Bundespro-
gramms wurden Kategorien genutzt, die im Rahmen unterschiedlicher wissen-
schaftlicher Begleitungen von , Demokratie leben!“zum Teil schon in den Vorgin-
gerprogrammen entwickelt und nun im Forschungsverbund zusammengefiihrt
wurden (vgl. Behn et al. 2013, S. 121 fF.; Heinze et al. 2022, S. 13ff.). Diese Katego-
rien sind einerseits so allgemein gehalten, dass sie der Heterogenitit der Hand-
lungsfelder des Bundesprogramms gerecht werden und weitere im Forschungs-
verbund genutzte Konzepte integrieren kénnen, und andererseits ausreichend
konkret, um beobachtet und beschrieben werden zu kénnen.

Im Folgenden werden die Nachhaltigkeitspotenziale entlang der Kategorien
strukturelle Nachhaltigkeit, handlungswirksames Lernen, Relevanzerhalt und nutzenori-
entierte Nachhaltigkeit mit jeweils — aus Programmperspektive — interner und ex-
terner Ausrichtung dargestellt.

Wie eingangs erldutert, basiert dieses Kapitel nicht auf einer Ex-post-Analy-
se der Forderphase von 2020 bis 2024. Hypothesen zur Nachhaltigkeit leiten sich
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jedoch aus den Uberlegungen zur Operationalisierung sowie den Ex-post-Befra-
gungen zur vorhergehenden Férderperiode ab.

5.2.1 Strukturelle Nachhaltigkeit

Eine strukturelle Nachhaltigkeit ist dann gegeben, wenn Arbeitsstrukturen (in-
klusive Kommunikations- und Vernetzungsstrukturen), die sich im Rahmen der
Projekt- bzw. Programmumsetzung herausbildeten, erhalten bleiben und/oder
wenn Projekte unabhingig von einer Férderung durch das Bundesprogramm
fortbestehen. Dabei gestaltet sich der Fortbestand der Strukturen prozesshalft,
d.h. diese werden fortlaufend partizipativ an sich verindernde Kontexte und
Problemlagen angepasst. So wird sichergestellt, dass sich die hierdurch gene-
rierten Problemlésungskapazititen auf relevante Probleme richten und nicht ins
Leere laufen. Eine strukturelle Nachhaltigkeit im Kontext des Bundesprogramms
,Demokratie leben!“ entsteht in drei Bereichen bzw. lisst sich hier erwarten:

e strukturelle Nachhaltigkeit in Bezug auf Strukturen, die aufgrund der (pro-
grammphaseniibergreifenden) Forderstrategien weiterentwickelt werden;
strukturelle Nachhaltigkeit aufgrund der Umsetzungsstrategien der Projekte;
und strukturelle Nachhaltigkeit durch die Professionalisierung der geférder-
ten Trager.

Durch die Uberleitung des von 2015 bis 2019 umgesetzten Programms ,,Demo-
kratie leben!“ in eine zweite Forderphase und die damit verbundene erneute
Forderung von Trigern mit funktional klar definierten Aufgaben, entsteht eine
strukturelle Nachhaltigkeit z.B. in den Handlungsbereichen Land und Kom-
mune. Die wissenschaftliche Begleitung des Handlungsbereichs Bund, die die
ehemaligen bundeszentralen Triger aus der Férderphase 2015 bis 2019 retrospek-
tiv befragte, stellt fest, dass Trager, die heute Teil der Kompetenznetzwerke und
-zentren sind und dhnliche Aufgabenzuschnitte und thematische Zustindigkei-
ten aufweisen, das vorausgegangene Forderprogramm als deutlich nachhaltiger
bewerten als Triger ohne Weiterférderung im Programmkontext. Die erneute
Forderung hat den betreffenden Trigern ermoglicht, ihre in der ersten For-
derphase geschaffenen bzw. weiterentwickelten Problemlésungskapazititen zu
erhalten (vgl. Heinze et al. 2022, S. 6 fT.).

Neben den Tragern in den strukturbezogenen Forderbereichen auf Ebene der
Kommunen, der Linder und des Bundes haben viele Modellprojekte sowie Pro-
jekte des Innovationsfonds das Ziel, Vernetzungs- und Kooperationsbeziehungen
aufzubauen (vgl. Kap. 3). Damit legen auch sie eine Grundlage fiir das Erreichen
von struktureller Nachhaltigkeit. Wihrend die Programmférderung durch die
weitgehende Verstetigung der Beratungsangebote im Handlungsbereich Land
eine eher programminterne strukturelle Nachhaltigkeit erzeugt, tragen die
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Kompetenznetzwerke und -zentren sowohl innerhalb als auch auflerhalb des
Programms zur strukturellen Nachhaltigkeit bei. Sie entwickeln ihre Themenfel-
der weiter und etablieren dabei (Vernetzungs-)Strukturen, die Programmpartner
einbeziehen und adressieren sowie zugleich itber den Programmkontext hin-
ausgehen und Vernetzungen von Fachakteur:innen auflerhalb des Programms
anregen. Modellprojekte und Projekte des Innovationsfonds regen eine struk-
turelle Nachhaltigkeit insbesondere jenseits des Programmkontextes an, indem
sie Einrichtungen der Regelstrukturen wie Schulen, Ausbildungseinrichtun-
gen oder Einrichtungen der Jugendarbeit adressieren. Dort unterstiitzen sie
beispielsweise Akteur:innen und Organisationen beim Aufbau von Strukturen
sowie bei der Verinderung bestehender Strukturen in Organisationen (vgl. z. B.
Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2023, S. 44; Weiberg et al. 2024b).

Ein dritter Bereich struktureller Nachhaltigkeit ergibt sich aus der Profes-
sionalisierung von Arbeitsprozessen, Handlungsansitzen und Konzepten, in
der Weiterbeschiftigung von Personal sowie in etablierten Formen des Wis-
sensmanagements (vgl. Schau 2024, S. 2, 6f.). Eine solch umfassende Form der
Professionalisierung tragt auch zu einem Wandel von Organisationskulturen bei.
Hierdurch werden langfristig die Arbeitsfihigkeit und die Problemlésungskapa-
zitat in Organisationen gestarke (vgl. Heinze et al. 2022, S. 6; Schau 2024, S. 2).
Dass dies in vielen Bereichen umgesetzt wurde, zeigt sich in der Befragung der
Gesamtevaluation: In vielen Bereichen qualifizieren Trager ihre Mitarbeiter:in-
nen und nehmen Umstrukturierungen vor, um diese weiterbeschiftigen und so
Wissen erhalten zu kénnen (vgl. Kolke/Wilken/Zierold 2024).

Zu Recht stellt die wissenschaftliche Begleitung des Handlungsfeldes Demo-
kratieforderung fest, dass die ,Arbeit an Strukturen eine wesentliche Stellschrau-
be zum Erreichen von Nachhaltigkeit ist“ (Ehnert et al. 2021, S. 46). Gemeint ist
hier, dass durch den Aufbau von Vernetzungen, Strukturverinderungen inner-
halb der Triager oder auch durch die Qualifizierung von Mitarbeiter:innen Poten-
ziale geschaffen werden, die nachhaltige Effekte erwarten lassen. Zugleich muss
hier mitbedacht werden, dass Professionalisierungsprozesse in Organisationen
auch einen exkludierenden Charakter haben kénnen, wenn sie eine Einbindung
von engagierten ehrenamtlichen Akteur:innen erschweren.

5.2.2 Handlungswirksames Lernen

Wenn es im Rahmen der Umsetzung eines Projekts/Programms zu einem Wis-
senszugewinn kommt, der Akteur:innen und/oder Organisationen zu verander-
ten oder neuen Handlungsweisen anregt, bezeichnet dies handlungswirksame
Lernprozesse. Wahrend strukturelle Nachhaltigkeit u. a. bedeutet, die Problem-
bearbeitungskapazitit zu erhalten, beschreibt handlungswirksames Lernen den
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Erwerb, den Erhalt und die Anwendung einer Problemldsungsfihigkeit (vgl.
Schau 2024, S. 1).

Im Zentrum dieser Nachhaltigkeitskategorie steht das Lernen, also der Auf-
bau von Fihigkeiten und die (Weiter-)Entwicklung von Kompetenzen, die aber
nicht fir sich stehen, sondern auch angewendet werden, also handlungswirksam
sind. Dies geschieht sowohl auf der Ebene von Personen als auch auf der Ebene
von Organisationen. Auch das Bundesprogramm als Institution lernt im Verlauf
der Umsetzung und dndert entsprechend seine Strategien: Wihrend beispiels-
weise der Innovationsfonds I (2021-2022) thematisch relativ offen angelegt war,
wurde der Innovationsfonds II (2023-2024) zu vier thematisch zugespitzten
Handlungsfeldern' ausgeschrieben, sodass eine gezieltere Bearbeitung von ak-
tuellen und noch unzureichend bearbeiteten Themenfeldern bzw. Problemlagen
erfolgen konnte (BMFSFJ 2020f, 2022d).

In Organisationen werden durch das Bundesprogramm angestof3ene hand-
lungswirksame Lernprozesse insbesondere durch eine inhaltliche Weiterent-
wicklung der Organisation sichtbar: Fiir alle Handlungsbereiche kann festgestellt
werden, dass im Forderverlauf erworbenes Wissen und erworbene Kompeten-
zen in andere Arbeitsbereiche der geférderten Triger ibernommen werden
(vgl. Jiitz et al. 2023, S. 401f.). Ein Beispiel fiir triger- und programmexternes
handlungswirksames Lernen ist die nachhaltige Erméglichung demokratischer
Erfahrungsriume fiir Kinder und Jugendliche durch entsprechend geschulte
Betreuungspersonen. Diese lernen die Bedeutung solcher Erfahrungsriume
kennen und werden darin unterstiitzt, solche Riume in ihren Einrichtungen
einzurichten und auch nach Projektabschluss zu unterhalten (vgl. Ehnert et al.
2021, S. 59; Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2022, S. 14). Auch die Ubernahme
von Beteiligungskonzepten durch Schulen oder auch durch Jugendeinrichtungen
kann als handlungswirksames Lernen bezeichnet werden. Auf personeller Ebene
geht es hier um die Anwendung des erworbenen Wissens, beispielsweise durch
die Nutzung neuer Moglichkeiten der Konfliktlgsung (vgl. Kap. 6).

5.2.3 Relevanzerhalt

Relevanzerhalt stellt eine weitere Dimension von Nachhaltigkeit dar. Relevanzer-
halt meint, dass die zentralen Inhalte und Ziele eines Programms/ Projekts erhal-

1  Die Handlungsfelder des Innovationsfonds II waren die ,aktive Auseinandersetzung mit Ver-
schworungsdenken/-narrativen und Falschinformationen, die , Stirkung demokratischer Kon-
fliktkompetenzen in der Auseinandersetzung mit gesellschaftlich und politisch kontroversen
Themen*, die ,Unterstiitzung neuer Ansitze in ausgewihlten Phinomenen Gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit sowie die , Entwicklung pidagogischer Ansitze zur Privention von
Rechtsextremismus und Ultranationalismus im Migrationskontext“.
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ten bleiben bzw. an verinderte Problemlagen angepasst bzw. erweitert und ins-
besondere in Kontexte transferiert werden, die unabhingig von dem betrachte-
ten Programm /Projekt sind und dort (weiter) bearbeitet werden. So kann exter-
ner Relevanzerhalt bei Dritten erfolgen, indem weitere Akteur:innen das Anlie-
gen des Projekts in ihr eigenes Handlungsspektrum iibernehmen oder Anliegen
des Projekts in anderen Kontexten verankert werden. Dies ist u.a. dann der Fall,
wenn es den Projekten gelingt, im Rahmen ihrer geférderten Arbeit einen Diskurs
zu einem Thema oder einer Problemlage anzustoflen, welcher von unterschiedli-
chen Akteur:innen aufgegriffen wird (z. B. durch eine Anderung in der inhaltli-
chen Ausrichtung des Trigers, die Beriicksichtigung in politischen Entscheidun-
gen oder die Verankerung von Themen in Leitlinien und Leitbildern) (vgl. Karlic-
zek / Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 41). Zudem kann sich interner Relevanzerhalt
darin zeigen, dass sich ein geforderter Trager nach Ende der Férderung weiterhin
mit dem Thema befasst und seine Aktivititen entsprechend ausrichtet.

Im Kontext des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“ entsteht Relevanz-
erhalt einerseits durch kontinuierliche Ziele, Themen und Strukturen, die auf
Basis von (programmphaseniibergreifenden) Programmkonzeptionen/Forder-
strategien weiterentwickelt werden. So tragen die Weiterfithrung des Dreiklangs
iibergreifender Ziele — Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extre-
mismuspravention — sowie Kontinuititen in zahlreichen Themenfeldern sowie
Programmelementen (insbesondere in den Partnerschaften fiir Demokratie,
Landes-Demokratiezentren und Kompetenznetzwerken und -zentren auf Bun-
desebene) zu einem Relevanzerhalt von Themen und damit zur Nachhaltigkeit
des Bundesprogramms bei. Andererseits kann ein Relevanzerhalt durch Um-
setzungsstrategien der geforderten Projekte gestiitzt werden. Projekte weisen
hierbei beispielsweise Erfolge in der Schaffung bzw. der Festigung eines Be-
wusstseins fir eine Thematik in ihren jeweiligen Zielsystemen (insbesondere in
den Regelstrukturen, aber auch in Sozialriumen bzw. kommunalen Kontexten)
iiber lingerfristige Fortbildungsformate oder die Integration von Inhalten in
Fortbildungscurricula auf (vgl. Jukschat/Jakob/Herding 2020, S. 200 ft.; Becker
etal. 2022a, S. 29f.; Weiberg et al. 2024b.).

Aus Erkenntnissen tiber die Projekte des Innovationsfonds I geht in Bezug auf
die Dimension Relevanzerhalt hervor, dass ,oft eine Wechselbeziehung, zum Teil
auch Interdependenzen zu den Dimensionen handlungswirksames Lernen und
strukturelle Nachhaltigkeit“ bestehen (Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2023,
S. 42). Auch die retrospektive Nachhaltigkeitsbefragung von 35 Trigern, die in
der ersten Férderphase von ,Demokratie leben!“im Programmbereich Forderung
der Strukturentwicklung zum bundeszentralen Trager geférdert wurden und
von denen in der zweiten Forderphase 26 Triger als Kompetenzzentrum bzw.
Teil eines Kompetenznetzwerks mit teilweise verinderten thematischen Zustin-
digkeiten gefordert werden, stiitzt diesen Befund: Thematische und strukturelle
Kontinuititen, die beispielsweise durch den Erhalt von organisationsinternen
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Arbeitsstrukturen, von sozialen Ressourcen und Wissensmanagement her-
gestellt werden, sind zur Bewahrung der Problembearbeitungskapazitit und
Problemldsungsfihigkeit der Trager wichtig (vgl. Heinze et al. 2022, S. 26 f.).

Verallgemeinernd lasst sich festhalten, dass sich eine iiber einen linge-
ren Zeitraum bestehende strukturelle Absicherung sowie eine Sicherung des
Know-hows in den geforderten Trigerorganisationen forderlich auf eine Wei-
terbeschiftigung mit den Inhalten und Zielen auswirken und damit zu einem
Relevanzerhalt beitragen. Zugleich geht aus der eben genannten retrospektiven
Nachhaltigkeitsbefragung hervor, dass eine thematische Weiterbeschiftigung
auch bei nicht bzw. mit verindertem Themenzuschnitt weiter gefdrderten
Projekten erfolgt, wobei dies mit Reibungsverlusten und mitunter grofen ,Her-
ausforderungen mit Blick auf die [...] Fortfihrung der Themenbearbeitung bzw.
die damit verbundene kontinuierliche Weiterentwicklung von fachlichen Hand-
lungsansitzen und schliefllich fiir die professionelle Erfiillung von Bedarfen aus
den Themenfeldern® verbunden ist (Heinze et al. 2022, S. 6).

Im Forderjahr 2024 zeichnet sich ein grofRes Interesse der Trager an der weite-
ren Bearbeitung bzw. Weiterentwicklung von Themen und Ansitzen ab. So berei-
ten beispielsweise laut programmweiter Online-Befragung der Gesamtevaluati-
on zum Jahreswechsel 2023/2024 durchschnittlich 93 Prozent der Modellprojekte
aus den Handlungsbereichen Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Ex-
tremismusprdvention durch Gesprache innerhalb des Tragers Optionen der wei-
teren Beschiftigung mit Themen und Arbeitsansitzen fiir die Nachférderphase
in der Arbeit des Tragers vor (vgl. Kolke /Wilken/Zierold 2024). Durchschnittlich
45 Prozent der geforderten Modellprojekttriger berichten in dieser Befragung zu-
dem von Umstrukturierungsprozessen in der Angebotspalette im letzten Forder-
jahr,um Themen und Arbeitsansitze in gegebenenfalls angepasster Form fortfiih-
ren zu kdnnen (ebd.). Diese MafSnahmen konnen als konkrete Schritte zur Vorbe-
reitung des Relevanzerhalts gesehen werden und tragen somit zum Erreichen von
Nachhaltigkeit bei.

5.2.4 Nutzenorientierte Nachhaltigkeit

Die Dimension zielt auf lingerfristig, kontextsensibel und partizipativ nutzba-
re sowie zugingliche Ergebnisse. Hierzu zihlen Materialien (Handreichungen,
Methodenkoffer usw.) und Produkte (Podcasts, Videoclips usw.) ebenso wie Qua-
lifizierungen, die im Rahmen des Programms/Projekts umgesetzt wurden und
im Nachgang von Nutzen sind. Nutzenorientierte Nachhaltigkeit steht zugleich
in enger Verbindung zu anderen Nachhaltigkeitsdimensionen, unterstiitzt diese
und ist zum Teil eine Voraussetzung. So kénnen Materialien und Produkte der
Wissensvermittlung sowie Qualifizierungen als Transferstrategien einen Beitrag
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zur Initiierung handlungswirksamer Lernprozesse leisten (vgl. Karliczek/Prill-
witz /Schaffranke 2023, S. 41f.).

Das Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ trigt zur nutzenorientierten
Nachhaltigkeit durch diverse unterstiitzende Elemente wie die Vielfalt-Media-
thek als Element des systematischen Wissensmanagements (vgl. Jiitz/Roscher
2024), die Veroftentlichung von Materialien auf der Programmhomepage oder die
Erstellung von Praxishandreichungen durch die wissenschaftlichen Begleitungen
bei.

Da die Sicherung und der Transfer von Erkenntnissen nahezu allen Projekten
in den Handlungsbereichen von ,Demokratie leben!“ mehr oder weniger explizit
als Anspruch und mafigebliche Zielsetzung eingeschrieben sind (vgl. beispiels-
weise fir den Handlungsbereich Bund BMFSF] 2020e, S. 4), spielt diese Form von
Nachhaltigkeit im gesamten Programm eine wichtige Rolle (vgl. u. a. Weiberg et
al. 2023b, S. 75 ff.; Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 41; Heinze et al. 2024,
S. 6). Erfolgreiche und im Programmbkontext weit verbreitete Strategien zur Er-
hohung der nutzenorientierten Nachhaltigkeit stellten neben der Dokumentati-
on von Ergebnissen auch die Qualifizierung des trigerinternen Personals sowie
von Multiplikator:innen und weiteren Partner:innen dar, die zur Kontinuitit und
Weitergabe von Wissen bzw. Expertise auch iiber die Férderperiode hinaus bei-
tragen konnen (vgl. z. B. Heinze et al. 2024, S. 10ff.). Dabei kann die Institutio-
nalisierung der Arbeit mit Multiplikator:innen und weiteren Partner:innen bei-
spielsweise durch kontinuierliche Coaching- und Begleitprozesse und eine auf
Dauer angelegte Beziehungs- und Kontaktpflege eine solche Nachhaltigkeit be-
ginstigen (vgl. Jukschat/Jakob/Herding 2020, S. 203). Letztendlich sind Strate-
gien zur Sicherung der externen Dimensionen von Nachhaltigkeit jeweils Teil von
Transferbemithungen, welche in den nichsten Abschnitten thematisiert werden.

5.3 Transfer als zentrale Strategie zum Erreichen von
Nachhaltigkeit

Der Transfer der Programmergebnisse und -erkenntnisse in Kontexte auf3erhalb
des Bundesprogramms ist eines seiner ausdriicklichen Ziele. Vor allem Modell-
projekte und die Projekte im Innovationsfonds sind dazu aufgerufen, Ergebnisse
zu erzielen, die auf andere ,Trager, Praxisfelder und Kontexte iibertragbar sind“
(vgl. z. B. BMFSFJ 20193, S. 3 fiir das Handlungsfeld Extremismusprivention).
Ahnliche Formulierungen finden sich auch in den Férderaufrufen der Modellpro-
jekte der anderen Handlungsfelder. Dabei sind der Transfer in Regelstrukturen,
insbesondere der Kinder- und Jugendhilfe, sowie die Zusammenarbeit mit ih-
nen zentrale Zielstellungen des Programms (vgl. BMFSFJ 2022a, S. 810). In den
Kompetenznetzwerken und -zentren, in den Modellprojekten, den Projekten des
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Innovationsfonds sowie in einem Teil der Begleitprojekte (z. B. Demokratie und
Partizipation in der Kindertagespflege, Bundesverbinde der Beratungsarbeit,
Vielfalt-Mediathek) ist Transfer ausdriicklich eine Aufgabe, die zumeist von Pro-
jektbeginn an konzeptionell mitgedacht und vorbereitet wird. Insoweit begreift
ein Teil der Projekte Transfer als einen strategischen Prozess.

Das haben beispielsweise Untersuchungen der wissenschaftlichen Begleitung
im Bereich des Innovationsfonds bestitigt, in denen sich zeigt, dass die Projekte
Transfer iiberwiegend von Beginn an konzeptionell vorsehen und spétestens ab
dem zweiten Forderjahr entsprechende Aktivititen umsetzen (Karliczek/Pril-
Iwitz/Schaffranke 2023, S. 42f.). Auch die Kompetenznetzwerke und -zentren
sind seit dem Start ihrer Forderung im Jahr 2020 damit befasst, Wissen, Exper-
tise und innovative Ansitze aufzubereiten und weiterzugeben (vgl. z. B. Heinze
et al. 2022). Es ldsst sich zeigen, dass iiber ihre Angebote vermittelte Impulse
die adressierten Fachkrifte erreichen und dazu anregen, Fachkenntnisse und
Handlungsansitze zu erweitern. Resonanzen der Angebote der Kompetenznetz-
werke und -zentren lassen sich sowohl auf der individuellen Ebene der Fachkrifte
als auch auf der Ebene der fachlichen Praxis in Organisationen erkennen (vgl.
Heinze et al. 2024, S. 51).

5.3.1 Transferinhalte und Transfernehmer:innen

Die wesentlichen Transfergegenstinde sind die Ergebnisse der Projektaktivititen
in den gerade genannten Handlungsbereichen, d. h. vor allem Lernerfahrungen,
neu entstandenes Wissen sowie neu oder weiterentwickelte Arbeitsansitze und
Konzepte.

Zielgruppen von Transferaktivititen (Transfernehmer:innen) sind vor allem
Multiplikator:innen, pidagogische Fachkrifte, ehrenamtlich Aktive aus der Zi-
vilgesellschaft, Akteur:innen aus Politik und Verwaltung sowie Jugendliche und
junge Erwachsene. Die Modellprojekte und die Projekte des Innovationsfonds
transferieren ihre Projektergebnisse dementsprechend in Einrichtungen der
Kinder- und Jugendhilfe (z. B. Hilfen zur Erziehung, offene Kinder- und Jugend-
arbeit, Kitas), Schulen und Berufsschulen, Trager der kulturellen oder politischen
Bildung (z.B. Volkshochschulen, Gedenkstitten, Bibliotheken, Kunstschulen),
fachliche oder gruppenbezogene Arbeits- / Interessengemeinschaften oder Biind-
nisse, (Fach-)Hochschulen, Universititen und die 6ffentliche Verwaltung (z. B.
Jugendamt), inklusive Sicherheitsbehorden. Zu einem kleineren Teil sind auch
therapeutische Hilfeangebote, Beratungsstellen, Wohlfahrtsverbinde, Einrich-
tungen des Strafvollzugs und der Bewihrungshilfe, Betriebe und Unternehmen
sowie Religionsgemeinschaften (z.B. (frei-)kirchliche Gemeinden, Moscheege-
meinden, jidische Gemeinden) Adressat:innen des Transfers (vgl. Karliczek/
Prillwitz/Schaffranke 2023, S. 44; Kolke /Wilken/ Zierold 2024).
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Die Kompetenznetzwerke und -zentren leisten entsprechend den Forder-
grundsitzen (vgl. BMFSF] 2020e, S. 4; BMFSF] 2022a, S. 810) einen Beitrag zum
Transfer von Fachwissen und Praxisansitzen zum einen in die (Regel-)Struk-
turen auflerhalb des Bundesprogramms. Zum anderen unterstiitzen sie andere
Akteur:innen innerhalb des Bundesprogramms in den verschiedenen Themen-
feldern bei ihren Transferaktivititen (vgl. Heinze et al. 2022, S. 8). Auf der
kommunalen Ebene stirken die Partnerschaften fiir Demokratie zivilgesell-
schaftliches Engagement u. a. dadurch, dass sie als Unterstiitzungsstruktur fir
Transferaktivititen wirken und die Themen und Anliegen des Bundesprogramms
angepasst an die jeweilige Situation vor Ort auf der kommunalen Ebene in die
Fliche bringen (vgl. Jiitz et al. 2023, S. 27).

5.3.2 Transferansitze

Um den Transfer von Projektertrigen vorzubereiten, werden die zu transferie-
renden Ergebnisse bzw. Erkenntnisse zunichst dokumentiert. Dabei ist fiir de-
ren Weiterverwendung im Sinne eines prozesshaften Verstindnisses von Trans-
fer wichtig, dass erarbeitete Materialien und weitere Produkte so aufbereitet wer-
den, dass sie an veranderte Kontexte und Problemlagen angepasst werden kon-
nen (vgl. Jukschat/Jakob/Hering 2020, S. 190; Heinze et al. 2024, S. 49{f.). Denn
im Transferprozess liegt es nicht mehr in der alleinigen Zustindigkeit bzw. Ent-
scheidungsgewalt des Projekts, wie seine Ergebnisse verwendet werden, sondern
es entscheiden vielmehr die Transfernehmer:innen in der jeweiligen Regelstruk-
tur, wie sie Transfergegenstinde aufnehmen (vgl. Weiberg et al. 2024b). In diesem
Zusammenhang gehort es ebenfalls zu den vorbereitenden Aktivititen, dass Pro-
jekte gezielt die Bedarfe an Praxisanregung bei Fachkriften der Regelsysteme er-
heben, um so Wissen durch z. B. Handreichungen und Fortbildungen passgenau
vermitteln zu kénnen oder um die Zusammenarbeit mit Transfernehmer:innen
an den Bedarfen auszurichten (vgl. z. B. Heinze et al. 2022, S. 8).

Aus der Transferforschung ist bekannt, dass der im Einzelfall verfolgte Trans-
feransatz sowohl vom Transfergegenstand als auch vom Zielsystem abhingt.
Faktoren, die dabei eine Rolle spielen, betreffen u.a. den Neuigkeitsgehalt des
Transferierten aus Sicht der Akteur:innen im Zielsystem oder die Begleit- und
Beratungsbedarfe in den jeweiligen Anpassungs- und Implementationsprozes-
sen der Transferempfinger:innen (vgl. Brucksch 2021). Daher gehen die Projekte
in den verschiedenen Handlungsfeldern der Modellprojekte unterschiedlich
vor. Zugleich greifen sie dabei auf einen Grundbestand an Transfermafinahmen
zuriick (vgl. Jukschat/Jakob/Herding 2020; Weiberg et al. 2023b; Karliczek / Prill-
witz /Schaffranke 2023; Aue et al. 2024; Schucht 2023a; Heinze/Loick Molina et
al. 2023, Heinze et al. 2024). Dieser besteht aus Vortrigen auf Veranstaltungen,
Handreichungen, Spiel- und Arbeitsmaterialien sowie Fachpublikationen. Solche
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Formen der Verdffentlichung von Projektergebnissen verwenden 72 Prozent aller
Modellprojekte im Programm (vgl. Schucht 2023a; Aue et al. 2024; Weiberg et al.
2024b).

Auflerdem ist die Durchfithrung von Qualifizierungs- bzw. Weiterbildungs-
maflnahmen (Workshops, Schulungen u. 4.) fiir haupt-, neben- und ehrenamtli-
che Fachkrifte (z. B. der Kinder- und Jugendhilfe, von Lehrkriften, Berater:innen,
Mitarbeiter:innen im Strafvollzug, Multiplikator:innen) breit etabliert. 62 Prozent
aller Modellprojekte fithren solche Mafinahmen durch (vgl. Schucht 2023a; Aue et
al. 2024; Weiberg et al. 2024b). Den Fachkriften in kooperierenden oder Durch-
fithrungseinrichtungen werden dabei beispielsweise Arbeitskonzepte vermittelt.
Hierfiir binden die transferierenden Projekte die Fachkrifte auch unmittelbar in
die Projektumsetzung ein, entweder als Mit-Durchfithrende oder als Beobach-
ter:innen.

Das geschieht nicht nur in Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe, sondern
auch und vor allem im System Schule sowie im Strafvollzug (vgl. Jukschat/Jakob/
Herding 2020, S. 189; Weiberg et al. 2024b). Gelegentlich erarbeiten Projekte zu-
sammen mit Angeboten der Regelpraxis auch Handlungskonzepte, in die das zu
transferierende Know-how einflieft (vgl. Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2023,
S. 41f.). Im Rahmen solcher Kooperationen werden die jeweiligen Transfergegen-
stinde gemeinsam mit den Transfernehmer:innen bedarfsorientiert weiterent-
wickelt (vgl. z. B. Weiberg et al. 2024b).

Neben den genannten Aktivititen nutzen die Projekte auch die Mitwirkung
ihrer Mitarbeiter:innen in Gremien (Beirite, Arbeitsgemeinschaften etc.), um er-
arbeitetes Wissen und Handlungsansitze zu verbreiten. In Abhiangigkeit von der
Verankerung der Projekttriger in den Regelstrukturen triftt das laut den dazu vor-
liegenden Daten z. B. auf 25 Prozent der Projekte im Bereich Vielfaltgestaltung
und auf50 Prozent im Bereich Demokratieforderung zu (vgl. Weiberg et al. 2024b;
Aue et al. 2024).

In den Handlungsfeldern Extremismusprivention sowie Vielfaltgestaltung
wird auflerdem davon berichtet, dass verschiedene Modellprojekte gezielt die
Bildung von Netzwerken angestofien haben, um einen Transfer zu gewdhrleisten
oder zu unterstiitzen (vgl. Schucht 2023a; Weiberg et al. 2023b, S. 76f.). Wie
bereits erwdhnt, gehort es zu den transferunterstiitzenden Maflnahmen der
Modellprojekte, andere Projekte bzw. Triger in Bezug auf die Nutzung der Trans-
ferinhalte zu beraten. Das macht etwa die Hilfte der befragten Modelprojekte
(vgl. Kolke /Wilken/Zierold 2024).

5.4 Gelingensbedingungen fiir Nachhaltigkeit und Transfer

Inwieweit Transfer als eine zentrale Nachhaltigkeitsstrategie gelingt, hingt von
einer Reihe von Einflussfaktoren ab. Dazu gehoren neben dem Vorhandensein
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einer Transferstrategie die Orientierung an den Bedarfen und Ressourcen der
Adressat:innen, der Zugang zum Transferzielsystem (hier zumeist zu Regel-
strukturen) sowie Rahmenbedingungen in den Organisationsstrukturen der
Transferempfinger:innen, die dafiir sorgen, dass Ertrige der Projektarbeit bei
den Transfernehmer:innen ,ankommen® und weiterwirken kénnen. Auflerdem
ist die Unterstiitzung durch Dritte, etwa innerhalb des Bundesprogramms, ein
Faktor nicht nur fur das Gelingen von Transfer als Nachhaltigkeitsstrategie,
sondern auch von Nachhaltigkeit der Projektarbeit an sich.

5.4.1 Existenz einer Transferstrategie

Strategien fir den Transfer konnen entweder als Konzepte ausformuliert sein
oder sich implizit in der Transferpraxis von Projekten zeigen. Ergebnisse aus
der wissenschaftlichen Begleitung der Innovationsfonds zeigen, dass es zum
Erfolg von Transfer beitrigt, wenn dieser von Anfang an mitgedacht wird und
idealerweise bereits in der Konzeption verankert ist (vgl. u.a. Karliczek/Prill-
witz/Schaffranke 2023, S. 44f.). Das bedeutet, Ressourcen fir die Vorbereitung
und die Umsetzung von Transfer zu reservieren sowie Transferschritte zu pla-
nen. Transferaktivititen sollten itber die gesamte Projektlaufzeit und nicht
erst zu deren Ende hin umgesetzt und ausgewertet werden, z.B. im Rahmen
von Selbstevaluation. Dabei ist bedeutsam, von Anfang an die Bedarfe, aber
auch Nutzungsmoglichkeiten (Ressourcen) zukiinftiger Nutzer:innen von Pro-
jektergebnissen mitzudenken und diese gegebenenfalls mittels Bedarfs- und
Situationsanalysen systematisch zu erfassen (vgl. Braun et al. 2022a, S. 24).

5.4.2 Adressat:innenorientierung

Uber alle Handlungsbereiche hinweg hat sich gezeigt, dass Adressat:innen-
orientierung und die Anpassungsfihigkeit der Projektakteur:innen zu einem
gelingenden Transfer beitragen. Dabei kommt es darauf an, sowohl die fachlich-
inhaltlichen als auch die strukturellen Bedarfe und Ressourcen von Transferneh-
mer:innen im Blick zu behalten und eigene Konzepte und Handlungsansitze
gegebenenfalls anzupassen. Mitarbeiter:innen in Regelstrukturen als Transfer-
nehmer:innen miissen die Transferangebote als hilfreich fiir aktuelle Herausfor-
derungen wahrnehmen und sie gleichzeitig in bestehende Formate, Abliufe und
Strukturen, z. B. Curricula oder Einrichtungskonzeptionen, integrieren kénnen.

Um hier eine Passung zwischen ,Angebot“ und ,Nachfrage herzustellen, ha-
ben sich neben den bereits genannten Bedarfsabfragen und Situationsanalysen
zu Beginn einer Zusammenarbeit auch projektbegleitende Feedbacksysteme zu
Transferprozessen und Transfergegenstinden (z. B. zur Nutzungsfreundlichkeit

84



von Handreichungen, Ubertragbarkeit von Arbeitsansitzen), die Flexibilitit von
Konzepten sowie eine beteiligungsorientierte Arbeitsweise programmweit als
hilfreich erwiesen.

Zu beachten ist allerdings, dass die Projekte die Angebotsseite von Transfer
zwar selbst steuern konnen, auf die Nachfrageseite jedoch nur begrenzt Einfluss
haben. Neben den genannten Aufnahmebedingungen auf Seiten der Transfer-
nehmer:innen wird die Nachfrage ebenso durch aktuelle gesellschaftliche Ereig-
nisse und Diskurse zu den jeweiligen Themenfeldern geprigt.

5.4.3 Zugang zu den Transferzielsystemen (Regelstrukturen)

Damit sich die Projekte an den Bedarfen der Transfernehmer:innen orientieren
und Transferprozesse effizient und praxisorientiert gestalten kénnen, haben sich
itber alle Handlungsbereiche hinweg enge Kontakte zu Trigern im jeweiligen Ziel-
system des Transfers (vor allem zu Regelstrukturen) als unabdingbar erwiesen.
Aussichtsreiche Bedingungen fiir einen Transfer in die Kinder- und Jugendhilfe
hinein sind z. B. dann gegeben, wenn der Projekttriger selbst gut an Strukturen
der Kinder- und Jugendhilfe angebunden ist. Das ist in der Regel dann gegeben,
wenn der Projekttrager selbst anerkannter Triger der Kinder- und Jugendhilfe ist
und in Handlungsriumen bzw. -feldern agiert, die iiber eine fiir sein Transferan-
gebot passende Angebotslandschaft verfiigen. Das ist bei den Modellprojekten,
aber auch in den Kompetenznetzwerken und Kompetenzzentren im Programm
oft der Fall.

Vor allem erleichtert es den Transfer, wenn in einem Projekt Erfahrungen in
der Zusammenarbeit mit Tragern in den Transferzielsystemen vorhanden sind
und Beziehungen bereits linger bestehen (vgl. Ehnert et al. 2021, S. 26). Ein Bei-
spiel dafiir ist das Begleitprojekt , Demokratie und Vielfalt in der Kindertages-
betreuung“. Dort bietet die lang erprobte Kooperation der Wohlfahrtsverbinde
sowohl untereinander als auch mit ihren jeweiligen Mitgliedern, im Bundespro-
gramm ,Demokratie leben!“ koordiniert durch die Arbeitsgemeinschaft fir Kin-
der- und Jugendhilfe (AGJ), eine gute Ausgangsbedingung fiir den Transfer von
neu entwickelten Arbeitsansitzen in die Breite (vgl. Stirck 2022, S. 31). Entschei-
dend ist dabei eine gute Qualitit der Kooperationsbeziehungen. Hierzu tragen ei-
ne wertschitzende Kommunikation, Arbeitsbeziehungen auf Augenhédhe, gegen-
seitiges Vertrauen und die gegenseitige Anerkennung der jeweiligen fachlichen
Expertise der kooperierenden Akteur:innen wesentlich bei.

Wenn solche tragfihigen Kooperationen mit Regelstrukturen zu Projektbe-
ginnnoch nichtbestehen, ist es wichtig, sie moglichst frithzeitig aufzubauen. Da-
mit das gelingt, miissen sich die Projekte Wissen iiber die Merkmale (Akteur:in-
nen, Strukturen, Prozesse) der betreffenden Regelstrukturen aneignen und sich
auf deren Eigenlogiken einlassen kénnen (vgl. Weiberg et al. 2024b). Dafiir ist
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es erforderlich, die notigen Ressourcen gegebenenfalls zusitzlich bereitzustellen
(vor allem Zeit und Personal). Um diesen Prozess zu unterstiitzen, ist es sinnvoll,
entsprechendes Orientierungswissen innerhalb des Bundesprogramms zu teilen
und gegebenenfalls Beratung und Unterstiitzung bereitzustellen.

Auflerdem ist es hilfreich, sich gegebenenfalls Unterstiitzung bei Planer:in-
nen und Entscheider:innen in relevanten Amtern auf kommunaler Ebene und in
Ministerien und Behérden der Bundeslinder sowie bei anderen Programmpart-
ner:innen zu suchen, um iber diese einen Zugang zum jeweiligen Transfersys-
tem zu gewinnen (vgl. Jitz et al. 2023, S. 70). Durch die Nutzung fachspezifischer
Netzwerke, um iiber Ansitze zu informieren, die Qualifizierung von Fachkriften
sowie die Weitergabe von Erfahrungen iiber Dachverbinde kann Transfer der Pro-
jekterkenntnisse auch iiber die Kooperationspartner:innen eines Projekts hinaus
abgesichert werden (vgl. Karliczek/ Prillwitz/ Schaffranke 2023, S. 44 f.).

5.4.4 Strukturelle Absicherung von Transfers

Die gezielte Verankerung von Transfergegenstinden in der Struktur und Kultur
von transfernehmenden Organisationen ist ebenfalls ein Faktor fiir den Erfolg von
Transfer und stellt zugleich einen Schritt in Richtung struktureller Nachhaltig-
keit dar. Dazu befragte Programmakteur:innen bewerteten Transfer dann als er-
folgreich, wenn sie Projektergebnisse/-erfahrungen nicht nur auf der Ebene von
Wissen und Koénnen der Fachkrifte, sondern auch auf der Ebene der Fithrungs-
krifte von Organisationen und in der Organisationskultur verankern konnten. So
wurde beispielsweise durch ein Projekt des Innovationsfonds nicht nur Demokra-
tiebildung mit Jugendlichen mit Beeintrachtigung durchgefiihrt, sondern auch
die Einrichtungsleitung sowie die Betreuer:innen geschult und dabei unterstiitzt,
einrichtungsspezifische Beteiligungsstrukturen zu schaffen (Karliczek/ Prillwitz /
Schaffranke 2022, S. 191.). Auf diese Weise war es den Projekten zugleich méglich,
u. a. zum Relevanzerhalt von Themen als Nachhaltigkeitsdimension beizutragen.
Damit haben Ansitze, die nicht nur Fachkrifte, sondern auch Organisationen als
Ganzes adressieren, insgesamt ein hohes Nachhaltigkeitspotenzial (vgl. Ehnert et
al. 2021, S. 47).

Fir die strukturelle Absicherung von Transfer in Regelstrukturen iiber die
Grenzen einzelner Organisationen hinaus haben sich die Anbindung an be-
stehende Netzwerke, aber auch deren Schaffung und die gezielte Grindung von
neuen Arbeitsstrukturen, z. B. themenspezifische Arbeitsgruppen und Beirite,
als nittzlich erwiesen (Weiberg et al. 2024b).
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5.4.5 Unterstiitzung durch Dritte innerhalb und auerhalb des
Programms

Einen weiteren Gelingensfaktor fiir den Transfer von Projektergebnissen und -er-
fahrungen aus dem Bundesprogramm stellen die Zusammenarbeit und gegensei-
tige Unterstiitzung der Akteur:innen aus den unterschiedlichen Programmberei-
chen dar. Beispielhaft seien hier die Angaben der Modellprojekte im Handlungs-
feld Demokratieforderung aus einer Befragung im Jahr 2023 aufgefiihrt. Diese ga-
ben an, durch die wissenschaftliche Begleitung des Handlungsfeldes (65 Prozent),
die Kompetenznetzwerke (58 Prozent) sowie die Partnerschaften fiir Demokratie
(42 Prozent) bei der Verbreitung ihrer Projektergebnisse und (Lern-)Erfahrungen
auflerhalb ihres Trigers unterstiitzt zu werden (Aue et al. 2024). Weitere Unter-
stiitzung im Transfer finden die Projekte innerhalb von , Demokratie leben!“ bei
den Landes-Demokratiezentren, dem BAFzA, dem BMFSF] sowie bei einzelnen
Begleitprojekten.

Die Vielfalt-Mediathek — Transferplattform und Programmgedachtnis

In der zweiten Férderphase von ,Demokratie leben!” entwickelten und erprobten 162 Mo-
dellprojekte und 122 Projekte im Innovationsfonds neue Wege der Demokratieférderung,
Vielfaltgestaltung und Extremismusprévention. Die zahlreichen Ergebnisse wurden in die
sogenannten Regelsysteme, z. B. in die Kinder- und Jugendhilfe oder in Schulen, transfe-
riert. Um es den Praktiker:innen dort zu erleichtern, sich im Dschungel der Veroffentli-
chungen zurechtzufinden, fordert das Bundesprogramm die ,Vielfalt-Mediathek": Unter
https://www.vielfalt-mediathek.de stehen die Bildungsmaterialien der Regelpraxis kos-
tenfrei zum Download zur Verfiigung — und zwar iiber das Ende einer Férderperiode hin-
aus. Zu finden sind hier z. B. Konzepte fiir einzelne Projekttage, Literaturtipps zu den Pro-
grammthemen, redaktionell gepriifte Blaupausen fiir eigene Veranstaltungen oder ganze
Materialpakete, etwa zur Antisemitismus-Pravention. Erklarvideos und -texte erganzen
das Angebot und informieren liber Begriffe und Konzepte, die in der Arbeit fiir Demokra-
tie und Vielfalt, gegen politischen Extremismus und Menschenfeindlichkeit wichtig sind.
Interessierte Praktiker:innen finden hier also vielfaltige Anregungen fir die eigene, vor
allem péadagogische Arbeit. Und die Akteur:innen der geforderten Projekte kdnnen wie-
derum sicher sein, dass ihre Arbeit auch nach Forderende sicht- und nutzbar bleibt.

5.5 Fazit

»,Demokratie leben!“ist als lernendes Programm konzipiert. Es trigt sowohl dazu
bei, die Relevanz von zentralen Themen iiber die Zeit zu erhalten und nachhal-
tige Strukturen innerhalb und auflerhalb des Programmbkontextes zu sichern,
als auch die bearbeiteten Themen und Strukturen aus vorherigen Programmen
weiterzuentwickeln und an sich wandelnde Herausforderungen sowie neue
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Kontexte anzupassen. Diese konzeptionellen Weiterentwicklungen erfolgen
unter Einbeziehung der Perspektiven von Akteur:innen aus unterschiedlichen
gesellschaftlichen Teilsystemen (vor allem Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Eva-
luation, Politik und Verwaltung). Dadurch entspricht ,Demokratie leben!“ den
normativen Anspriichen von prozesshafter sozialer Nachhaltigkeit (zu Aspekten
des ,Dreiecks sozialer Nachhaltigkeit“ vgl. Majer 2003; Karliczek 2012; Behn et
al. 2013, S. 121 ff.; Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 40). Hierbei resultiert
Nachhaltigkeit aus einem partizipativen, kontextsensiblen und adaptiven Pro-
zess. Nachhaltigkeit, aber auch der Transfer innerhalb des Programmbkontextes
und dariiber hinaus sind den geférderten Projekten je nach Handlungsbereich
laut Forderrichtlinie und Férdergrundsitzen mehr oder weniger explizit als
Aufgabenbereiche vorgegeben.

Jenseits des Fortbestehens ,nachhaltiger Strukturen und der Sicherung von
Ergebnissen aus der Projektarbeit in Dokumentationen, Berichten oder in der
Vielfalt-Mediathek fordert ,Demokratie leben!“ handlungswirksames Lernen
zum einen auf Ebene des Programms sowie der dort geférderten Einzelprojekte,
zum anderen bei Akteur:innen in den vom Programm adressierten Regelstruktu-
ren. Handlungswirksames Lernen tragt dazu bei, dass erprobte neue Konzepte,
Kompetenzen und Wissen auch unter veranderten Kontextbedingungen genutzt
werden konnen. Dieses Lernen ist oftmals ein Ergebnis von Transfer als einer
zentralen Nachhaltigkeitsstrategie.

Transfer ist vor allem fiir Modellprojekte, Projekte des Innovationsfonds
und Kompetenznetzwerke ein wichtiges Ziel. Die Erhebungen im Rahmen der
wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation des Bundesprogramms haben
ergeben, dass die geférderten Projekte ein breites Feld an Transferadressat:innen
erreichen, was der angestrebten Zielsetzung entspricht. Durch die Entwicklung
und Erprobung vielfiltiger Transferansitze sowie die Umsetzung verschiedener
Transfermafinahmen fiir unterschiedliche Adressat:innen und Kontexte werden
Lernerfahrungen tiber Gelingensbedingungen fiir den Transfer gemacht, an die
nachfolgende Programme und Projekte ankniipfen kénnen. Insbesondere adres-
sat:innen- und bedarfsorientiert sowie prozesshaft und kooperativ angelegte
Transferansitze haben sich als erfolgreich erwiesen, um Programmergebnisse in
neue Kontexte zu transferieren, fitr die die Themen des Programms und die dort
entwickelten Bearbeitungsansitze relevant, teils neu und auch herausfordernd
sein konnen. Potenzial fiir Transfer, das zukiinftig noch stirker ausgeschopft
werden konnte, zeigt sich insbesondere in der Verkniipfung von Transfermaf3-
nahmen mit Prozessen der Organisationsentwicklung und der strukturellen
Verankerung von Programmergebnissen in Regelstrukturen sowie dem Zugang
von Projektakteur:innen zu den Letztgenannten.

Der Zugang zu Regelstrukturen gelingt besonders gut, wenn Modellprojekte
einen gewissen Bekanntheitsgrad erreicht haben und deren Mitarbeiter:innen als
Fachexpert:innen wahrgenommen werden (Weiberg et al. 2024b). Auch werden
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»gezielt Synergien mit Regelstrukturen gesucht und genutzt, wo sich die Zielset-
zungen der Modellprojekte mit Prinzipien der Regelstrukturen decken“ (Weiberg
etal. 2023b, S. 54). Das Bundesprogramm kann den Zugang zu den Regelstruktu-
ren z. B. durch die Schaffung und Institutionalisierung von Kontakten zwischen
Projekten und Regelstrukturen unterstiitzen. Dabei kénnen sowohl die Koordi-
nierenden und Netzwerke in den Partnerschaften fiir Demokratie und Landes-
Demokratiezentren als auch die Kompetenznetzwerke auf der Bundesebene eine
Briickenfunktion tibernehmen (Weiberg et al. 2024b).
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6 Wirkungen bei Adressat:innen von
EinzelmaRnahmen

Frank Konig, Sebastian Winter und Carmen Figlestahler

6.1 Einleitung

Wirkungen entstehen im Bundesprogramm auf verschiedenen Ebenen. Mo-
dellprojekte und Projekte des Innovationsfonds bringen z. B. Innovationen als
sogenannte Modell-Wirkungen hervor (vgl. Kap. 4). Hinzu kommen Wirkungen
auf struktureller Ebene wie die Bildung von Netzwerken oder Verinderungen
in Organisationen (vgl. Kap. 3). Und zudem stofien die einzelnen Projekte im
Programm Entwicklungsprozesse bei ihren Zielgruppen bzw. Adressat:innen
an. Solche Wirkungen behandelt das nachfolgende Kapitel. Wirkungen sind in
diesem Zusammenhang definiert als ,eingetretene Verinderungen oder Stabi-
lisierungen bei den Zielgruppen eines [..] Programms [..], die ursichlich auf
dieses Programm zuriickgehen (Balzer/Beywl 2018, S. 259).

In der pidagogischen Projektarbeit entstehen Wirkungen immer aus der In-
teraktion zwischen den Fachkriften und ihren Adressat:innen. Dafiir verwenden
die wissenschaftlichen Begleitungen im Bundesprogramm Begriffe wie ,Reso-
nanzen“ (Heinze et al. 2024), ,Ko-Produktion“ (Figlestahler/Schau 2023) oder
LAneignungen“ (Schwarzloos et al. 2024). Solche Wirkungen sind weder Ergebnis
einfacher, linearer Ursache-Wirkung-Beziehungen noch sind sie mechanisch
reproduzierbar.

In den folgenden Abschnitten wird zunichst kurz in die Ansitze der wissen-
schaftlichen Begleitungen eingefiithrt, Wirkungen auf der Ebene von Adressat:in-
nen bzw. Zielgruppen zu untersuchen (Abschnitt 6.2). Daran anschlief3end illus-
triert das Kapitel in Abschnitt 6.3 zum einen die Bandbreite an Wirkungen bei
verschiedenen Adressat:innengruppen im Programm. Zum anderen gibt es ei-
nen exemplarischen Einblick, wie diese Wirkungen zustande kommen und was
ihr Zustandekommen beeinflusst. Das Kapitel schlief3t mit einem kurzen Fazit.

Grundlage dieser Darstellung sind die einschligigen Berichte der wissen-
schaftlichen Begleitungen aus den verschiedenen Handlungsbereichen des
Programms, die bis zum Redaktionsschluss Ende Januar 2024 vorlagen.
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6.2 Ansatze der Wirkungsfeststellung im Evaluationsverbund

Es gibt unterschiedliche Ansitze, um Wirkungen empirisch festzustellen. Grob
werden (quasi-)experimentelle von nichtexperimentellen Ansitzen unterschie-
den. (Quasi-)experimentelle Designs' kénnen statistisch abgesicherte Wir-
kungsnachweise erbringen. Sie sind in der praktischen Durchfihrung jedoch
aufwendig und nur unter speziellen Voraussetzungen méglich und sinnvoll (vgl.
Balzer/Beywl 2018, S. 981.). Letztere sind in den Arbeitsfeldern von ,Demokratie
leben!“ selten gegeben.? Aus diesem Grund kommen dort vor allem nichtex-
perimentelle Untersuchungsdesigns zur Anwendung (vgl. Braun et al. 2022a;
Figlestahler/Schau 2023; Haase/Rottinghaus 2024; Heinze et al. 2024).

Bei ihren Wirkungsuntersuchungen beschritten die Teams der wissenschaft-
lichen Begleitungen verschiedene Wege. Einige Analysen (z. B. Braun et al. 2022a;
Figlestahler/Schau 2023) orientierten sich am Ansatz der ,Realist Evaluation*
(Pawson/Tilley 1997) mit der Leitfrage: Was wirkt wie bei wem unter welchen
Bedingungen? Andere Untersuchungen griffen auf den Ansatz des ,Outcome-
Harvesting“ zuriick (Autor:innengruppe 2023) oder sie entwickelten eigene
Designs, wie das der Resonanzortanalyse (Heinze et al. 2024).

Die Basis fiir die mithilfe dieser Ansitze getroffenen Wirkaussagen auf der
Ebene der Zielgruppen bildeten in der Regel subjektive Wirkungseinschitzun-
gen, die meist die Umsetzer:innen von Mafinahmen als Expert:innen vorgenom-
men haben (vgl. Balzer/Beywl 2018, S. 97f.). In einigen Bereichen wurden zusitz-
lich die Perspektiven von Teilnehmer:innen erfasst oder Einschitzungen von pro-
jektexternen, aber mit der Situation vertrauten Dritten erhoben und ausgewertet.
Dabei griffen die wissenschaftlichen Begleitungen auf bewihrte qualitative und
quantitative Methoden der empirischen Sozialforschung zuriick.

1  Hierbei wird durch Zufallsauswahl bestimmt, welche Adressat:innen an einer bestimmten
Mafinahme teilnehmen und welche nicht. Die Gruppe der Teilnehmer:innen (,Experimental-
gruppe*) wird dann mindestens vor und nach der Mafinahme in den interessierenden Merk-
malen mit der Gruppe der Nichtteilnehmenden (,Kontrollgruppe®) verglichen.

2 Daherwurdenindervorangegangenen Forderperiode von , Demokratie leben!“lediglich fiir den
Handlungsbereich Kommune entsprechende Untersuchungen durchgefithrt (Behn et al. 2019;
Bohn/Safimannshausen 2021). Die Ergebnisse einer dhnlich konzeptionierten Studie im selben
Handlungsbereich fiir die zweite Férderperiode lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor.
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6.3 Ausgewabhlte Befunde zu zielgruppenbezogenen Wirkungen

6.3.1 Personen in Radikalisierungsprozessen

Personen in Radikalisierungsprozessen werden im Bundesprogramm durch Mo-
dellprojekte der Extremismusprivention sowie Angebote der Ausstiegs- und Di-
stanzierungsberatung im Handlungsbereich Land adressiert.’

Was hat sich bei den Zielgruppen verandert/stabilisiert?

Die vorliegenden Befunde zeigen, dass die in ,Demokratie leben!“ geférderten
Projekte und Mafinahmen auf verschiedenen Ebenen Verinderungsimpulse bei
Personen in Radikalisierungsprozessen setzen konnen. Aus Sicht der Projektmit-
arbeiter:innen sowohl in den Modellprojekten als auch in Beratungsangeboten
wurden auf inhaltlich-ideologischer Ebene z.B. (alternative) Denkmuster, Per-
spektiven und Haltungen sowie Wissen und Informationen vermittelt (vgl.
Schucht 2023c). Untersuchungen der Adressat:innenperspektiven verdeutlichen
zudem, dass durch die Angebote kognitive Offnungs- und Reflexionsprozesse
sowie Perspektivitbernahmen, z. B. indem Beratene sich in die Position poten-
zieller Opfer versetzen, angestoflen werden konnten (vgl. Schwarzloos et al.
2024). Eine multiperspektivische Wirksamkeitsanalyse langfristiger Prozesse der
Ausstiegs- und Distanzierungsberatung im Handlungsbereich Land zeigt, dass
Adressat:innen rassistische, antisemitische und queerfeindliche Abwertungen
infrage gestellt, Feindbilder hinterfragt und teilweise ihre menschenfeindli-
chen Einstellungen verindert haben (vgl. Figlestahler/Schau 2023). Mit Blick auf
identitatsbezogene Veranderungen konnten u. a. Prozesse der Selbstreflexion an-
gestofden werden, verbunden mit der Entwicklung einer eigenverantwortlichen
Perspektive auf die eigene Biografie und die Hinwendung zu extrem rechten bzw.
islamistischen Szenen und Ideologiebeziigen. Dariiber hinaus konnten soziale
Distanzierungen von entsprechenden Szenen unterstiitzt und gefestigt werden.
Auch wurden aus Sicht der Projektmitarbeitenden personliche sozioemotionale
Ressourcen der Adressat:innen gestirkt und alternative Handlungsentwiirfe
bzw. funktionale Aquivalente vermittelt (vgl. Schucht 2023c). Zudem konnten
Beratungsangebote und Modellprojekte aus Sicht der Projektmitarbeitenden und

3 Dabei handelt es sich in erster Linie um die Phinomenbereiche Rechtsextremismus und Isla-
mistischer Extremismus, in kleinem Umfang bei den Modellprojekten auch um Linksextremis-
mus. Die Bezeichnungen der Phinomenbereiche und die zugrundeliegenden Konzepte werden
in Fachpraxis und Wissenschaft kontrovers diskutiert und sind zum Teil umstritten (vgl. Ziegler
etal. 2021, S. 91f., vgl. auch Kap. 9). Radikalisierungsprozesse beschreiben Hinwendungspro-
zesse im Kontext dieser Phinomenbereiche, wobei es auch hier zu beachten gilt, dass es keine
iibergreifende Einigkeit dariiber gibt, welche konkreten Prozesse mit dem Begrift Radikalisie-
rung gemeint sind (vgl. Herding et al. 2021, S. 14).
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Adressat:innen zu einer Stabilisierung der Lebensverhiltnisse und verbesserten
Alltagsbewaltigung von Adressat:innen beitragen (vgl. Figlestahler/Schau 2023;
Schwarzloos et al. 2024).

Wie wurden die Verdanderungen/Stabilisierungen erreicht?

In der Wirksamkeitsanalyse der Ausstiegs- und Distanzierungsberatung im
Handlungsbereich Land zeigt sich, dass ein professionelles, haltungsbasiertes
Handeln der Berater:innen zentral ist, um im Zusammenspiel mit den Adres-
sat:innen Stabilisierungen und Veranderungen zu ermdéglichen (vgl. Figlestahler/
Schau 2023). Die Berater:innen gehen adressat:innenorientiert vor und gestalten
die Beratung entlang der Lebenswelt der Adressat:innen. Um identititsbezo-
gene Wandlungsprozesse bei den Adressat:innen anzustofien, unterstiitzen die
Berater:innen die Adressat:innen dabei, ihre Hinwendung zu extrem rechten
bzw. islamistischen Szenen und Ideologiebeziigen aufzuarbeiten und sich selbst-
kritisch mit der eigenen Vergangenheit auseinanderzusetzen. Ausgangspunkt
fiir die Unterstiitzung einer inhaltlich-ideologischen Distanzierung der Adres-
sat:innen ist ein Vorgehen der Berater:innen, das von inhaltlicher Abgrenzung
und personlicher Zugewandtheit geprigt ist. Dadurch wird Differenz fir die
Adressat:innen konstruktiv erfahrbar. Berater:innen geben etwa Impulse fir
das Hinterfragen pauschalisierender Ablehnungskonstruktionen,* positionieren
sich selbst menschenrechtsbasiert und versuchen, in einem fragenden Vorgehen
gemeinsam Widerspriiche in Auferungen und Einstellungen der Adressat:in-
nen zu erarbeiten. Die soziale Distanzierung aus der Szene unterstiltzen die
Berater:innen orientiert an der Autonomie der Adressat:innen. Sie sondieren
mit ihnen z. B. alltagstaugliche Grenzziehungen zu ehemaligen Szenekontakten
und ermutigen sie dabei, neue Sozialbeziige zu intensivieren bzw. aufzubau-
en. Schliefilich unterstiitzen Berater:innen Adressat:innen in den untersuchten
Fillen bei der Alltagsbewaltigung und Stabilisierung ihrer Lebenssituation.

Welche Kontextfaktoren sind fiir die Verdnderungs-/Stabilisierungsprozesse
relevant?

Die Arbeit mit dieser Zielgruppe bendtigt Organisationsstrukturen, die eine
reflexive Professionalitit ermdoglichen, z. B. ausreichend Ressourcen fiir kolle-
giale Fallberatungen sowie Supervision (vgl. Jakob et al. 2022; Figlestahler/Schau
2023). Die Befunde verdeutlichen zudem, dass eine intrinsische Beratungs- und
Verinderungsmotivation und eine vertrauensvolle Beratungsbeziehung die zen-
trale Basis fiir nachhaltige Verinderungs- und Stabilisierungsprozesse sind. Zum
Teil wird diese Motivation erst durch die Beratung hergestellt (vgl. Figlestahler/
Schau 2023, S. 28; Schwarzloos et al. 2024). Schliefdlich haben auch Kontexte wie

4 Das Konzept der pauschalisierenden Ablehnungskonstruktionen (PAKOs) wurde von Kurt Mél-
ler (2017) ausfiihrlich beschrieben.
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die Verbreitung migrationsfeindlicher Haltungen oder die lokale Prisenz von
Szeneakteur:innen einen Einfluss darauf, was Mafdnahmen bewirken kdnnen.

Fallbeispiel Fabio W.°

Fabio W. war in einer extrem rechten Partei aktiv und verbreitete online Hate Speech. Er
hatte einen positiven Bezug zum Nationalsozialismus und besall migrationsfeindliche
und antisemitische Einstellungen. Im Rahmen einer Einzelfallberatung wurde er durch
ein Angebot der Ausstiegs- und Distanzierungsberatung tiber ein Jahr lang — zu Beginn
durch wochentliche personliche Treffen — intensiv begleitet. Dabei wurde er u.a. beim
Kontaktabbruch von extrem rechten Strukturen unterstiitzt. Darliber hinaus halfen ihm
die Berater:innen dabei, ein pluraleres Identitédtsbild zu entwickeln, das sich nicht mehr
in erster Linie tiber die Abwertung anderer Menschengruppen konstituiert. Er berichtet,
dass sich seine Einstellungen und Orientierungen durch die Beratung verdndert haben
und er z. B. offener fiir andere Kulturen geworden sei. Auch habe er ein Bewusstsein dafiir
entwickelt, dass bestimmte Begriffe andere Menschen verletzen kénnen und verwende
diese nun nicht mehr. Die Gleichwertigkeit und Diversitat aller Menschen erkenne er jetzt
starker an. Auch aus Sicht der Berater:innen habe er sich von extrem rechten Einstellun-
gen distanziert und werte andere Menschen nicht mehr rassistisch oder antisemitisch
ab. Die soziale Distanzierung von rechten Strukturen konnte er aufrechterhalten und ist
bislang nicht wieder durch das Verbreiten von Hate Speech in Erscheinung getreten.

6.3.2 Personen, unabhangig von etwaigen Radikalisierungs- oder
Diskriminierungsrisiken

In allen Handlungsfeldern und -bereichen des Programms finden sich Projekte
und Mafdnahmen, die sich an Personen unabhingig von deren etwaigen beson-
deren Radikalisierungs- oder Diskriminierungsrisiken richten. Viele der entspre-
chenden Angebote richten sich etwa allgemein an Kinder, Jugendliche oder junge
Erwachsene oder an die lokale Bevélkerung insgesamt. Kategorial lassen sich die-
se Angebote in den Bereichen der Demokratiebildung und der universellen Extre-
mismuspravention verorten.

5  Beidiesem Namen handelt es sich um ein Pseudonym. Die Falldarstellung basiert auf einer mul-
tiperspektivischen Wirksamkeitsanalyse der Angebote der Ausstiegs- und Distanzierungsbera-
tung im Handlungsbereich Land. Der Beratungsprozess sowie die erreichten Verinderungen
bzw. Stabilisierungen werden dort ausfithrlich dargestellt (Figlestahler/Schau 2023). Im kon-
kreten Fall wurde je ein Interview mit den Berater:innen sowie mit dem Adressaten Fabio W.
gefiihrt. Die darin enthaltenen Schilderungen beider Seiten stimmen in ihren Grundaussagen
tiberein.

94



Was hat sich bei den Zielgruppen verdndert/stabilisiert?

Im Zentrum stehen bei diesen Zielgruppen als iibergreifende Wirkziele die
Stirkung der Resilienz gegen demokratie- und menschenfeindliche Haltungen
und die Aktivierung zur demokratischen Teilhabe. Im Handlungsfeld Extremis-
muspravention verfolgen die Modellprojekte in der direkten Priventionsarbeit
mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen u.a. die ,Vermittlung von (alterna-
tiven) Denkmustern, Perspektiven und Haltungen (z. B. Ambiguititstoleranz,
Abbau von Ungleichwertigkeitsvorstellungen)* und die , Aktivierung und Sensi-
bilisierung* fiir die Wahrnehmung von Diskriminierungen. Diese Ziele werden
nach Einschitzung der Projektmitarbeitenden von der Mehrheit der Projekte im
Handlungsfeld Extremismusprivention, die sie auf der universellen Praventi-
onsebene anstreben, ,eher gut“ oder ,sehr gut* erreicht (9 von 11 bzw. 13 von 13,
vgl. Schucht 2023c, 2023d).

Auch im Handlungsbereich Kommune werden solche Wirkungen festgestellt.
Nach Einschitzung der Koordinator:innen von Partnerschaften fiir Demokratie
sei beispielsweise im Kontext der Fluchtbewegungen aufgrund des Angriffs-
krieges gegen die Ukraine in iiber der Hilfte ihrer Forderregionen eine ,leichte®,
ymittlere“ oder ,deutliche Verbesserung* der ,Sensibilitit der lokalen Bevolkerung
gegeniiber demokratie- und menschenfeindlichen Problem- und Konfliktlagen
(z.B. zuwanderungskritische Phinomene) zu verzeichnen gewesen. Um dies
zu erreichen, haben die Akteur:innen aus den Partnerschaften fiir Demokratie
insbesondere die Erweiterung von Handlungskompetenzen zivilgesellschaftli-
cher Multiplikator:innen im Umgang mit solchen Konfliktlagen adressiert. Der
eigene Beitrag zu dem Sensibilisierungserfolg wird durchschnittlich als ,mittel®
bis ,eher groR“ bewertet (vgl. Becker et al. 2022c, S. 28, 131, 133).

Die Mafinahmen der Modellprojekte im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung zie-
len, so die Ergebnisse einer multimethodischen Erhebung bei Projektmitarbei-
tenden, zum einen auf das , Empowerment marginalisierter Personen und Grup-
pen‘, zum anderen auf die , Sensibilisierung fiir bzw. den Abbau von Diskriminie-
rungsverhiltnissen“ (Weiberg et al. 2024a, S. 23). Letzteres richtet sich schwer-
punktmifig an ,Angehérige der Dominanzgesellschaft bzw. von der jeweiligen
Diskriminierungsform Nicht-Betroffene* (ebd., S. 29).

Wie sind die Stabilisierungen/Veranderungen erreicht worden?

Grundsitzlich konnen die genannten Verinderungen itber Wissensvermittlung
(kognitiv-reflexive Ebene), beispielsweise zu Partizipationsmoglichkeiten, das
Erméglichen von erlebbarem demokratischen Miteinander (praktisch-instru-
mentelle Ebene) sowie iiber die Férderung von Empathie und Perspektiveniiber-
nahmen (affektiv-motivationale Ebene) erreicht werden. In den Modellprojekten
zur universellen Pravention von Extremismus geschieht dies beispielsweise iiber
mehrstiindige Workshops mit Schulklassen oder Jugendgruppen, in denen die
Teilnehmer:innen Wissen, Kompetenzen und Haltungen beziiglich Ungleich-
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wertigkeits- und Verschworungsideologien, Sensibilitit fir Diskriminierungen
sowie Medienkompetenz erwerben und demokratische Handlungsoptionen
kennenlernen. Auch die ,Stirkung der Empathiefihigkeit und des Gemein-
schaftsgefithls“ spielt bei einigen Projekten eine wichtige Rolle (vgl. Ziegler et al.
2021, S. 79F.).

Projekte zur Vielfaltgestaltung fithren ebenfalls Mafinahmen durch, um ,Em-
pathie fuireinander* zu schaffen. Auflerdem regen sie ,kritische (Selbst-)Reflexi-
on, Auseinandersetzung mit kulturalisierenden Unterschieden und Gemeinsam-
keiten und das Sichtbarmachen von Diskriminierungsformen“an (Weiberg et al.
2024a, S. 30). Hierzu wird auf kognitive und affektive Verinderungsmechanis-
men gesetzt, mit einer starken Betonung letzterer (vgl. ebd., S. 31f.). Im Hand-
lungsfeld Demokratieférderung wirken Modellprojekte mit Demokratiebildung
darauf ein, die oft jugendlichen Adressat:innen zu befihigen und zu motivieren,
sich in den demokratischen Diskurs einzubringen (vgl. Ehnert et al. 2021, S. 44).
Bei vielen Formaten ist dabei die ,Teilhabe junger Menschen zu stirken, [...] zu-
gleich das Ziel als auch der Weg“ (ebd., S 48). Neben den Modellprojekten setzen
auch die Partnerschaften fiir Demokratie darauf, ,demokratische Sozialisations-
prozesse, d. h. die individuelle Aneignung von Demokratie als Lebens- und Re-
gierungsform durch den Erwerb von Wissen, Werten und Kompetenzen*, zu un-
terstiitzen sowie das , Erlernen von individuellen, demokratischen Abwehrkriften
im Umgang mit antidemokratischen Akteur:innen und Standpunkten® zu férdern
(Becker et al. 20224, S. 9).

Welche Kontextfaktoren sind fiir die Stabilisierung/Veranderung relevant?

Als forderliche Faktoren werden von der wissenschaftlichen Begleitung der Mo-
dellprojekte im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung neben dem grundlegenden Auf-
bau tragfihiger Beziehungen die Reflexion der Machtkonstellationen in den pid-
agogischen Settings und der eigenen sozialen Positionierung sowie eine ,ausge-
prigte Heterogenitit in der Teamzusammensetzung* hervorgehoben (Weiberg et
al. 2024a, S. 4). Bei digitalen Formaten hitten sich Ansitze auf der kognitiven
Ebene besonders bewihrt. Dagegen sei fiir die affektive Ebene und die Férde-
rung von Selbstreflexionsprozessen und demokratischen Gruppendynamiken so-
wie fiir den Aufbau zwischenmenschlicher Bindungen der analoge Raum nétig
(vgl. ebd., S. 43; vgl. Kap. 8). Derselbe Befund hat sich auch im Handlungsfeld Ex-
tremismuspravention gezeigt (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 83).

Im Handlungsfeld Demokratieforderung hat sich punktuell gezeigt, dass
Lernprozesse einen ungewiinschten Verlauf nehmen kénnen, wenn Teilneh-
mer:innen von Projektmafinahmen ,Frustrationserfahrungen mit ,Pseudo-
Partizipationsangeboten' oder strukturellen Barrieren fiir die politische Teilhabe
junger Menschen® erleben (Ehnert et al. 2021, S. 60). Ahnliches geschieht, wenn
die realen Beteiligungsmoglichkeiten im sozialen Umfeld des Projekts gegeniiber
den in ihm vermittelten zu sehr abfallen.
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6.3.3 Betroffene

Das Bundesprogramm tragt dazu bei, dass Menschen, die von demokratie- und
menschenfeindlicher Gewalt und Diskriminierung betroffen sind, professionell
unterstiitzt werden. Diese Arbeit wird schwerpunktmifiig, aber nicht ausschlief3-
lich von Angeboten der Opfer- bzw. Betroffenenberatung® und im Rahmen der
Modellprojekte geleistet, die in der Antidiskriminierungsarbeit titig sind.

Was hat sich bei den Zielgruppen verdndert/stabilisiert?

Fir die Antidiskriminierungsarbeit wird aus den Modellprojekten im Handlungs-
feld Vielfaltgestaltung berichtet, dass ,betroffene” Jugendliche ,zum Empower-
ment erméichtigt® sind (Weiberg/Kleist 2023, S. 3). Aulerdem lief3 sich beobach-
ten, dass Teilnehmer:innen der Modellprojektmafinahmen intensiver als vorher
gegen Diskriminierung und fiir die Beteiligung von Betroffenengruppen Partei
ergriffen (vgl. ebd., S. 4).

Fir Gewaltbetroffene konnte belegt werden, dass sie durch die Beratungs-
arbeit der Opferberatungsstellen besser in der Lage waren, ihren Alltag zu
bewiltigen und die individuellen Folgen der erlittenen Gewalt zu verarbeiten.
Dariiber hinaus haben von rechter Gewalt Betroffene im Sinne von Empower-
ment und Agency (Handlungsmacht) ihre Kompetenzen zur Artikulation und
Durchsetzung ihrer Interessen (weiter-)entwickelt (vgl. Haase/Rottinghaus
2024, S. 20, 84 1F.).

Wie wurde die Verdnderung/Stabilisierung erreicht?

Der Aufbau belastbarer Arbeitsbiindnisse zwischen Fachkriften und Adres-
sat:innen ist die Grundvoraussetzung, um Verdnderungen zu erreichen (vgl.
Kap. 2). Wichtig ist hierbei, dass die Fachkrifte eine Passung zwischen den
eigenen Kompetenzen und Ressourcen und dem herstellen, was die Adressat:in-
nen (Ratsuchende, Teilnehmer:innen der Projektmafinahmen) in die Prozesse
mit- bzw. einbringen (exemplarisch fir das Feld der Betroffenenberatung vgl.
Haase/Rottinghaus 2024, S.27). Hinsichtlich konkreter Wirkmechanismen’
konnten Fallstudien zur Betroffenenberatung beispielsweise herausarbeiten,
dass Berater:innen Verinderungen bei den Gewaltbetroffenen mit ausgelost
haben, indem sie den Betroffenen — auch im Wortsinn — zur Seite standen (zu
den Mechanismen im Uberblick vgl. ebd., S. 21).

6 Andieser Stelle wird die Begriffsverwendung in der wissenschaftlichen Begleitung aufgegrif-
fen.

7 Wirkmechanismus [..] ist ein zentraler Begriff der Realist Evaluation. [..] Wirkmechanismen
beschreiben, wie Programme — hier die spezialisierte Opferberatung — Outcomes als Verinde-
rungen und Stabilisierungen bei den Zielgruppen in verschiedenen Kontexten [...] hervorbrin-
gen“ (Haase/Rottinghaus 2024, S. 12).
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Welche Kontextfaktoren haben die Verdnderungs-/Stabilisierungsprozesse
beeinflusst?

Esistaus zahlreichen Untersuchungen — auch zu den Vorgidngerprogrammen von
,Demokratie leben!“— bekannt und allgemein anerkannt, dass es die Wirksamkeit
von Mafinahmen der Bildung und Beratung allgemein positiv beeinflusst, wenn
deren Adressat:innen sich mit ihren Wiinschen und Bediirfnissen aktivin die Vor-
bereitung und Durchfithrung von Mafinahmen einbringen kénnen und sie mit
den Mafinahmen zufrieden sind (so bereits Bischoft/K6nig/Zimmermann 2014).
Fiir die Betroffenenberatung wurde dies in der zweiten Forderperiode des Bun-
desprogramms durch eine entsprechende Erhebung bei Betroffenen belegt (vgl.
Haase/Rottinghaus 2024, S. 27, 711.).

Dort spielt auflerdem eine Rolle, dass der Zugang zum Angebot niedrig-
schwellig ist. Das heifdt u. a., dass die Beratungsangebote leicht erreichbar sind,
Sprachbarrieren schnell itberwunden werden kénnen und die Beratung an keine
weiteren Vorbedingungen gebunden ist, wie die Anzeige einer rechten, rassis-
tischen oder antisemitischen Gewalttat bei der Polizei (vgl. Haase/Rottinghaus
2024, S. 21f).

Als weiterer Einflussfaktor auf die Wirksamkeit der Betroffenenunterstiit-
zung erweist sich der gesellschaftliche Kontext. Bedeutsam ist, wie stark die
Phinomene Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus und andere For-
men Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ausgepragt sind. Dasselbe gilt
fiir das Maf? an Problembewusstsein dafiir vor allem bei Verantwortlichen in Po-
litik und Verwaltung. Eine besondere Rolle spielt hierbei deren Bereitschaft und
Fihigkeit, anzuerkennen und angemessen damit umzugehen, wenn Menschen
Opfer von Gewalt und Diskriminierung werden. Auflerdem als Kontextfaktoren
relevant sind die rechtlichen Rahmenbedingungen der Arbeit (Opferschutz-/Op-
ferhilfegesetze, Strafrecht, Aufenthaltsrecht), die Ressourcen aller Beteiligten
und die Existenz von Unterstiitzungsstrukturen (vgl. fiir die Betroffenenbe-
ratung im Uberblick Haase/Rottinghaus 2024, S. 21). Dariiber hinaus ist fiir
wirksame Unterstiitzungsarbeit mit Betroffenen wichtig, dass die zustindiger
Akteur:innen vor Ort gut zusammenarbeiten. So bewerten in den Partnerschaf-
ten fur Demokratie 59 Prozent (n=357) der befragten Koordinator:innen die
Aussage ,Ordnungsidmter, Sicherheitsbehérden und Zivilgesellschaft arbeiten
im Umgang mit demokratie- und menschenfeindlichen Vorfillen zusammen“im
Jahr 2023 mit , trifft eher zu“ oder , trifft voll zu“ (Kremeti/Sthamer/Winter 2023,
S. 62).
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6.3.4 Fachkrafte und Multiplikator:innen?

,Demokratie leben!“ unterstiitzt im Rahmen der Projektférderung Mafinahmen
der Fort- und Weiterbildung, des Fachaustauschs und der Vernetzung von Fach-
kraften sowohl in den vom Programm geforderten Projekten als auch aufierhalb
des Bundesprogramms. Aus den verschiedenen Programmbereichen existiert da-
zu eine Fiille an Untersuchungsbefunden. Im Folgenden kann nur ein exempla-
rischer Einblick in das Wirkungsspektrum der Arbeit mit Fachkriften gegeben
werden. Dies geschieht fiir zwei Kompetenzbereiche, die fiir die Bildungs-, Pri-
ventions- und Beratungsarbeit im Bundesprogramm besonders bedeutsam sind.:
a) den Bereich der Adressat:innen- und Partizipationsorientierung sowie b) den
Bereich des Phinomenwissens, Problembewusstseins und der Handlungsfihig-
keit.

Was hat sich bei den Zielgruppen verdndert/stabilisiert?
(@) Kompetenzbereich Adressat:innen/ Partizipationsorientierung

Die Wirkungsuntersuchungen im Handlungsbereich Bund zur Arbeit der Kom-
petenznetzwerke (KNW) im Bundesprogramm haben ergeben, dass es iiber de-
ren Beratungsangebote gelingt, die Fihigkeit von ehrenamtlich titigen Fachkraf-
ten dahingehend zu verbessern, die Bedarfe von Jugendlichen stirker in die Kon-
zeption und Durchfithrung von Veranstaltungen einzubeziehen (vgl. Heinze et al.
2024, S. 28).

Auch in anderen Projekten, beispielsweise im Feld der frithkindlichen Bildung
und Erziehung oder in der Arbeit mit korperlich, geistig oder seelisch beeintrach-
tigten Menschen konnten Fachkrifte ihr Bewusstsein und ihre Kompetenz dafiir
steigern, Adressat:innen stirker an der Planung und Umsetzung ihrer Arbeit zu
beteiligen (Stirkung der Partizipationsorientierung und Beteiligungsfihigkeit)
(vgl. Braun et al. 2022a, S. 44; Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2022, S. 21, 2023,
S. 42). Dies umfasst, dass Fachkrifte, einschlieflich Leitungspersonen, ein ver-
tieftes Verstindnis fiir die Lebenslagen und Bediirfnisse der Adressat:innen besit-
zen, systematisch deren Perspektiven berticksichtigen und Beteiligungsprozesse
gestalten konnen und wollen (vgl. Braun et al. 2022a, S. 44, 53).

8 ,Multiplikator:innen* sind ehren- und hauptamtlich titige Personen (Professionelle und Peers)
die Informationen, Strategien (vor allem Modelle) und Kompetenzen zu den Themen des Bun-
desprogramms innerhalb spezifischer Bezugsgruppen vermitteln und férdern (vgl. Bliimel/
Lehmann/Hartung 2024).
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(b) Kompetenzbereich Phinomenwissen, Problembewusstsein und Handlungsfihigkeit

Fiir die Priavention von politischem Extremismus haben die Untersuchungen ge-
zeigt, dass die adressierten Fachkrifte und Multiplikator:innen ihre Phinomen-
kenntnisse erweitert haben. Dariiber hinaus konnten Projekte dazu beitragen,
dass Multiplikator:innen ihre pidagogische Kompetenz insgesamt (Wissen, Wol-
len, Handeln) ausbauten und ihre Vorurteile gegeniiber marginalisierten Grup-
pen reduzierten (vgl. Schucht 2023c, S. 1, 6, 8).

Die Vermittlung von Wissen ist als Wirkmechanismus insbesondere mit Blick
auf solche Themen bedeutsam, bei denen Wissensdefizite unter Fachkriften weit
verbreitet sind. Konkrete Befunde liegen hier z. B. aus einem Projekt des Innovati-
onsfonds fiir das Thema Transgeschlechtlichkeit vor. Fachkrifte, die in der Eltern-
und Familienberatung oder in der Schulsozialarbeit regelmifRig mit Kindern und
Jugendlichen arbeiten, konnten sich sowohl dazu Wissen aneignen als auch zu
Unterstiitzungsstrukturen, die es ihnen ermdéglichen, im Bedarfsfall ihre Adres-
sat:innen dorthin weiter zu verweisen oder selbst Unterstiitzung zu erhalten (vgl.
Karliczek/ Prillwitz / Schaffranke 2023, S. 28 1., 43).

Untersuchungen zu den Mafnahmen der Partnerschaften fiir Demokratie im
Zusammenhang mit der Aufnahme von Kriegsfliichtlingen aus der Ukraine haben
z. B. ergeben, dass sich in einer Reihe von Forderregionen bei Fachkriften auf der
kommunalen Ebene die Situations- und Phinomenkenntnisse beziiglich der Ver-
einnahmung und Umdeutung der Folgen des Ukraine-Krieges durch demokratie-
feindliche Akteur:innen verbessert haben. AuRerdem ist die Bereitschaft ehren-
amtlich Engagierter gestiegen, sich nicht nur in der Aufnahme der Kriegsfliicht-
linge, sondern auch lingerfristig in anderen Engagementfeldern auf der lokalen
Ebene, zivilgesellschaftlich zu betdtigen (Becker et al. 2022¢, S. 37, 40ff., Anhang
Tabelle 30, S. LVI ff. und Tabelle 31, S. LX f.).

In etwas mehr als einem Drittel der Partnerschaften fiir Demokratie zeigt
sich nach Auskunft der Koordinator:innen der Partnerschaften fir Demokratie
zudem, dass vor allem Multiplikator:innen ihre Problem- und Konfliktbearbei-
tungs- bzw. Handlungs- und Diskurskompetenz in der Arbeit zur Demokratie-
stairkung und Abwehr von Demokratiegefihrdungen insgesamt gesteigert haben
(Becker et al. 2022¢, S. 37, Anhang Tabelle 31, S. LX).

Neben pidagogischen Fachkriften und Verwaltungsmitarbeiter:innen wer-
den im Bundesprogramm auch Unternehmer:innen adressiert. Letztere konnte
ein Projekt im Innovationsfonds dazu anregen, interkulturelle Kompetenz und
Diversity-Orientierung als Voraussetzungen dafiir anzuerkennen, auslindische
Fachkrifte erfolgreich anwerben und an Unternehmen binden zu kénnen (vgl.
Karliczek/Prillwitz/Schaffranke 2023, S. 32).
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Wie wurde die Verdnderung/Stabilisierung erreicht?

Ihre Handlungsfihigkeit konnten Fachkrifte dadurch verbessern, dass sie ihre
Fach- sowie Methodenkenntnisse erweiterten (vgl. Heinze et al. 2024, S. 18, 22),
neue Bewiltigungsstrategien fiir den Berufsalltag kennenlernten (vgl. Braun et al.
2022a, S. 44, 61f.) und ihre Alltagspraxis reflektierten (vgl. ebd., S. 42 ff.). Anhand
der Untersuchungsbefunde im Arbeitsfeld der Kindheitspidagogik ist zu sehen,
dass Verinderungen bei Fachkriften ebenfalls iiber eine praxisbegleitende Bera-
tung zu erreichen sind. Dieser Prozess wird dadurch geférdert, dass Fachkraf-
te neue oder zusitzliche Austausch- und Reflexionsmoglichkeiten erhalten. Der
Effekt verstirke sich, wenn hierbei Leitungskrifte eingebunden sind und die Ar-
beit mit den Professionellen in Organisationsentwicklungsprozesse eingebettet
ist (vgl. ebd., S. 6).

Welche Kontextfaktoren haben die Verdnderungs-/Stabilisierungsprozesse
beeinflusst?

In der Arbeit mit Fachkriften sind Klarheit der MafSnahmenziele und deren
Transparenz gegeniiber den Adressat:innen wichtig (vgl. Heinze et al. 2024, S. 32)
sowie eine wertschitzende und fehlertolerante Haltung der Projektdurchfithren-
den (vgl. Braun et al. 2022a, S. 58). Dariiber hinaus beeinflussen nicht nur die
individuellen Lernvoraussetzungen der Adressat:innen (Vorwissen, Motivation
etc.) den Umfang, in dem vor allem intendierte Wirkungen entstehen, sondern
auch die Ressourcenausstattung der Einrichtungen, in denen sie arbeiten (vgl.
Braun et al. 2022a, S. 55; zur speziellen Bedeutung von Vorerfahrungen Becker et
al. 2022¢, S. 173 ff).

6.3.5 Mitarbeiter:innen kommunaler Verwaltungen und Politiker:innen

Auch Mitarbeiter:innen kommunaler Verwaltungen und Politiker:innen zih-
len als ,staatliche [...] Akteurinnen und Akteure“ zu den in der Férderrichtlinie
genannten Zielgruppen des Bundesprogramms. Mitarbeiter:innen der kommu-
nalen Verwaltungen und Politiker:innen sind strukturell in die Partnerschaften
fiir Demokratie einbezogen (vgl. Schwall et al. 2023, S. 60). Im Handlungsbereich
Land sind sie insbesondere fiir die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus,
aberauch in der Betroffenenberatung eine Zielgruppe: Die lokalen Interventionen
als sozialraumorientierte Aktivititen der Betroffenenberatungen adressieren ne-
ben zivilgesellschaftlichen Organisationen und Sicherheitsbehérden ebenso die
Kommunalverwaltungen und die Lokalpolitik vor Ort (vgl. Haase/Rottinghaus
2024, S. 31f.,39). Im Handlungsbereich Bund sowie in einzelnen Begleitprojekten
schliefdlich werden kommunale Politik und Verwaltung insbesondere sowohl im
Kontext des Transfers von Erfahrungen und Ergebnissen in die Regelstrukturen
als auch in Prozessen der fachpolitischen Interessenvermittlung adressiert. Die
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Modellprojekte in den Handlungsfeldern Demokratieforderung und Vielfaltge-
staltung richten sich ebenfalls teilweise an kommunale Verwaltungsstrukturen.
Die Qualifizierung von Personal soll hier u.a. dazu dienen, ,Organisationen
zu Erfahrungsorten von Teilhabe und Demokratie weiterzuentwickeln und Or-
ganisationsstrukturen und Verfahrensweisen so zu verindern, dass sich junge
Menschen und zum Teil ihre Angehérigen mit ihren Interessen stirker einbringen
konnen“ (Ehnert et al. 2021, S. 47; vgl. auch Weiberg et al. 2024a, S. 26f.)

Was hat sich bei den Zielgruppen verandert/stabilisiert?

Insbesondere in den Berichten der wissenschaftlichen Begleitungen des Hand-
lungsbereichs Kommune und des Handlungsbereichs Land wird ausfithrlich von
den Erfahrungen mit der Zielgruppe , Mitarbeiter:innen kommunaler Verwaltun-
genund Politiker:innen“und von den erzielten Wirkungen berichtet. Dabeilassen
sich im Rahmen der allgemeinen Zielstellung — angemessenere Wahrnehmung
und Bearbeitung demokratie-, vielfalt- und menschenfeindlicher Problemlagen
im Sozialraum durch relevante Akteur:innen — zwei Wirkungsziele unterschei-
den: einerseits die Stirkung ihrer diesbeziiglichen Kompetenzen und anderer-
seits ihrer Motivation, sich 6ffentlich gegen undemokratische Bestrebungen zu
positionieren. Die Bedeutung solcher Positionierungen, insbesondere der deu-
tungsmdichtigen Verwaltungsspitzen im lindlichen Raum, ist fiir die lokale de-
mokratische Kultur gut belegt (vgl. Liebscher/Schmidt 2007, S. 86).

Zu den Zielstellungen der Partnerschaften fiir Demokratie gehorten dem-
entsprechend vor dem Hintergrund des Angriffskriegs gegen die Ukraine, den
folgenden Fluchtbewegungen und gefliichtetenfeindlichen Bedrohungslagen
u.a. einerseits ,das Know-How bei Amtern und Institutionen in Bezug auf die
Auswirkungen des Krieges in der Ukraine (z. B. Flucht, Umgang mit Verschwo-
rungserzihlungen) [zu] stirken“und andererseits ,die 6ffentliche Positionierung
relevanter Akteur:innen aus Politik und Verwaltung gegeniiber demokratie- und
menschenfeindlicher Bestrebungen (z. B. gegeniiber rechtspopulistischem Agen-
da-Setting im Kontext des Krieges) [zu] fordern“ (Becker et al. 2022c¢, S. 28). Thren
eigenen Beitrag bei der Verbesserung oder Stabilisierung der diesbeziiglichen
Situationen schitzen die Koordinator:innen der Partnerschaften fiir Demokratie
im Durchschnitt zwischen , mittel“ und ,eher gro3“ein (ebd., S. 44).

Wie sind die Stabilisierungen/Veranderungen erreicht worden?

In den Handlungsbereichen Bund und Kommune werden u. a. Fortbildungen, die
Erstellung von Handreichungen, Fachaustausche und Beratungen oder Offent-
lichkeitsarbeit als Vermittlungsformate genutzt. Politische Akteur:innen werden
so sensibilisiert und Verwaltungsmitarbeiter:innen dazu motiviert und befihigt,
geeignete Rahmenbedingungen fiir die Implementierung von Ansitzen und
Angeboten aus dem Bundesprogramm zu gestalten (vgl. zum Handlungsbereich
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Bund Heinze et al. 2022, S. 56ff., 60; vgl. zum Handlungsbereich Kommune
Becker et al. 2022a, S. 67; Becker 2022¢, S. 37ff.).

Ein wichtiger Wirkmechanismus bei dieser Sensibilisierungsarbeit ist nicht
nur die Wissensvermittlung, sondern auch die Befihigung zur Perspektiviiber-
nahme, was die affektiv-motivationale Ebene einbezieht. Auch ein wesentlicher
Teil der Aktivititen der Opfer- und Betroffenenberatungen, der darauf abzielt,
dass die Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen im Sozialraum und von kom-
munalen Behorden anerkannt werden, besteht nicht darin, abstraktes Faktenwis-
sen zu vermitteln, sondern beinhaltet, den Zielgruppen die Betroffenenperspek-
tive parteilich zu tibermitteln (vgl. Haase/Rottinghaus 2024, S. 36 ff.).

Welche Kontextfaktoren sind fiir die Stabilisierung/Verdanderung relevant?
Langjihrige, personengebundene Erfahrungen und eine etablierte, stabile Zu-
sammenarbeit zwischen den Programmakteur:innen und den Mitarbeiter:innen
kommunaler Verwaltungen sowie Politiker:innen sind forderlich, um die Pro-
jektziele zu erreichen (vgl. Becker et al. 2022a, S. 65f.; Becker 2022c, S. 64 ff.;
Heinze et al. 2022, S. 74). Allerdings kann die 6ffentliche Positionierung auch
demokratiefeindliche Anfeindungen nach sich ziehen (vgl. Kap. 10). So erleben
etwa offentlich gegen Gewalt und Diskriminierung in Erscheinung tretende
Verwaltungsmitarbeiter:innen als Adressat:innen der Betroffenenberatungen
Anfeindungen (vgl. Haase/Rottinghaus 2024, S. 38f.). Umgekehrt konnen Mitar-
beitende der Verwaltungen prodemokratisches Engagement auch behindern: Die
Koordinator:innen von immerhin fiinf Prozent (16 von 356) der Partnerschaften
fiir Demokratie haben angegeben, dass ihre Arbeit von , Akteur:innen der lokalen
Verwaltung (z. B. in Form einer geplanten Nicht-Bearbeitung von Anfragen etc.)*
faktisch behindert werde, aus acht Prozent (27 von 356) der Forderregionen wird
gemeldet, dass dies durch ,Politische Schliisselpersonen vor Ort“ (z.B. durch
aktive Verhinderung von Veranstaltungen, Delegitimationsversuche) geschehe
(vgl. Becker et al. 20244, S. 64).

6.4 Fazit

Die Befunde der wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation von ,Demokra-
tie leben!“ zeigen, dass die geforderten Projekte ein breites Spektrum an Wir-
kungen auf der Ebene ihrer Adressat:innen erzielen. Beispielhaft hat sich im Feld
der Extremismuspravention gezeigt, dass sich Personen in Radikalisierungspro-
zessen durch Projektinterventionen gegeniiber alternativen Weltsichten 6ffnen
und beginnen, das eigene Denken und Handeln zu reflektieren. In der Demo-
kratieférderung haben Projekte bei einem breiten Kreis von Adressat:innen u. a.
erreicht, dass diese eine Resilienz gegeniiber demokratiegefihrdenden und men-
schenfeindlichen Positionen herausbilden sowie deren Bereitschaft steigt, sich zi-
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vilgesellschaftlich fir Demokratie und Vielfalt zu engagieren sowie sich an po-
litischen Entscheidungen zu beteiligen und sich die Fihigkeit dazu verbessert.
Im Handlungsfeld der Vielfaltgestaltung konnten die Projekte beispielsweise das
Empowerment und die Teilhabe marginalisierter Personen verbessern, rassisti-
sche Vorurteile bei Zielgruppen abbauen, sie fiir Diskriminierung sensibilisieren
und dazu beitragen, dass Diversitit insgesamt gestarkt wird. Dariiber hinaus hat
die wissenschaftliche Begleitung der Gewaltopferberatung im Handlungsbereich
Land gezeigt, dass Menschen, die von demokratie- und menschenfeindlicher Ge-
walt betroffen sind, ihre Fihigkeit zur Alltagsbewiltigung wiedererlangen oder
verbessern. Uber alle Handlungsfelder hinweg konnten sich aufierdem Fachkrif-
te vor allem in der padagogischen Arbeit und in der Verwaltung im Rahmen der
Umsetzung des Bundesprogramms weiter professionalisieren.

Das Zustandekommen der im Kapitel dargestellten und weiterer Wirkungen
ist in erheblichem Maf} von den Kontextfaktoren und deren Zusammenspiel
abhingig, in denen die einzelnen Mafinahmen umgesetzt werden. Das sind
neben dem gesellschaftlichen Klima und dem Verbreitungsgrad der vom Bun-
desprogramm adressierten Phinomene u.a. auch das Problembewusstsein
der in den Organisationen und anderen Strukturen titigen Akteur:innen, mit
denen Projekte umgesetzt werden. Dariiber hinaus sind als Wirksamkeitsvorbe-
dingungen sowohl die Vorkenntnisse, die Motivation und die Lebenslagen der
Adressat:innen der Projekte als auch die materiellen und immateriellen Res-
sourcen der Projektmitarbeiter:innen bedeutsam. Die Voraussetzung dafir, dass
die Projekte insbesondere die von ihnen intendierten Wirkungen hervorrufen
(und unerwiinschte Nebenwirkungen vermeiden), ist, dass sie in der Lage sind,
ihre Mafnahmen an die jeweiligen Bedingungen vor Ort sowie an die Bedarfe
und Merkmale ihrer Adressat:innen anzupassen. Das gelingt, wenn sie tiber eine
angemessene Ausstattung mit materiellen (finanzielle, riumliche und technische
Ausstattung) und immateriellen (Professionalitit, Handlungslegitimation) Res-
sourcen verfiigen. Zugleich bleiben die Projekte auf das Mittun der Zielgruppen
angewiesen, um vor allem intendierte Wirkungen zu erreichen.
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lll Prozesse und Projektumsetzung



7 Begriffs- und Konzeptentwicklung

Katrin Ehnert, Samah Al-Hashash, Ellen Schroeter und
Alexander Starck

7.1 Einleitung

Die Demokratieférderprogramme, die seit dem Jahr 1992 wiederholt von Bundes-
regierungen aufgelegt wurden, driickten in ihren Titeln und Begrifflichkeiten so-
wohl generelle gesellschaftliche Herausforderungen als auch Zeitdiagnosen aus.
Von ,Aggression und Gewalt“ und , Rechtsextremismus* iiber ,Vielfalt“ und , Tole-
ranz“bis hin zu ,, Demokratie leben!“ wandelten sich die Phinomenbeschreibun-
gen und Fokusse der Programme (vgl. dazu Kleist/Weiberg 2022). In der zwei-
ten Forderphase von ,, Demokratie leben!“ (2020-2024) wurden die Handlungsfel-
der Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismusprivention gefor-
dert, denen wiederum bestimmte Themenfelder zugeordnet sind.

Die in der Forderrichtlinie des Bundesprogramms beschriebene Zielstellung
gibt zugleich Hinweise auf die konzeptionelle Rahmung des Bundesprogramms,
das in die Leitbegriffe Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremis-
muspravention untergliedert ist. Diese Leitbegriffe strukturieren die Programm-
architektur und geben vor, auf welche Art und Weise die Handlungsfelder von den
Tragern bearbeitet werden sollen. Zugleich sind sie komplex und bewusst offen
gehalten fiir Spielrdume in ihrer Bearbeitung. Konzepte und Begriffe konnen so-
wohl als Ergebnisse als auch als Arenen gesellschaftlicher Diskurse und Aushand-
lungen betrachtet werden; so wundert es nicht, dass sowohl die jeweils neu auf-
gelegten Programme als auch bereits laufende Programme immer wieder Erwei-
terungen ihrer Themen- und Handlungsfelder! erfuhren (vgl. dazu Heinze et al.
2017). Das zeigt sich u.a. an Verinderungen und Aktualisierungen der zugrun-
deliegenden Begriffe und Konzepte (z. B. Linke Militanz vs. Linker Extremismus
oder Islam- und Muslimfeindlichkeit vs. Antimuslimischer Rassismus (vgl. da-
zu Abschnitte 7.4 und 7.5). Dies ist als Ergebnis politischer und gesellschaftlicher
Entwicklungen und Herausforderungen (vgl. dazu z. B. United Nations Human
Rights 2017; Nationaler Aktionsplan gegen Rassismus 2017) zu verstehen, stellt
aber gleichzeitig ein Resultat von Diskursen innerhalb und aufierhalb der Pro-

1  Die Erweiterungen fufdten im Jahr 2017 auf identifizierten thematischen Liicken, sodass neue
Themen- und Handlungsfelder im Handlungsbereich Bund aufgenommen wurden. Im aktuel-
len Forderzeitraum wurden die Kompetenznetzwerke um neue Triger erweitert bzw. Kompe-
tenzzentren zu Kompetenznetzwerken erweitert, um die Handlungsoptionen in den Themen-
feldern auszubauen.
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gramme dar, die als emergente und lernende Systeme dynamisch auf diese Dis-
kurse und Entwicklungen reagieren (vgl. Kap. 10).

Auf Basis dieser Uberlegungen wird in diesem Kapitel der Frage nachgegan-
gen, wie die zentralen Begrifflichkeiten Demokratieférderung (Abschnitt 7.3),
Vielfaltgestaltung (Abschnitt 7.4) und Extremismusprivention (Abschnitt 7.5)
innerhalb des Programmes verwendet und verhandelt werden. Dabei wird auch
betrachtet, in welche fachlichen Debatten sich die Begriffe einfiigen und wie
die im Bundesprogramm geférderten Projekte mit eventuell daraus folgenden
Dissonanzen umgehen. Zugleich sollen andere relevante Begriffe und Konzepte
innerhalb dieses Kapitels mitverhandelt werden und dahingehende Uberschnei-
dungen zwischen den Handlungsfeldern sichtbar gemacht werden. Im Folgenden
soll jedoch zunichst ein kurzer Uberblick iiber die historischen Entwicklungen
in den Handlungsfeldern gegeben werden, um die postulierten Verinderungen
nachzuzeichnen.

7.2 Begriffe und Konzepte der Bundesprogramme vor dem Jahr
2020

Demokratie zu erleben und zu férdern und dabei als zentralen Wert Vielfalt und
Toleranz zu festigen, spielte bereits in fritheren Bundesprogrammen wie , Enti-
mon®, Vielfalt tut gut“ oder ,Toleranz fordern — Kompetenz stirken® eine zentrale
Rolle. Der Begriff der Demokratieférderung fand jedoch erst mit der ersten For-
derperiode von , Demokratie leben!“ bzw. im Rahmen des Programmausbaus im
Jahr 2017 Einzug in einzelne Handlungsbereiche, zuvorderst in die der Modell-
projekte und in den Handlungsbereich Bund.?

Neu in der Forderperiode von 2020 bis 2024 sind der Begriff und das Hand-
lungsfeld Vielfaltgestaltung. Darin werden zentrale Herausforderungen in der
postmigrantischen Gesellschaft adressiert wie Teilhabe, Partizipation, Inklusion
und (Anti-)Diskriminierung. Dies baut auf den Vorgingerprogrammen auf, die
im Laufe der Zeit um eine breitere thematische Palette wie interkulturelles Ler-
nen, interreligiése Bildung und historische Aufklirung erginzt wurden. Doch
erstseit der Forderperiode von 2015 bis 2019 liegt ein verstarkter Fokus auf der Un-
terstiitzung von Personen, Gruppen und Gemeinschaften, die Diskriminierung,
Rassismus und andere Formen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit
(GMEF) erfahren.

2 Sowohl im Handlungsbereich Modellprojekte als auch im Handlungsbereich Bund wurde im
Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ (2020-2024) das Handlungsfeld Demokratieférderung
in die Programmarchitektur aufgenommen. Im Handlungsbereich Bund umfasst dieser drei
Themenfelder, im Handlungsbereich Modellprojekte zwei.
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Bis zum Jahr 2010 konzentrierten sich Bundesprogramme hauptsichlich
auf das Problem des Rechtsextremismus. Mit der ,Initiative Demokratie Stir-
ken“ (2011-2014) wurde erstmals sowohl Islamistischer Extremismus als auch
Linksextremismus breit praventiv adressiert. In der ersten Forderperiode von
,Demokratie leben!“ (2015-2019) wurde der Extremismusbegriff jedoch wieder
zuriickhaltender verwendet. Modellprojekte im entsprechenden Handlungsfeld
sollten Mafinahmen zur ,Radikalisierungsprivention“ umsetzen. In der zweiten
Forderperiode seit dem Jahr 2020 heif3t das Ziel aber wieder ,Extremismuspra-
vention“. Der Begriff des Linksextremismus tauchte (als , Linker Extremismus*)
erstmals seit , Initiative Demokratie Stirken“wieder in einem Bundesprogramm
auf, und Projekte zur phinomeniibergreifenden Extremismuspravention werden
zum ersten Mal in einem eigenen Themenfeld geférdert — flankiert von Forder-
grundsitzen, die diesen Begriff kaum inhaltdich fullen (vgl. Ziegler et al. 2021,
S. 14).

Sowohl bei den innerhalb des Programms agierenden Trigern als auch in der
Wahrnehmung der programmexternen Wissenschaft und Fachpraxis sind die
Leitbegriffe Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismuspriven-
tion nicht unumstritten — sei es, weil die Abgrenzung zu dhnlichen Konzepten
schwierig erscheint oder weil die zugrundeliegenden Konzepte und Annahmen
problematisiert werden. Diese Leitbegriffe werden nun jeweils in ihrer prakti-
schen Relevanz im Rahmen der zweiten Forderperiode von ,Demokratie leben!“
(2020—2024) analysiert.

7.3 Leitbegriff Demokratieforderung

Bis heute ist unter dem Begriff Demokratieférderung kein klar konturierbares
Praxisfeld oder gar eine Profession fassbar. Seit der Einfithrung des Begriffs durch
das BMFSF] prisentiert er sich als Dachbegriff fiir ganz unterschiedliche Aktivi-
titen in einem sehr heterogenen Arbeits- und Handlungsfeld, auf unterschied-
lichen féderalen Ebenen (vgl. Liders 2022) und damit auch mit unterschiedli-
chen Adressierten. Er prisentiert sich als mogliches Feld fiir Projekte, die ihre
Konzepte von (rein) (extremismus-)priventiven Ansitzen abgrenzen, mit Blick
auf die zweite Forderperiode auch von Ansitzen der Vielfaltgestaltung (vgl. ebd.).
Die Forderrichtlinien des BMFSF] geben einen Rahmen vor, in dem ein Bedarf
einer wehrhaften Demokratie attestiert wird, in der aktiv und gemeinschaftlich
eine starke Zivilgesellschaft fiir die Werte des Grundgesetzes und ein lebendiges,
vielfiltiges, demokratisches Zusammenleben eintritt (BMFSFJ 2019a, 2019b). Der
Beitrag von Demokratieforderung soll darin liegen, strukturelle und gesellschaft-
liche Veranderungsprozesse anzuregen, demokratische Teilhabe und zivilgesell-
schaftliche Konfliktregulierung zu steigern, um letztlich die Demokratie zu stir-
ken (BMFSF] 2019b, S. 801). Demokratieférdernde Ansitze und Methoden sollen
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demnach das Verstindnis fiir Demokratie, demokratische Bildungsprozesse und
den gesellschaftlichen Zusammenhalt stirken, den Aus- und Aufbau von Teilha-
begelegenheiten und -strukturen unterstiitzen, die Stirkung von Beteiligungs-
kompetenzen junger Menschen sowie die Stirkung demokratischer Beteiligung
und zivilgesellschaftlichen Engagements ermoglichen.

In den fachoffentlichen Debatten wird Demokratieférderung seit der Einfith-
rung kritisch betrachtet, zumeist in einem Zusammenspiel mit Extremismus-
pravention gesehen, was beispielsweise in Begriffen wie ,extremismuspraventive
Demokratieforderung“ (Widmaier 2022) miindet und zu zahlreichen Diskussio-
nen fithrte, die die Abgrenzung von Demokratieférderung zu politischer Bildung,
aber auch zu anderen Konzepten wie Demokratiebildung oder -pidagogik for-
dern (ausfithrlich vgl. z. B. Walter/ Ehnert 2023 sowie weitere Beitrage im Journal
fiir politische Bildung 2/2023 und 2/2019; Bohn 2021; Zschach 2023).

Demokratieforderung ist zum einen ein Leitbegriff fiir das Bundesprogramm
und dessen struktureller und thematischer Ausgestaltung an sich. Zeitgleich
pragt der Begriff und die durch das BMFSFJ in den Fordervorgaben gesetzten
Zieldimensionen fiir demokratieférdernde Mafinahmen die Arbeit der konkreten
Projekte, die in den einzelnen Handlungsbereichen des Bundesprogramms aktiv
sind.

7.3.1 Umgang der Trager mit den Vorgaben und zugrundeliegende
(padagogische) Ansatze

Der Begriff Demokratieférderung bzw. anschlussfihige Begriffe und Konzepte
spielen vorwiegend in den Handlungsbereichen Kommune und Bund sowie bei
Modellprojekten im Handlungsfeld Demokratieférderung eine Rolle.?> Dabei fin-
den Aushandlungsprozesse innerhalb der geférderten Strukturen und Projekte
in Bezug auf Abgrenzungen zu Begriffen wie politischer Bildung und Demokra-
tiebildung statt (wie sie auch im Fachdiskurs zu finden sind). Zudem kritisieren
einzelne Projekte den Forderbegriff aufgrund seines defizitiren Gehaltes, der
ihren explizit aufindividuellen und kollektiven Potenzialen ansetzenden padago-
gischen Ansitzen widerspricht (vgl. Ehnert et al. 2021, S. 41). Gleichzeitig sind
nur wenige der geforderten Triger neue Akteure in dem Arbeitsfeld und nutzen
daher bereits fiir sich etablierte Begriffe und damit verbundene (pidagogische)

3 Der Begriff Demokratieforderung wird weniger im Handlungsbereich Land sowie bei Modell-
projekten in den Handlungsfeldern Vielfaltgestaltung, Extremismuspravention und Strafvoll-
zug genutzt, auch, wenn in allen Befunden der wissenschaftlichen Begleitungen gemeinsa-
me Beziige und Handlungslogiken zu finden sind. Dies zeigt sich z. B. in demokratieférdern-
den Inhalten und partizipativen, Empowerment férdernden Formaten und Methoden (vgl. Fi-
glestahler/Schau 2021; Benedikt et al. 2023; Jakob/Jukschat/Herding 2023).
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Ansitze. Im Handlungsfeld Demokratieférderung verkniipfen die geforderten
Modellprojekte ihre piddagogische Arbeit hiufiger mit dem Rahmenkonzept
Demokratiebildung (31 Prozent),* gefolgt von Demokratieférderung, politischer
Bildung und Demokratiepidagogik mit jeweils 24 Prozent (vgl. Rehse/Hem-
mann 2023). Dieser Umgang zeigt sich auch im Handlungsbereich Bund: Zwei
der drei dem Handlungsfeld Demokratieférderung zugeordneten Kompetenz-
netzwerke bevorzugen im Titel ihres Netzwerkes den Begriff Demokratiebildung
(Kompetenznetzwerk Demokratiebildung im Kindesalter, Kompetenznetzwerk
Demokratiebildung im Jugendalter vs. Demokratieférderung in der beruflichen
Bildung).

Gleichzeitig reprasentiert das Konzept der (politischen) Partizipation (48 Pro-
zent, ebd.) die Projektarbeit vieler Modellprojekte und kann als Kern und Ziel ih-
rer vor allem pidagogischen Arbeit herausgestellt werden (vgl. Kap. 9). Die Mo-
dellprojekte zielen darauf ab, gesellschaftliche und politische Teilhabe von jungen
Menschen zu stirken, indem sie Kompetenzen an die Hand bekommen, um sich
in demokratischen Systemen bewegen und demokratische Aushandlungsprozes-
se aktiv (mit-)gestalten zu konnen (iiber die Aneignung von Wissen, Werten und
Handlungskompetenzen, iiber Prozesse der Selbststirkung und -ermichtigung).
Damit einher geht das Anliegen, das Interesse der jungen Menschen an gesell-
schaftlichen, demokratischen und politischen Themen zu wecken und fiir (demo-
kratisches) Engagement zu motivieren (vgl. Ehnert et al. 2021; Braun et al. 2024).
Herausgestellt werden kann eine strukturorientierte Perspektive, die die Erwach-
senen stirker in die Pflicht nimmt, die systemischen Umwelten der jungen Men-
schen demokratisch zu gestalten und fiir alle gestaltbar zu machen.

Blick in die Praxis: Prozessbegleitende Ma3nahmen als zentrale Strategie der Modell-
projekte, die in Bildungseinrichtungen arbeiteten

Der Schwerpunkt dieser Projekte lag auf prozessbegleitenden Angeboten fiir Fachkraf-
te und Teams der Einrichtungen (in Form von Beratung, Workshops). Ziel der Angebote
war es, flir mehr Demokratie in den Einrichtungen und einen partizipativeren, diskriminie-
rungsfreien Umgang mit den Kindern zu sensibilisieren, entsprechende Werte zu vermit-
teln und Handlungsweisen aufzuzeigen. Gleichzeitig zielen die Modellprojekte darauf ab,
Beteiligung und demokratieférdernde Themen in den Leitbildern und Einrichtungskon-
zepten zu verankern, auch im Rahmen einrichtungstibergreifender Angebote (z.B. Hort
und Schule). Teils wurden auch Angebote fiir Kinder (z. B. wochentliches Hortprojekt zu
demokratiefordernden Themen) mit diesen verzahnt entwickelt.

Auch die ,lokale Stirkung von Demokratie* in der Arbeit der Partnerschaften fir
Demokratie erfolgt auf individueller sowie struktureller Ebene. In ihren Ange-

4 Auswahlvon zwei Antwortmdglichkeiten. Weitere Rahmenkonzepte zur Wahl waren Demokra-
tielernen, Privention, Antidiskriminierungsarbeit.
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boten unterstiitzen sie demokratische Sozialisationsprozesse junger Menschen
(z.B. durch die ,Vermittlung von Grundlagen der Demokratie als Lebens- und
Regierungsform“ und die Stirkung individueller Partizipationsfihigkeiten), die
Entwicklung und den Ausbau lokaler Teilhabestrukturen sowie die Stirkung der
lokalen politischen Kultur (z. B. durch die Stirkung einer ,demokratischen Dis-
kussionskultur“) (Becker et al. 2022a, S. 38).

»,Demokratie aktiv mitgestalten“: Zum zugrundeliegenden Demokratiebegriff der gefor-
derten Projekte im Bundesprogramm

Den Forderrichtlinien und Projektkonzepten der geforderten Trager ist ein Demokratie-
begriff gemein, der normativ an der UN-Menschenrechtscharta und am Grundgesetz an-
setzt und die demokratischen Werte und Prinzipien der Vielfalt, des friedlichen Zusam-
menlebens und der Freiheit und Gleichberechtigung herausstellt (vgl. BMFSFJ 2019a,
2019b; Ehnert et al. 2021, S. 14/40). Demokratie selbst wird dabei als durch Subjekte
herstellbar und gestaltbar verstanden, welche ,in allen Lebensformen und gesellschaftli-
chen Zusammenhangen” etabliert, erlebt (und erlernt) werden miisse. Die Demokratie in
diesem Sinne lebe davon, dass sich ,jeder Mensch fiir die eigenen Rechte und Bedarfe,
aber auch gemeinsam zum Wohle der Gemeinschaft einbringt [und sie profitiere] zudem
von sichtbaren vielféltigen Perspektiven, einer spiirbaren Meinungsvielfalt, die in dialogi-
schen Prozessen ausgetauscht und ausgehandelt werden” (Ehnert et al. 2021, S. 40).

7.3.2 ,Demokratieférderung” zwischen Konzept und Praxis

Demokratieforderung wird durch die wissenschaftlichen Begleitungen der
Handlungsbereiche Kommune sowie der Modellprojekte im Handlungsfeld De-
mokratieférderung als ein mehrere Ebenen bzw. Dimensionen umfassendes
Konzept verstanden (vgl. Ehnert et al. 2021; Becker et al. 2022a, vgl. Abb. 7.1).

Abbildung 7.1: Konzeptionelle Ebenen von Demokratieforderung — Modell der wissen-
schaftlichen Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld Demokratieférderung

Demokratieférderung

Individuelle Kompetenz-/ Struktursicherung und

: ) Verfahrensentwicklun
Haltungsentwicklung -entwicklung &

Querschnittsaufgabe: Sensibilisierung und Empowerment

zur Herstellung/Stabilisierung einer demokratischen politischen Kultur

Quelle: Eigene Darstellung, vgl. Walter/Ehnert 2022, S. 8

Es beinhaltet (a) die Forderung individueller demokratischer Kompeten-
zen und Haltungen (junger) Menschen und aller an ihrer demokratischen und
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politischen Sozialisation beteiligten Akteure, (b) die Stirkung demokratischer
Verfahren und einer demokratischen Kultur durch das Erleben und aktive kollek-
tive Gestalten demokratischer Prozesse sowie (c) die Entwicklung, Ausweitung
sowie Sicherung demokratischer Beteiligungsstrukturen. Demokratieférdernde
Aktivititen verkniipfen demnach mehr Wissen iiber Menschen- und Kinder-
rechte, iber politische Institutionen, itber demokratische Werte, Prinzipien und
Verfahren und mehr Erfahrungen von Demokratie und realistischen demokra-
tischen Aushandlungsprozessen in sozialisierenden bzw. lokalen Umwelten.
Damit einher geht auch eine Aufklirung und Sensibilisierung fiir diskrimi-
nierende und antidemokratische Erscheinungsformen sowie ein Erlernen von
Umgangsweisen mit ihnen. Im Kontext kommunaler Demokratieforderung
spricht die wissenschaftliche Begleitung hierbei von der Abwehr antidemokrati-
scher Gefihrdungen, die auf allen drei Ebenen von Relevanz sind (vgl. Becker et
al. 2022a).

7.4 Leitbegriff Vielfaltgestaltung

Eine gesellschaftspolitische Diskussion iiber den Begrift Vielfaltgestaltung gibt
es kaum, da dieser eine neue, vom Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ kon-
struierte Bezeichnung fiir ein Handlungsfeld ist. Innerhalb des Programms
findet eine Auseinandersetzung mit der Wortbedeutung hauptsichlich bei den
Modellprojekten und Kompetenznetzwerken statt, die diesem Handlungsfeld
zugeordnet sind. Laut den Fordergrundsitzen ist das Ziel des Handlungsfelds
Vielfaltgestaltung in der Forderperiode von 2020 bis 2024, ,allen Menschen
ein diskriminierungsfreies Leben zu ermdéglichen (BMFSFJ 2020c¢). Hier wer-
den Projekte unterstiitzt, die das Verstindnis fiir Vielfalt und gegenseitigen
Respekt sowie die Anerkennung von Diversitit fordern. Die Entwicklung von
Mafnahmen, die ausgewihlte Formen Gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit (GMF) auch unter Beriicksichtigung von Mehrfachdiskriminierungen
adressieren, stehen dabei ebenso im Fokus wie die Férderung der Anerkennung
und Wertschitzung von Vielfalt in unserer Gesellschaft. Neben den Handlungs-
bereichen Extremismusprivention und Demokratieforderung erscheint das
Handlungsfeld Vielfaltgestaltung erstmalig in dieser Forderperiode, das mit
sechs untergeordneten Themenfeldern fir die Modellprojekte und sieben fiir
die Kompetenznetzwerke und - itber die Forderperiode schwankend — mit zeit-
gleich 68 bis 77 Modellprojekten das grofite Handlungsfeld darstellt. Gefordert
wurden Projekte in den Themenfeldern Antisemitismus, Antiziganismus, Islam-
und Muslimfeindlichkeit, Rassismus, Homosexuellen- und Trans*feindlichkeit
sowie darauf bezogene Formen der Diskriminierung. Dazu kommen Projek-
te zu ,Herausforderungen und Chancen der Einwanderungsgesellschaft“. In
der vorherigen Forderperiode (2015-2019) standen die Bereiche ,Phinomene
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Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und ,Zusammenleben in der Ein-
wanderungsgesellschaft“im Vordergrund. Ersterer umfasste alle in der aktuellen
Forderperiode vertretenen Themenfelder, bis auf das Themenfeld Queerfeind-
lichkeit, das erst seit dem Jahr 2020 als eigenes Themenfeld erscheint, sowie der
Themenbereich ,Zusammenleben in der Einwanderungsgesellschaft“, der in der
letzten Forderphase ein eigenstindiger Handlungsbereich war. Darunter fielen
Ansitze wie Empowerment zur gesellschaftlichen und politischen Teilhabe, Kon-
fliktbearbeitung, Vielfalt leben — Organisationen gestalten (vgl. Weiberg et al.
2023b, S. 12). Diese Ansitze und Ziele greift das aktuelle Bundesprogramm im
Handlungsfeld Vielfaltgestaltung wieder auf, verortet sie jedoch in den einzelnen
Themenfeldern. Schon in der Férderperiode von 2015 bis 2019 richteten sich Pro-
jekte speziell an Personen, Gruppen und Communitys, die Diskriminierung und
Rassismus bzw. spezifische Formen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit
erfahren haben. In den Ansitzen und Methoden der Modellprojekte ging es nicht
ausschlieflich um Pravention bzw. Sensibilisierung, sondern speziell auch um
Empowerment von Menschen mit Diskriminierungs- und Rassismuserfahrun-
gen. Seit dem Jahr 2020 werden diese Ansitze verstirkt aufgegriffen, erstmalig
auch Intersektionalitit. Vielfalt im Sinne von Diversitit, nicht zuletzt auch diver-
ser Erfahrungen, steht im Zentrum dieser Forderperiode. Das Bundesprogramm
zieltdaraufab, innerhalb der Mehrheitsgesellschaft ein Bewusstsein fiir verschie-
dene Herkiinfte, Communitys, Lebensentwiirfe und -einstellungen zu schaffen.
Diese sollen zudem sichtbar gemacht werden. Den einzelnen Gruppen sollen
gesellschaftliche Teilhabe und die Vertretung ihrer Interessen ermoglicht wer-
den, ohne dabei Diskriminierung erfahren zu miissen. Das Programm arbeitet
dafiir verstirkt mit dem Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit,
welches zunichst von einer Ablehnung von (Minderheiten-)Gruppen ausgeht.
Potenziell diskriminierende Personen sollen so sensibilisiert werden, dass Vor-
urteile, Ablehnung und ,Verinderung* abgebaut werden und Verstindnis fiir die
Vielfiltigkeit der Gesellschaft gewihrleistet wird. Vielfalt im Sinne von Diversitit
soll insofern gestaltet werden, als durch Bildungsangebote Vorurteile abgebaut
werden, um ein vielfiltiges Miteinander zu ermdglichen (vgl. ebd.).

7.4.1 Umgang der Trager mit Begriffen und zugrundeliegende
(padagogische) Ansatze

Die Modellprojekte im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung fokussieren in ihrer Kon-
zeption und in ihren pidagogischen Ansitzen auf einzelne Diskriminierungsfor-
men entlang der genannten sechs Themenfelder in Form von Bildungsformaten
zu Sensibilisierung und Empowerment. Dabei beschrinken sich die Modellpro-
jekte jedoch nicht nur auf Theorien der Gruppenbezogenen Menschenfeindlich-
keit. Vielmehr setzen sie sich in ihrer Konzeption auch mit Ansitzen der Rassis-
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muskritik und des Postkolonialismus sowie mit kritischen Gender- und Queer-
theorien und Intersektionalitit auseinander und beziehen somit auch die struk-
turelle Ebene von Diskriminierung mit ein (vgl. Abb. 7.2).

Abbildung 7.2: Anteile der theoretischen Konzepte von Diskriminierung (N=68)

Intersektionalitit NG 65%
Rassismuskritik NI 62%

T DD e 6%
Menschenfeindlichkeit 0

Aus der Praxis abgeleitetes D 53

Diskrimierungsverstindnis

Sozialpsychologisch [N 19%
Sonstiges [ 16%
Keine Angabe W 3%

Kein spezifisches Konzept | 1%

Anmerkung: Mehrfachnennungen méglich

Sonstiges: z. B. Antisemitismus, kritische Theorie, Konzept der Erinnerungskultur, Kontakthypothese
Quelle: Eigene Darstellung der Fachgruppe Demokratieforderung und demokratische Praxis (Survey
2021)

Im Themenfeld Antisemitismus verwenden die Modellprojekte den in den
Fordergrundsitzen aufgefithrten Begriff Antisemitismus, implizieren damit
jedoch nicht nur ein gesamtgesellschaftliches Phinomen, sondern verwenden
auch den an die Rassismuskritik angelehnten Begriff der Antisemitismuskritik
und beziehen damit die strukturelle Ebene von Antisemitismus mit ein. Auch
die intersektionale Ebene von Diskriminierung wird von einzelnen Projekten
in ihrer Adressierung der Zielgruppe mitgedacht, wie z. B. das Jiidischsein ver-
bunden mit Fluchterfahrung und Armut. Modellprojekte aus dem Themenfeld
Islam- und Muslimfeindlichkeit bewegen sich in einem Spannungsfeld. Einige
Modellprojekte verwenden den Begriff in ihrer Konzeption und Umsetzung,
andere wiederum betrachten auch die strukturelle und institutionelle Ebene und
sprechen daher eher von antimuslimischem Rassismus. Die Bezeichnung Homo-
sexuellen- und Trans*feindlichkeit findet sich in der Verwendung durch die dem
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Themenfeld zugeordneten Modellprojekte wieder. Dennoch werden verstirkt die
Bezeichnungen Queerfeindlichkeit oder LGBTQI*-Feindlichkeit verwendet.

Modellprojekte zielen in ihren Bildungsangeboten auf den Abbau von Vor-
urteilen der Mehrheitsgesellschaft und deren Sensibilisierung ab. Besonders im
lindlichen Raum ist es ihnen ein Anliegen, durch niedrigschwellige Bildungsan-
gebote, Ausstellungen, Veranstaltungen und Publikationen auf eine bestimmte
Gruppe von , Betroffenen“ und deren Bediirfnisse aufmerksam zu machen. Aller-
dings reicht diese Idee von Diversitit den Modellprojekten nicht aus: Sie sind sich
in ihrer Konzeption des Projekts dariiber bewusst, dass Diversitit und Diversi-
titsorientierung nicht nur einer individuellen und gruppenbezogenen, sondern
auch einer strukturellen Verinderung bedarf, wie es z.B. in dem Konzept der
diskriminierungskritischen und diversititssensiblen Organisationsentwicklung
enthalten ist, das ein Trager aus dem Themenfeld Chancen und Herausforderun-
gen der Einwanderungsgesellschaft entwickelt hat. Mit Blick auf Empowerment
fliefRt das Konzept der Rassismuskritik und der Verteilung von Privilegien in die
Konzeption der Modellprojekte mit ein — auch wenn ein grofRer Teil der Modell-
projekte sich in ihrer Umsetzung hauptsichlich mit Bildungsangeboten an die
Zivilgesellschaft und Regelstrukturen richtet, dennoch mit dem Ziel, langfristig
auch strukturelle Verinderungen zu bewirken.

Blick in die Praxis: Diversitatsorientierte Organisationsentwicklung

Das Konzept der diversitatsorientierten Organisationsentwicklung hat zum Ziel, gesell-
schaftliche Vielfalt, verschiedene Lebensweisen und -entwiirfe in Organisationen und
(staatlichen) Institutionen abzubilden. Damit sollen bestehende gesellschaftliche Macht-
strukturen aufgebrochen und veréandert werden. Minderheitengruppen sollen auch in Fiih-
rungs- und Entscheidungspositionen reprasentiert werden. Das Konzept wurde u. a. von
den Regionalen Arbeitsstellen fiir Bildung, Integration und Demokratie (RAA) entwickelt,
die als Trager im Kompetenznetzwerk ,Diversitat und Antidiskriminierung” vertreten sind,
und auch innerhalb des Bundesprogramms von einzelnen Projekten erfolgreich umge-
setzt (z.B. im Innovationsfond-Projekt zur ,Diversitatsorientierten und rassismuskriti-
schen Organisationsentwicklung®).

Die Schaffung von Strukturen, wie es das Bundesprogramm formuliert, liegt
mehr in der Zustindigkeit der Kompetenznetzwerke. Demnach gibt es innerhalb
der Kompetenznetzwerke Auseinandersetzungen mit den Begrifflichkeiten,
die im kommenden Bundesprogramm aufgegriffen werden: Das Kompetenz-
netzwerk Islam- und Muslimfeindlichkeit hat in dieser Forderphase auch die
strukturelle Ebene adressiert und von antimuslimischem Rassismus gesprochen,
der vielmehr ein gesellschaftliches Phinomen als eine individuelle Einstellung
bezeichnet. Innerhalb des Kompetenznetzwerks Diversitit und Antidiskrimi-
nierung wurde von einem der Triger ein Konzept der diversititsorientierten
Organisationsentwicklung entwickelt, das zwischen einer performativen und
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nichtperformativen Diversitit unterscheidet. Das Kompetenznetzwerk , Zusam-
menleben in der Einwanderungsgesellschaft“ hat sich umbenannt in ,Zusam-
menleben in der Migrationsgesellschaft und impliziert damit auch eine andere
Gesellschaftskonzeption bzw. eine andere Idee von Gesellschaft und Teilhabe.
Diese Auseinandersetzungen spiegeln sich in der begrifflichen Weiterentwick-
lung einzelner Themenfelder wider.

7.5 Leitbegriff Extremismuspravention

Seit Langem gibt es anhaltende gesellschaftliche Debatten und 6ffentliche Dis-
kussionen iiber die Begriffe ,Extremismus* und , Pravention‘. Diese werden oft
kritisiert, da sie mit einer sogenannten Extremismustheorie (nach Backes und
Jesse, grundlegend Backes/Jesse 1983) in Verbindung gebracht werden, der vorge-
worfen wird, duflerst unterschiedliche Phinomene normativ gleichzusetzen und
dabei die antidemokratische Gefihrdung der gesellschaftlichen Mitte nicht abzu-
bilden (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 91f.). Eine Pravention steht in 6ffentlichen De-
batten mehr fur die Abwehr von Abweichung und fiir soziale Kontrolle als fir so-
zialpidagogische Werte wie Bildung, Hilfe oder Emanzipation (vgl. Jakob et al.
2022, S. 781.,2023, S. 69).

Auch die ,Unterbegriffe®, die einzelne Phinomene als Varianten des Extre-
mismus abbilden sollen, werden in der Offentlichkeit debattiert (vgl. ausfiihrlich
Ziegler et al. 2021, S. 11ff.): Am Begriff des Rechtsextremismus wird dessen
ordnungspolitische Rahmung im Kontext der Begriffseinfihrung durch Sicher-
heitsbehorden beanstandet. Dennoch wird der Begriff seit den 1990er Jahren
in der Praxis und Wissenschaft meist verwendet. Kritisiert wird, dass durch
den Rechtsextremismusbegriff meist gewalttitige, jugendliche Minner eines
bestimmten Milieus in den Blick geraten wiirden, und weniger breitere bzw.
gesamtgesellschaftliche Denk- und Verhaltensweisen analysiert werden (vgl.
ebd.). Der Begrift des Islamistischen Extremismus wird aufgrund seiner seman-
tischen Nahe zum Wort Islam kritisiert, da diese Ndhe einen Zusammenhang mit
Religion und theologischer Auseinandersetzung suggeriere, der in der Realitit
nicht gegeben sei und zu einer Stigmatisierung von Zielgruppen fiihre (vgl. ebd.,
S. 12f.). Der relativ neue Begriff der phinomeniibergreifenden Pravention ist — so
die Kritik - in der Offentlichkeit und Praxis teilweise kaum akzeptiert und in der
Forschung bislang schlicht wenig bestimmt. Der Begriff des Linksextremismus
wird in Offentlichkeit und Wissenschaft grundsitzlich kritisiert, da er aufgrund
der Vielzahl von Phinomenen und Positionen, die er abbilden soll, als unbrauch-
bar angesehen wird und sich nicht als Gegenpart zum Rechtsextremismus eigne
(vgl. Treskow/Baier 2020, S. 38).
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7.5.1 Linksextremismus als kontroverser Begriff

Die Vielzahl an Perspektiven auf die Auerung linker oder links-affiner Orientie-
rungen und die Kritik an der implizit im Extremismusbegrift mitschwingenden
sogenannten Hufeisentheorie fithrte dazu, dass das Kompetenzzentrum im
Handlungsbereich Bund den Begrift , Linke Militanz“ verwendet. Die Bundes-
fachstelle Linke Militanz positioniert sich hierzu folgendermafien: , Der von uns
praferierte Begriff der linken Militanz stellt eine Abgrenzung zum vor allem si-
cherheitsbehordlich geprigten Begriff des (Links-)Extremismus dar. Der Begriff
der Militanz hat den Vorzug, dass er weniger stigmatisiert, zumal es sich auch
um eine viel diskutierte Selbstbeschreibung handelt, gleichzeitig ist der Begriff
aber offen fiir die Problematisierung von Gewalt (vgl. Bundesfachstelle Linke
Militanz o.].).

7.5.2 Umgang der Trager mit den Vorgaben und zugrundeliegende
(padagogische) Ansatze

In der Programmstrukeur sind die genannten Begriffe am deutlichsten bei den
Modellprojekten im Handlungsfeld Extremismusprivention sowie im Hand-
lungsfeld Extremismuspravention der Kompetenznetzwerke und -zentren sicht-
bar, die in den Themenfeldern Rechtsextremismus, Islamistischer Extremismus,
Linker Extremismus sowie Hass im Netz geférdert werden. Die Kritik an den
Begrifflichkeiten wirkt sich auf die Arbeitspraxis der geférderten Projekte aus.
Einzelne Modellprojekttriger im Handlungsfeld Extremismusprivention be-
richten, dass ihre Handlungsziele und -motive von Kooperationspartner:innen
und Zielgruppen infrage gestellt und ihre Arbeit in eine inhaltliche Nihe zu der
von Sicherheitsbehérden geriickt werde, was wiederum negative Auswirkungen
auf ihre Vernetzung und den Transfer von Wissen und Erfahrungen habe (vgl.
Ziegler et al. 2021, S. 10). Die Modellprojekte positionieren sich zu den Begriffen
Extremismus und Privention entweder (1) affirmativ irritierend, (2) pragmatisch
erklarend oder (3) ablehnend konkretisierend (vgl. Benedikt et al. 2023). Projekt-
mitarbeitende des ersten Typs beziehen sich positiv auf das Extremismuskonzept
und den Praventionsbegriff und arbeiten mit den Irritationen der Zielgruppen.
Die Mitarbeitenden der beiden letztgenannten Typen lehnen das Extremis-
muskonzept dagegen ab, dies gilt insbesondere fiir die Mitarbeitenden des am
hiufigsten vorkommenden dritten Projekttyps. Pragmatisch erklirende Triger
nutzen den Begriff Extremismus instrumentell und kontextabhingig, etwa im
Kontakt mit Vertreter:innen aus Politik oder Sicherheitsbehérden, ordnen ihn
aber in ihrer Projektpraxis kritisch ein (vgl. ebd., S. 21). Sie verwenden ebenfalls
den Begriff Islamistischer Extremismus und teilweise Linker Extremismus in
dhnlicher Weise pragmatisch (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 14 ff.).
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Trager von Modellprojekten im Themenfeld Privention und Deradikalisie-
rung in Strafvollzug und Bewihrungshilfe vermeiden aus Stigmatisierungs- und
Zugangsgriinden mitunter Begriffe wie Pravention, Extremismus oder Dera-
dikalisierung (vgl. Jakob et al. 2023, S. 70), eignen sich jedoch sicherheits- und
ordnungspolitische Konzepte an und iibersetzen sie in padagogisch bearbeitba-
re Probleme (vgl. Jakob et al. 2022, S. 78ff.). Auch im Handlungsbereich Bund
setzen sich manche Triger kritisch mit dem Begriff Extremismusprivention
auseinander und tauschen sich dazu mit Modellprojekten aus (u. a. 2023 in einer
,AG Extrem"). Ebenso berichtet die wissenschaftliche Begleitung des Handlungs-
bereichs Land von einer Kritik der Triger der Beratungsstrukturen an Begriffen
wie Extremismus, Rechtsextremismus und Islamistischer Extremismus (vgl.
Schau/Figlestahler 2022). Ein Beleg hierfiir ist etwa die Stellungnahme zum
Demokratiefordergesetz des VBRG (Dachverband fiir die Betroffenen- und Op-
ferberatung), in der gefordert wird, den Extremismusbegriff aus dem Dokument
zu streichen und durch eine Konkretisierung von Phinomenbezeichnungen zu
ersetzen (vgl. Kusche 2023).

Doch nicht nur fir die Triger selbst sind diese Begriffe schwierig. Die wis-
senschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismus-
pravention stellt fest, dass aufgrund der divergenten Ziele und Strategien der Pro-
jekte, die unter dem Dach der Extremismuspravention gefordert werden, ein the-
menfeldiibergreifender Vergleich von Wirktypen nur einen geringen analytischen
Mehrwert erzeuge (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 10).

Einige Modellprojekttriager versuchen, begriffliche Alternativen zu etablieren
(vgl. Ziegler et al. 2021, S. 12 ff.): Statt Rechtsextremismus sei es im Feld relevan-
ter, von einer rechtsextremen oder extrem rechten Gefihrdung oder Orientierung
zu sprechen und generell, um die (zumindest grammatikalische) Abgrenzung
zu einem Extremismuskonzept deutlich zu machen, den Begriff der extremen
Rechten zu verwenden. Um den Begriff Islamistischer Extremismus zu vermei-
den, wird teilweise der Terminus religios begriindeter Extremismus verwendet,
der aber wiederum kritisiert wird, weil er auf alle Religionen angewandt werden
kénnte. Alternativ werden die tatsichlichen Inhalte der Einstellungsmuster in
Begriffen wie Neosalafismus beschrieben. Im Themenfeld der phinomeniiber-
greifenden Privention wird diskutiert, demokratie- oder menschenfeindliche
Einstellungsmuster zu fokussieren und hierzu Konzepte zu nutzen, die in der
Forschung geldufig sind (z. B. Konzepte der Ungleichwertigkeitsideologien, der
pauschalisierenden Ablehnungskonstruktionen oder der Gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit). Zum Begriff Linker Extremismus wird von manchen
Tragern alternativ der Begriff Linke Militanz verwendet, von anderen Trigern
wird allerdings auch dieser Begriff gemieden.

Die Kritik und Debatten iiber die Begriffe im Bereich der Extremismuspri-
vention sind in der Offentlichkeit, Trigerlandschaft und Wissenschaft zahlreich
und anhaltend. Die Auswirkungen dieser Debatten auf die konkrete Projektarbeit
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lassen sich nicht immer klar bestimmen. Aber die Diskussionen zeigen, dass ein
flexibler Umgang mit neuen Begriffen und die Vermeidung veralteter Konzepte
in Bundesprogrammen wie , Demokratie leben!“ fiir den Anschluss an die wissen-
schaftlichen Diskurse und die Akzeptanz seitens der Fachpraxis erforderlich sind.

7.6 Fazit

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Leitbegriffe des Bundesprogramms Demo-
kratieforderung, Vielfaltgestaltung und Extremismusprivention sowohl im ge-
sellschaftlichen als auch im fachlichen Diskurs durch programmexterne Akteu-
re und durch die geférderten Triger eine kritische Auseinandersetzung erfahren.
Die Auseinandersetzung mit den Konzepten Demokratieférderung und Vielfalt-
gestaltung findet vor allem in den Handlungsbereichen Bund, Kommune sowie
in den Modellprojekten statt, itber das Konzept Extremismusprivention wird zu-
satzlich im Handlungsbereich Land diskutiert.

Werden die Diskurse und Debatten in den Handlungsfeldern Vielfaltgestal-
tung und Demokratieférderung genauer betrachtet, kann die zugrundeliegende
Kritik auf einen Paradigmenwechsel weg von individueller Sensibilisierung,
Handlungsermachtigung und damit Eigenverantwortung hin zu einer verstirk-
ten Forderung nach gesamtgesellschaftlicher Verantwortung und Einbettung
der Phinomene in strukturelle statt individueller Beziige zuriickgefithrt werden.
Das betrifft beispielsweise die Stirkung politischer Teilhabestrukturen und po-
litischer Kultur im Handlungsfeld Demokratieférderung oder den vermehrten
Bezug auf rassismuskritische Perspektiven im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung.
Im Handlungsfeld Extremismuspravention wird kritisiert, dass der Begriff die
Auseinandersetzung mit extremistischen Randphinomenen suggeriere, die
gesellschaftliche Mitte aber aus den Augen verliere.

Die Triger der im Bundesprogramm gefoérderten Projekte besitzen zu einem
grofen Teil eine langjihrige Expertise in der Arbeit in den jeweiligen Handlungs-
feldern und fiillen die eher offen gefassten Leitbegriffe Demokratieférderung,
Vielfaltgestaltung und Extremismuspravention mit einer Vielzahl von Konzep-
ten, Methoden und Ansitzen, die schwer systematisch zu erfassen sind. Der
kritischen Auseinandersetzung mit den Themen und Begriffen des Bundespro-
grammes liegt zugleich eine professionelle und am Gelingen der Programmarbeit
orientierte Arbeitsweise zugrunde. Alle Projekte in den drei Handlungsfeldern
verfolgen in ihrer Arbeit die pidagogischen Prinzipien Anerkennung, Reflexivitit
und Diversitit.

Im Hinblick auf die historische Genese der Programmférderung, kann kon-
statiert werden, dass politische, gesellschaftliche und fachliche Debatten Eingang
in die Bundesprogramme finden, was an der Programmarchitektur und der in-
haltlichen Ausgestaltung der geforderten Mafinahmen ablesbar ist. Die Program-
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me konnen als lernend und dynamisch beschrieben werden. Dies zeigte sich wih-
rend der Programmlaufzeit, indem neue Themenfelder hinzugefiigt, neue Projek-
te geférdert und Kompetenznetzwerke erweitert wurden. Damit kann das Bun-
desprogramm als ein lernendes Programm beschrieben werden. Dies und der Ge-
staltungsspielraum der Projekte innerhalb der begrifflichen Rahmung bilden gute
Voraussetzungen, um innerhalb des Programms auf neue gesellschaftliche Her-
ausforderungen zu reagieren.

Die Dynamik von ,, Demokratie leben!“ldsst sich auch an der inhaltlichen Aus-
gestaltung der kommenden Forderperiode von , Demokratie leben!“ab 2025 nach-
vollziehen. Der Dreiklang der Handlungsfelder Demokratieforderung, Vielfaltge-
staltung und Extremismus wird beibehalten, wobei nach wie vor Themenfelder
aus den Vorgingerprogrammen Eingang finden, aber auch neue Phinomenberei-
che wie beispielsweise , Intersektionalitit und Mehrfachdiskriminierung® sowie
,Digitale Teilhabe und Kompetenzen“aufgegriffen werden. Nach wie vor wird Be-
zug auf Phinomene Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit genommen, aber
auch strukturbezogene Perspektiven spielen eine Rolle. Wie oben beschrieben, ist
es sinnvoll, dass die Themenfelder bzw. die in ihnen angelegten Konzepte eine
Rahmung vorgeben, die Begrifflichkeiten jedoch so interpretationsoffen angelegt
sind, dass noch nicht absehbare, zukiinftige Herausforderungen adressiert wer-
denkonnen. Sokénnen innerhalb der Konzepte und unter den Begriffen des Bun-
desprogramms auch von Projekten neu identifizierte Problemlagen sowie aktuel-
le fachliche und gesellschaftliche Herausforderungen aufgegriffen und bearbeitet
werden.
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8 Digitalisierung im Bundesprogramm

Tobias Johann, Andrea Prytula und Lucas Schucht

8.1 Einleitung

Neue digitale Kommunikationsformen und -medien verindern unsere Kultur,
Identitit, unseren Alltag und unser gesellschaftliches Zusammenleben. Im Zuge
dieser Entwicklung entstehen kontinuierlich neue digitale Riume, in denen
Menschen miteinander interagieren, Inhalte erstellen, konsumieren, verbreiten
und bewerten und in denen auch padagogische Arbeit moglich ist (vgl. Langer/
Hemmann/Sammet 2021, S. 137f.; Pietrafd et al. 2018, S. 12).

Die Digitalisierung priagt mafdgeblich die Rahmenbedingungen der zweiten
Forderperiode des Bundesprogramms , Demokratie leben!“. Die Projekte stehen
seit Forderbeginn in allen Handlungsbereichen vor der Herausforderung, digita-
le Medien, Phinomene und Riume in ihre Angebote einzubeziehen.! Der Stel-
lenwert digitaler Angebote im Bundesprogramm ist auch aufgrund der Covid-19-
Pandemie stark gestiegen (vgl. Kap. 1). Wahrend digitale Angebote zu Beginn die-
ser Forderperiode nur fiir 9,5 Prozent der befragten Projekte einen wesentlichen
Bestandteil ihrer Arbeit ausmachten, ist dies Ende 2023 bei knapp 44 Prozent der
Fall.? Im Zuge dieses , Digitalisierungsschubs* wurden bis Ende 2023 bei 72 Pro-
zent der Projekte auch die trigerinterne Kommunikation sowie Prozesse der Zu-
sammenarbeit digitalisiert (vgl. Kolke /Wilken/Zierold 2024, n=352).

Viele der im Bundesprogramm entwickelten Angebote konnten auf digitale
Settings tibertragen werden. Manche davon dienten als Notlésung aufgrund pan-
demiebedingter Kontaktbeschrinkungen. Allerdings erweiterte sich mit der Di-
gitalisierung der Spielraum fiir die Entwicklung neuer innovativer Konzepte. Die-
se finden auch nach Ende der Eindimmungsmafinahmen Anwendung und verin-
dern die Praxis der Demokratieforderung, Extremismuspravention und Vielfalt-
gestaltung nachhaltig. Insbesondere pidagogische Arbeit ist in digitalen Riumen
voraussetzungsreich und erfordert ein stindiges Hinterfragen und Anpassen ver-
wendeter Konzepte, Methoden, Materialien und Tools. Dazu treten im Internet

1  AuchanderProgrammevaluation und wissenschaftlichen Begleitung ging der Digitalisierungs-
schub nicht spurlos voriiber. Im Evaluationsverbund wurden neue Erhebungsmethoden wie
videogestiitzte Interviews, Online-Ethnografien oder digitale Wirkungsmodellierungen ange-
wandt. Diese Entwicklung erfordert eine fortwihrende Auseinandersetzung mit Potenzialen
und Grenzen digitalgestiitzter Evaluationsdesigns.

2 Hier und im Folgenden werden zur vereinfachten Darstellung der Ergebnisse der Online-Be-
fragung der Gesamtevaluation (GE) jeweils die Befunde der Antwortkategorien ,trifft zu“ und
Ltrifft eher zu“ der fiinfstufigen Likert-Skala zusammengefasst.
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und in sozialen Medien immer wieder neue demokratiegefihrdende Phinomene
auf, welche das Bundesprogramm in seinen Angeboten als Gegenstand aufgreift.

Dieses Kapitel fragt nach den Auswirkungen der digitalen Transformation auf
den Gegenstandsbereich und die digitalen Praxisangebote innerhalb des Bundes-
programms. Im Zentrum steht die Frage, wie , Demokratie leben!“in seiner zwei-
ten Forderperiode auf die fortschreitende Digitalisierung aller Gesellschaftsbe-
reiche reagiert und welche Innovationspotenziale dabei von den geférderten Pro-
grammakteuren freigesetzt werden. Wir unterscheiden zwischen thematischer
und methodisch-didaktischer Innovation (vgl. Kap. 4) sowie der Erprobung neuer
Wege der ZugangserschliefSung zu den Zielgruppen (vgl. Kap. 2). Auf Basis empi-
rischer Daten aus dem Evaluationsverbund wird im Folgenden dargestellt, welche
(neuen) digitalen Phinomene und Themen in den Handlungsbereichen bearbei-
tet und welche (neuen) digitalen Methoden und Formate entwickelt werden (Ab-
schnitt 8.2). Abschliefdend (Abschnitt 8.3) wird auf Grundlage empirischer Ana-
lysen diskutiert, welche iibergreifenden Potenziale und Herausforderungen die
Digitalisierung fir das Bundesprogramm mit sich bringt und welche Umgangs-
strategien von den Programmakteuren gefunden wurden.

8.2 Digitalisierung in der Programmpraxis — Themen und
Konzepte

8.2.1 Digitale Themen und Phanomene im Bundesprogramm

Im Bundesprogramm bearbeiten Projekte in nahezu allen Handlungsbereichen
Themen und Phinomene, die durch die digitale Transformation der Gesellschaft
angeregt oder beeinflusst werden. Insbesondere in den Handlungsfeldern des
Modellprojektbereichs sowie der Kompetenzzentren und -netzwerke werden
dabei bereits seit Beginn der Forderperiode digitale Themen und Phinomene
bearbeitet, und deren Stellenwert ist sukzessive gestiegen. So ist das 2020 gestar-
tete, von einer Organisation koordinierte Kompetenzzentrum ,Hass im Netz“
mittlerweile um vier weitere Triger zu einem Kompetenznetzwerk angewachsen,
das den komplexen Gegenstand mit umfassender digitaler Expertise bearbeitet
(vgl. Heinze et al. 2023, S. 34f.). Im Zuge der Covid-19-Pandemie und der zwangs-
liufigen Transformation vieler analoger Programmangebote in digitale Settings
hat auch eine inhaltliche Auseinandersetzung mit (neuen) digitalen Themen und
Phinomenen im gesamten Bundesprogramm an Bedeutung gewonnen (vgl. Jiitz
etal. 2023, S. 63f1.).

Dabei lassen sich ganz unterschiedliche thematische Schwerpunkte feststel-
len, mit denen sich die geforderten Projekte den neuen Herausforderungen der
Digitalisierung widmen. Fiir das Handlungsfeld der , Demokratieférderung* sind
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das etwa (1) die Bearbeitung dezidiert demokratiegefihrdender Phinomenein ih-
ren digitalen Erscheinungsformen, (2) die Auseinandersetzung mit demokratie-
stirkenden Potenzialen der Digitalisierung sowie (3) die Thematisierung digitaler
Lebenswelten junger Menschen in der pidagogischen Praxis (vgl. Johann/Zim-
mermann 2023, S. 167 ff.). Im Bundesprogramm insgesamt itberwiegen dagegen
padagogisch-praventiv ausgerichtete Angebote, in denen sich die Projekte vor al-
lem der Auseinandersetzung mit Diskriminierung und Hass im Netz sowie dem
Agieren extrem rechter, demokratie- und menschenfeindlicher Akteure im In-
ternet widmen. Auch Angebote zur Aufklirung und pidagogischen Bearbeitung
von Verschworungsmythen im digitalen Raum nehmen handlungsfeldiibergrei-
fend eine bedeutsame Rolle im Bundesprogramm ein. Vor allem Modellprojekte in
den Handlungs- bzw. Themenfeldern Demokratieforderung und phinomeniiber-
greifende Privention sowie im Innovationsfonds widmen sich mit Angeboten zur
Starkung kritischer Digital- und Medienkompetenz dem Umgang mit Online-
Phinomenen wie Fake News bzw. Desinformation (vgl. Braun et al. 2024, S. 23 ff.).
In dem Handlungsfeld Demokratieférderung finden sich auflerdem Projektan-
gebote mit chancen- bzw. ressourcenorientierter Perspektive auf Phinomene im
Kontext der Digitalisierung, die partizipationsbezogene Potenziale digitaler Riu-
me oder Themen wie Kinderrechte im Internet und digitale Ungleichheit in den
Mittelpunkt ihrer Projektarbeit stellen. Auch digitale Lebenswelten und Identi-
tatsbildungsprozesse junger Menschen werden bei verschiedenen Programmak-
teuren zur Herstellung des Zielgruppenzugangs beriicksichtigt, z. B. durch Be-
zugnahme auf Online-Gaming oder digitale Jugendkulturen (Ziegler et al. 2021,
S. 14f).

8.2.2 Digitale Arbeitsansatze, Methoden und Tools im Bundesprogramm

Neben der Bearbeitung von neuen digitalen Themen und Phinomenen entwi-
ckelt, erprobt und adaptiert iiber die Hilfte (57,7 Prozent, n=350) der befragten
Projekte in allen Programmbereichen neue pidagogische Ansitze, Methoden und
Tools fiir die pidagogische und beratende Arbeit in digitalen Riumen (vgl. Kolke/
Wilken/Zierold 2024). Einige der Programmakteure, vor allem im Handlungs-
bereich der Modellprojekte, verfolgen dabei bereits zu Beginn der Forderphase
digitale Arbeitsansitze wie die Erprobung digitaler Zielgruppenzuginge (vgl.
Kap. 2) oder die Entwicklung von innovativen digitalgestiitzten Methoden fir die
Bildungspraxis, z. B. mittels Augmented- oder Virtual-Reality-Tools.

Mit den Einschrankungen der Covid-19-Pandemie erfasste der Digitalisie-
rungsschub simtliche Handlungsbereiche des Bundesprogramms. Ob beim
Kontaktaufbau und der Arbeit mit Adressat:innen von Beratungsangeboten,
bei Fachtagen, Workshops und Fortbildungsangeboten fir Fachkrifte oder bei
padagogischen Praxisangeboten fiir junge Menschen — fur das Gros der ge-
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planten Angebote wurden innerhalb kurzer Zeit Adaptionen fir den digitalen
Raum entwickelt und erprobt (vgl. Jittz et al. 2023, S. 63 f.). Fiir manche Projekte
stellen diese Adaptionen eher temporire ,Notlosungen im Umgang mit dem
pandemischen Ausnahmezustand dar, fir andere bieten sie wiederum gute
Gelegenheiten, um digitale Erprobungserfahrungen dauerhaft in die Arbeit der
Trager zu implementieren. In pidagogischen Kontexten stellen die Aufbereitung
und Ubertragung von erfolgreich erprobten analogen Praxisangeboten in Online-
Settings aufgrund unterschiedlicher Interaktionslogiken und eines erschwerten
Beziehungsaufbaus im digitalen Raum jedoch mitunter eine Herausforderung
dar (vgl. Abschnitt 8.3.1). Auch in manchen nichtpidagogischen Arbeitskon-
texten des Bundesprogramms wie der Zusammenarbeit von Zivilgesellschaft
und Kommunalverwaltung wird der ausschliefliche Einsatz digitaler Kommu-
nikationsformate kritisch beurteilt und die persénliche Kommunikation als
unerlisslich eingeschitzt (vgl. Winter et al. 2022, S. 4). Im Themenfeld Priventi-
on und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewdhrungshilfe ist die Erprobung
digitaler Formate aufgrund der wenig entwickelten digitalen Infrastruktur in
den relevanten Einrichtungen nur sehr begrenzt moglich (vgl. Jakob et al. 2022,
S. 12).

Praxisbeispiel ,Serious Games”

In Serious Games werden padagogische Inhalte fiir meist junge Zielgruppen in Form ei-
nes Video-, Handy- oder Browserspiels aufbereitet. Spielmechanik und Rahmenhandlung
unterstiitzen die lebensweltnahe Vermittlung gesellschaftlich relevanter Themen und die
spielerische Auseinandersetzung mit diesen. Dabei steht nicht die kognitive Vermittlung
von Inhalten im Vordergrund. Vielmehr sollen Spal und Motivation am Spiel an sich dazu
beitragen, komplexe Themen erfahr- und greifbar zu gestalten, sodass die Adressat:in-
nen ,wie nebenbei’ zum Nachdenken angeregt werden. Typische Szenarien sind alter-
native (dystopische) Realitaten, beispielsweise in einem autoritaren Staat, in denen die
Spielenden in die Rolle eines Protagonisten schliipfen und sich auf diese Weise mit Mei-
nungsfreiheit oder Repression auseinandersetzen. Im Bundesprogramm greifen Akteure
zudem Alltagsszenarien aus Schule oder Freizeit auf, um den Umgang mit Verschwo-
rungsideologien, gesellschaftlicher Vielfalt oder Radikalisierungsprozessen zu thema-
tisieren. Serious Games werden zumeist im Rahmen breiter angelegter padagogischer
MalRnahmen eingesetzt und werden von einer Vor- und Nachbereitung durch padago-
gische Fachkréfte begleitet (Hohnstein/Zschach 2023, S. 39ff.; zu konkretem Beispiel
siehe auch Ziegler et al. 2024, S. 16f.).

Zum Ende der zweiten Forderperiode ldsst sich in mehreren Handlungsbereichen
eine Tendenz zur dauerhaften Implementierung von integrativen bzw. hybriden
Ansitzen beobachten, bei denen digitale Tools in (pidagogische) Prisenzangebo-
te eingebunden werden. Darunter fallen sowohl von Adressat:innen genutzte so-
ziale Medien und Messenger, Online-Kommunikationsdienste als auch interakti-
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ve Tools wie zielgruppenspezifische Suchmaschinen oder Feedback- und Abstim-
mungssoftware. Einige Projekte haben auch eigene Apps, Tools oder sogenannte
Serious Games fiir die Bildungsarbeit (mit)entwickelt.

8.2.3 Digitale Zielgruppenzugange im Bundesprogramm

Fiir die Adressierung ihrer Zielgruppen werden in allen Handlungsbereichen und
-feldern des Bundesprogramms auch neue digitale Zugangswege erprobt, sowohl
konzeptionell von Beginn an intendiert als auch im Rahmen von Umsteuerungen
wihrend der Covid-19-Pandemie. Bereits zur Halbzeit des Bundesprogramms
wiesen empirische Daten des Evaluationsverbunds darauf hin, dass ein Teil der
Projekte seine Zielgruppen besser tiber digitale Zugangswege erreicht (vgl. Jitz
et al. 2023, S. 65). In der Folge gaben drei Viertel (76,6 Prozent) der befragten
Projekte an, dass Angebote im digitalen Raum das Erreichen ihrer Zielgruppen
vereinfachen (vgl. Kolke/Wilken/Zierold 2024). Dazu gehdren neben internet-
affinen auch itberregional verortete Zielgruppen wie (pidagogische) Fachkrifte
und Multiplikator:innen, bei denen digitale Formate nicht nur die Teilnahme
an den Angeboten, sondern auch die Vernetzung untereinander erleichtern. Bei
vorhandener digitaler Infrastruktur profitieren vor allem auch Zielgruppen in
lindlichen Riumen von digitalen Programmangeboten. Manchen vulnerablen
Gruppen bieten digitale Angebote im Bundesprogramm zudem einen geschiitz-
ten Raum, den sie anonym betreten und auch wieder verlassen konnen (vgl.
Weiberg et al. 2024a, S. 43). Auch fiir einen niedrigschwelligen Zugang zur ersten
Kontaktaufnahme, z. B. im Rahmen einer Beratung, eignen sich digitale Formate.

Dennoch sind digitale Ansitze zur Zielgruppenerreichung nicht per se erfolg-
versprechend und werden von der Fachpraxis im Bundesprogramm kritisch re-
flektiert. Jeder sechste befragte Programmakteur (13,3 Prozent, n=352) gibt an,
dass fiir die eigene Zielgruppe digitale Wege der Zielgruppenerreichung nicht
geeignet sind (vgl. Kolke/Wilken/Zierold 2024). Welche Herausforderungen und
Potenziale digitale Zugangswege zu ihren Zielgruppen fiir die geforderten Pro-
jekte in der Praxis dariiber hinaus mit sich bringen, wird im folgenden Kapitel
diskutiert.
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8.3 Potenziale und Herausforderungen in digitalen
(Sozial-)Rdaumen

8.3.1 Programmpraxis in digitalen (Sozial-)Raumen

Der sich in Social Media, Lernplattformen, Chats oder Gaming herausbildende
digitale (Sozial-)Raum weist Spezifika auf, die bei einer Konzipierung von digita-
len Angeboten im Bundesprogramm zu berticksichtigen sind (vgl. Tab. 8.1). Dazu
gehoren etwa ein hohes Maf3 an Anonymitit, eine hohe Reichweite, neue Formen
der Kommunikation und Interaktion, spezifische technische Rahmenbedingun-
gen, ein hohes Tempo bei digitalen Neuentwicklungen sowie neue datenschutz-
rechtliche Fragen (vgl. PrEval 2024, S. 110f.). Daraus ergeben sich fur in digita-
len Rdumen agierende Projekte Chancen und Entwicklungspotenziale, aber auch
Herausforderungen, mit denen sie sich im Laufe der Férderperiode auseinan-
dergesetzt und fiir die sie in vielen Fillen Umgangsstrategien gefunden haben.
Im Folgenden werden Chancen und Herausforderungen entlang der Phasen des
(padagogischen) Prozesses — Zielgruppenzuginge, Beziehungsgestaltung, pad-
agogische Arbeit — dargestellt und sowohl Innovationen der Modellprojekte als
auch weitere Potenziale in den jeweiligen Bereichen identifiziert.

Adressierung von Zielgruppen in digitalen Raumen

Der digitale Raum erdffnet innovative Wege der Zielgruppenadressierung durch
Ansprache in sozialen Medien, Videoplattformen oder eigene Onlinetools sowie
durch digitale Formen der Offentlichkeitsarbeit. Uber digitale Kanile erreichen
Projekte ihre Zielgruppen dort, wo diese ohnehin alltiglich aktiv sind. Durch
die értliche und bei asynchronen Formaten auch zeitlich unabhingige Nutzung
digitaler Formate haben sie ihre Reichweite deutlich erweitert. Mithilfe der ge-
steigerten Reichweite konnen sie fachliche Angebote wie Fort- und Weiterbildung
fiir Fachkrifte und Multiplikator:innen sowie wissensvermittelnde Formate, bei-
spielsweise zu demokratiefeindlichen Phinomenen, schneller an eine grofere
Gruppe vermitteln. Durch die Umstellung von rein analogen Vortragsreihen oder
Fortbildungen auf digitale oder hybride Formate konnten die entsprechenden
Projekte ein bundesweites Publikum erreichen.

Welche Angebote und Formate im digitalen Raum erfolgreicher als im analo-
gen Raum umgesetzt werden konnen, ist abhingig von den Zielen, Zielgruppen
und den sozialriumlichen Kontexten der Projekte. Zur Erreichung einer breiten
Offentlichkeit oder fiir eine grofRflichige Vernetzungsarbeit erweisen sich digita-
le Kommunikationskanile, bundesweite Online-Veranstaltungen und Informati-
onsformate wie Podcasts als besonders gewinnbringend. Auch fiir die Vermitt-
lung von (Fach-)Wissen, etwa als Transfer von Projektergebnissen sowie im Rah-
men von Trainings, Fort- und Weiterbildungen fiir Fachkrifte, haben sich digitale
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Zielgruppenzuginge und Tools im Bundesprogramm bewihrt. Im spezifischen
Fall von (Extremismus-)Praventionsangeboten erweisen sich offene Gesprichs-
angebote in den relevanten digitalen Sozialriumen in der ersten Kontaktaufnah-
me mit den Adressat:innen als erfolgreich (vgl. Benediktetal. 2023, S. 35f.; Ziegler
etal. 2024, S. 13). Die Moglichkeit der anonymen Teilnahme an digitalen Angebo-
ten senkt Zugangsbarrieren und erh6ht die Attraktivitit der Teilnahme, auch etwa
fiir Teile von vulnerablen oder marginalisierten Gruppen.

Gleichzeitig ist die Teilhabe an digitalen Angeboten abhingig von Zugin-
gen zu technischer Ausstattung und digitaler Infrastruktur, von riumlichen
Gegebenheiten, Wissensstinden und Routinen im Umgang mit digitalen Tools
sowie regionalen und institutionellen Rahmenbedingungen. Fiir bestimmte
Gruppen ist die Teilhabe an digitalen Formaten besonders hiirdenreich. Dies
gilt etwa fiir Personen mit einer hoheren Skepsis, ob ihre Privatsphire im digi-
talen Raum ausreichend geschiitzt wird, und die wenig Erfahrung im Umgang
mit digitalen Tools haben ebenso wie fiir sozio6konomisch Benachteiligte wie
beispielsweise Jugendliche in pidagogisch betreuten Wohneinrichtungen, die
sich die notwendige technische Ausstattung nicht leisten konnen. Fiir Personen,
die nicht iber die notwendigen Riickzugsriume verfugen, wie beispielsweise
in Gemeinschaftsunterkiinften bzw. beengten Wohnverhiltnissen, ist digitale
Teilhabe kaum méglich, und auch jiingere Kinder sowie Jugendliche mit Lern-
einschrinkungen sind mit digitalen Angeboten kaum zu erreichen. Vor allem
in lindlichen und strukturschwachen Regionen ist die Umsetzung digitaler
Angebote zudem durch fehlende technologische Infrastrukturen erschwert (vgl.
Jutz et al. 2023, S. 64f.). Mangelnde Ausstattung und eingeschrinkte digitale
Nutzungsmoglichkeiten, welche die Zuginge erschweren, bestehen zudem noch
immer in vielen Jugendeinrichtungen, Unterkiinften fiir Gefliichtete? und Schu-
len sowie in Justizvollzugsanstalten. Es muss jedoch beriicksichtigt werden, dass
viele dieser Zielgruppen und Kontexte auch mit analogen Angeboten bislang
oftmals nur schwer von den Programmangeboten erreicht werden und weiterer
Erprobungsbedarf konstatiert werden kann.

Im Bundesprogramm gelingt die Ansprache von Zielgruppen mit erschwer-
tem Zugang zu digitalen Angeboten besonders gut, wenn die Zielgruppen
bedarfsorientiert unterstiitzt werden. Dies geschieht beispielsweise durch das
Angebot von Computertreffs oder das Organisieren von Tandems, in denen
Jugendliche iltere, wenig digitalaffine Personen im Umgang mit Smartphones
unterstittzen. Auch die Verwendung einfach zu bedienender oder den Adres-
sat:innen bereits bekannter Software hat sich als zielfithrend herausgestellt. Je
nach finanziellen Ressourcen stellen Programmakteure ihren Teilnehmer:innen
auch digitale Endgerite zur Verfiigung.*

3 Mittlerweile sind viele Unterkiinfte fiir Gefliichtete mit WLAN ausgestattet.
4 Zum Thema Zuginge und Zielgruppenerreichung im digitalen Raum vgl. Kapitel 2.

127



Beziehungsgestaltung im digitalen Raum

Zentrale Herausforderungen (pidagogischer) Arbeit im digitalen Raum sind
der Aufbau von emotionaler Nihe und Vertrauen sowie das Herstellen einer
zwischenmenschlichen Bindung. Im analogen Raum geschieht dies durch die
personliche Begegnung und den persénlichen Austausch emotionsbezogener
Signale. Digitale Formate zeichnen sich hingegen durch ein verdichtetes Ar-
beiten mit Fokus auf fachliche Inhalte aus. Die emotionale Zuginglichkeit der
Zielgruppe fiir padagogische Arbeit bleibt im digitalen Raum im Bereich von
Online-Bildungsformaten begrenzt. Die kommunikativen Moglichkeiten des
analogen Raums wie das spontane miindliche, in den Redefluss gegebenenfalls
auch eingreifende Einwerfen von Gedanken sind im digitalen Setting bisher
nur eingeschrinkt maoglich und beférdern ein eher zuriickhaltendes Gesprichs-
verhalten und eine geringere Interaktionsdichte (Heinze/Sammet/Schroeter
2022, S. 941t). Innerhalb digital durchgefithrter Angebote hat sich im Bundes-
programm das Herstellen kommunikativer Zwischenriume bewihrt, die nur
dem Zweck der Vernetzung und dem Vertrauensaufbau dienen. Dazu gehoren
beispielsweise Kennenlernspiele, eine digitale Kaffeepause oder moderierte
Vernetzungsangebote (vgl. Weiberg et al. 2024a, S. 411.).

Auch der Aufbau und die Pflege von Netzwerken sind ohne persénliche Begeg-
nung erschwert, Netzwerkbeziehungen verbleiben eher an der Oberfliche. Netz-
werke digital iiber einen lingeren Zeitraum aufrechtzuerhalten, ist bei Personen,
die sich nicht gut kennen, kaum méglich. Fiir die Vernetzung im Rahmen regel-
mifig wiederkehrender Treffen hat es sich daher bewihrt, wenn der Erstkontake
iiber eine analog durchgefiihrte Auftaktveranstaltung in Prisenz stattfindet, um
den Vertrauensaufbau zu gewihrleisten. Nachfolgende Treffen kénnen dann di-
gital durchgefithrt und miissen nur bei akutem Bedarfanalog umgesetzt werden.
Dies ermoglicht vor allem bei tiberregional verorteten Akteuren eine hohere Fre-
quenz der Treffen (vgl. ebd., S. 17).

Padagogische Arbeit im digitalen Raum

Herausforderungen im digitalen Beziehungsaufbau sind ein Faktor dafiir, dass
padagogische Formate im Bundesprogramm mitunter nur schwer in den digita-
len Raum transferierbar sind. Dies betrifft zum einen Formate, die den Aufbau
von emotionaler Nihe und Vertrauen voraussetzen, wie z. B. bei einer Ausein-
andersetzung mit personlichen und sensiblen Themen. Ansitze des Empower-
ments, der Sensibilisierung als Selbstreflexion, der Ausbildung sozioemotionaler
Kompetenzen, Ausstiegsprojekte, Konflikt- und Gewaltpravention oder langzeit-
begleitende Opferberatungsangebote sind digital bisher ebenso schwierig um-
setzbar wie Formate, die den Fokus auf gemeinsame Erfahrungen legen wie erleb-
nispidagogische Ansitze, orts- und raumbezogene Projekte sowie Bewegungsan-
gebote.
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Als zielfithrende Umgangsstrategie mit den Umsetzungsschwierigkeiten hat
sich die Kombination analoger und digitaler Angebote erwiesen. Ein Beispiel fiir
im Kontext des Bundesprogramms erfolgreich erprobte innovative Ansitze ist das
sogenannte ,Blended Counseling“. Hier nutzen Programmakteure sowohl ana-
loge als auch digitale Kommunikationswege, um Klient:innen eine passgenaue,
fallspezifische und niederschwellige systemische Beratung zu bieten (vgl. Haase
etal. 2024, S. 51f.).

Praxisbeispiel ,Blended Counseling”

Blended Counseling wird im Bundesprogramm im Rahmen von Beratungsprozessen in
der Mobilen Beratung, der Ausstiegs- und Distanzierungsbegleitung sowie insbesondere
in der Opferberatung genutzt. Dabei eruieren die Programmakteure bei der Gestaltung ei-
nes Projektvorhabens, welche Vor- und Nachteile verschiedene Kommunikationsformate
in ihrem spezifischen Beratungssetting mit sich bringen. Vor diesem Hintergrund erfas-
sen sie zu Beginn des individuellen Beratungsprozesses auch die Nutzungspraferenzen
der Klient:innen, sodass der weitere Prozess adressat:innenorientiert gestaltet werden
kann. Dies geschieht beispielsweise durch die Einbindung spezifischer digitaler Medien
aus dem Alltag der Klient:innen. Die digitalen Formate werden genutzt, um niederschwel-
lig Erstkontakt zu den Zielgruppen herzustellen, Unterlagen zu tibermitteln, Erinnerungen
zu verschicken oder Nachfragen zu stellen (vgl. Haase et al. 2024, S. 5ff.; Zauter/Leh-
mann 2024, S. 181).

Wenn Programmakteure digitale Angebote mit analoger Betreuung durch
bestehende (Regel-)Strukturen vor Ort kombinieren, erweist sich dies als ziel-
fithrende Strategie, um die Vorteile analoger Verbindlichkeit und belastbarer
Vertrauensbeziehungen mit der Flexibilitit und Anonymitit digitaler Angebote
zu verbinden. Dabei binden die Akteure Regelstrukturen bereits in die Konzepti-
on ein, beispielsweise im Rahmen der Ausgangsanalyse zu aktuellen inhaltlichen
Herausforderungen oder technischen Voraussetzungen bei den Zielgruppen
sowie in Feedbackschleifen zu den verwendeten Materialien und Formaten.
Diese Kooperation erhoht die Passgenauigkeit des Angebots und ermoglicht den
Regelstrukturen, die Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit mitzugestalten.

Bei Angeboten mit Fokus auf Interaktion (beispielsweise Begegnungsprojekte
und partizipative Ansitze) oder auf gemeinsame Erfahrungen (wie erlebnispad-
agogische Ansitze, orts- und raumbezogene Projekte sowie Bewegungsangebote)
hat sich die Integration digitaler Tools in analog durchgefithrte Programmange-
bote als zielfithrend erwiesen. So nutzen insbesondere Modellprojekte in analo-
gen erlebnis- oder theaterpidagogischen Angeboten wie Drama Games oder Ral-
lyes digitale Tools iiber eigene Endgerite, z. B. als zusitzliches interaktives Ele-
ment oder als Tool zur unmittelbaren Ergebnisdokumentation.
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8.3.2 Durchfiihrungsbedingungen digitaler Programmpraxis

Auch die Durchfithrungsbedingungen digitaler Formate und Methoden bieten
den Akteuren im Bundesprogramm sowohl Potenziale als auch Herausforderun-
gen in Bezug auf (finanzielle) Ressourcen, Planung, fachliche und methodische
Kompetenzen sowie rechtliche Grundlagen (vgl. Tab. 8.1).

Finanzielle und infrastrukturelle Ressourcen
Digitale Formate sind in der Durchfithrung kostengiinstiger und zeitsparender
als analoge Formate, welche mit Anreise-, Catering- und Ubernachtungskosten
verbunden sind. Sie lassen sich besser in den Arbeitsalltag integrieren und mit in-
dividuellen Betreuungspflichten vereinbaren. Dadurch werden auch kurzfristig
anberaumte Veranstaltungen, regelmifige Zusammenkiinfte und Vernetzungs-
aktivititen moglich, was wiederum Netzwerke und langfristig angelegte Koope-
rationen starkt. Der Zeitgewinn kann von den Programmakteuren in zusitzliche
Arbeit mit Zielgruppen investiert, fehlende Mittel fiir Offentlichkeit, Netzwerk-
arbeit und Austausch kénnen durch kostengiinstigere digitale Formate kompen-
siert werden. Digitale Formate konnen zudem bisher nicht erreichte Zielgruppen
im lindlichen Raum adressieren. Ebenso kénnen mit vergleichsweise geringem
Aufwand solche Zielgruppen gezielt angesprochen werden, die sich seltener an
klassischen Veranstaltungsformaten beteiligen. Die Digitalisierung steigert auch
die Effizienz der internen Zusammenarbeit in den Teams der Programmakteure.
Zugleich erfordert die digitale Transformation Investitionen in digitale In-
frastrukturen, technische Ausstattung, Lizenzen, neue Programme und Tools,
in externe Expertise und Beratung zur digitalen Umstellung sowie in Fort- und
Weiterbildung. Die konzeptionelle Anpassung und Durchfithrung sowie die Ent-
wicklung neuer Kommunikationswege, eigener Programme und Apps bedeutet
fir viele Programmakteure einen zusitzlichen Aufwand und eine erhebliche
Belastung. (Dach-)Verbinde oder Kompetenznetzwerke haben im Laufe der
Forderperiode weniger erfahrene Mitglieder bei der Umsetzung von Online-
Angeboten unterstiitzt oder mit relevanten Akteuren und Beratungsstellen ver-
netzt. Im Laufe der Zeit konnte die technische Infrastruktur mehrheitlich gut
aufgestellt werden (vgl. Jitz et al. 2023, S. 64f.).

Digitale Kompetenzentwicklung der Programmakteure

Die Digitalisierung erfordert und ermdoglicht einen Kompetenzzuwachs bei
padagogischen Fachkriften sowohl in technischen als auch fach- und metho-
denspezifischen Bereichen (Digital Literacy). So wurden inhaltliche Schwer-
punkte an digitalen Formen demokratiegefihrdender Phinomene wie Hate
Speech, Verschworungsideologien und Desinformation im Netz ausgerichtet.
Der Fortbildungsbedarf von Programmakteuren betrifft vor allem die technische
Umsetzung digitaler Formate, die Einarbeitung in neue Programme, aber auch
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den Umgang mit digitalspezifischen demokratiegefihrdenden Phinomenen
und datenschutzrechtliche Fragen. Auch die Auseinandersetzung mit Kinst-
licher Intelligenz wird immer bedeutsamer, z.B. durch die Entwicklung von
Sprachmodellen mit entsprechenden Auswirkungen auf das Lern- und Lehr-
verhalten sowie die Wahrnehmung von Wirklichkeit. Das hohe Tempo in der
Entwicklung digitaler Programme, Tools, Plattformen und die damit verbundene
Kurzlebigkeit von Nutzungsgewohnheiten erfordert ein stindiges Updaten des
Kenntnisstandes mit entsprechenden Anpassungen, z.B. wenn einst gingige
Plattformen von den Zielgruppen nicht mehr genutzt werden. Dies neben der
Projektumsetzung zu leisten, kann fir Mitarbeitende eine zusitzliche Belas-
tung darstellen, auch wenn die Frage der digitalen Zielgruppenerreichung in der
Kinder- und Jugendarbeit einen festen Bestandteil der Projektarbeit bilden sollte.

Organisation und Rechtliches

Wahrend die ortliche und zeitliche Unabhingigkeit sowohl den Durchfithrenden
als auch den Teilnehmer:innen Flexibilitit ermoglicht, schrinken institutionelle
Vorschriften und rechtliche Vorgaben die Durchfithrung von digitalen Angeboten
ein. Dazu gehoren eine stark reglementierte, bis hin zu fiir Zielgruppen verbotene
Internetnutzung im Strafvollzug und einschrinkende Regelungen zur Nutzung
digitaler Endgerate an Schulen. Im Strafvollzug fithren diese Einschrinkungen
zur Konkurrenz der Angebote um knappe digitale Ressourcen der Adressat:innen
(vgl. Jakob et al. 2022, S. 12). Auch datenschutzrechtliche Auflagen, insbesondere
mit Blick auf junge Menschen als Adressat:innen sowie notwendige Sicherheits-
vorkehrungen schrinken die digitale Angebotsgestaltung ein (vgl. Tab. 8.1).

8.4 Fazit

Die digitale Transformation hat das Bundesprogramm , Demokratie leben!“ in
seiner zweiten Forderperiode in allen Handlungsbereichen stark geprigt, und
mit der Digitalisierung verbundene Themen und Phinomene haben an Bedeu-
tung gewonnen. Die spezifischen Charakteristika des digitalen Raums erdffnen
den Akteuren neue Moglichkeiten in der Demokratieférderung. Gleichzeitig
entstehen auch neue Bedrohungen durch die Erweiterung der Betitigungsriu-
me demokratie- und menschenfeindlicher Akteure und die Verbreitung von
Desinformation, Hate Speech und Verschworungsideologien. Im Laufe der
Forderperiode haben die Programmakteure bestehende Angebote auf den digi-
talen Raum angepasst sowie neue innovative Ansitze, Methoden und Formate
entwickelt und erprobt.

Die Digitalisierung der Angebote im Bundesprogramm ermdglicht es den Ak-
teuren, neue Zielgruppen zu erreichen. Die Zuginge zu digitalen Angeboten ge-
lingen dann besonders gut, wenn die Zielgruppen bedarfsspezifisch angespro-
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Tabelle 8.1: Potenziale und Herausforderungen digitaler Programmpraxis im Uberblick

Potenziale

Herausforderungen

Programmpraxis in digitalen (Sozial-)Rdumen

niedrigschwellige Kontaktaufnah-
me zur Beratung, fortgesetzte
Beratungs- und Begleitangebote
nach personlichem Erstkontakt

Zugénge Neue Wege der Zielgruppen- Hirden und Ausschluss bestimmter Personen-
adressierung; Anonymitat kann gruppen von digitaler Teilhabe (Digital divide)
Zugangsbarrieren fir vulnerable
Gruppen senken

Zusammen- | Verdichtender Charakter erhdht | Vertrauensaufbau sowie Herstellung einer Bin-

arbeit und Effizienz und Zielorientierung dung im digitalen Raum begrenzt

Interaktion

(P&adagogi- Digitale Wissensvermittlung und | Empowerment, Selbstreflexion, Auseinander-

sche) Praxis- | Sensibilisierung, Bildungs- und setzung mit personlichen/sensiblen Themen,

angebote medienpddagogische Angebote, | Ausbildung sozioemotionaler Kompetenzen, Aus-

stiegsprojekte, Konflikt- und Gewaltpravention,
Ansatze aus der Erlebnispadagogik, mit Sozial-
raumbezug oder Fokus auf Bewegung, digital
eher ungeeignet

Durchfiihrungsbedingungen digitaler Programmpraxis

petenzen

Ressourcen Kosten flir Anfahrt, Raumlichkei- | Hohe Investitionen in Erstausstattung, Pro-
ten und Unterbringung entfallen, | grammerwerb/-entwicklung, Fortbildung und
Zeitgewinn fiir weitere Aufgaben | externe Expertise
nutzbar
Kompetenz- | Erweiterung technischer, fach- Anspruchsvolles Kompetenzprofil fiir Durchfiih-
entwicklung | und methodenspezifischer Kom- | rende erforderlich

Durch orts- und teilweise Zeitun-
abhangigkeit hohe Flexibilitat

Organisation
und Rechtli-
ches

Institutionell reglementierter Zugang zu Internet;
Sicherheitsvorkehrungen und datenschutzrechtli-
che MaRnahmen erforderlich

Quelle: Eigene Darstellung

chen werden, z. B. mit Unterstiitzungsangeboten fiir digital weniger affine Grup-
pen. Dabei bestehen vielfiltige Faktoren, die eine Teilhabe im digitalen Raum fiir
spezifische Gruppen ermdglichen oder erschweren: Zuginge zu technischer Aus-
stattung, digitale Infrastruktur, riumliche Gegebenheiten, Wissensstand und Er-
fahrung im Umgang mit digitalen Tools sowie institutionelle Rahmenbedingun-
gen.

Die erfolgreiche Gestaltung einer dauerhaften, belastbaren Beziehung zu den
Adressat:innen hat sich als eine zentrale Herausforderung fur die (padagogi-
sche) Arbeit im digitalen Raum erwiesen. Akteure im Bundesprogramm haben
dafiir vielfaltige Losungen in der Kombination aus digitalen, analogen, hybriden
und/oder multimedialen pidagogischen Ansitzen gefunden. Die Digitalisierung
erweitert das Spektrum an zielgruppen- und kontextspezifischen Konzeptionen
und bietet auch in der Kombination mit analogen Formaten neue Moglichkeiten
fiir passgenaue Innovationen, die je nach Ziel, Zielgruppe und Rahmenbedingun-
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gen neben anderen Optionen (analog, hybrid oder multimedial) mit in Betracht
gezogen werden konnen.

Um die Potenziale digitaler Formate auszuschopfen, braucht es Experimen-
tierriume, die das Bundesprogramm mit seinen Rahmenbedingungen und un-
terstiitzenden Forderbedingungen bieten kann. Es braucht zugleich auch Res-
sourcen fir technische Ausstattung, Infrastruktur, Kompetenzentwicklung und
externe Expertise. Durch die schnelllebige Dynamik der Digitalisierung lassen
sich zukiinftige Entwicklungen und Herausforderungen nur schwer antizipieren.
Dies gilt insbesondere fiir die zunehmende Bedeutung von Kiinstlicher Intelli-
genz mit noch nicht absehbaren Folgen fiir gesellschaftliche Entwicklungen und
Implikationen fiir die Demokratieférderung. Deshalb sind kontinuierliche Fort-
bildung, fachliche Begleitung und Weiterentwicklung von Qualititsstandards so-
wie die Erprobung innovativer Ansitze zentrale Gelingensbedingungen fiir die
digitale Arbeit in den Handlungsfeldern des Bundesprogramms.

Insgesamt hat die Struktur des Bundesprogramms (u. a. die Flexibilitit der
Programmgeber, die Unterstiitzung durch Begleitstrukturen und die Ermogli-
chung von Experimentierriumen) den geforderten Akteuren ermdglicht, flexibel
auf die fortschreitende Digitalisierung zu reagieren. Auch wenn die Umsetzung
im digitalen Raum innovative Methoden, Ansitze und Formate ermdglicht und
entscheidende Prozesse vereinfacht, lassen sich nicht alle, insbesondere nicht
alle padagogischen Angebote, in den digitalen Raum iibertragen. Dies zeigt sich
auch daran, dass ein Teil der Akteure, die im digitalen Raum titig waren, mit dem
Ende der pandemiebedingten Einschrinkungen wieder zu analogen Formaten
zuriickkehrte. Dies stellt die Bedeutung klassischer beziehungs- und erfahrungs-
basierter Angebote im analogen Raum heraus, die auch zukiinftig einen zentralen
Stellenwert in der Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismus-
pravention einnehmen werden. Gleichzeitig sollte der digitale Raum als zentraler
Teil der Lebensrealitit der Zielgruppen des Bundesprogramms in allen Aspekten
der Arbeit der Programmakteure als eigener Wirk- und Sozialraum mitgedacht
werden.
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9 Partizipation und Teilhabe

Eleni Kremeti und Diana Zierold

9.1 Einleitung

Die Beteiligung an gesellschaftlichen und politischen Entscheidungsprozes-
sen stellt eine Grundvoraussetzung demokratischer Herrschaftssysteme dar
(Hoecker 2006, S. 3f.). Demokratische Systeme sind bei der Sicherstellung und
Ermoglichung gesellschaftlicher und demokratischer Beteiligung aktuell mit
multiplen Herausforderungen konfrontiert. Legitimations- und Vertrauensde-
fizite beziiglich der demokratischen Institutionen, Verfahren und Akteur:innen
sowie die Ungleichverteilung von beteiligungsrelevanten Ressourcen fithren u. a.
dazu, dass Personen sich an demokratischen Prozessen nicht beteiligen wollen,
konnen oder hierzu eingeladen werden (fir eine ausfithrliche Diskussion siehe
Becker et al. 2024b).

Die Ermoglichung und Stirkung der Partizipation und Teilhabe von Per-
sonen(gruppen) birgt vielfiltige individuelle sowie gesamtgesellschaftliche
Potenziale. Partizipation auf lokaler Ebene kann das Vertrauen in politische
Institutionen im Allgemeinen stirken (Barrett/Brunton-Smith 2014, S. 9; Levi/
Stoker 2000, S. 476, 493), wodurch diese an Legitimation gewinnen (Boulianne
2019, S. 5, 27; Gronlund/ Setilid / Herne 2010, S. 108 f.). Institutionelles Vertrauen
hingt beispielsweise mit stirkerer demokratischer Beteiligung oder der Unter-
stiitzung politischer Autorititen und Reformen zusammen (Levi/Stoker 2000,
S. 486 ft.; Bélanger/Nadeau 2005, S. 125fF., 136 ff.; Hooghe/Marien 2013, S. 145;
Kim 2014, S. 713f.; Cozzaglio 2023, S. 2; Devine 2024, S. 5). Essenziell fiir das
Herausbilden von institutionellem Vertrauen sind zum einen Selbstwirksam-
keitserfahrungen bei der Interessensartikulation seitens der Zielgruppe und das
Erleben des eigenen Selbst als aktive:r Gestalter:in des eigenen Umfeldes (ex-
ternal efficacy; Craig/Niemi/Silver 1990, S. 290). Hierdurch wird der Mehrwert
demokratischen Engagements fiir Personen direkt erlebbar. Zum anderen muss
das politische Umfeld als responsiv erlebt werden (Torcal 2014, S. 1553; Esaiasson/
Kolln/Truper 2015, S. 10; Goubin 2020, S. 267 ff.; Bienstman/Hense/Gangl 2024,
S. 176). Reflektieren politische Entscheidungen die Anliegen der Bilrger:innen
und sind politische Entscheidungen in der Lage, diese zu befriedigen, gewinnen
demokratische Systeme an Legitimation aufseiten der Biirger:innen (Scharpf
1998), wodurch kiinftige Partizipation geférdert wird (Abramson/John 1982,
S. 502; Sjoberg/ Mellon / Peixoto 2015, S. 7f., 18 ff.).

Die strukturellen Rahmenbedingungen, die politische Systeme fiir demokra-
tische Partizipation und Teilhabe setzen, sowie ihre Responsivitit gegeniiber den
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Anliegen der Biirger:innen, beeinflussen demnach, inwiefern diese an demokrati-
schen Prozessen partizipieren. Dariiber hinaus sind Faktoren auf Individual- und
Gruppenebene ausschlaggebend. Sowerden u. a. auch in der letzten Mitte-Studie
demokratische Haltungen und eine demokratische Kultur als Voraussetzungen
fiir Partizipation konstatiert (vgl. Zick /Kipper/Mokros 2023, S. 134).

Verba und Kolleg:innen systematisieren auf der Individual- und Gruppene-
bene bestehende Voraussetzungen gesellschaftlicher und demokratischer Parti-
zipation im Rahmen des Civic Voluntarism Model (CVM), welches fiir die weite-
ren Ausfithrungen in Abschnitt 9.3 grundlegend ist. In ihrer Arbeit identifizieren
die Autor:innen (1) die bei Personen vorhandenen zeitlichen und finanziellen Res-
sourcen sowie engagementrelevante Kenntnisse und Kompetenzen (vgl. Verba/
Schlozmann/Brady 1995, S. 271); (2) das Ausmaf ihres (psychologischen) Enga-
gements, beispielsweise Interesse an Politik und politischen Themen, politische
Selbstwirksamkeit, Gruppenbewusstsein oder die Identifikation mit einer politi-
schen Partei (vgl. ebd., S. 272); sowie (3) die gezielte Ansprache zur Partizipation
durch Rekrutierungsnetzwerke als zentrale Voraussetzungen der (Nicht-)Partizi-
pation (ebd., S. 269).

Diese Bedingungen sind gesamtgesellschaftlich allerdings ungleich verteilt.
Im Freiwilligensurvey 2019 wird darauf hingewiesen, dass vor allem zwischen
Personen mit niedriger und héherer Bildung unterschiedliche Zugangschancen
und Teilhabemoglichkeiten bestehen. Dies auszugleichen ist laut 16. Kinder- und
Jugendbericht Aufgabe einer politischen Bildung, die sich an alle richtet und alle
erreichen muss (vgl. BMFSF] 2020g, S. 9, 14, 71).

Die Programmbeteiligten von ,Demokratie leben!“ setzen ihre Arbeit vor dem
Hintergrund dieser Herausforderungen um. Dabei sind Partizipation und Teil-
habe auch fiir das Bundesprogramm von zentraler Bedeutung, stehen und fal-
len die Umsetzung und der Erfolg dessen mit der Beteiligung engagierter Perso-
nen und zivilgesellschaftlicher sowie staatlich-politischer Akteur:innen an dessen
Projekten und Strukturen. Entsprechend nehmen in der offiziellen Darstellung
des Bundesprogramms und in den Forderrichtlinien die Themen Partizipation,
Beteiligung und Teilhabe eine wichtige Rolle ein.!

Partizipation und Teilhabe iiber alle Handlungsbereiche/-felder hinweg

Die Gesamtevaluation hat in ihren Untersuchungen 2020 und 2021/2022 die Handlungs-
ziele aller Projekte des Bundesprogramms erhoben (mit Ausnahme der Projekte des In-
novationsfonds und der Begleitprojekte). In den Ergebnissen zeigt sich, dass Partizipa-
tion und Teilhabe in allen Projekten als Ziele und/oder Methoden relevant sind, sich die
Handlungsbereiche/-felder hinsichtlich der Ziele aber unterscheiden. Insbesondere die
Modellprojekte der Demokratieforderung sowie des Handlungsbereichs Kommune be-

1 Vergleiche https://www.demokratie-leben.de/das-programm (Abfrage: 17.10.2024).
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richten im Vergleich zu Mitwirkenden anderer Handlungsbereiche/-felder signifikant hau-
figer, Handlungsziele im Bereich Partizipation und Teilhabe zu verfolgen.? In den Tabellen
9.1 und 9.2 wurden nur die ltems gewahlt, die sich auf die Themen Partizipation und Teil-
habe beziehen.

Tabelle 9.1: Zielangaben der Handlungsbereiche und Handlungsfelder 2020

Bund Land Kommu- | MP MP MP EP | MP SV | Gesamt
(n=34) | (n=74) | ne DF VG (n=28) | (n=18) | (n=550)
(n=298) | (n=30) | (n=68)

Forderung politischer/
demokratischer Parti- | 24% 4% 45% 83% 9% 14% 11% 33%
zipation

Starkung zivilgesell-

schaftlichen Engage- |44% 23% 56 % 67 % 10% 25% 22% 43%
ments
Forderung einer de-

; 9% 16% 12% 70% 4% 18% 11% 15%
mokratischen Kultur
Stérkung der (Demo- | g0 | 4o |19 53% |10% |39% |17% |15%

kratie-) Kompetenzen

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Land: Hand-
lungsbereich Land; Kommune: Handlungsbereich Kommune — Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF:
Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Demokratieférderung; MP VG: Handlungsbereich
Modellprojekte im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung; MP DF: Modellprojekte Demokratieférderung; MP
EP: Modellprojekte Extremismuspravention; MP SV: Modellprojekte Strafvollzug und Bew&hrungshilfe
Quelle: Eigene Erhebungen der Gesamtevaluation; offene Abfrage bei Nennung bis zu drei Hauptzielen
- Darstellung der codierten Kategorien

Auch in der ersten Strategie der Bundesregierung zur Extremismusprivention
und Demokratieférderung aus der Forderperiode von 2015 bis 2019 wird auf Parti-
zipation und Teilhabe als wesentliche Bausteine hingewiesen: Zur Forderung der
Demokratie ,gehdren zum einen Mafinahmen, die demokratieférderliche Rah-
menbedingungen und Strukturen aufrechterhalten und verbessern, beispielswei-
se in Form des Ausbaus von Beteiligungskulturen und -verfahren sowie [durch]
die Stirkung von Personen in ihrer Urteilskraft und Teilhabe in demokratischen
Prozessen und in ihrer Handlungskompetenz gegeniiber demokratiefeindlichen
Haltungen“ (BMFSFJ/BMI 2016, S. 11).

In der im Jahr 2024 verabschiedeten Strategie ,Gemeinsam fiir Demokratie
und gegen Extremismus“ wird demokratische Teilhabe sodann als ein zentrales
Ziel der Demokratiestirkung benannt (BMI 2024, S. 15). ,Menschen [sollen] sich

2 Die Unterschiede wurden mithilfe von Chi-Quadrat-Tests nach Pearson berechnet. Die Ergeb-
nisse bewegen sich dabei zwischen x? (6) = 58,168 — 110,358, p = .000).
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Tabelle 9.2: Zielangaben der Handlungsbereiche und Handlungsfelder 2021/2022

Bund Land Kommu- | MP MP MP MP SV | Gesamt
(n=25) | (n=71) | ne DF VG EP (n=10) | (n=441)
(n=227) | (n=21) | (n=42) | (n=15)

Forderung politischer/
demokratischer Parti- | 28 % 16% 57 % 67 % 22% 7% 0% 42%
zipation

Stérkung zivilgesell-
schaftlichen Engage- |20% 47 % 58 % 24% 37% 13% 0% 47 %
ments

Forderung einer po-
sitiven Einstellung
gegeniiber demokrati- | 8% 9% 19% 43% 2% 27% 10% 16%
schen Verfahren und
Strukturen

Forderung sozialer
Integration, sozialer
Teilhabe und Gleich-
berechtigung

12% 16% 29% 29% 27 % 0% 10% 24%

Legende: Bund: Handlungsbereich Bund — Kompetenzzentrum und Kompetenznetzwerke; Land: Hand-
lungsbereich Land; Kommune: Handlungsbereich Kommune - Partnerschaften fiir Demokratie; MP DF:
Handlungsbereich Modellprojekte im Handlungsfeld Demokratieférderung; MP VG: Handlungsbereich
Modellprojekte im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung; MP DF: Modellprojekte Demokratieférderung; MP
EP: Modellprojekte Extremismuspravention; MP SV: Modellprojekte Strafvollzug und Bewahrungshilfe
Quelle: Eigene Erhebungen der Gesamtevaluation; vorgegebene Items aus den Kategorien 2020, bis zu
drei Hauptzielen

selbst als wichtigen Teil unserer Demokratie erleben und konkret an der Demo-
kratie teilhaben — sowohl iiber formale Beteiligungsprozesse als auch in ihrem
Alltag” (ebd., S. 25). Teilhabe, Partizipation und Engagement seien laut Bundes-
regierung ,zentrale politische Schliissel zur Ausgestaltung von Demokratie und
Freiheit, fiir das Gemeinwohl“ (ebd., S. 57).

Das vorliegende Kapitel widmet sich der Art und Weise, in der Partizipation
und Teilhabe im Rahmen des Bundesprogramms adressiert werden. Zunichst
werden in Abschnitt 9.2 unterschiedliche Definitionen der Konzepte Partizipati-
on und Teilhabe vorgestellt. Im Anschluss (Abschnitt 9.3) werden die Konzeprte,
Formate und Projekte, die im Rahmen des Bundesprogramms umgesetzt werden,
um Partizipation und Teilhabe zu ermoglichen, systematisierend dargestellt.
Darauf aufbauend erfolgt die Darstellung ausgewihlter Herausforderungen,
mit denen sich Projektumsetzende bei der Ausweitung der Partizipation und
Teilhabe von Personen(gruppen) innerhalb des Bundesprogramms konfrontiert
sehen, und moglicher Umgangsweisen mit ebendiesen. Das Kapitel schliefRt mit
einem zusammenfassenden Fazit.
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9.2 Die Konzepte Partizipation und Teilhabe

Dieser Abschnitt widmet sich der Definition der Konzepte Partizipation und
Teilhabe unter Einbeziehung einschligige Fachliteratur und anhand der De-
finitionen, welche die wissenschaftliche Begleitung in ihren Ausfithrungen zu
den Themen zugrunde legt. Dabei ist im Rahmen dieses Kapitels nur ein kurzer
ausschnitthafter Uberblick iiber die Definition von Partizipation und Teilhabe
moglich.

Ausgehend von einschlagiger Fachliteratur wird zunichst von einem breiten
Partizipationsbegriff ausgegangen, der neben den formellen und institutio-
nalisierten Formaten insbesondere auch die ,Aushandlungsprozesse zwischen
Individuen mit unterschiedlichen Selbstbestimmungsanliegen“ (Zick/Kiip-
per/Mokros 2023, S. 362) im Sinne einer biografischen Selbstbestimmung (vgl.
Zschach/Schott/Hiring 2023, S. 202) umfasst.

Partizipation zielt sowohl auf Selbstbestimmung und Eigenverantwortung
als auch auf die Integration von Individuen in gemeinschaftliche und gesell-
schaftliche Zusammenhinge sowie die Befihigung zur direkten und indirekten
Einflussnahme auf Entscheidungsfindungen und Entscheidungen (Betz/Gaiser/
Pluto 2010, S. 15). Innerhalb eines demokratischen Gemeinwesens beinhaltet Par-
tizipation fiir die jeweiligen Personen und Gruppen, ,an allen Angelegenheiten
mitzuentscheiden, von denen sie im Alltag betroffen sind und erméglicht ihnen
damit, sich nicht nur als Adressat*innen, sondern zugleich als Urheber*innen
an der Festlegung von Regeln und Normen zu beteiligen® (Richter 2023, S. 15).
In diesem Sinn reprisentiert Partizipation sowohl eine Strukturmaxime als
auch eine ,grundlegende (fach-)politische Leitlinie“ der Kinder- und Jugendhilfe
(Luders 2006, S. 2).

Von Partizipation sollte nur dann gesprochen werden, wenn eine wirkliche
Moglichkeit der Einflussnahme auf Entscheidungen besteht und denjenigen, die
sich einbringen, Anerkennung entgegengebracht wird. Das ist insbesondere mit
Blick aufJugendliche als Partizipierende sowie Partizipation unter den erschwer-
ten Bedingungen, wie beispielsweise im peripheren lindlichen Raum, bedeutsam
(vgl. Grunert/Ludwig 2023, S. 185 f.). Grunert und Ludwig verweisen anhand ih-
rer Forschungsergebnisse darauf, dass gerade Jugendlichen, beispielsweise durch
politische Verantwortungstriger:innen, oftmals die Fihigkeit einer direkten Be-
teiligung bzw. politischer Handlungsfihigkeit abgesprochen wird (ebd., S. 195f.).

Im deutschsprachigen Raum wird Partizipation vom Begriff der Teilhabe un-
terschieden.’ Grundlegend fiir die vorliegenden Ausfithrungen ist ein Verstind-

3 Nur im deutschen Sprachraum werden die Begriffe Partizipation und Teilhabe unterschieden.
Im internationalen Diskurs wird von participation gesprochen. ,Sowohl in der deutschen Fas-
sung der ICF [...] als auch in der UN-BRK wurde participation mit Teilhabe iibersetzt. Obwohl
sich im deutschsprachigen Raum die begriffliche Unterscheidung zwischen Teilhabe und Par-
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nis von Teilhabe als Platz, den eine Person(engruppe) innerhalb der Gesellschaft
innehat und der ihr ein Maf3 an ,Macht und Handlungsermachtigung in den ge-
sellschaftlichen Prozessen der Aushandlung® gibt (Zschach/Schott/Hiring 2023,
S. 203). Der Teilhabebegrift ist im Vergleich zu dem der Partizipation stirker ge-
koppelt an personliche Voraussetzungen und strukturelle, insbesondere gesell-
schaftliche Bedingungen (vgl. Barthelheimer et al. 2022, S. 24).*

Innerhalb des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“ greifen die unter-
schiedlichen Themenfelder in Abhingigkeit der jeweils adressierten Zielstel-
lungen und Bedarfslagen in ihrer Arbeit auf unterschiedliche Auslegungen
der Konzepte Partizipation und Teilhabe zuriick. Dabei sind iiber die Kom-
petenznetzwerke und das Kompetenzzentrum sowie die Partnerschaften fiir
Demokratie und die Modellprojekte, insbesondere im Handlungsfeld Demo-
kratieférderung, Elemente der Partizipation und Teilhabe angelegt. In den
wissenschaftlichen Begleitungen der Handlungsbereiche und -felder werden die
beiden Begriffe Partizipation und Teilhabe entweder synonym verwendet (vgl.
z.B. Ehnert et al. 2021, S. 42) oder auf die Begrifflichkeiten im Handlungsfeld
itbertragen. So spricht beispielsweise die wissenschaftliche Begleitung des Hand-
lungsbereichs Bund in ihren Berichten von Interessenvermittlung, die durch die
Arbeit der Kompetenznetzwerke geleistet wird. Die Kompetenznetzwerke und
das Kompetenzzentrum konnen selbst als Modell der demokratischen Partizipa-
tion und Teilhabe im Verhiltnis von Staat und Zivilgesellschaft gedeutet werden,
wenn die fachliche bzw. fachpolitische Interessenvermittlung als Aufgabe der
Kompetenzzentren und -netzwerke begriffen wird (vgl. Heinze et al. 2021, S. 23
sowie Fufdnote auf S. 6). In den beiden Bereichen werden Partizipation und
Teilhabe auch als Kernziele benannt (vgl. Heinze et al. 2023, S. 40 ff.; Ehnert et al.
2021, S. 42).

Im Bundesprogramm kommen Partizipation und Teilhabe sowohl als Ziel als
auch als Arbeitsmethode vor (vgl. Ehnert et al. 2021, S 40f.). Einerseits werden
sie als leitende Zieldimension (ebd., S. 20) sowie als zu entwickelnde partizipa-
tive und inklusive Verfahren beschrieben, andererseits sollen in den Projekten
handlungspraktische Kompetenzen vermittelt werden, auch indem Kinder und
Jugendliche in die Projektarbeit entsprechend eingebunden werden (vgl. ebd.,
S. 81f.). Die Einbindung der Kinder und Jugendlichen kann in unterschiedlicher
Art und Weise geschehen, beispielsweise durch ihre Beteiligung in der Konzept-

tizipation etabliert hat, wird Partizipation in einigen Zusammenhingen synonym mit Teilhabe
verwendet“ (Barthelheimer et al. 2022, S. 28).

4 Barthelheimer et al. unterscheiden insgesamt sieben Kernelemente des Teilhabebegriffs. Da-
zu zdhlen: Verhiltnis zwischen Individuum und gesellschaftlichen Bedingungen, subjektorien-
tierte Perspektive, Moglichkeiten und Spielriume selbstbestimmter Lebensfithrung in einem
gesellschaftlich iiblichen Rahmen, Wahlméglichkeiten, Mehrdimensionalitit, die Leitidee so-
zialer Gerechtigkeit und ein zu schiitzender Spielraum der Lebensfithrung (vgl. Barthelheimer
etal. 2022, S. 26f.).
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entwicklung von Projekten, durch die Beteiligung an der Umsetzung einzelner
Projektbausteine und die gesamtheitliche Umsetzung eines Projekts durch die
Zielgruppe(n) (nach Stange o.]. in: Weiberg et al. 2023a, S. 49). Es geht sowohl
um Partizipation in den Projekten und Mafinahmen als auch um Partizipati-
on durch die Projekte und Mafinahmen (vgl. Bischoff et al. 2015). Im Bericht
der wissenschaftlichen Begleitung der Modellprojekte in der Vielfaltgestaltung
wird angelehnt an Becker (2015) Partizipation der Zielgruppen vertiefend als
Grundprinzip und Grundrecht des demokratischen Gemeinwesens beschrieben
(vgl. Weiberg et al. 2023, S. 46). In Bildungsmafinahmen bedeute Partizipati-
on die Teilhabe, Mitsprache und Mitbestimmung der Zielgruppen und ziele
darauf ab, die Zivilgesellschaft zu férdern (Coelen 2010; Piepenbrink 2012). De-
mokratieférderung wird adressiert, insbesondere bei den Modellprojekten der
Vielfaltgestaltung und spielt eine grof3e Rolle — als Methode, Ansatz, Ziel oder
Wirkung der Projektarbeit (Weiberg et al. 2023, S. 68) bzw. mit der Zielstellung
der Erhohung der demokratischen Teilhabe (ebd., S. 74).

Ein weiterer wichtiger Aspekt fiir Partizipation und Teilhabe ist die Einbin-
dung und Vernetzung relevanter Akteurs- und Zielgruppen. Gerade im Hand-
lungsbereich Kommune stellt dies eine wichtige Grundlage einer erfolgreichen
Arbeit der Partnerschaften fiir Demokratie dar (Becker et al. 2024b, S. 124). Damit
wird Partizipation in dem Handlungsbereich im engeren Sinne gleichgesetzt mit
einer aktiven Beteiligung an den Aktivititen und Strukturen der Partnerschaf-
ten und im weiteren Sinne mit einer Beteiligung an etablierten Strukturen und
Organisationsformen der demokratischen Willensbildung sowie demokratischer
Engagementformen (Becker et al. 2022a, z. B. S. 3; Becker et al. 2024b, S. 201f.).

Im Bundesprogramm zeigt sich aber auch die Herausforderung bzw. die Para-
doxie, die sich in hierarchischen Settings ergibt, wenn es um Demokratiebildung
und somit auch um Partizipation und Teilhabe geht. Besonders im Themenfeld
Strafvollzug und Bewihrungshilfe im Bereich der Modellprojekte ldsst sich gut
zeigen, dass es in diesen stark sicherheitsrelevanten sowie hierarchisch organi-
sierten Einrichtungen vergleichsweise schwierig ist, Partizipation und Teilhabe
umzusetzen (vgl. Jakob/Jukschat/Herding 2023, S. 45, 94-98).

Partizipations- und Teilhabeprozesse sind wie alle gesellschaftlichen Prozes-
se von Verdnderungen und Anpassungen geprigt — sowohl die Anspriiche derer,
die sich beteiligen wollen als auch derer, die Beteiligung erméglichen. Formen
der Partizipation und Teilhabe sind in den letzten Jahrzehnten kleinteiliger und
schnelllebiger geworden und haben sich von den etablierten, politischen Organi-
sationen und Institutionen starker entkoppelt (vgl. Becker et al. 20224, S. 12). Die
Wandlung von Beteiligungsprozessen zeigt sich vor allem im digitalen Raum, der
zwar die Moglichkeiten von Partizipation und Teilhabe erweitert, aber zugleich
neue Herausforderungen mit sich bringt (vgl. Kaps et al. 2024, S. 10, 171f.; vgl.
auch Kap. 2, Abschnitte 8.2.1und 8.2.3). Mit Blick auf die zunehmende Digitalisie-
rung und die Vielzahl an Méglichkeiten, die diese auch fir die Bereiche der Parti-
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zipation und Teilhabe bieten, findet diese entsprechende Maéglichkeiten offenbar
bisher wenig Raum in der Umsetzung der Ziele des Bundesprogramms. Um an
den Lebenswelten Jugendlicher und junger Menschen anzukniipfen und sie fiir
Partizipation noch stirker zu gewinnen, sollten entsprechende Beteiligungsan-
gebote im Bundesprogramm intensiver erprobt und umgesetzt werden und auch
die Umsetzenden in den Projekten und Angeboten dafiir sensibilisiert und ge-
schult werden (vgl. Abschnitte 2.4, 8.2.1und 8.2.3).

9.3 Konzepte und Formate

Den Wandlungsprozessen politischer Partizipation Rechnung tragend und dabei
neue Ansitze zur Steigerung ebendieser fiir die pidagogische Praxis entwickelnd
ist die Ausgestaltung und Férderung der Partizipation und Teilhabe innerhalb der
Projektumsetzung eines der Themen und Anliegen der Zusammenarbeit unter-
schiedlicher Akteur:innen in den Kompetenznetzwerken und -zentren auf Bun-
desebene (Heinze et al. 2023, S. 44).

Gleichzeitig setzen die auf landes- sowie kommunaler Ebene agierenden
Projekte des Bundesprogramms zur Steigerung der Partizipation und Teilhabe
der adressierten Zielgruppe(n) konkrete Mafinahmen um, welche auf die Heraus-
bildung und Stirkung der sozial-kognitiven und/oder motivationalen Faktoren
sowie relevanten Wissens und benétigter Beteiligungsstrukturen abzielen. Dabei
werden vielfiltige Ansitze verfolgt, welche sich jeweils den drei Dimensionen des
Civic Voluntarism Model (CVM) — vorhandene Ressourcen und Kompetenzen/
Kenntnisse, psychologisches Engagement, gezielte Ansprache zur Beteiligung
- zuordnen lassen, die unter Abschnitt 9.1 eingefithrt wurden. Die Projekte
setzen genau an den entsprechenden Voraussetzungen gesellschaftlicher und
demokratischer Beteiligung an.

Die Dimensionen des CVM werden im Folgenden genutzt, um die im Rahmen
des Bundesprogramms umgesetzten Projekte zu systematisieren. Dariiber hin-
aus werden Ansitze dahingehend unterschieden, ob durch sie eine stirkere Be-
teiligung im Rahmen der Projekte des Bundesprogramms angestrebt wird (Be-
teiligung in den Projekten) oder Beteiligung aufderhalb der Strukturen forciert
wird (Beteiligung durch die Projekte). Letztlich wird zwischen Ansitzen auf un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen - individuell, gruppenbasiert, gesell-
schaftlich - differenziert. Eine Ubersicht ausgewihlter Ansitze findet sich in Ab-
bildung 9.1.
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9.3.1 Beteiligung in den Projekten

Umgesetzte Mafinahmen auf individueller Ebene mit dem Fokus auf Beteiligung
in denjeweiligen Projekten zielen in erster Linie auf die Schaffung von Ressourcen
und die Stirkung des psychologischen Engagements der Zielgruppen im Sinne
des CVM?® ab. Nicht selten sind dabei Handlungsansitze auf individueller und
gruppenbezogener Ebene verkniipft (Weiberg et al. 2023b, S. 69). Die verfolgten
Ansitze wollen zum einen die Anerkennung der Projekte vor Ort stirken, bei-
spielsweise durch den Aufbau stabiler Beziehungen zu relevanten Akteur:innen,
und die Zielgruppen motivieren, aktiv zu werden bzw. zu bleiben, beispielsweise
durch die Betonung des Mehrwerts zivilgesellschaftlicher Beteiligung (Becker et
al. 2024b, z. B. S. 64f1.). Zum anderen zielen Projektansitze auf die Vermittlung
engagementrelevanten Wissens wie die Aufklirung iiber programmrelevante
Herausforderungen vor Ort sowie die Gestaltung von Prozessen der Kompetenz-
entwicklung, beispielsweise bei der Selbstorganisation sozialer Gruppen (Ehnert
et al. 2021, S. 62; Becker et al. 2022a, z. B. S. 53; Ziegler et al. 2021, z. B. S. 25f.,
38, 65, 79, 86, 102; Becker et al. 2024b, z.B. S. 66 ff.). Modellprojekte adressie-
ren auch Fachkrifte, die entsprechende Mafnahmen umsetzen. Beispielsweise
richten sich Angebote der Modellprojekte in den Handlungsfeldern Demokratie-
torderung und Extremismuspravention zum Teil an (pidagogische) Fach- und
Leitungskrifte und vermitteln hier pidagogische Standards und Selbstverstind-
nisse sowie pidagogische Kompetenzen (Braun et al. 2022a, S. 7; Ziegler et al.
2021, S. 76).

Mafinahmen auf struktureller Ebene eréffnen auf unterschiedlichen Wegen
Moglichkeiten zur Partizipation, indem Zielgruppen bei der Gestaltung und
Umsetzung der Projekte einbezogen werden. Durch die Schaffung und Stirkung
von Gelegenheitsstrukturen soll die Beteiligung der Zielgruppe(n) ermdglicht
werden. Die Modellprojekte implementieren hierbei eine oder mehrere von drei
wesentlichen Formen der Partizipation innerhalb ihrer Strukturen: (1) die Ziel-
gruppe wird in die Konzeptentwicklung eingebunden, beispielsweise in Form
von Befragungen, Bedarfsanalysen oder Strategieworkshops; (2) die Zielgruppe
wird an der Umsetzung einzelner Projektbausteine beteiligt, beispielsweise iiber
eingerichtete Beitrite oder Komitees, und/oder (3) die gesamtheitliche Um-
setzung eines Projekts erfolgt durch die Zielgruppe (mit Unterstiitzung durch
Projektmitarbeiter:innen) (Ziegler et al. 2021, S. 25, 58; Weiberg et al. 2023a,
S. 49f.). Partnerschaften fiir Demokratie ermoglichen Partizipation fiir betei-
ligte Zielgruppen sowie andere zivilgesellschaftliche und staatliche Stakeholder
innerhalb ihrer Strukturen, etwa des Begleitausschusses oder des Jugendforums,
oder in den eigenen Projekten. Hierfiir werden beispielsweise Schwerpunkte in

5 Vgl. hierzu Abschnitt 9.1.
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der Forderung niedrigschwelliger Formate gelegt oder bestehende Partizipati-
onshiirden regelmifig reflektiert und gezielt abgebaut (Becker et al. 2024b, z. B.
S. 67ff.; Becker et al. 2022a, z. B. S. 53).

9.3.2 Beteiligung durch die Projekte

Auch Mafdnahmen mit einem Fokus darauf, zivilgesellschaftliche Beteiligung au-
Berhalb der Strukturen des Bundesprogramms zu stirken, fassen auf individuel-
ler Ebene in erster Linie die Ressourcenschaffung sowie Partizipationsstirkung
ins Auge und verkniipfen hierbei ebenfalls Handlungsansitze unterschiedlicher
Ebenen. Uber die Vermittlung relevanten Wissens und benétigter Kompetenzen
soll(en) die Zielgruppe(n) befihigt werden, innerhalb eines demokratischen Ge-
meinwesens partizipieren zu kénnen (Becker et al. 2022a, z. B. S. 53; Braun et al.
2022a, S. 48; Ziegler et al. 2021, S. 57, 81, 104; Weiberg et al. 2023b, S. 61; Becker et
al. 2024b, S. 69). Modellprojekte in den Handlungsfeldern Vielfaltgestaltung und
Extremismuspravention nutzen hierfir beispielsweise Empowerment-Trainings
und Workshops in der Arbeit mit , Betroffenen® (Ziegler et al. 2021, S. 57, 63; Wei-
berg et al. 2023b, S. 70). Beratungsangebote wie auch Mafinahmen der Kompe-
tenzvermittlung, die sich nicht an ,Betroffene richten, bieten jungen Menschen
oder padagogischen Fach- und Leitungskriften beispielsweise Beratungen iiber
die Nutzung vorhandener Beteiligungs- und Partizipationsmoglichkeiten oder
die Férderung partizipativer Haltungen sowie partizipationsorientierter Kompe-
tenzen und Arbeitsweisen (Braun et al. 2022a, S. 53; Ziegler et al. 2021, z. B. S. 79,
102).

Die Modellprojekte im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung und Extremismus-
pravention und insbesondere die Partnerschaften fitr Demokratie widmen sich
der Schaffung und dem Ausbau von Netzwerken und Kooperationsstrukturen
zwischen Personen(gruppen) — seien es ,Betroffene, die breite Bevolkerung,
staatliche oder zivilgesellschaftliche Akteur:innen oder Mitarbeiter:innen der
kommunalen Verwaltung — sowie der Unterstiitzung beim Aufbau von Selbstor-
ganisationen (Becker et al. 2022a, z. B. S. 53; Weiberg et al. 2023b, S. 62£.; Ziegler
et al. 2021, z. B. S. 25, 38, 50, 55; Becker et al. 2024b, S. 69). Die Strategien der
Modellprojekte im Handlungsfeld Demokratieférderung zielen auf struktureller
Ebene auf den Auf- und Ausbau von Strukturen ab, welche die Beteiligung junger
Menschen sowohl innerhalb pidagogischer Einrichtungen als auch in den Kom-
munen, in denen diese angesiedelt sind, erméglichen sollen (Rehse/Hemmann
2023).
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Beispiele fiir Jugendbeteiligung

Ein Beispiel fiir die Partizipation von Jugendlichen sind die Jugendforen im Rahmen der
Partnerschaften fiir Demokratie des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“. Im Jahr
2023 wurde in 88 Prozent (315 von 357) der Partnerschaften fiir Demokratie ein Jugend-
forum umgesetzt (Kremeti/Sthamer/Winter 2023, S. 43). Durch die Beteiligung an den
Entscheidungen der Partnerschaften ermoglichen die Jugendforen jungen Menschen, ih-
re Interessen kommunal zu vertreten. Dariliber hinaus sind die Jugendforen mit einem
eigenen Budget ausgestattet, welches sie fiir die Forderung von Projekten vergeben kon-
nen. Im Rahmen einer fokussierten Untersuchung zur regionalen Kooperation und den
Ertragen der Programmforderung im Bundesprogramm konnten die Autor:innen in einer
der betrachteten Regionen Jugendliche selbst bzw. in einer anderen Region Sozialarbei-
ter:innen hierzu befragen. Die Ergebnisse der Befragung verdeutlichen, dass die befrag-
ten Jugendlichen diese Moglichkeit der Teilhabe und Partizipation schatzen und dass
sie kreative Ideen entwickeln, um auch weitere Jugendliche zu motivieren, sich fir die
Themen des Bundesprogramms zu interessieren und einzusetzen.® So entwickelten Ju-
gendliche die Idee, Gleichaltrige durch auffallige Sitzgelegenheiten im 6ffentlichen Raum
anzusprechen und nach ihren Wiinschen und Vorschlagen zur Partizipation und Teilha-
be zu fragen. Aus diesen Vorschlagen wurden dann Projektideen entwickelt. Die Prioritéat
der Jugendlichen bei den Ausgaben des Budgets liegt bei partizipativen Angeboten, wie
ein Jugendlicher im Interview berichtet:

L+Aber wenn es um Beteiligung geht, wenn es um direkte Demokratie geht, um Jugend-
zentren, die man fordern kann, wo Selbstverwaltung stattfindet, alles, was im Rahmen De-
mokratie reinféllt, diirfen wir dieses Geld verwenden” (RS7_4, 94-97).

In einer anderen Region berichteten Sozialarbeiterinnen von einem Jugendbeteili-
gungsprojekt im Rahmen eines im landlichen Raum veranstalteten CSD, den die Jugend-
lichen selbst organisierten und in ihrem Engagement eine breite Unterstiitzung aus der
Zivilbevolkerung sowie aus der Jugendhilfe erhielten.

JAlso es war fiir uns so ein klassisches Beteiligungsprojekt. Die Jugendlichen hatten
eine Idee, sind da auf uns zugekommen und haben dann immer ja gré3ere Kreise begeis-
tern kénnen. Es waren dann zum Beispiel die Kirmesburschen aus Wilhelmsdorf mit dabei
zusammen mit Fridays for Future. Also da haben sich Gruppen auf ein Thema gefunden,
die normalerweise niemals was miteinander zu tun haben. Aber so ist diese urspriingliche
Idee gewachsen” (RS6_2, 75-81).

In der vorangegangenen Forderperiode hat die wissenschaftliche Begleitung des Handlungsbe-
reichs Kommune — Partnerschaften fiir Demokratie die Jugendforen der Partnerschaften un-
tersucht. Die Ergebnisse sind im Abschlussbericht der wB festgehalten (vgl. ISS/Camino 2019,
S. 991T.).
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9.3.3 Herausforderungen fiir die partizipative Einbindung von Personen
in die Projektarbeit

Der Aufbau von Vertrauen zur Zielgruppe stellt eine der Herausforderungen bei
der partizipativen Gestaltung von Projekten dar (Weiberg et al. 2023a, S. 51).
Vertrauen ist zentral fiir das Etablieren belastbarer und verlisslicher Arbeits-
beziehungen, in denen auch komplexe und potenziell konfliktreiche Themen
angesprochen werden kénnen (Ziegler et al. 2021, S. 65). Weitere Herausforde-
rungen ergeben sich dadurch, dass oftmals zwischen Zielgruppe(n), beispiels-
weise aufgrund unterschiedlicher spezifischer Kontextbedingungen (Ehnert et
al. 2021, S. 30f.; Weiberg et al.2023b, S. 77), aber auch innerhalb der adressierten
Zielgruppe(n), beispielsweise aufgrund mehrdimensionaler Benachteiligungser-
fahrungen (Weiberg et al. 2023b, S. 54, 58), Heterogenititen vorliegen (vgl. auch
Becker et al. 2024b, S. 50). Projektumsetzende miissen sich mit bestehenden
Heterogenititen und deren Folgen fiir die Betroffenen und die eigene Arbeit
nicht nur auseinandersetzen und diese reflektieren, sondern ihre Mafinahmen
auch so konzipieren, dass den heterogenen Bedarfen der Zielgruppe(n) begegnet
werden kann (Ehnert et al. 2021, S. 30f.; Ziegler et al. 2021;” Weiberg et al. 2023b,
S. 54). Neben mangelndem Vertrauen und Heterogenititen zwischen sowie in-
nerhalb von Zielgruppen erschwert eine passive politische (Beteiligungs-)Kultur
die Motivierung von Personen fiir zivilgesellschaftliche Beteiligung. Dies kann
sich in einem geringen Interesse an der Auseinandersetzung mit politischen The-
men und/oder einer pessimistischen Grundhaltung gegeniiber demokratischer
Partizipation duflern (Becker et al. 2024b, S. 58). In der Konfrontation mit einer
passiven politischen Kultur muss der Schwerpunkt umgesetzter Maflnahmen
darin liegen, an individuelle und gruppenbezogene Bedarfe anzukniipfen und
den individuellen Mehrwert zivilgesellschaftlicher Beteiligung herauszustellen,
um Personen davon zu iiberzeugen, dass sie hierdurch innerhalb eines demo-
kratischen Systems ihre Interessen artikulieren und ihr Umfeld mitgestalten
konnen. Angebote miissen hierbei an den vorhandenen Kapazititen orientiert
sein, denn beispielsweise fehlende zeitliche, aber auch finanzielle Ressourcen bei
der Zielgruppe stellen oftmals ein weiteres Beteiligungshindernis dar (Weiberg
etal. 2023b, S. 58; Becker et al. 2024b, S. 58).

Die Ausweitung der Partizipation und Teilhabe auf neue Personen(gruppen)
ermoglicht die Einbindung bisher marginalisierter und unterreprisentierter
gesellschaftlicher Gruppen und Perspektiven. Auf Projektebene kénnen hier-
durch u. a. zielgruppenspezifische Bedarfe und essenzielle Themen identifiziert,

7 Ziegler et al. (2021) stellt vor, welche Ansitze Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismus-
privention entlang unterschiedlicher Risiko- und Problemlagen der Zielgruppen umsetzen.
Aus der Gesamtschau des Berichts wird die Notwendigkeit individueller Zugange und Projekt-
formate deutlich.
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das Bewusstsein iiber die eigenen Potenziale und Ressourcen bei der Zielgrup-
pe gestirkt und vorhandene Ressourcen miteinander geteilt werden (Ziegler
et al. 2021, z. B. S. 25f., 63; Weiberg et al. 2023b, S. 58). Werden daneben auch
die Unterstiitzung beim Aufbau von Selbstorganisationen sowie die Schaffung
und der Ausbau von Netzwerken und Kooperationsstrukturen zwischen Perso-
nen(gruppen) und/oder Akteur:innen anvisiert, konnen auf struktureller Ebene
die notwendigen Rahmenbedingungen fiir Partizipation und Teilhabe geschaffen
und nachhaltig lokal verankert werden. Der Abbau von Beteiligungshiirden und
die (Mit-)Gestaltung neuer Beteiligungsraume stellen weitere Wege dar, um ent-
sprechende partizipationsforderliche Rahmenbedingungen zu schaffen (Ziegler
et al. 2021, S. 30f.; Weiberg et al. 2023a, S. 55) und hieriiber den Herausforde-
rungen fiir die Aktivierung von Zielgruppen/Akteur:innen, die auf struktureller
Ebene in Regionen mit geringerem Sozialkapital und/oder fragmentierten oder
fehlenden zivilgesellschaftlichen Strukturen bestehen, teilweise zu begegnen
(vgl. Becker et al. 2024b, S. 151, 67ff., 169 {T.).

Die Verfahren und Erkenntnisse aus dem Bundesprogramm werden auch
durch die Fachliteratur gestiitzt: Der Ausbau von Netzwerken und Strukturen
kann eine Infrastruktur sozialer Netzwerke etablieren, die zur stirkeren Ver-
bundenheit der Biirger:innen mit der lokalen Gemeinschaft fithren und somit
das Sozialkapital® der Regionen stirken kann (Coleman 1990, S. 300, 315f.; Put-
nam 1993, S. 171). Zudem wird innerhalb solcher Netzwerke durch die Art und
Weise, in der Informationen, beispielsweise iiber relevante Themen und Parti-
zipationsmoglichkeiten, aufbereitet und geteilt werden und die Konfrontation
und Internalisierung von Partizipationsnormen, demokratische Beteiligung
wahrscheinlicher (Putnam 1993, S. 173f.; Passy/Giugni 2001, S. 140ff.; Smith/
Gonzalez /Frigolett 2021, S. 1044f.). Die Befihigung zu Partizipation und Be-
teiligung durch die Projekte des Bundesprogramms trigt insofern selbst zu
demokratischer Aushandlung und gesellschaftlichem Zusammenhalt bei.

Kontextuelle Herausforderungen fiir die Projektarbeit sowie die Uberzeugung
der Zielgruppen zur politischen Partizipation entstehen in Regionen, in denen
antidemokratische Akteur:innen gezielt zivilgesellschaftliche Handlungsspiel-
rdume einschrianken wollen und Projektmitarbeiter:innen aktive Widerstinde
gegeniiber der eigenen Arbeit entgegengebracht werden, die teilweise in direkte
Anfeindungen und Bedrohungen miinden. Auch in Regionen, in denen demokra-
tie- und menschenfeindliche Organisationen bzw. Gruppierungen vor Ort aktiv
sind, gestaltet sich die Projektarbeit in besonderem Maf3e herausforderungsvoll

8 Nach Putnam (1993, S. 170f.) entsteht Sozialkapital durch biirgerschaftliches Engagement in
freiwilligen Organisationen und/oder sozialen Gruppen. Es umfasst die (1) Einbindung in Netz-
werke des freiwilligen Engagements, (2) soziales Vertrauen und (3) das Vorhandensein genera-
lisierter Reziprozititsnormen. Sozialkapital konzeptualisiert er als 6ffentliche (vs. individuelle)
Ressource und als zentrale Grundlage demokratischer Systeme.
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(Becker et al. 2020, S. 34f.; Becker et al. 2024b, S. 166 {f.). Die Implementierung
konsistenter Gegenstrategien seitens prodemokratischer Akteur:innen bei ent-
sprechenden Vorfillen sowie die Umsetzung von Sensibilisierungsformaten zur
Aufklirung tiber und Befihigung im Umgang mit antidemokratischen Phino-
menen und die Unterstiitzung von Anfeindungen und Bedrohungen betroffener
Personen stellen auflokaler Ebene mégliche Umgangsweisen mit entsprechenden
Herausforderungen dar, an denen die Projekte des Bundesprogramms mitwirken
kénnen (Becker et al. 2020, S. 471T.).

9.4 Fazit

Partizipation ist nicht nur ein Grundpfeiler demokratischer Herrschaftssysteme,
sondern steht, neben dem Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe unterschiedli-
cher Personen(gruppen), auch im Zentrum des Bundesprogramms , Demokratie
leben!“. So werden insbesondere im Handlungsbereich Kommune und in den Mo-
dellprojekten der Demokratieférderung Partizipation und Teilhabe in Strukturen
sowie als Handlungsziel innerhalb der Projektarbeit beschrieben. Dabei meint
die Partizipation in Strukturen die Schaffung von Méglichkeiten, die es jungen
Menschen erlaubt, sich in ihrem Umfeld einzubringen und dieses mitzugestalten.
Ein weiterer wichtiger Aspekt dabei ist die Vermittlung von Wissen tiber Formen
und Umsetzungsmaoglichkeiten von Partizipation und Teilhabe an die Fachkrifte
der Kinder- und Jugendarbeit sowie andere Multiplikator:innen. In den Modell-
projekten des Handlungsfeldes Vielfaltgestaltung werden die Zielgruppen hiu-
figauch iiber Ansitze des Empowerments an partizipative Prozesse herangefiihrt
und hierfir gestarke.

Um den vielfiltigen und heterogenen Zielstellungen und adressierten Be-
darfslagen der umgesetzten Projekte gerecht zu werden, greifen die unter-
schiedlichen Themenfelder des Programms in ihrer Arbeit auf unterschiedliche
Definitionen bzw. Auslegungen der Konzepte zuriick. Dies zeigt sich auch in der
Umsetzung von Partizipation und Teilhabe in den Projekten. In der Gesamtschau
umgesetzter Projekte wird deutlich, dass diese in vielfaltiger Weise an den mul-
tiplen Voraussetzungen zivilgesellschaftlicher Beteiligung und demokratischer
Partizipation ansetzen. Angebote auf individueller sowie gruppenbezogener
Ebene bieten in der Regel die Vermittlung von Wissen und Kompetenzen, die
Personen dazu befihigen, an demokratischen Entscheidungsprozessen zu parti-
zipieren. Ansitze auf struktureller Ebene zielen oftmals auf die Schaffung neuer
oder Verinderung bestehender Partizipations- und Netzwerkstrukturen sowie
die partizipative Einbindung der Zielgruppen in die Entwicklung und Umsetzung
von Projekten ab.

Die Herausforderungen, mit denen sich die Umsetzenden bei der Einbindung
von Zielgruppen konfrontiert sehen, stellen nicht selten Entwicklungspotenziale
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fiir die kiinftige Projektarbeit dar. Heterogene und/oder spezifische Ressourcen
und Bedarfe bei der Zielgruppe, beispielsweise bei Kindern und Jugendlichen,
,Betroffenen“ oder Zielgruppen in struktur- oder engagementschwachen Riu-
men, machen adressat:innengerechte Partizipations- und Teilhabeformate
notwendig. Die Nutzung dieser vor dem Hintergrund eines andauernden Form-
wandels gesellschaftlicher und demokratischer Partizipation auszubauen, sollte
sowohl einen Fokus kiinftiger Projektarbeit bilden als auch auf programmstruk-
tureller Ebene bei der Ausgestaltung kiinftiger Demokratieférderprogramme,
beispielsweise durch die Einbindung der Zielgruppen in die Programmgestal-
tung, Beriicksichtigung finden.
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10 Themen mit zunehmender Relevanz

Ali Konyali, Stella Riger und Sebastian Winter

10.1 Einleitung

Die zweite Forderphase des Bundesprogramms , Demokratie leben!“war begleitet
von einschneidenden politisch-gesellschaftlichen Ereignissen und Entwicklun-
gen. Zu ihnen zihlen u. a. die Covid-19-Pandemie, der russische Angriffskrieg in
der Ukraine und der Krieg im Nahen Osten nach dem Terrorangriff der Hamas am
7. Oktober 2023. Hinzu kommt in Deutschland das Protestgeschehen autoritar-
rebellischer Mischszenen und Wahlerfolge rechtspopulistischer bis rechtsextre-
mer Parteien. Zugleich haben sich Selbstorganisationen marginalisierter Grup-
pen (z. B. Migrant:innen und die LGBTQI*-Community) stirker in der Offentlich-
keit sichtbar gemacht, und das Bewusstsein dafiir ist gewachsen, wie verschie-
dene Formen von Diskriminierung — etwa aufgrund von Herkunft, Geschlecht
oder sexueller Orientierung — miteinander verbunden sind und sich gegensei-
tig verstirken koénnen. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitungen des
Bundesprogramms ,Demokratie leben!“verdeutlichen, dass sich diese Ereignisse
und Entwicklungen auf die Umsetzung des zivilgesellschaftlichen Engagements
in den verschiedenen Handlungsbereichen und den drei Handlungsfeldern De-
mokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismuspravention auswirken.

Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden dargestellt, welche Themen-
schwerpunkte in der zweiten Férderphase von ,Demokratie leben!“ (2020-2024)
an Relevanz gewonnen haben und auf welche Weise dies geschehen ist. Dabei
wird auch beleuchtet, welche Leerstellen sich im aktuellen Foérderprogramm
trotzdem noch zeigen und welche weiteren Themenbereiche eine stirkere Be-
riicksichtigung verdienen kénnten.

Dabei werden zwei Formen von Themen mit zunehmender Relevanz un-
terschieden: zum einen solche, deren zunehmende Bedeutung aus der Sensi-
bilisierung der am Bundesprogramm beteiligten Akteure resultiert (Abschnitt
10.2), und zum anderen Themen, die aufgrund steigender gesellschaftlicher
Virulenz fiir die Umsetzung des Bundesprogramms und die beteiligten Akteure
relevant geworden sind (Abschnitt 10.3). Diese Unterscheidung wird als eine
analytische Trennung verstanden, die einerseits den Leser:innen eine inhaltliche
Strukturierung anbietet, andererseits aber auch sichtbar macht, aus welchen
Stofdrichtungen Themenschwerpunkte, Phinomene und Anforderungen fiir das
Bundesprogramm und die beteiligten Akteure an Bedeutung gewinnen.

Das Kapitel schliefdt mit einem Fazit, das auch einen kurzen Blick auf jene
Leerstellen im Bundesprogramm wirft, die durch den Fokus auf neue Themen
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identifiziert werden kénnen. Zudem werden Folge-Herausforderungen benannt,
die sich aus dem Relevantwerden neuer Themen im Programmkontext ergeben.

10.2 Steigende Sensibilisierungen innerhalb des
Bundesprogramms

Die Sensibilisierung fir die vielfiltige Verschrinkung der Erscheinungsformen
von Demokratie- und Menschenfeindlichkeit hat in der zweiten Férderperiode
des Bundesprogramms eine Reihe von Verinderungen auf inhaltlicher, metho-
discher und struktureller Ebene angestofRen. Dabei ist ein beginnender Trend er-
kennbar hin zu phinomeniibergreifenden Herangehensweisen. Dieser Trend re-
flektiert die Erkenntnis, dass sich bestimmte Falle von politischer Radikalisierung
oder Diskriminierung nicht ausschliellich einzelnen voneinander abgetrennten
extremistischen Phinomenen oder einzelnen Diskriminierungsmerkmalen zu-
ordnen lassen (vgl. Herding et al. 2021, S. 27{t.). Es zeigt sich vielmehr die Not-
wendigkeit einer umfassenderen und zugleich differenzierteren Betrachtung der
Problemlagen und ihrer Bearbeitung.

Mit dem Konzept der Intersektionalitit kann eine umfassende Einbeziehung
von Demokratie- und Menschenfeindlichkeit in ihrer Komplexitit und Gleichzei-
tigkeit (Combahee River Collective 2002; Crenshaw 1989; Winker/Degele 2009,
S. 14f.) erfolgen. Intersektionalitit spielt eine wichtige Rolle in (mehrfach-)mar-
ginalisierten Communitys, da sie die gleichzeitige Wirkung verschiedener Dis-
kriminierungsformen sichtbar macht und angeht. Durch eine macht- und herr-
schaftskritische Reflexion werden bestehende Strukturen hinterfragt und mar-
ginalisierte Perspektiven sichtbar gemacht, wodurch sich diese Personen soziale
Handlungsmacht (wieder-)aneignen kénnen (vgl. Weiberg et al. 2024a, S. 60—-67).
In der zweiten Forderperiode sind jedoch nur wenige Projekte zu finden, die ex-
plizit intersektional arbeiten — diese konzentrieren sich vor allem auf das The-
menfeld Vielfaltgestaltung.

10.2.1 Unterstiitzung von Selbstorganisation und Empowermentarbeit

Im Handlungsbereich Bund und insbesondere im Handlungsfeld Vielfaltgestal-
tung werden bereits diverse Selbstorganisationen geférdert. Ein zentraler Aspekt
dieser Forderung ist ein Wissenstransfer, bei dem Ressourcen und Fihigkeiten
entwickelt werden, um die Effektivitit und Nachhaltigkeit der Organisationen zu
steigern. Ein wesentliches Element dieser Arbeit ist die Ausbildung von Multipli-
kator:innen, die ihr Wissen und ihre Fihigkeiten in ihren Gemeinschaften wei-
tergeben. Diese Multiplikator:innen spielen eine entscheidende Rolle dabei, das
Bewusstsein fiir Vielfalt zu férdern und marginalisierte Gruppen zu stirken, in-
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dem sie als Katalysatoren fiir soziale Verinderungen fungieren. Die geforderten
Modellprojekte tragen maf3geblich dazu bei, inklusive Strukturen zu schaffen und
die Partizipation aller gesellschaftlichen Gruppen zu fordern.

Die Erkenntnisse aus dem Handlungsfeld Vielfaltgestaltung verdeutlichen
auch, dass vermehrt auf Empowerment und Intersektionalitit gesetzt wird, um
gesellschaftliche Ungleichheiten, Ausschliisse und Diskriminierung anzugehen
(vgl. Weiberg et al. 2023a, S. 11-24). Das bedeutet, dass Ansitze und Mafinahmen
nicht nur auf praktischen Erfahrungen basieren, sondern auch durch wissen-
schaftliche Erkenntnisse gestiitzt und weiterentwickelt werden. Gleichzeitig
gehen diese Konzepte auf die konkreten Bedarfe der Praxis ein. Dabei gewinnt
neben der Beriicksichtigung von Intersektionalitit auch die communityba-
sierte Selbstorganisation an Bedeutung, um die vielfiltigen Dimensionen von
Diskriminierung und Ungleichheit zielgruppenorientierter zu verstehen und
anzugehen.

In der Praxis gehen Empowerment und Sensibilisierung oft Hand in Hand,
da sie darauf abzielen, ein Bewusstsein fiir die Verflechtungen von gesellschaftli-
chen Positionen, Diskriminierung und Privilegien zu schaffen. Diese intersektio-
nale Perspektive muss entsprechend in der pidagogischen Arbeit beriicksichtigt
werden (vgl. Weiberg et al. 2024a). Beispielhaft zeigt sich dies an neueren Ansit-
zen der antisemitismuskritischen Bildungsarbeit, die historisches Lernen starker
mit aktuellen gesellschaftlichen Fragen verbinden und die vielfiltigen Erfahrun-
gen von Jugendlichen in einer Einwanderungsgesellschaft beriicksichtigen (vgl.
Killguss/ Meier/Werner 2020).

Innerhalb simtlicher Handlungs- und Themenfelder wird die Selbstreflexion
der beteiligten Akteur:innen hervorgehoben hinsichtlich der Auseinandersetzung
mit der eigenen gesellschaftlichen Position, den zugewiesenen Rollen, den vor-
handenen Privilegien und den bestehenden Vorurteilen (vgl. Weiberg et al. 2023a).
Dies beinhaltet kritische Reflexionen zur Zielsetzung von Projektmafinahmen im
Rahmen der staatlich geférderten Empowermentarbeit selbst. Dabei wird abge-
wogen, wie die Chancen und Moglichkeiten dieser Ansitze im Verhiltnis zu po-
tenziellen Risiken stehen — insbesondere inwiefern die individuelle Ebene, die in
Workshops adressiert wird, mit dem systemischen gesellschaftlichen Kontext zu-
sammenhingt und welche Auswirkungen deren tendenzielle Nicht-Thematisie-
rung auf die Teilnehmer:innen hat.

Im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung werden neben gréfieren auch viele
kleinere Triger und Projekte gefordert. Besonders Letztere sind durch verwal-
tungsbezogene Aufgaben stark belastet, vor allem bei begrenzten Ressourcen fiir
den Ausbau ihrer Organisationsstrukturen. Selbstorganisationen, die erst seit
dem Jahr 2015 durch das Bundesprogramm gefordert werden, stehen dabei oft
vor spezifischen Barrieren im Programmbkontext. Fiir diese Organisationen stellt
der Umgang mit administrativen Anforderungen einen notwendigen Lernschritt
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dar, um im Zuge ihrer Professionalisierung langfristig tragfihige Strukturen
aufzubauen.

Projektbeispiel zu Herausforderungen des Empowerments

In einem Modellprojekt wird eine kritische Selbstreflexion tber die Methoden und Ziele
von Empowerment vorgenommen. Dabei wird insbesondere die Herausforderung betont,
Empowerment so zu gestalten, dass es Betroffene starkt, ohne ungewollt Risiken einzu-
gehen oder Schaden anzurichten, weil es zu sehr die individuelle gegeniiber der struktu-
rellen Ebene hervorhebt. Dies wird im folgenden Zitat verdeutlicht:

,Wir sind sehr skeptisch [...], weil Empowerment schiefgehen kann. [..] Welche Scha-
den kénnen damit potenziell angerichtet werden, wenn wir das System nicht in den Blick
nehmen?[...] Inzwischen sind wir an einem Punkt, wo wir sagen, wir miissen erst mal genau
verstehen, welche Risiken und Chancen es gibt” (zitiert nach Weiberg et al. 2024a, S. 30).

Neue Deutsche Organisationen bzw. Selbstorganisationen sind im Handlungs-
feld zudem unterreprisentiert. Das fihrt dazu, dass spezifische Bediirfnisse und
Perspektiven marginalisierter Gruppen weniger beriicksichtigt werden, was die
Effektivitit der Demokratieforderung beeintrichtigen und die Schaffung inklu-
siverer Strukturen erschweren kann (Weiberg et al. 2023b).

10.2.2 Intersektionale Identifikation von ,Leerstellen”

Im Bundesprogramm wird zunehmend der Fokus auf die intersektionale Identi-
fikation von vorherigen Leerstellen der Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung
und Extremismuspravention gelegt. Die enge Zusammenarbeit zwischen den
Trigern und der Programmsteuerung ermoglicht es, gezielt relevante Frage-
stellungen zu identifizieren und Mafnahmen flexibler und wirkungsvoller zu
gestalten. Die themenbezogenen Kompetenznetzwerke und Modellprojekte
spielen dabei eine zentrale Rolle, indem sie vertieftes Fachwissen und praxis-
nahe Ansitze einbringen. Dadurch werden bestimmte Phinomene intensiver
bearbeitet und die Wirksamkeit der Mafdnahmen erhoht. In der dritten For-
derperiode wird Intersektionalitit als neues Themenfeld stirker in den Fokus
geriickt, obwohl in der zweiten Férderperiode nur wenige Projekte intersek-
tionale Ansitze verfolgten. Dabei ist die Vernetzung von Projekten, die bisher
wenig oder gar nicht intersektional gearbeitet haben, von grofier Bedeutung.
Durch den Austausch und die Nutzung des umfangreichen Wissens und der Er-
fahrungen anderer kénnen neue Riume, Themen und Orte identifiziert werden,
an denen eine intersektional ausgerichtete institutionelle Demokratieférderung
wirksam sein kénnte. Dies ist entscheidend, um bisher unerkannte Leerstellen
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und Bedarfsliicken zu fiillen und somit die Wirksamkeit und Reichweite der
Mafnahmen zu erhéhen (vgl. Ehnert et al. 2021; Heinze et al. 2023, S. 40—47).

Insbesondere das Handlungsfeld Vielfaltgestaltung beschreibt einen Bereich
des zivilgesellschaftlichen Engagements im Rahmen des Bundesprogramms, in
dem oft die Notwendigkeit intersektionaler Zusammenarbeit hervorgehoben
wird. Die Modellprojekte in diesem Handlungsfeld zeigen, dass die Auseinan-
dersetzung mit verschiedenen Diskriminierungsformen davon abhingt, wie
stark sie sich auf aktuelle soziopolitische Diskussionen oder wissenschaftliche
Erkenntnisse beziehen lassen. Dementsprechend gibt es im Bundesprogramm
Modellprojekte, die sich durch spezifische Arbeit mit Empowerment-Konzepten
ein Alleinstellungsmerkmal erarbeitet haben. Ihr Fokus liegt primir auf der
Ansprache junger Menschen, denen im Rahmen der Modellprojekte Angebote in
Form von communitystirkender Arbeit geboten werden, die z. B. in sogenannten
Safer Spaces initiiert wird.

In den Modellprojekten, die an der Schnittstelle mehrerer Phinomene arbei-
ten, wird die programmseitig vorgegebene, einseitige thematische Zuordnung
teilweise als hinderlich empfunden, obwohl gerade im Handlungsfeld Vielfalt-
gestaltung die Notwendigkeit intersektionaler Zusammenarbeit beschrieben
wird. Diese intersektionale Arbeitsweise erfordert nicht nur erhebliche orga-
nisatorische, zeitliche, finanzielle und personelle Ressourcen, sondern auch
eine kontinuierliche Reflexion der pidagogischen Praxis, um sie angemessen
umsetzen zu konnen. Im Rahmen des Bundesprogramms , Demokratie leben!*
erweist sich die intersektionale Zusammenarbeit als besonders erfolgreich, wenn
sie als fortlaufender Lernprozess und dynamisches Konzept verstanden wird. So
entwickeln Projekte beispielsweise neue Ansitze, indem sie Diskriminierungs-
formen kombinieren oder gezielt Mehrfachdiskriminierungen adressieren.
Dies erfordert die Bereitschaft, je nach Kontext, Zeit und Ort ein kreatives Me-
thodenrepertoire sowie unterschiedliche Herangehensweisen und Blickwinkel
einzusetzen. So konnen Reflexionen iiber verwobene Diskriminierungsformen
gefoérdert und Projektkonzeptionen an neue intersektionale Perspektiven ange-
passt werden, die erst in der dritten Forderperiode explizit verankert wurden.
Vielfiltige Perspektiven und einschligige Expertisen innerhalb heterogener
Projektteams unterstiitzen eine effektive intersektionale Projektarbeit. Dadurch
werden Mehrfachdiskriminierungen im Blick behalten, Leerstellen identifiziert
und Verdnderungsprozesse initiiert. So trigt das Bundesprogramm dazu bei,
dass eine umfassende und inklusive Demokratieforderung, Vielfaltgestaltung
und Extremismuspravention gelingen (vgl. Weiberg et al. 2024a, S. 9fT.).
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10.3 Steigende gesellschaftliche Virulenz

In diesem Abschnitt werden demokratiegefihrdende Phinomene behandelt,
die in der zweiten Forderperiode des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“
deutlich an Bedeutsamkeit fiir dieses gewonnen haben, weil ihre Virulenz durch
gesellschaftspolitische Entwicklungen verstirkt worden ist. Es handelt sich also
um neue Themen, mit denen die Akteur:innen des Bundesprogramms von auflen
konfrontiert worden sind, und nicht um die Ergebnisse interner Reflexions- und
Sensibilisierungsprozesse.

In den Fokus genommen werden im Folgenden drei solche Entwicklungen: das
erstarkende und teilweise lokal die Meinungshoheit erreichende Auftreten po-
pulistischer und verschworungsideologischer Bewegungen, die Verbreitung von
deren Briickenideologien Antifeminismus und Antisemitismus sowie Anfeindun-
gen demokratischer Akteur:innen und , Shrinking Spaces for Civil Society*.

10.3.1 Populistische und verschworungsideologische Einstellungen und
Aktivitaten

In der Halbzeitbilanz des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“ hat die Ge-
samtevaluation im Jahr 2022 festgehalten:

, Die Akteur:innen im Bundesprogramm und deren Zielgruppen miissen zunehmend auf Ver-
schworungserzihlungen und Rechtspopulismus und daraus folgenden Bedrohungen reagieren.
[...] Dabei zeigte sich, dass insbesondere das Handeln (neuer) Akteur:innen aus den Spektren
Verschworungserzihlungen, Rechtspopulismus sowie Rechtsextremismus bedeutsame Ein-
flussfaktoren sind [...]. Diese bilden sowohl auf der gesellschaftlichen Makro- und Meso- als
auch auf der Mikroebene in der Projektarbeit vor Ort einen Teil des Handlungsrahmens der
Projektarbeit“ (Jiitz et al. 2023, S. 151.).

Wer sind diese ,(neuen) Akteur:innen? Der ,Aufstieg des (Rechts-)Populismus*
(Becker et al. 2022a, S. 9) findet statt vor dem Hintergrund eines Protestgesche-
hens von milieutibergreifenden ,autoritir-rebellischen Mischszenen® unter Be-
teiligung demokratieskeptischer bis -feindlicher Akteur:innen (vgl. Brenn et al.
2023), das von verunsichernden globalen Grofiereignissen wie der Covid-19-Pan-
demie (vgl. Becker et al. 2020, S. 10), dem Krieg gegen die Ukraine (vgl. Becker
et al. 2022¢, S. 17f., 37ff.) oder Fluchtbewegungen (vgl. ebd., S. 35 ff.) katalysiert
wird. Dieses Protestgeschehen erreicht auch Teile der ,biirgerlichen Mitte“ und
kann zeitweise die 6ffentlichen Diskurse stark beeinflussen (vgl. Brenn et al. 2023,
S. 11; Becker et al. 2022a, S. VIII).

In einigen Forderregionen der Partnerschaften fir Demokratie entstehe ei-
ne ,Alltaglichkeit des Protestgeschehens, das gegen den demokratisch-pluralisti-

155



schen Meinungs- und Interessenstreit eine populistische Haltung* setzt, sodass
die Akteur:innen des Bundesprogramms fiir ihre ,prodemokratische Arbeit eher
vorsichtige, teilweise die 6ffentliche Sichtbarkeit meidende und mégliche Unter-
stiitzer*innen nichtverprellende Formate wihlen (miissen), um Anfeindungen zu
entgehen“ (Brenn et al. 2023, S. 48). Bezogen auf die Adressierung dieser Misch-
szenen fasst die wissenschaftliche Begleitung des Handlungsbereichs Kommune
die Erfahrungen der befragten Koordinator:innen zusammen:

,Dabei gelte es, einen differenzierten Blick zu wahren, demokratiedistanzierte und -feindliche
Personen nicht als homogene Einheit zu interpretieren und genau zu iiberlegen, wie mit wem
und in welchem Kontext (Podiumsdiskussion, am Rande von Demonstrationen, Gesprichsrun-
de, Einzelgesprich ...) der Dialog gesucht wird“ (Brenn et al. 2023, S. 49).

Verschworungserzihlungen spielen auch eine wichtige Rolle bei der Arbeit in
dem recht unspezifisch konturierten Themenfeld phinomeniibergreifender
Pravention, das erstmals in der zweiten Forderperiode des Bundesprogramms
als eigenstindiges Themenfeld von Modellprojekten zur Extremismuspriven-
tion eingefithrt worden ist (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 14, 76, 92). Auch einer der
Forderschwerpunkte des Innovationsfonds widmet sich der ,Aktiven Ausein-
andersetzung mit Verschworungsdenken/-narrativen und Falschinformation®
(BMESF] 2022e).

10.3.2 Briickenideologien Antifeminismus und Antisemitismus

Insbesondere zwei Ideologien kommt eine ,Briickenfunktion* (Hecking et al.
20254, S. 13; vgl. Meiering et al. 2018; Ziegler et al. 2021, S. 16, 76) fiir die Misch-
szenen zu: Antifeminismus im Gewand der Feindschaft gegen ,Gender* und
Antisemitismus insbesondere (aber nicht nur) in israelbezogenen Erscheinungs-
formen. Antifeminismus ist in den patriarchalen Strukturen unserer Gesellschaft
verankert und wird von organisierten demokratiefeindlichen Akteur:innen stra-
tegisch zur Bildung von Allianzen in die gesellschaftliche Mitte hinein genutzt.
Das Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ reagierte auf diese Demokratiege-
fahrdung mit der Forderung des Begleitprojekts ,Antifeminismus begegnen —
Demokratie stirken“, das durch vielfiltige Formate der Wissensvermittlung, der
Aufklirung und des Empowerments auf die Sensibilisierung und Stirkung von
zivilgesellschaftlichen Akteur:innen abzielt. Auch zwei Forschungsprojekte zum
Antifeminismus wurden im Rahmen des Bundesprogramms geférdert (Hecking
etal. 2025a, 2024b).

Verschworungsideologien und Populismus gehen oft einher mit (latentem)
Antisemitismus und finden im Judenhass ihren drastischsten Ausdruck. Das
Thema Antisemitismus ist fir das Bundesprogramm kein neues, hat aber im
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Laufe der zweiten Forderperiode noch an Bedeutung gewonnen. So geben Ver-
treter:innen von mehr als drei Vierteln der Landes-Demokratiezentren einen
Relevanzzuwachs des Themas Verschworungsdenken im Verlauf dieser Forder-
periode fiir ihre Arbeit an. Das Gleiche gilt fiir deren Riickmeldungen zum Thema
Antisemitismus (vgl. Dittrich 2023b).!

Auch aus den Modellprojekten im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung wurde
wihrend der Pandemie eine Zunahme der Bedeutung von Antisemitismus im
Kontext der Verschworungserzihlungen der ,Querdenker“-Bewegung fiir ih-
re Arbeit gemeldet. Die Modellprojekte haben diese Entwicklungen adressiert
und dadurch teilweise eine erhohte mediale, gesellschaftliche und politische
Aufmerksamkeit und Anerkennung gewonnen. Auf der anderen Seite waren ver-
stirkte Bedrohungen gegeniiber den Trigern der Modellprojekte zu verzeichnen
(vgl. Weiberg et al. 2023b, S. 22.£.).

(Israelbezogener) Antisemitismus und Antifeminismus haben eine zentrale
Funktion in der islamistischen Ideologie und bilden diesbeziiglich eine Briicke
zu nichtmuslimischen demokratie- und menschenfeindlichen Diskursen (vgl.
Meiering et al. 2018, S. 13ff.; Winter 2023, S. 113). Im Jahr 2023 wurden von
allen 16 Landes-Demokratiezentren Projekte zu Islamistischem Extremismus
angeboten, das Thema kann seit Beginn der Férderperiode als etabliert im Hand-
lungsbereich gewertet werden (vgl. Dittrich 2023b). Erwdhnenswert ist, dass
alle islamismusbezogenen Modellprojekte Empowerment-Formate und die Pro-
blematisierung des sich ebenfalls verstirkenden antimuslimischem Rassismus
einbeziehen (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 45f.).

10.3.3 Shrinking Spaces for Civil Society

Das Erstarken der genannten Aktivititen und Diskurse geht einher mit Anfein-
dungen demokratischer Akteur:innen und in der Folge ,Shrinking Spaces for Civil
Society“. Schon in der Halbzeitbilanz des Bundesprogramms wurde festgehalten:

»Zunehmende gesellschaftliche Konfliktlagen begegnen den Programmakteur:innen nach Er-
kenntnissen einiger wissenschaftlicher Begleitungen in Form von Einschiichterungsversuchen,
verbaler oder korperlicher Bedrohungen und politisch-weltanschaulich begriindeter Gewalt*
(Jiitzetal. 2023, S. 2).

Beispielsweise waren die Mitarbeitenden von sechs der 14 Modellprojekte im The-
menfeld Rechtsextremismus zwischen Herbst 2020 und Herbst 2021 von Anfein-

1 Zubeachten ist hierbei, dass die Schwerpunktsetzungen der Landes-Demokratiezentren nicht
nurvom Bundesprogramm, sondern auch von landespolitischen Strategien, die sich in Landes-
programmen und -konzepten darstellen, bestimmt werden.
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dungen betroffen (vgl. Ziegler et al. 2021, S. 21). Auch das Erstarken des Antifemi-
nismus hat Auswirkungen auf die demokratische Zivilgesellschaft. Aus den Mo-
dellprojekten im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung wird im Jahr 2022 berichtet:

,Rund drei Viertel der Befragten vermuten, dass Ubergriffe veriibt werden, weil die Verantwort-
lichen die politische Ausvichtung ihrer Organisation ablehnen. Neben rassistisch und antisemi-
tisch motivierten Ubergriffen spielen in der Wahrmehmung der Befragten auch Sexismus und
Antifeminismus eine grof3e Rolle“ (Sommer/Ratzmann 2022, S. 10).

Antifeministische Akteur:innen bedrohen somit demokratische Handlungsriu-
me oder schranken sie sogar ein. Gleichzeitig lassen sich aber auch Resilienzen
und Widerstinde im Umgang mit antifeministischen Angriffen beobachten (vgl.
Hecking et al. 2025b).

Die Koordinator:innen der Partnerschaften fiir Demokratie haben im Jahr
2020 noch aus lediglich 12 Prozent (37 von 300) der Partnerschaften fiir De-
mokratie mindestens in Einzelfillen von Ubergriffen auf Mitarbeitende der
Koordinierungs- und Fachstellen berichtet (vgl. Abb. 10.1). Dieser Anteil hat sich
in der jiingsten Befragung im Jahr 2024 auf 24 Prozent (88 von 357) verdoppelt
(vgl. Abb. 10.2). Auch dass Biirgermeister:innen, Landrit:innen oder Politiker:in-
nen, aber auch Mitarbeitende der Verwaltungen, also Vertreter:innen staatlicher
Institutionen, sich Anfeindungen gegeniibersihen, wird von den Befragten nun
deutlich hiufiger angegeben (vgl. SaBmannshausen et al. 2024).

Abbildung 10.1: Anfeindungen und Ubergriffe auf unterschiedliche Personengruppen
(2020)
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Abbildung 10.2: Anfeindungen und Ubergriffe auf unterschiedliche Personengruppen
(2024)
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Der Begrift ,Shrinking Spaces for Civil Society“ meint ,Versuche zur Ein-
schrinkung zivilgesellschaftlicher Handlungsspielriume und die [...] Verdrin-
gung demokratisch und vielfaltorientiert Engagierter durch demokratie- und
menschenfeindliche Akteur*innen* (Becker et al. 2020, S. 12, vgl. Bohn 2019). Im
Jahr 2022 gab ein Fiinftel der Koordinator:innen der Partnerschaften fir Demo-
kratie an, dass es solche, teilweise iiber konkrete Anfeindungen hinausgehende,
gegen ihre Arbeit gerichtete Aktionen wie ,z. B. kommunale Parlamentsanfra-
gen, 6ffentliche Diskreditierung, Vorwiirfe der ideologischen Einflussnahme etc.”
gebe. Diese Versuche sind nur teilweise erfolgreich. Dass die Arbeit ihrer Part-
nerschaft tatsichlich durch , Einflussnahmen und Versuche zur Einschrinkung
zivilgesellschaftlicher Handlungsspielriume beeintrichtigt® sei, schitzten im
Jahr 2023 aber trotzdem immerhin neun Prozent der befragten Koordinator:in-
nen so ein (mit einem {iberproportional hohen Schwerpunkt in ostdeutschen
Landkreisen, vgl. Becker et al. 2024a, S. 63).

Hiufige Gegenaktivititen sind die Verbesserung der Kommunikation mit
Mitarbeiter:innen der kommunalen Verwaltung, aber auch ein verstarkter Aus-
tausch mit den Sicherheitsbehérden und die Aktivierung zivilgesellschaftlicher
Gegenbewegungen. Schon im Jahr 2020 berichteten Koordinator:innen jeder
siebten Partnerschaft zudem, dass bei ihnen Anpassungen von Projekten, z. B.
in Bezug auf deren offentliche Selbstdarstellung oder Namensgebung, vorge-

2 Vergleiche zur unterschiedlichen Betroffenheit verschiedener Raumtypen ausfiihrlich Becker et
al. 2020, S. 20ff. und Becker et al. 2022a, S. 134 ff.
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nommen worden seien, um sich weniger angreifbar zu machen (vgl. Becker et al.
2020, S. 18).

Versuche der Verdringung demokratisch Engagierter zeigen sich auch in de-
mokratiefeindlichen Einflussnahmen auf Verbinde und Vereine. Diese ,(strategi-
sche) Unterwanderung und Durchdringung zivilgesellschaftlicher Riume durch
rechte Akteur*innen und Positionen“ (Becker et a. 2021, S. 2), kann die ,dunkle
Seite der Zivilgesellschaft“ (Riittgers 2018) stirken und die Normalisierung demo-
kratie- und menschenfeindlicher Haltungen vorantreiben (vgl. Becker et al. 2021,
S. 201t.). ,Konsistente Gegenstrategien“ reaktiver ebenso wie praventiver Art sei-
enin der Breite der Zivilgesellschaft noch zu wenig etabliert, so die wissenschaft-
liche Begleitung des Handlungsbereichs Kommune (vgl. ebd., S. 50).

Viele Modellprojekte, etwa im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung, setzten da-
gegen bereits konkrete Schutzmafinahmen um, die sich auch gegen Unterwan-
derungsversuche richten:

, Beispielsweise verwenden sie allgemeine, nichtpersonalisierte E-Mail-Adressen und Postfiicher
und sichern die Gebiude mit Kameras, Sicherheitsschlossern und Alarmanlagen. Mehrere Or-
ganisationen berichten, dass sie bei Veranstaltungen Polizeischutz erhalten [...]. AufSerdem er-
wihnt eine zur Thematik Einwanderungsgesellschaft arbeitende Organisation, dass sie auch
bei der Auswahl ihrer Mitarbeitenden VorsichtsmafSnahmen trifft, um eine Unterwanderung
zu verhindern: Wir gucken uns Praktikant “innen sehr genau an. [...], um nicht unterlaufen zu
werden von Leuten, die unserer Institution feindlich gesinnt sind. Also deutlich intensiver, als
wir das vorher gemacht haben“ (Sommer/Ratzmann 2022, S. 15).

Seitens des Bundesprogramms wurde auf diese Entwicklung reagiert. Die Pro-
jekttrager wurden explizit darauf hingewiesen, dass Sicherheitskonzepte zum
Schutz von Veranstaltungen im Rahmen der Projektausgaben forderfihig sei-
en. Aber dariiber hinaus wurde auch ein neues Begleitprojekt implementiert
(,Zivilgesellschaft stirken und schiitzen®), das auf kommunaler Ebene durch ver-
trauensbildende und Perspektiviibernahmen erméglichende Austauschformate
zwischen Politik, Verwaltung, Sicherheitsbehérden und Zivilgesellschaft den
Schutz und die Starkung prodemokratischer Akteur:innen verbessern sollte (vgl.
Schifer/Brenn/Winter 2024).

10.4 Fazit

Ausgehend von der Zielsetzung, relevant gewordene Themen und thematische
Leerstellen im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ aufzuzeigen sowie per-
spektivisch besonders wichtig werdende Themen in den Blick zu riicken, wurden
zwei Formen neuer Themen identifiziert, die im Verlauf der Férderphase in den
verschiedenen Handlungsbereichen an Relevanz gewonnen haben.

160



Themen, deren zunehmende Bedeutung aus der steigenden Sensibilitit in-
nerhalb der Programms resultiert, zeigen sich nicht nur in spezifischen Hand-
lungsfeldern, sondern durch inhaltliche Anpassungen, strukturelle und methodi-
sche Neuerungen programmweit. Besonders deutlich wird dies in der zunehmen-
den Verbreitung phinomeniibergreifender Bearbeitungsansitze, die Diskrimi-
nierungsformen und gesellschaftliche Herausforderungen in ihrer Vielschichtig-
keit adressieren. Dabei spielt die Einbindung von Selbstorganisationen eine zen-
trale Rolle, auch tiber das Handlungsfeld Vielfaltgestaltung hinaus. Dies spiegelt
sich in der stirkeren Beriicksichtigung von Mehrfachdiskriminierungen und der
Férderung von Partizipationsmoglichkeiten fir marginalisierte Gruppen wider.
Dadurch wird die Entwicklung eines dynamischen und adaptiven Programms un-
terstittzt, das auf aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen reagiert.

Die zunehmende Bedeutung von Themen im Programm, aufgrund deren
demokratiegefihrdender Virulenz, zeigt sich insbesondere bei der notwendigen
Auseinandersetzung mit populistischen und verschworungsideologischen Ak-
teur:innen, Briickenideologien wie Antifeminismus und Antisemitismus sowie
Anfeindungen prodemokratisch Engagierter. Im Bundesprogramm wurde mit
einer verstirkten Bearbeitung dieser Themen und der Implementierung von
Mafinahmen reagiert, welche die zivilgesellschaftlich engagierten Biirger:innen
besser schiitzen sollen.

Es zeigen sich bei dieser Betrachtung an einigen Stellen aber auch fort-
bestehende Leerstellen und Folge-Herausforderungen, die zukiinftig geziel-
ter in den Blick genommen werden sollten. Deutlich wurde bereits, dass die
Akteur:innen im Bundesprogramm angesichts populistischer und verschwo-
rungsideologischer Einstellungen und sogenannter Mischszenen angehalten
sind, ,einen differenzierten Blick zu wahren“ (Brenn et al. 2023, S. 49). Das be-
deutet, die Heterogenitit dieser Phinomene zu erkennen, pauschale Urteile zu
vermeiden und kontextbezogene Strategien zu entwickeln, um im lokalen Um-
feld angemessene Umgangsweisen zu finden. Hinzu kommt die Frage, welche
Umgangsweisen mit Versuchen der Einschrankung zivilgesellschaftlicher Hand-
lungsspielrdume erforderlich werden, um zivilgesellschaftliches Engagement
zu fordern und aufrechtzuerhalten, dabei aber auch den Schutz der beteiligten
Akteur:innen zu gewihrleisten. Die Entwicklung konsistenter und langfristig
wirksamer Gegenstrategien gewinnt als Folge-Herausforderung an Relevanz fir
das Bundesprogramm und dessen Akteur:innen (vgl. Becker et al. 2021, S. 50).

Auf eine weitere, anders gelagerte Folge-Herausforderung verweist die stei-
gende Relevanz und Beteiligung von Selbstorganisationen, die als wichtiger
Schritt hin zu einer Diversifizierung der beteiligten Akteur:innen zu verste-
hen ist. So stellt sich die Frage, wie das Bundesprogramm ,Demokratie leben!*
strukturiert und organisiert sein sollte, um auch weniger formal organisierten
Selbstorganisationen eine niedrigschwellige Partizipation zu erméglichen. Um
den oftmals geringeren administrativen Kapazititen dieser Triger gerecht zu
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werden, konnten gezielte Unterstiitzungsangebote fiir die Antragstellung und
Projektumsetzung oder auch unterstiitzende Mentoring-Programme bereit-
gestellt werden. Dabei konnte die Forderung von Netzwerken und die gezielte
Forderung von Partnerschaften zwischen grofieren und kleineren Akteur:innen
eine wichtige Rolle spielen. Ein weiterer Aspekt konnte der kontinuierliche Ein-
bezug von Selbstorganisationen in die Programmentwicklung und -evaluation
sein, um ihre Perspektiven und Bediirfnisse stirker zu integrieren.

Eine thematische Leerstelle im Bundesprogramm kann durch die inter-
sektionale Perspektive identifiziert werden. Die ,verstirkte Beriicksichtigung
von Intersektionalitit in staatlichen Programmen [deutet] die Chance an, dass
neue Perspektiven in eine breitere Diskussion iiber Ungleichheit und Macht-
strukturen eingebracht [werden]“ (Loick Molina/Meijer 2024, S. 52). Vor diesem
Hintergrund wird die Ungleichheitsdimension class aus der klassischen Trias
von race, class und gender (vgl. Biele Mefebue/Bithrmann/Grenz 2022, S. 4f.)
als weitgehend abwesendes Thema im Bundesprogramm deutlich. Class ist hier
zwar keine absolute Leerstelle und wird an verschiedenen Stellen im Bundes-
programm durchaus zum Thema gemacht. Ubergreifend betrachtet erfolgt die
Auseinandersetzung mit Klassismus sowie mit dem Themenkomplex Armut im
Bundesprogramm bisher jedoch nur randstindig.
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11 Gender Mainstreaming, Diversity
Mainstreaming und Inklusion

Yvonne Albrecht und Stefan Kolke

11.1 Einleitung

Das Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ widmet sich u. a. der Férderung ge-
sellschaftlicher Diversitit und der Bearbeitung von rassistischer und sexistischer
Diskriminierung. Laut Forderrichtlinie sind Gender- und Diversity Mainstrea-
ming und Inklusion (GDI) dabei als Leitprinzipien auch fiir das Programm selbst
grundlegend bei der Umsetzung aller Angebote (BMFSFJ 2022a, S. 812). Ange-
sichts dieser Ziele riickt die Frage in den Fokus, wie im Bundesprogramm Gleich-
stellung und Diversitit geférdert, wie inklusionsbezogene Prozesse gestaltet wer-
den und inwiefern sich hierbei spezifische Bedarfe der Akteur:innen von ,Demo-
kratie leben!“ zeigen.

Das Kapitel beginnt mit Einblicken in Umsetzungspraktiken von GDI im
Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ (Abschnitt 11.2). Hier wird analytisch
zwischen der Beriicksichtigung von GDI bei internen und externen Mafnahmen
unterschieden. Als intern werden Mafinahmen innerhalb der Strukturen der
geforderten Projekte und ihrer Tragerorganisationen definiert, wihrend extern
die gesellschaftspolitischen Methoden und Mafinahmen der projektbezogenen
Arbeit der Akteur:innen des Bundesprogramms bezeichnet. Erstere betreffen
beispielsweise entsprechende Weiterbildungsmoglichkeiten oder die Zusam-
mensetzung des Kollegiums (z. B. divers zusammengestellte Teams), wihrend
Letztere auf die Zielstellungen der Projektarbeit abzielen.

Anhand von Ergebnisberichten der Modellprojekte im Handlungsfeld Vielfalt-
gestaltung wird dann beispielhaft illustriert, welches GDI-Verstindnis bei den
Programmakteur:innen vorliegt (zu den Auswahlkriterien vgl. Abschnitt11.3). Das
Fazit bilanziert den Umsetzungsstand von GDI in der zweiten Férderphase von
,Demokratie leben!“.

11.2 Interne und externe Umsetzungspraktiken von GDI - ein
Uberblick

Aus theoretischer Sicht handelt es sich bei GDI um Top-down-Ansitze (vgl.
Heider-Winter 2014, S. 59), die im Fall des Bundesprogramms durch die For-
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derrichtlinie gerahmt und von den Akteur:innen in pidagogisches Handeln
tibersetzt werden. Zu den Voraussetzungen fiir die umfassende Beriicksichti-
gung von GDI zihlen projekt- bzw. trigerbezogene GDI-Mafinahmen (intern) als
Ausgangspunkt fir gesellschaftspolitische Methoden und Mafinahmen (extern)
(vgl. Bergmann/Pimminger 2004, S. 1; Blickhiuser/Bargen 2015, S. 22; Jakob/
Gschwandtner 2011, o. S.).

Um zu einer Einschitzung der internen und externen Umsetzung von GDI zu
gelangen, werden nachfolgend Befunde aus einer Befragung der Projekte im Bun-
desprogramm vorgestellt, die im Jahr 2023 durch die Gesamtevaluation durch-
gefithrt wurde. Die Datenbasis (n=375) bilden Aussagen von Vertreter:innen von
Kompetenznetzwerken/-zentren (n=27), Beratungsstellen (n=70), Partnerschaf-
ten fiir Demokratie (n=178) und Modellprojekten (n=100).!

11.2.1 Interne Beriicksichtigung von GDI auf Projekt- und Tragerebene

GDI erfordert auf der Organisationsebene, die interne Strukturen an GDI-
Aspekten auszurichten, indem organisationsbezogene Konzepte/Leitbilder ent-
sprechend entwickelt bzw. erginzt werden (vgl. Blickhduser/Bargen 2015, S. 45).
Nach Aussagen aller Befragten trifft dies auf einen grofieren Teil der Projekte
fiir Gender Mainstreaming (GM: 44 Prozent) und Diversity Mainstreaming (DM:
45 Prozent) zu (vgl. Abb. 11.1). Konzepte oder Strategien zur Beriicksichtigung
von Inklusion sind in den Strukturen der Trigerorganisationen seltener veran-
kert (I: 17 Prozent Zustimmung). Da iber alle Programmbereiche hinweg die
Mehrheit der Projekte der Frage nach vorhandenen organisationsbezogenen
Konzepten und Leitbildern zu GDI nur eingeschrinkt oder nicht zustimmt,
ist hier insgesamt ein Entwicklungsbedarf auszumachen. Zugleich verdeutli-
chen weitere Analysen differenziert nach Handlungsbereichen, dass es hiufiger
Tragerorganisationen von Kompetenznetzwerken (GM, DM: 67 Prozent) und
Modellprojekten (GM: 67 Prozent; DM: 62 Prozent) sind, die mit Leitbildern/
Konzepten fiir Geschlechtergerechtigkeit und Umgang mit Vielfalt arbeiten.?

Wie auch in den anderen Handlungsbereichen scheinen inklusionsbezogene
Konzepte hier weitgehend zu fehlen.

1 In diesem Kapitel wird anhand des Kruskal-Wallis-Tests gepriift, ob sich die Antworttenden-
zen der befragten Handlungsbereiche signifikant voneinander unterscheiden. Die paarweisen
Vergleiche erfolgen mit dem Dunn-Bonferroni Post-hoc-Test. Beim Vergleich zweier Items auf
einen signifikanten Unterschied wird der Wilcoxon-Test fiir verbundene Stichproben gerech-
net. Fiir die Darstellung von Zusammenhingen erfolgt die Angabe des Korrelationskoeffizien-
ten nach Spearman (rs) und seine Einordung nach Cohen (1988). Aufgrund der Datenstruktur
werden keine parametrischen Tests gerechnet.

2 Kruskal-Wallis-Test — GM: Chi-Quadrat (3) = 26.710, p<.001; DM: Chi-Quadrat (3) = 24.932,
p<.001; kleine bis mittlere Effektstirken:.20<r<.30.
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Abbildung 11.1: Beurteilung der organisationsbezogenen Konzepte/ Leitbilder (alle Hand-
lungsbereiche)

GM: In unserer Organisation/unserem Triger existiert ein
Leitfaden/Leitbild oder dhnliches, welches auf die Gleichstellung von -
Menschen jeglichen Geschlechts abzielt (n=353)

DM: Unsere Organisation verfolgt konkrete Strategien/Konzepte zum .-
Umgang mit und der Anerkennung von Vielfalt (n=349)

I: Unsere Organisation/Triiger verfolgt Strategien/Konzepte zur -—
Inklusion (n=347)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

W trifft nicht zu M trifft eher nichtzu M teils/teils trifft eher zu trifft zu kann ich nicht beurteilen

Quelle: Eigene Darstellung

Tragerorganisationen mit implementierten GDI-Konzepten oder -Strategien
gelingt es eher, Diversitit im Kollegium herzustellen (GM: ry=.23"*; DM: r;=.40"";
I: 1s=.26"%),> wobei in den Fillen einer wahrgenommenen mangelhaften Vielfalt
diese u.a. mit dem Fachkriftemangel, der geringen Anzahl von Projektbeschif-
tigten (teilweise nur eine Person), Fremdentscheidung durch Personalleitung und
unattraktive Arbeitsbedingungen (Bezahlung, Befristung) begriindet wird. In Or-
ganisationen mit GDI-Konzepten gibt es in der Regel auch mindestens eine quali-
fizierte Ansprechperson, die fiir das Thema Geschlechtergerechtigkeit (rs=.45*"),
Diversitat (r;=.43"*) bzw. Inklusion (r;=.60"*) zustindig ist. Im Vergleich der Pro-
jektarten geben insbesondere Kompetenznetzwerke und Modellprojekte an, fiir
die Themen Gender und Vielfalt iiber Ansprechpersonen zu verfiigen.*

Uberdies ist fiir die konsequente Beachtung der Leitprinzipien auf Personal-
ebene die Befihigung aller Mitarbeiter:innen fiir die Beriicksichtigung von GDI in
der eigenen Arbeit sicherzustellen (vgl. Blickhduser/Bargen 2015, S. 45). Metho-
den und Weiterbildungen zum Thema Inklusion spielen nur eine untergeordnete
Rolle (29 Prozent stimmen (eher) zu). Hingegen gibt ein Grof3teil der Befragten an,
dass die eigenen Organisationen auf Gender- und Diversity-Kompetenzen ihrer
Mitarbeiter:innen achten (jeweils 59 Prozent stimmen (eher) zu). Dies ist am ehes-
ten bei Trigerorganisationen der Fall, die nach GDI-orientierten Konzepten und
Leitbildern arbeiten (GM: r;=.43**; DM: r,=.55"*). Handlungsbereichsspezifische
Unterschiede sind aber nicht feststellbar. Auf die Nachfrage, welche Mafinahmen
die Organisationen ergreifen, um die Befihigung der Mitarbeiter:innen sicher-
zustellen, antworten die Befragten u.a.: durch Workshops, (externe) Fachbera-

3 Korrelationsmafle werden nicht als Nachweis fir Kausalitit, sondern vor dem Hintergrund
sachlogischer und theoretischer Beziige interpretiert.

4 Kruskal-Wallis-Test — Gender: Chi-Quadrat (3)=8.111, p=.044; Vielfalt: Chi-Quadrat (3)=10.590,
p=.014; kleine Effektstirken: .21<r<.29.
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tung, Supervision, (Selbst-)Evaluationsmafinahmen, regelmiflige Reflexionen in
Teamsitzungen, fachlichen Austausch und Beratung mit anderen Organisationen
oder gender- und diversititsbezogene Kompetenzen als Gesprichsgegenstand in
Bewerbungsgesprichen.

Die Befunde legen nahe, dass Organisationen mit implementierten Strategien
und Konzepten GDI tendenziell eine grofiere Bedeutung beimessen und auch
eher darauf achten, dass das Personal in Fragen von Geschlechtergerechtigkeit
und im Umgang mit Vielfalt geschult ist. Umgedreht kann der Mangel an metho-
dischen Handreichungen und Weiterbildungsangeboten im Fall von Inklusion
auch auf fehlende oder noch anzupassende Konzepte und Leitbilder hindeuten.
Einen Bedarf an fachlicher Unterstiitzung durch Weiterbildungsangebote zu
inklusiven Themen dufern schliefllich knapp 70 Prozent der Befragten, wobei im
Vergleich der Handlungsbereiche die Kompetenznetzwerke den hochsten Bedarf
artikulieren.® Auch hinsichtlich der Beriicksichtigung von Geschlechtergerech-
tigkeit (38 Prozent) und dem Umgang mit Vielfalt (41 Prozent) wird der Wunsch
nach (weiterer) fachlicher Unterstiitzung geduf3ert.

11.2.2 Externe Beriicksichtigung von GDI in gesellschaftspolitischen
MaBnahmen

Sollen sich gesellschaftspolitische Mafinahmen der projektbezogenen Arbeit an
den Leitprinzipien orientieren, sind alle Akteur:innen des Bundesprogramms da-
zu angehalten, Angebote und Methoden zu entwickeln oder bestehende Angebote
mit Blick auf GDI zu adaptieren. Das Ziel ist die bewusste und aktive Integrati-
on von GDI nicht nur in die eigenen Organisationsstrukturen, sondern auch in
die Umsetzung der eigenen Projekte (vgl. Blickhduser/Bargen 2015, S. 45). Beim
Vergleich der Antworten auf die Fragen, ob bei der Planung und Umsetzung der
eigenen Arbeit auch Methoden zur Beriicksichtigung von Geschlechtergerechtig-
keit und Diversitit systematisch angewendet werden, fallen die Zustimmungs-
werte fiir Geschlechtergerechtigkeit signifikant héher aus (vgl. Abb. 11.2).¢ Hier
geben insgesamt knapp 70 Prozent an, dies (in der Regel) zu tun, wihrend bei
etwa 22 Prozent noch immer von einer punktuellen Beriicksichtigung auszuge-
hen ist. Aspekte von Diversitit werden nach eigenen Angaben hingegen weniger
konsequent in die eigenen Angebote integriert (42 Prozent der Antworten entfal-
len auf ,teils/teils“, 38 Prozent auf , trifft (eher) zu®). Systematische Unterschie-
de zwischen den Handlungsbereichen kénnen nicht berichtet werden.” Zugleich

5 Kruskal-Wallis-Test — Weiterbildung Inklusion: Chi-Quadrat (3)=10.481, p=.015.

6  Wilcoxon-Test: z=-8.017, p<.001, n=352.

7 Modellprojekte geben im Vergleich zu den Partnerschaften fiir Demokratie zwar signifikant
hiufiger an, Geschlechtergerechtigkeit bei der eigenen Arbeit systematisch zu beriicksichtigen
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zeichnet sich ab, dass Projekte mit GDI-Konzepten in Angeboten und Mafinah-
men auch eher Methoden zur Beriicksichtigung von Geschlechtergerechtigkeit
und Vielfalt integrieren (jeweils rg=.33*%).

Abbildung 11.2: Beurteilungen der Berticksichtigung von Geschlechter- und Diversitéats-
aspekten in der Arbeit (alle Handlungsbereiche)

‘Wir wenden bei der Planung und Durchfiihrung unserer Arbeit
Methoden zur Beriicksichtigung von Geschlechteraspekten

systematisch an (n = 353)

Bei der Entwicklung und Durchfiihrung von Angeboten wenden
wir Methoden zur Beriicksichtigung von Diversitit systematisch an _
(n=352)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
mtrifft nicht zu ~ Wtrifft eher nicht zu W teils/teils trifft eher zu trifft zu kann ich nicht beurteilen

Quelle: Eigene Darstellung

Dass diversititsbezogene Aspekte in Angeboten einzelner Mafinahmen we-
niger Beachtung finden, liegt zum Teil an den zu erreichenden Zielgruppen. Im-
merhin geben tiber die Hilfte aller Befragten (55 Prozent) an, (vorrangig) mit kon-
kreten, auf die eigenen Projektziele abgestimmten Adressat:innen zu arbeiten.
Die Unterschiede der Zielgruppen im Hinblick auf ethnische Herkunft, Religi-
on, Sprache, sexuelle Identitit und Schichtzugehorigkeit werden handlungsbe-
reichsiibergreifend als Chance fiir die Neu- und Weiterentwicklung sowie Durch-
fithrung der zielgruppenspezifischen Angebote (vgl. Kap. 2) genutzt (88 Prozent
stimmen (eher) zu).® Daher ist bei den Projekten eher von einer bedarfsorien-
tierten Passung zwischen Zielgruppe und Angeboten auszugehen. Mit Blick auf
Menschen mit Behinderung sind Mafinahmen und Angebote tiberwiegend so ge-
staltet, dass Menschen mit Sprachbehinderungen (51 Prozent trifft (eher) zu) so-
wie korperlicher und motorischer Behinderung (68 Prozent trifft (eher) zu) sie in
Anspruch nehmen kénnen. Bedeutsame Unterschiede zwischen den Projektar-
ten sind nicht festzustellen.” Menschen mit geistiger Behinderung, Sehbehinde-
rung sowie gehorlose Menschen werden nach Angaben der Akteur:innen hinge-
gen seltener adressiert. Zwischen 60 und 70 Prozent der Befragten stellen (eher)
nicht oder nur teilweise sicher, dass diese Personengruppen die Angebote in An-

(Chi-Quadrat (3)=18.322, p<.001), der Effekt fillt mit r=.25 allerdings klein aus. Gleiches gilt fiir
Diversititsaspekte im Vergleich zwischen den Partnerschaften fiir Demokratie und den Bera-
tungsstellen im Handlungsbereich Land (Chi-Quadrat (3)=18.322, p<.001; r=.23).

8  Kruskal-Wallis-Test: Chi-Quadrat (3)=7.481, p=.058.

9 Kruskal-Wallis-Test — Sprachbehinderung: Chi-Quadrat (3)=6.562, p=.987; korperliche /moto-
rische Behinderung: Chi-Quadrat (3)=3.721, p=.293.
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spruch nehmen konnen. Griinde liegen u. a. in den speziellen Handlungsriumen
und Zielgruppen der Programmbereiche, die in vielen Fillen keine Beriicksichti-
gung inklusionspidagogischer Konzepte, Methoden und Handlungsansitze er-
fordern. Gleichzeitig artikulieren die Akteur:innen einen Bedarf an mehr zeitli-
chen (74 Prozent) und materiellen (71 Prozent) Ressourcen, um die Arbeit stir-
ker an inklusionsbezogenen Aspekten ausrichten zu konnen. Weniger hoch ist ein
solcher Bedarf bei der Beriicksichtigung gendergerechter (Zeit: 50 Prozent; Ma-
terial: 31 Prozent) und diversititsbezogener Aspekte (Zeit: 56 Prozent; Material:
43 Prozent) fiir die Gestaltung von Angeboten und Mafinahmen. Nur Modellpro-
jekte schitzen hier ihre zeitlichen Ressourcen als ausreichend ein.”®

11.3 Deutungsmuster von GDI auf Projektebene im
Handlungsfeld Vielfaltgestaltung

Im Folgenden werden die Ergebnisse einer explorativen Dokumentenanalyse dar-
gestellt. Exemplarisch untersucht werden die GDI-Passagen der Ergebnisberich-
te von Akteur:innen des Handlungsfeldes Vielfaltgestaltung. In den Grundsitzen
der Férderung von Modellprojekten im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung (BMFS-
FJ 2020c) werden die GDI-Themen als grundlegende Forderungsvoraussetzung
beschrieben. Hier heilt es in Bezug auf die Konzeptualisierung der Modellprojek-
te: ,Dabei ist eine intergenerative, inklusive, genderreflexive und diversity-orien-
tierte Arbeit in den Ansitzen zu beriicksichtigen (BMFSFJ 2020c, S. 4)

Auch in den Formularen der Ergebnisberichte, welche die geférderten Pro-
jekte jahrlich an das Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
(BAFzA) schicken, werden Stellungnahmen zu GDI sowie Inklusion abgefragt und
Definitionen dargelegt:

,Bitte beschreiben Sie jeweils konkrete Mafinahmen zu den Querschnittsaufgaben Gender
Mainstreaming, Diversity Mainstreaming und Inklusion, die im Rahmen ihres Projektes
umgesetzt werden. Gender Mainstreaming bezeichnet eine (politische) Strategie, die auf die
Realisierung von Geschlechtergleichstellung oder -gerechtigkeit ausgerichtet ist und ,bei allen
gesellschaftlichen und politischen Vorhaben die unterschiedlichen Lebenssituationen und
Interessen von Frauen und Mdnnern' einbezieht. Der Ansatz basiert auf der Erkenntnis, dass
es keine geschlechtsneutrale Wirklichkeit gibt, und Mdnner und Frauen in sehr unterschied-
licher Weise von politischen und administrativen Entscheidungen betroffen sein konnen'.
Diversity Mainstreaming bezeichnet Strategien und Konzepte zum Umgang mit und der
Anerkennung von Vielfalt. Sie zielen darauf, die existierende Vielfiltigkeit und die potentiellen

10 Kruskal-Wallis-Test — zeitliche Ressourcen: Chi-Quadrat (3)=17.033, p=.001; materielle Ressour-
cen: Chi-Quadrat (3)=12.484, p=.006.

168



Gemeinsamkeiten wahrzunehmen, zu verstehen, wertzuschitzen und nicht zuletzt optimal zu
managen'.

Inklusion als Konzept des menschlichen Zusammenlebens ist auf die Erméglichung gesell-
schaftlicher Teilhabe ausgerichtet. Sie zielt als Strategie darauf ab, ,sowohl Formen der Exklu-
sion aufgrund individueller Ausgangslagen abzubauen (z. B. Stigmatisierungen aufgrund ei-
nes,Migrationshintergrundes*) als auch die sozioskonomischen und sozialpolitischen Rahmen-
bedingungen zu schaffen, um Benachteiligungen auszugleichen und Teilhabe zu ermdaglichen'.
Aus: Gender Mainstreaming: Was ist das? Broschiire des BMFSFJ, Berlin, 2002 [BMFSF] 2002,
Anm. d. V.]“.

Gender Mainstreaming fokussiert hier Frauen und Minner in der Gleichstellung.
Es stellt sich die Frage, wie Aspekte sexueller Orientierung/Identitit und Inter-
sowie Transsexualitit und Queerness beriicksichtigt werden sollen. Eine Erkla-
rung konnte sein, dass das Konzept des Gender Mainstreaming noch immer auf
Zweigeschlechtlichkeit fufdt und dieses weiterhin rechtlich die Basis gleichstel-
lungspolitischer Bemithungen darstellt.

Im Kontext von Diversity Mainstreaming kann dies impliziert sein, und die
offene Bezugnahme auf den Vielfaltbegriff 6ffnet den Akteur:innen Spielriume.
Dennoch stellt sich die Frage, wie genau spezifische Diversititskategorien in den
Teamzusammensetzungen umgesetzt werden sollen und auch tatsichlich umgesetzt
werden. In den Fordergrundsitzen (BMFSF] 2020c, S. 8) finden sich hingegen
konkrete Hinweise auf Homosexuellen und Trans*feindlichkeit:

L Homosexuellen- und Trans*feindlichkeit zeigt sich in der Stigmatisierung und Ablehnung von
LGBTIQ*-Menschen sowie deren Lebensweisen. Wihrend aufder Ebene der Gesetzgebung Fort-
schritte im Bereich der Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen Lebensweisen und der Aner-
kennung von sexueller Vielfalt zuverzeichnen sind, zeigen die hohen Zahlen gewaltsamer Uber-
griffe auf LGBTIQ*-Menschen, dass nach wie vor Vorurteilsstrukturen und Diskriminierungen
vorhanden sind. Es soll daher die Weiterentwicklung von MafSnahmen gefordert werden, die
zur Akzeptanz gleichgeschlechtlicher Lebensweisen beitragen, Vorurteile abbauen und sich ge-
gen Diskriminierung und Gewalt aufgrund der sexuellen Orientierung oder der geschlechtli-
chen Identitit richten“ (BMFSF] 2020, S. 8).

Diese Grundsitze beziehen sich auf die inhaltliche Konzeptualisierung der Pro-
jekte und die Kriterien zur Auswahl zur Férderung.

Im Hinblick auf Inklusion findet das Konzept in den Formularen der Ergeb-
nisberichte Erwihnung. Der Begriff wird hier zudem jedoch auch auf den Migra-
tionshintergrund bezogen. Die Inklusion von Menschen mit Behinderung wird so
nicht mehr explizit benannt.” Diese konzeptuelle Variabilitit ist partiell im wis-

11 Im Vergleich zur Definition von Inklusion auf der BMFSF]-Website (BMFSF] 2024, o. S.), die
sich explizit auf Menschen mit Behinderung bezieht, stellt dies einen Unterschied dar. Zum
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senschaftlichen Diskurs zu konstatieren, in welchem Bestrebungen zu verzeich-
nen sind, den Begriff der Inklusion auch auf (Post-)Migration zu beziehen - ein
Resultat aus der Kritik am Integrationsbegriff (vgl. z. B. Foroutan/Bostanci 2019;
Hess/Binder/Moser 2009). In einem Formular zu GDI wire eine konkretere Be-
stimmung des Inklusionsbegriffs jedoch von Vorteil.

Exemplarisch wird anhand einer qualitativen Dokumentenanalyse nun dar-
gestellt, welche GDI-Deutungen bei den Projekten selbst vorliegen. Als Datenba-
sis fiir diese Fallstudie werden GDI-Sequenzen aus den Ergebnisberichten von 72
Modellprojekten im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung im Bundesprogramm , De-
mokratie leben!“ (Ergebnisberichte 2023) analysiert. Die Ergebnisberichte stellen
die halbjihrlich erfolgende begleitende Erfolgskontrolle der Modellprojektarbeit
dar.

Das Handlungsfeld Vielfaltgestaltung wurde gewihlt, da im Hinblick auf GDI
ein hohes Reflexionsniveau anzunehmen ist. Gleichzeitig ist nicht davon auszu-
gehen, dass GDI in den Strukturen quasi automatisch umgesetzt wird. Dass Ak-
teur:innen im Bundesprogramm einen solchen Automatismus jedoch partiell an-
nehmen, illustriert das folgende Zitat:

»Da sich unser Projekt im Themenbereich Arbeit gegen Homo- und Transfeindlichkeit bewegt
und diese Themen nicht ohne einen kritischen Blick auf Geschlechterverhdltnisse zu behandeln
sind, ergibt sich das Streben nach Gender Mainstreaming quasi automatisch (aus einem Er-
gebnisbericht 2023, Hervorhebung d. A.).

Es ist mit einem solchen Verweis auf einen Automatismus nicht geklart, wie z. B.
das genderspezifische Verhiltnis in den eigenen Strukturen konkret ausgestaltet
wird. Eine mogliche Erklirung dafiir liefert die grundsatzliche inhaltliche Aus-
richtung des Bundesprogramms, das auf die Férderung gesellschaftlicher Diver-
sitit und die Bearbeitung von Diskriminierung zielt. Dies konnte dazu fithren,
dass Akteur:innen daher davon ausgehen, dass GDI-Aspekte automatisch im Pro-
gramm verankert sind. Von einem solchen Automatismus kann jedoch auch bei
zivilgesellschaftlichen Organisationen nicht ausgegangen werden, die sich selbst
mit Themen der Diversitit beschiftigen (vgl. Unger et al. 2022).

Thema Inklusion findet sich auf der BMFSFJ-Website (BMFSF] 2024, 0. S.) eine Grundsatzerkli-
rung: ,Die Achtung der Wiirde jeder Person und die Gewahrleistung von Teilhabe sind Grund-
voraussetzungen, um die Menschenrechte aller zu sichern. Die Férderung von Chancengleich-
heit sowie eine Gleichbehandlung aller Menschen gelten als Voraussetzungen fiir Selbstbestim-
mung und Teilhabe behinderter Menschen. Daherverbietet schon das Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland Benachteiligungen aufgrund einer Behinderung“. Der Begriff , Inklusion*
bezieht sich hier eindeutig auf Teilhabechancen und Rechte von Menschen mit Behinderung.
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Die nachfolgenden Ausfithrungen sollen exemplarisch und explorativ illus-
trieren, wie GDI in den Ergebnisberichten von den Akteur:innen selbst gedeutet
werden.

Generell erfolgt die Auseinandersetzung mit Gender- und Diversity Main-
streaming meist inhaltlich informiert und reflektiert:

,Gender Mainstreaming ist ebenso Grundbestandteil der Bildungsarbeit, da diese auf die
Vermittlung von Gleichwertigkeit aller geschlechtlichen Identititen sowie die Forderung ge-
schlechtlicher Selbstbestimmung jenseits der Cis-Heteronormativitit abzielt. Neben dem
Abbau von Diskviminierungen stirkt queere Bildungsarbeit die gesellschaftliche Teilhabe
durch zivilgesellschaftliches Engagement von Isbtiaq+ Personen sowie die Prisenz queerer The-
men und Belange in Kontexten der cis-heteronormativ geprigten Mehrheitsgesellschaft, wie
Bildungseinrichtungen, der Kinder- und Jugendarbeit etc. Durch Isbtiaq+ Bildungsangebote
wird auch das Empowerment der Workshopteilnehmenden erreicht, die zur Wahrnehmung
einer handelnden und reflektierten Position in der Gesellschaft und dem aktiven Eintreten
gegen Queerfeindlichkeit motiviert werden“ (aus einem Ergebnisbericht 2023).

Eigenstindig wird hier die in den Formularvorlagen verwendete Definition er-
weitert und auf Gender auch jenseits der ,Cis-Heteronormativitit“ bezogen.

In den Berichten der Modellprojekte wird GDI auf die thematische Ausrich-
tung der Projektarbeit bezogen, wenn sich z.B. Methoden/Mafinahmen auf
Gleichstellung beziehen.

,Mit einem ressourcenorientierten Blick auf Vielfalt wird der Gender-, Diversity-Mainstrea-
ming-Ansatz sowie Inklusion somit auf allen Ebenen, Handlungsfeldern und in Bezug auf die
zu erreichenden Zielgruppen des Projekts umgesetzt“ (aus einem Ergebnisberichte 2023).

Eswird auf Gender- und Diversity-Mainstreaming genau wie auf Inklusion in der
eigenen Umsetzung positiv Bezug genommen. Jedoch erfolgen eher allgemeine
Aussagen, die in dieser Form auf Basis der hier analysierten explorativen Daten
keine Uberpriifung erméglichen. In Einzelfillen werden diese Angaben jedoch be-
reits hier detailliert aufgeschliisselt:

,Unser Projektteam besteht zu 87,5 % aus Menschen mit Fluchtgeschichte. Die MafSnahmenlei-
tung ist parititisch besetzt. Insgesamt arbeiten 3 Mdnner und 5 Frauen im Projekt (aus einem
Ergebnisbericht 2023).

In Zahlen wird hier angegeben, wie Gender und die Diversitatskategorie , Flucht-
geschichte“ in den Strukturen beriicksichtigt werden. Inklusion wird in der Zu-
sammensetzung des Projektteams nicht erwihnt.

Die kaum erfolgende Beriicksichtigung von Inklusion als Einbeziehung von
Menschen mit Behinderung (in den eigenen Strukturen, z. B. in der Zusammen-
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setzung der Projektteams) ist im explorativ analysierten Datenkorpus zu proble-
matisieren und sollte kiinftig Gegenstand einer grofier angelegten, validierenden
Erhebung des gesamten Bundesprogramms sein. Wenn sich in den Ergebnisbe-
richten auf Inklusion bezogen wird, erfolgt dies oftmals nicht fiir Menschen mit
Behinderung, sondern variabel z. B. fiir Menschen mit Migrationsbiografie (aus
einem Ergebnisbericht 2023).

Wenn Inklusion auf Menschen mit Behinderung bezogen und in den Ergeb-
nisberichten ausfithrlicher behandelt wird, werden z. B. Aspekte der Barrierefrei-
heit bei Veranstaltungen, die Aufbereitung von Materialien in einfacher Sprache
und gut lesbarer Schrift sowie barrierefreie Projektriume und Gebardendolmet-
scher:innen genannt. In manchen Fillen wird erwihnt, dass Fortbildungen zum
Thema Ableismus besucht wurden.

Zu Intersektionalitit — also der Uberlappung von unterschiedlichen Diskrimi-
nierungsformen und ihren Wechselwirkungen und Antidiskriminierungsarbeit -
auch in den eigenen Strukturen erfolgt vielfach Reflexion, die durch Supervisi-
ons- und Weiterbildungsformate begleitet wird. Insbesondere, wenn explizit in-
tersektionale Ansitze beriicksichtigt werden, erfolgt eine eingehende Reflexion
hinsichtlich der einbezogenen Diversititskategorien, ihrer Uberschneidung im
Kontext von Mehrfachdiskriminierungen sowie der Unterscheidung zwischen in-
tern — als Berticksichtigung in eigenen Strukturen — und extern, als Beriicksich-
tigung in Methoden und Mafinahmen.

11.4 Fazit

Gender Mainstreaming, Diversity Mainstreaming und Inklusion gelten als
Leitprinzipien des Bundesprogramms und sind daher von den beteiligten Ak-
teur:innen auf allen Handlungsebenen zu berticksichtigen. Die Unterscheidung
zwischen GDI in den internen Trigerstrukturen und der externen projektbe-
zogenen Umsetzung stellt dabei eine wichtige Prizisierung dar, um sowohl
die Akteur:innen von ,Demokratie leben!“ als auch die wissenschaftlichen Be-
gleitungen fiir die umfassenden Handlungsriume, in denen GDI-Mafinahmen
notwendig sind, zu sensibilisieren. Zugleich haben die Befunde verdeutlicht, dass
interne und externe Mafinahmen eng miteinander verzahnt sind und dass zur
umfassenden Beriicksichtigung von GDI konsequentes Handeln auf allen Ebenen
notwendig ist. Der Einsatz gezielter GDI-Strategien erfordert im Sinne des Top-
down-Ansatzes zudem systematische Konzepte und Leitbilder, die vonseiten des
Bundesprogramms gefordert oder angeboten werden miissen und in Trigeror-
ganisationen zu implementieren sind. Entsprechend den theoretischen Beziigen
und der vorgestellten Befundlage sind Konzepte und Leitbilder als Indikatoren
fiir organisationsbezogene Mafinahmen auf personaler und fachlicher Ebene zu
verstehen, die zugleich den Orientierungsrahmen fir die Projektarbeit bilden.
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Wenn notwendig und kiinftig gewiinscht, konnten den Akteur:innen adiquate
und passgenaue Fortbildungsangebote zur Umsetzung von GDI-Mafinahmen im
jeweiligen spezifischen Projektkontext unterbreitet werden.

Zudem ist handlungsrelevant, wie die Akteur:innen des Bundesprogramms
GDI-Prinzipien deuten und verstehen. Diese werden in den explorativ analy-
sierten Ergebnisberichten des Handlungsfeldes Vielfaltgestaltung abgefragt und
auch in dessen Fordergrundsitzen als grundlegend fiir eine Projektférderung
postuliert. Sofern die Vorgabe weiterhin bestehen bleiben sollten, wiren wei-
terfithrend Prizisierungen zu diverser Geschlechter-Positionierung und zum
Inklusionsbegriff zielfithrend. Noch konkretere Angaben zu ihrer Umsetzung,
z.B.inden Teams der Projektmitarbeitenden, wiren in dem Fall empfehlenswert.

Die GDI-Deutungen der Modellprojekte sind als inhaltlich informiert und re-
flektiert anzusehen — insbesondere, wenn aus intersektionaler Perspektive gear-
beitet wird. Weiter ist jedoch zu konstatieren, dass in den explorativ analysierten
Sequenzen der Ergebnisberichte des Handlungsfeldes Vielfaltgestaltung vielfil-
tige GDI-Deutungen ersichtlich werden. Zudem wird die Umsetzung von GDI in
den Projektstrukturen in den Ergebnisberichten nur teilweise konkretisiert. Sie
verbleiben vielfach auf eher allgemeiner Ebene. Wenn gewiinscht, sind hier kiinf-
tig konkrete GDI-Zielvorgaben empfehlenswert.
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IV Bilanz und Ausblick



12 Zentrale Erkenntnisse des
Evaluationsverbundes

Frank Greuel, Kari-Maria Karliczek, J. Olaf Kleist und
Sebastian Winter

In diesem abschlieRenden Kapitel werden zentrale Erkenntnisse der wissen-
schaftlichen Begleitung und Evaluation des Programms noch einmal im Uber-
blick prasentiert und miteinander verbunden. Die Gliederung des bisherigen
Berichtes wird dabei umgekehrt: Zuniachst werden nun die Prozesse dargestellt,
die es dem Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ ermdglicht haben, in der
Auseinandersetzung mit der sich wandelnden gesellschaftlichen, politischen
und diskursiven Umwelt eine lernende und sich fortentwickelnde Dynamik
zu entfalten. Die diesen Uberlegungen zugrundeliegenden Erkenntnisse und
Gedanken beruhen auf den Kapiteln im Teil III des Berichtes. Nach dieser pro-
zessorientierten Charakterisierung folgt eine zusammenfassende Darstellung
der in den Kapiteln aus Teil II berichteten Erkenntnisse beziiglich Wirksamkei-
ten, Zielerreichungen und Wirkungen der vielfiltigen Aktivititen, die sich in
den Jahren 2020 bis 2024 unter dem Dach des Bundesprogramms ,Demokratie
leben!“ entfalten konnten. Das Kapitel endet mit Hinweisen zu zukinftigen
Entwicklungspotenzialen und Handlungsempfehlungen.

12.1 Evaluation der Umsetzung des Programms

Zweck des Bundesprogramms ,Demokratie leben!* ist die Unterstiitzung der
,Umsetzung von Projekten zur Férderung des Erhalts und der Stirkung der
Demokratie, der Gestaltung von Vielfalt in der Gesellschaft und der Vorbeugung
gegen Extremismus“ (BMFSF] 2022a, S. 810). Das Bundesprogramm beansprucht
dabei, nicht nur finanzielle Ressourcen zur Verfiigung zu stellen, sondern auch
strukturbildend und lernend zu sein. Die Konstitution eines geeigneten orga-
nisationalen Rahmens (Partnerschaften fiir Demokratie im Handlungsbereich
Kommune, Landes-Demokratiezentren im Handlungsbereich Land und Kompe-
tenzzentren/-netzwerke im Handlungsbereich Bund) gehort ebenso zur Unter-
stiitzung der Projekte wie die systemische Forderung der Weiterentwicklung von
Handlungskonzepten, insbesondere — aber nicht nur — mit der Férderung von
Modellprojekten als versuchsweisen Prototypen. Das im Programm Erarbeitete
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soll auch auferhalb des Programms, insbesondere in den Regelstrukturen von
Kinder- und Jugendhilfe, nutzbar werden.

Bereits in der grundlegenden ,Strategie der Bundesregierung zur Extremis-
muspravention und Demokratieférderung“aus dem Jahr 2016 wird als eine seiner
Funktionen die ,Weiterentwicklung der pidagogischen Praxis* formuliert:

, Die Bundesregierung fordert im Rahmen des Bundesprogramms, Demokratie leben!“innovati-
ve pidagogische Ansitze im Bereich der Demokratieforderung und Priventionsarbeit. Die Wei-
terentwicklung priventiv-padagogischer Arbeit erfolgt in ausgewdhlten Themenbereichen, um
aufneue oder sich verschirfende Herausforderungen zu reagieren (BMFSF]/BMI 2016, S. 19).

Die sich wandelnden Herausforderungen der demokratischen Kultur benéti-
gen sich wandelnde priventive und fordernde Handlungskonzepte — zu deren
Entwicklung will das Bundesprogramm beitragen. Mit der umfassenden wissen-
schaftlichen Begleitung und Evaluation verfiigt es iiber ein Sensorium, das die
Passung von Herausforderungen, Strukturen und Handlungskonzepten konti-
nuierlich priift, bewertet und der Programmsteuerung Adaptionen empfiehlt.
Damitleistet sie einen Beitrag zur kontinuierlichen Weiterentwicklung. Das Bun-
desprogramm reagiert so als lernendes System auf seine sich wandelnde Umwelt
und bietet den geférderten Trigern einen Rahmen, in dem sie ihr Handeln ei-
gendynamisch entlang bestehender und sich wandelnder Bedarfe korrigieren
und modifizieren konnen. Dabei flieflen nicht nur trigerintern gesammelte
Erfahrungen ein, sondern auch die iiber die wissenschaftlichen Begleitungen,
(programmseitig angebotene) Fortbildungen und die iiber Vorerfahrungen der
Projektmitarbeiter:innen vermittelten Weiterentwicklungen der (internationa-
len) wissenschaftlichen und professionsspezifischen Diskurse. So kann es dem
Programm gelingen, Weiterentwicklungsimpulse und -notwendigkeiten aufzu-
nehmen, die sich aus verinderten politisch-kulturellen Rahmenbedingen und
auch aus programmexternen Diskursen ergeben.

Durch diese Offenheit des Programms entsteht ein erfolgreicher Kreislauf des
Lernens und des Handelns (vgl. Abb. 12.1).

Dieser Kreislauf wird in dem vorliegenden Abschlussbericht besonders deut-
lich im Kapitel 10 zu Themen mit zunehmender Relevanz: Themen werden im Bundes-
programm relevanter, weil sie entweder aufgrund sich wandelnder politisch-kul-
tureller Rahmenbedingungen zunehmende Herausforderungen fiir die Zwecker-
reichung des Bundesprogramms werden (hier: populistische und verschwérungs-
ideologische Bewegungen, Antifeminismus und Antisemitismus, Anfeindungen
prodemokratischer Akteur:innen und Shrinking Spaces fiir die Zivilgesellschaft)
oder aber weil sich wissenschaftliche, professionsspezifische und politische Dis-
kurse stirker mit ihnen befassen (intersektionale Komplexitit von Ungleichheit
und Diskriminierung, Selbstorganisation und Empowerment). Mit diesen Impul-
senvon ,auflen‘ korrespondieren im Programm die Erfahrungen der Projekte so-
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Abbildung 12.1: Kreislauf des Lernens und Handelns

s,Demokratie leben!*
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wie der Trager und aus der Praxis resultierende Sensibilisierungen. Es wird in
dem Kapitel gezeigt, dass sich im Ergebnis unterschiedliche Handlungsbereiche
und -felder des Programms verstarkt mit den genannten Themen befassen und
diese auch von der Programmsteuerung strukturell verankert werden. Angemerkt
wird hier allerdings auch, dass trotz der systemischen Selbstbespiegelung und ei-
genstindigen Weiterentwicklung sowie dem Einbezug programm-extrinsischer
Erfahrungen noch definitorische und inhaltliche Weiterentwicklungsbedarfe im
Bundesprogramm bestehen.

Auf der Programmebene schlagen sich die beschriebenen Themenkonjunk-
turen und die damit verbundenen Bearbeitungsbedarfe — insbesondere in den
Leitbegriffen und den damit ausgedriickten Konzepten — nieder, die die Ausrich-
tung des Programms und der geférderten Projekte prigen. Im Kapitel 7 werden
diese Begriffe und Konzepte in eine lingere Entwicklungsgeschichte eingeordnet,
um das selektive Aufgreifen der Debatten im Handlungsfeld und in den Fach-
wissenschaften in der Gestaltung des Bundesprogramms — insbesondere im
Bereich , Extremismusprivention® — aufzuzeigen. Zugleich wird betont, dass die
Programmbereiche , Demokratieférderung” und mehr noch ,Vielfaltgestaltung”
durch das Bundesprogramm erst geschaffen wurden und damit Konzepte so-
wie Ansitze in Debatten und in der Praxis mitpragen. Dass Konflikte zwischen
Programm und Projektpraxis entstehen kénnen, wird thematisiert und auf
Anpassungen in den Begrifflichkeiten — etwa von , Einwanderungsgesellschaft“
zu ,Migrationsgesellschaft“ - eingegangen. Das Kapitel zeigt somit tiber Pro-
jektlaufzeiten hinweg lingere Amplituden der Anpassung des Programms an
Diskursentwicklungen und deren Prigung durch das Programm. Gerade auch
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mit Blick auf die kommende Férderperiode ab dem Jahr 2025 zeigt sich in den
Leitbegriffen das lernende Potenzial von , Demokratie leben!“.

Einen besonderen Einfluss auf den Wandel der Projektprozesse und Innova-
tionen, die in den Projektkonzepten der Antrige noch nicht intendiert waren,
hatte die Corona-Pandemie. Wie in der gesamten Gesellschaft, so hebt das Kapitel
8 hervor, kam es auch in den Modellprojekten zu einer Digitalisierung aller Pro-
zesse einschlieflich innovativer Zielgruppenansprachen, der Zusammenarbeit
im Team und piddagogischer Ansitze. Was zunichst eine Notwendigkeit war, hat
sich in vielen Bereichen als dauerhafter Ansatz durchgesetzt. Hier hat eine An-
passung an veranderte duflere Bedingungen zu einem Lernen und dies wiederum
zu dauerhaft genutzten Innovationen gefithrt. Zu dem Lernen gehort dabei eine
differenzierte Sicht auf den Einsatz digitaler Instrumente, die sowohl Vor- als
auch Nachteile abwiegt und Kombinationen digitaler und analoger, hybrider und
multimedialer Ansitze hervorbringt. Hier eréffnet sich auch weiterhin ein gro-
Bes Innovationspotenzial aufgrund der sich schnell entwickelnden technischen
Moglichkeiten (etwa durch den Einsatz von KI) im Ausloten ihrer Anwendung in
Projektprozessen, pidagogischen Methoden und der Transferarbeit.

Im Kapitel 9 zu Partizipation und Teilhabe wird herausgearbeitet, wie die Ak-
teur:innen im Bundesprogramm von dem wissenschaftlichen Befund der zentra-
len Funktion von Selbstwirksamkeitserfahrungen fiir das Demokratievertrauen
ausgehen und Partizipation und Teilhabe als Ziel und Arbeitsmethode einsetzen.
Partizipation und Teilhabe werden in den Projekten ebenso wie durch die Projekte
gefordert. Mit dem Handlungskonzept ,Der Weg ist das Ziel“ treiben die Projek-
te so eine inklusive Demokratieentwicklung voran. Beziiglich des Kreislaufs von
Lernen und Handeln im Bundesprogramm wird in dem Kapitel angemerke, dass
noch unausgeschopfte Entwicklungspotenziale fiir die kiinftige Projektarbeit in
den Erfahrungen zu bergen sind, welche Projektakteur:innen bei der Einbindung
von Zielgruppen gesammelt haben. Die Notwendigkeit, spezifische und adres-
satengerechte Partizipations- und Teilhabeformate zu konzipieren, zeigt auf, in
welche Richtung sich das lernende Programm hier weiterentwickeln konnte.

Im abschliefenden Kapitel 11 zu Gender- und Diversity Mainstreaming sowie In-
klusion wird deutlich, dass Gender- und Diversity Mainstreaming sowie Inklusi-
on in unterschiedlichem Maf durch Projekte umgesetzt werden, sowohl als Ziele
als auch in den eigenen Arbeitsprozessen — mit mehr Beachtung von Gender und
Diversity, aber weniger Aufmerksambkeit auf Inklusion. Nicht ausreichende Defi-
nitionen ihrer Bedeutung durch das Bundesprogramm erschweren einheitliche
Umsetzungen sowie Uberpriifungen der Zielerreichung. Daher werden im Ka-
pitel 11 Empfehlungen beziiglich klarerer Zielformulierungen und reflexiver Pro-
jektumsetzungen entwickelt, die in der Konzeption der kommenden Forderperi-
ode teilweise bereits umgesetzt werden.

Das lernende Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ setzt — unter Beriick-
sichtigung seines noch weiter auszuschdpfenden Potenzials — das eigene demo-
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kratische Ideal eines kritischen, diskursiven, responsiven und innovativen Han-
delns um. Dies erlaubt den Aktiven unter seinem Dach, auf neue gesellschaftliche
Herausforderungen nicht nur eingehen zu kénnen, sondern die eigenen Ansitze
in der Auseinandersetzung zu verbessern.

12.2 Evaluation der Zielerreichungen und Wirkungen

Neben der Beobachtung von Umsetzungsprozessen gehort es zu den Aufgaben
der Evaluation, Aussagen iiber Wirksamkeit und Wirkungen des Bundespro-
gramms ,, Demokratie leben!“ zu treffen. Relevante Kategorien diesbeziiglich sind
die Zielgruppenerreichung, die Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen,
Innovation, Nachhaltigkeit und Transfer sowie Wirkungen auf der Zielgruppen-
ebene. In den Kapiteln dieses Berichts wurden Befunde zu diesen Kategorien aus
den unterschiedlichen Bereichen des Programms zusammengetragen.

Zunichst kann mit Blick auf die Erkenntnisse in Kapitel 2 zu Zielgruppen
und deren Erreichung festgestellt werden, dass die vielfiltigen Zielgruppen des
Programms ganz iberwiegend erreicht worden sind. Dabei wurden die Zugin-
ge oft durch Netzwerkpartner:innen oder Multiplikator:innen ermdéglicht. Die
Autor:innen des Kapitels stellen fest, dass in den einzelnen Programmberei-
chen jeweils bestimmte Zielgruppen besonders bedeutsam sind. Zum Beispiel
streben die Modellprojekte im Handlungsfeld der Extremismusprivention an,
Personen bzw. Gruppen zu erreichen, die besonders gefihrdet sind, demokra-
tie- und menschenfeindliche Orientierungen zu entwickeln. Hingegen ist es
im Programmbereich Land und der hier angesiedelten Beratung von Opfern
und Betroffenen rechter Gewalt zentral, ebendiese Adressat:innen zu erreichen
und zu unterstiitzen. Aber auch Herausforderungen und Grenzen der Ziel-
gruppenerreichung werden thematisiert. Im Verlauf der zweiten Forderperiode
von ,,Demokratie leben!“ bildeten die Schutzmafinahmen im Kontext der Co-
rona-Pandemie zeitweise eine sehr grofie zusitzliche Hirde fur die Zuginge
zu den Zielgruppen. Die Kontaktbeschrankungen erschwerten die herkémmli-
che analoge Arbeit oder machten sie ganz unméglich. Die Projekte und Triger
im Bundesprogramm ,Demokratie leben! reagierten hierauf mit verstirkten
digitalisierten Aktivititen, die kompensierend eingesetzt wurden. Allerdings
schitzten viele Projektumsetzende ein, dass diese Angebote nicht so erfolgreich
waren, wie es analoge Formate gewesen wiren. Dies mag u. a. daran liegen, dass
Zielstellungen und Umsetzungsstrategien, die konzeptionell auf den analogen
Bereich ausgerichtet waren, ad hoc in digitale Formate umgewandelt werden
mussten.

Auch wenn Zielgruppen im Programm insgesamt gut erreicht werden, gibt es
dennoch in allen Programmbereichen auch Zielgruppen, die nur schlecht erreicht
werden bzw. die die Angebote von , Demokratie leben!“ selten nutzen. Hierzu ge-
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horen z. B. demokratieskeptische Menschen, wohnungslose Menschen oder Fach-
krifte im Justizvollzug. Innerhalb des Bundeprogramms wird an Strategien gear-
beitet, auch diese Zielgruppen zu erreichen, indem Angebote niedrigschwelliger
gestaltet werden oder eine direkte Ansprache der adressierten Personen erfolgt.

Neben der Erreichung von Zielgruppen ist die Vernetzung zivilgesellschaftlicher
Strukturen, die im Kapitel 3 thematisiert wird, eine weitere Wirkungskategorie, die
als Teil der Strukturqualitit zudem eine wichtige Bedingung fiir das Erzielen von
Erfolgen in anderen Wirkungskategorien im Bundesprogramm ist. Insbesondere
fiir das Erreichen von Zielgruppen sowie fiir einen erfolgreichen Transfer ist die
Vernetzung der Projekte und Triger zu anderen Akteur:innen bedeutsam. Der
explizit eingeschriebene Auftrag zur Vernetzung in den strukturbildenden Hand-
lungsbereichen des Programms — den Kompetenznetzwerken und -zentren, den
Landes-Demokratiezentren und den Partnerschaften fiir Demokratie — basiert
auf der Annahme, dass die Vernetzung von unterschiedlichen Akteur:innen einen
inhaltlichen Gewinn hervorbringt, die Reichweite der Programmabktivititen in
die Gesellschaft erhoht und die Kooperation und den Wissenstransfer innerhalb
des Bundesprogramms fordert. Wie auch bei der Zielgruppenerreichung muss-
ten wihrend der Corona-Pandemie digitale Formate der Vernetzung und des
Austauschs entwickelt und genutzt werden. Wichtige Voraussetzungen fiir eine
hohe Intensitit von Vernetzung und Zusammenarbeit sind neben den notwen-
digen Ressourcen auch der (nicht immer unmittelbar) erkennbare Mehrwert fiir
die eigene Praxis.

Wie schon im vorigen Abschnitt dargestellt, sind fiir ,, Demokratie leben! als
Bundesmodellprogramm Innovationsanspriiche leitend. Daher bildet Innovation
auch eine wichtige Wirkkategorie des Programms. Die Erkenntnisse der wissen-
schaftlichen Programmbegleitung, die im Kapitel 4 zu Innovationen und Innovations-
potenzialen dargestellt werden, zeigen, dass sich ,,Demokratie leben!“als lernendes
Programm tatsichlich innovativ weiterentwickelt und die Konzipierung und Um-
setzung von Innovationen anregt. Es reagiert auf aktuelle gesellschaftliche Her-
ausforderungen, setzt aber auch (und zum Teil damit verbunden) Impulse fiir die
Weiterentwicklung der Praxis.

In Bezug auf die Impulssetzung sind es insbesondere die Modellprojekte und
die Projekte des Innovationsfonds, die hier Potenziale fiir inhaltliche und metho-
dische Innovationen aufweisen und diese auch tatsichlich erzeugen. Aber auch
strukturelle Innovationen werden innerhalb des Programms durch die Anregung
und Umsetzung strukturbezogener Neuerungen hervorgebracht. Ein Beispiel
hierfir ist die Weiterentwicklung einer bundezentralen Infrastruktur durch die
Kompetenznetzwerke und -zentren.

Eine wesentliche forderliche Bedingung fiir die Innovationserzeugung sind
entsprechende Freiriume: Fehlschlige in der Umsetzung von Projekten, aber
auch im Aufbau von Strukturen, miissen einkalkuliert werden und Anderungen
entsprechend moglich sein. Durch das Bundesprogramm werden entsprechen-
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de Freiriume gegeben. Daneben sind Ressourcen — sowohl materielle als auch
wissensbasierte — wichtig, um Innovationen zu realisieren. Auch Kooperation
und Vernetzung, die sowohl durch die strukturbildenden Handlungsbereiche als
auch durch die Modellprojekte angestrebt werden, unterstiitzen die Erprobung
innovativer Ansitze, da sie ein Feedback auf die Handlungsansitze ermdoglichen
und zudem, insbesondere in der Zusammenarbeit mit Regelstrukturen, das
durch Innovation gewonnene Mehrwissen weitergeben und die Praxis anderer
Akteure bereichern kénnen.

Die Weitergabe von Wissen ist auch fur die Wirkkategorien Nachhaltigkeit und
Transfer, die im Mittelpunkt von Kapitel 5 stehen, relevant. Transfer erweist sich
dabei als eine entscheidende Strategie fiir das Erreichen von Nachhaltigkeit. In
den wissenschaftlichen Begleitungen konnte aufgrund der Forschungsdesigns
Nachhaltigkeit zwar nur als prognostische Grofie erfasst werden. Differen-
ziert nach vier Dimensionen und orientiert an einem Nachhaltigkeitskonzept,
das neben Langfristigkeit auch die Kontextsensibilitit und die partizipative
(Weiter-)Entwicklung beriicksichtigt, wurden fiir die unterschiedlichen Pro-
grammbereiche aber Nachhaltigkeitspotenziale identifiziert. Hierzu gehéren
u.a. der Aufbau von Arbeitsstrukturen sowie ein aufgrund von Wissens- und
Kompetenzzuwachs verindertes Handeln. Aber auch die Ubernahme der pro-
grammrelevanten Themen in programmexterne Strukturen (Agendasetting)
stellt eine Form von Nachhaltigkeit dar. Um Nachhaltigkeit zu erreichen, ist —
so der Befund iiber alle Programmbereiche hinweg — ein Transfer bedeutsam,
der auf die Vermittlung und den Erwerb von neuem Wissen und Kompetenzen
sowie die kontextsensible Ubernahme von Strategien und Konzepten in ausge-
wahlte Zielsysteme oder -strukturen abzielt. Als férderlich fir einen gelingenden
Transfer erweisen sich die Existenz eines Transferkonzepts, einer Bedarfs- und
Adressatenorientierung, der Zugang zu den Transferzielsystemen, die struktu-
relle Verankerung der Transferinhalte in der transfernehmenden Organisation
und natirlich eine Unterstiitzung durch die Programmgestalter:innen bei der
Verbreitung von Wissen, Erfahrungen und Konzepten. Solche Voraussetzungen
sind jedoch bislang nicht in allen Fillen vorhanden.

Uber die bisher dargestellten Wirkungen hinaus sind fiir das Bundespro-
gramm auch direkte Wirkungen bei Adressat:innenvon Einzelmafinahmen wesentlich,
Kapitel 6 zeigt dies. Die in der wissenschaftlichen Programmbegleitung gewonne-
nen Erkenntnisse dokumentieren eine grofie Bandbreite solcher Wirkungen. Fiir
das Feld der Extremismusprivention hat sich beispielsweise gezeigt, dass die Off-
nung gegeniiber alternativen Weltsichten, die Reflexion des eigenen Denkens und
Handelns bis hin zur Etablierung neuer Lebensentwiirfe wichtige Dimensionen
sind, in denen Wirkungen erreicht wurden. Im Feld der Demokratieférderung
sind hingegen die Herausbildung von Resilienz gegen demokratiegefihrden-
de und menschenfeindliche Positionen und eine gestiegene Bereitschaft zum
zivilgesellschaftlichen Engagement fir Demokratie und Vielfalt sowie zur Par-
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tizipation an politischen Entscheidungen wichtige Veranderungen, welche die
Projekte im Programm angestofien haben. Die Angebote konnten aufierdem dazu
beitragen, dass demokratiestirkende Strukturen und Verfahren geschaffen und
etabliert wurden. In der Vielfaltgestaltung sind Empowerment und die Teilhabe
marginalisierter Personen wichtige erreichte Wirkungen. Auflerdem konnten
die Projekte erreichen, dass ihre Zielgruppen rassistische Vorurteile abbauten,
gegeniiber Diskriminierung sensibler wurden und insgesamt Diversitit stirker
wertschitzen konnten.

Was die Handlungskontexte angeht, die das Zustandekommen von Wirkun-
gen beeinflussen, sind vor allem das gesellschaftliche Klima und der Verbrei-
tungsgrad der vom Bundesprogramm adressierten Phinomene sowie deren
Anerkennung als soziale Probleme relevant. Auf der Mikroebene ist ebenfalls
das Problembewusstsein der verschiedenen Akteur:innen mafRgeblich, die neben
den Projekten eine unmittelbare Rolle dabei spielen, Verinderungsprozesse
bei Zielgruppen anzustofRen. Ebenfalls bedeutsam sind die ,Incomes*, also die
mitgebrachten Voraussetzungen der Adressierten sowie die ,Inputs®, die Ak-
tivititen der Projektmitarbeitenden. So ist z.B. eine Passfihigkeit zwischen
den Bedirfnissen der Adressat:innen und den Projektaktivititen eine wichtige
Voraussetzung dafir, dass die intendierten Wirkungen tatsichlich entstehen.
Jenseits dieser individuellen Kompetenzen bestimmt selbstverstindlich auch die
Ausstattung mit Ressourcen die Intensitit der erzielten Wirkung.

Das Bundesprogramm ermdglicht die wirkungsvollen Aktivititen der Projek-
te und trigt iiber die Definition und Bearbeitung von bestimmten Phinomenen
dazu bei, dass diese iiberhaupt als korrekturbediirftig und bearbeitungswiirdig
wahrgenommen werden. In der Zusammenschau der Ergebnisse der wissen-
schaftlichen Begleitungen der verschiedenen Teilbereiche von ,Demokratie
leben!“ wird deutlich, dass der Erfolg des Bundesprogramms vor allem auf eine
Offenheit fiir innovative Ansitze zuriickzufithren ist, mit denen klar formulierte
Ziele verfolgt werden. Damit eine Innovationserzeugung auch weiterhin moglich
ist, ist es wichtig, dass diese Offenheit beibehalten und der Erprobungscharakter
der Projekte und Mafnahmen gestirkt wird. Um seinem Charakter als lernendes
Programm gerecht zu werden, sollte auch in zukiinftigen Férderphasen von
,Demokratie leben!“ eine Kommunikation iiber den Erfolg innovativer Ansitze
unterstiitzt werden. Denn nur so kénnen gelingende Ansitze sichtbar gemacht
und aus Fehlschligen Riickschliisse fur zukiinftiges Handeln — nicht nur fir
die Akteur:innen im Bundesprogramm, sondern fiir die gesamte Fachpraxis
— gezogen werden. Voraussetzung hierfiir ist die Reflexion der Praxis durch
die umsetzenden Akteur:innen, beispielsweise durch Selbstevaluationen oder
externe Evaluationen. Hierfiir miissen Ressourcen vorgehalten werden.

Fir den Transfer des im Bundesprogramm gewonnenen Wissens, z. B. iiber
Zielgruppenzuginge oder die Moglichkeiten der Erreichung auch komplexer
Ziele, werden Konzepte bendétigt, die einerseits die inhaltlichen Bedarfe der
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Fachpraxis, andererseits die Bedarfe der Transferadressat:innen beriicksichti-
gen. Dass die Programmgestalter:innen die gezielte Unterstiitzung der Entwick-
lung entsprechender Transferkonzepte sowie die Bereitstellung von Strukturen,
innerhalb derer ein Transfer von Wissen, Erfahrungen und Konzepten erfolgen
kann, als ihre Aufgabe ansehen, wird in der Einrichtung einer Transferphase fiir
Projekte in der neuen Forderperiode deutlich. Zu beriicksichtigen wiren hier
zukiinftig die von der Evaluation identifizierten forderlichen Bedingungen fiir
Transfererfolge. Eine wichtige Voraussetzung fiir einen gelingenden Transfer ist
die Einbindung der Programmakteur:innen in Netzwerke. Dies ist zugleich auch
eine Voraussetzung fiir eine gelingende Zielgruppenerreichung sowie fiir eine
gelingende Innovationserzeugung. Entsprechend sollte auch in der kommenden
Forderphase die Vernetzung der Akteur:innen als ein zentrales Programmziel
verfolgt werden.

Das Bundesprogramm , Demokratie leben!“ist auf einem guten Weg. Es wird
sich in herausfordernden Zeiten weiterentwickeln miissen, es bringt aber auch
das notwendige Ristzeug dafiir mit.

184



Literatur

Abramson, Paul R./John H. Aldrich (1982): The Decline of Electoral Participation in America. In: The
American Political Science Review 76, H. 3, S. 502—21.

Aue, Philipp/Ehnert, Katrin/Hemmann, Max/Johann, Tobias/Rehse, Aline/Riiger, Stella/Walter,
Elisa (2024): Abschlussbericht Modellprojekte , Demokratieférderung: Bilanzierung und Nach-
haltigkeit. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld , Demokratie-
forderung” im Bundesprogramm , Demokratie leben!“ in der Férderphase 2020 bis 2024. Halle
(Saale): DJI.

Autor:innengruppe (2023): Regionale Kooperation und Ertrige der Programmf6rderung im Bundes-
programm ,Demokratie leben!“ Ergebnisse aus acht Regionalanalysen. Halle (Saale) und Frank-
furt am Main: DJI und ISS (unverdffentlicht).

Backes, Uwe/Jesse, Eckard (1983): Demokratie und Extremismus. Anmerkungen zu einem antithe-
tischen Begriffspaar. In: Backes, Uwe/Jesse, Eckard (Hrsg.): Vergleichende Extremismusfor-
schung. Baden-Baden: Nomos, S. 57-79.

Balzer, Lars/Beywl, Wolfgang (2018): evaluiert. erweitertes Planungsbuch fiir Evaluationen im Bil-
dungsbereich. 2., iiberarbeitete Auflage. Bern: hep.

Barrett, Martyn/Brunton-Smith, Ian (2014): Political and Civic Engagement and Participation: To-
wards an Integrative Perspective. In: Journal of Civil Society 10, H. 1, S. 5-28.

Bartelheimer, Peter/Behrisch, Birgit/Dafiler, Henning/Dobslaw, Gudrun/Henke, Jutta/Schifers,
Markus (2022): Teilhabe — Versuch einer Begriftfsbestimmung. In: Wansing, Gudrun/Schifers,
Markus/Kébsell, Swantje (Hrsg.): Teilhabeforschung — Konturen eines neuen Forschungsfel-
des. Wiesbaden: Springer VS, S. 13-34.

Becker, Carlos/Bohn, Irina/Einhorn, Laura/Mettke, Ellen/Michaelis, Sandra/Pausch, Felix/Saf3-
mannshausen, Jan/Ziegler, Isabell (2020): Lokales Klima der Bedrohung. Betroffenheit von und
Umgang mit antidemokratischen Bestrebungen in den Férderregionen der Partnerschaften fiir
Demokratie. Berichtszeitraum 01.01.2020-31.12.2020. Frankfurt am Main: ISS.

Becker, Carlos/Bohn, Irina/Brenn, Markus/Greef, Samule/Heller, Lukas/Inkinen, Saara/Michae-
lis, Sandra/Safmannshausen, Jan/Schréder, Wolfgang/Ten Elsen, Jenny/Waibel, Max (2021)
Rechte Einflussnahmen und Ubergriffe auf die demokratische Zivilgesellschaft. Berichtszeit-
raum 01.01.2021-31.12.2021. Frankfurt am Main: ISS.

Becker, Carlos/Bohn, Irina/Saffmannshausen, Jan/Schwall, Talisa (2022a): Kommunale Demokra-
tieforderung. Begriff, Modell und Praxis. Erster Schwerpunktbericht der Wissenschaftlichen
Begleitung des Handlungsbereichs , Kommune* (Férderung lokaler , Partnerschaften fiir Demo-
kratie*) im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ (2020-2024). Frankfurt am Main: ISS.

Becker, Carlos/Bollhdfner, Julian/Kremeti, Eleni/Waibel, Max/Winter, Sebastian (2022b):
Workingpaper: Digitalisierung der Arbeit der Partnerschaften fiir Demokratie. Frankfurt am
Main: ISS (unveréffentlicht).

Becker, Carlos/Brenn, Markus/Kremeti, Eleni/Sassmannshausen, Jan/Schwall, Talisa/Winter, Se-
bastian (2022¢): Die Auswirkungen des Krieges gegen die Ukraine und die Aktivititen der Part-
nerschaften fir Demokratie in den Forderregionen. Zweiter Schwerpunktbericht der Wissen-
schaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs ,Kommune“ (Forderung lokaler , Partnerschaf-
ten fiir Demokratie) im Bundesprogramm , Demokratie leben!* (2020-2024). Frankfurt am
Main: ISS.

Becker, Carlos/Bohn, Irina/Sassmannshausen, Jan/Winter, Sebastian (2024a): Demokratiegefihr-
dende Bedrohungslagen — eine Systematisierung aus kommunaler Perspektive. In: Demokratie
gegen Menschenfeindlichkeit 9, H. 1, S. 54-73.

185



Becker, Carlos/Kremeti, Eleni/SafSmannshausen, Jan/Schwall, Talisa (2024b): Aktivierung fiir De-
mokratie in strukturschwachen Riumen. Modell, Praxis, Raumtypologie. Frankfurt am Main:
ISS.

Becker, Helle (2015): Partizipation und Kulturelle Bildung in Jugendarbeit und Schule: Parti-
zipation ist ein Schliisselthema! Ist Partizipation auch ein gemeinsames Thema? In: Kul-
turelle Bildung online. https://www.kubi-online.de/artikel/partizipation-kulturelle-bildung-
jugendarbeit-schule (Abfrage: 29.10.2024).

Behn, Sabine/Bohn, Irina/Karliczek, Kari-Maria/Liiter, Albrecht/Striter, Till (2013): Lokale Ak-
tionspline fiir Demokratie. Zivilgesellschaft und Kommune in der Auseinandersetzung mit
Rechtsextremismus. Ergebnisse der Evaluation des Bundesprogramms ,Vielfalt tut gut“. Wein-
heim und Basel: Beltz Juventa.

Behn, Sabine/Bohn, Irina/Hallmann, Julia/Karliczek, Kari-Maria/Karpf, Michael/Korn, Anna/
Kohler, Jonas/Manstetten, Ruth/SafSmannshausen, Jan/Schnarr, Daniel (2019): Abschlussbe-
richt zum Berichtszeitraum 01.01.2015-31.12.2019 der Wissenschaftlichen Begleitung des Pro-
grammbereichs , Partnerschaften fiir Demokratie“ im Programm ,Demokratie leben!*. Frank-
furt am Main und Berlin: ISS und Camino.

Bélanger, Eric/Richard Nadeau (2005): Political Trust and the Vote in Multiparty Elections: The
Canadian case. In: European Journal of Political Research 44, H. 1, S. 121-146.

Benedikt, Anja/Pape, Judith/Réing, Tim/Schucht, Lucas (2023): Professionalitit aus der Sicht der
Mitarbeitenden in Modellprojekten des Handlungsfelds ,Extremismuspravention®. Zweiter
Schwerpunktbericht der wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsfelds , Extremismuspri-
vention“im Bundesprogramm , Demokratie leben!“. Frankfurt am Main: ISS.

Bergmann, Nadja/Pimminger, Irene (2004): GeM-Leitfaden zur Verankerung von Gender Main-
streaming bei Projekttrigern. GeM-Koordinationsstelle fiir Gender Mainstreaming im ESF.
https://www.graz.at/cms/dokumente/10305149/4239d3el/Leitfaden%20Verankerung%20GM.
pdf (Abfrage: 11.04.2024).

Betz, Tanja/Gaiser, Wolfgang/ Pluto, Liane (2010): Partizipation von Kindern und Jugendlichen. Dis-
kussionsstringe, Argumentationslinien, Perspektiven. In: Betz, Tanja/Gaiser, Wolfgang/ Pluto,
Liane (Hrsg.): Partizipation von Kindern und Jugendlichen. Forschungsergebnisse, Bewertun-
gen, Handlungsmoglichkeiten. Schwalbach/Ts.: Wochenschau, S. 11-31.

Biele Mefebue, Astrid/Bithrmann, Andrea Dorothea/Grenz, Sabine (2022): Die Formierung des in-
tersektionalen (Forschungs-)Feldes: Eine Skizze in kartografischer Absicht. In: Biele Mefebue,
Astrid/Bithrmann, Andrea Dorothea/Grenz, Sabine (Hrsg.): Handbuch Intersektionalititsfor-
schung. Wiesbaden: Springer, S. 1-15.

Bienstman, Simon/Hense, Svenja/Gangl, Markus (2024): Explaining the ,democratic malaise‘in un-
equal societies: Inequality, external efficacy and political trust. In: European Journal of Political
Research 63, H.1, S. 172-191.

Bischoff, Ursula/Koénig, Frank/Zimmermann, Eva (2014): Partizipation, Akzeptanz und Alltagsbe-
zug in Projekten zur pidagogischen Rechtsextremismusprivention und zur Férderung demo-
kratischer Einstellungen. In: Jugendhilfe 52, H. 1, S. 45-52.

Bischoff, Ursula/Johansson, Susanne/Koénig, Frank/Leistner, Alexander/Schau, Katja/Zimmer-
mann, Eva (2015): Einmischen, mitmischen, aufmischen — Partizipation in und durch politi-
sche(r) Bildung. In: Tremmel, Jorg/Rutsche, Markus (Hrsg.): Politische Beteiligung junger Men-
schen. Grundlagen - Perspektiven — Fallstudien. Wiesbaden: Springer VS, S. 49-74.

Blatter, Kristine/Schelle, Regine (2022): Wissenstransfer in der frithen Bildung. Modelle, Erkennt-
nisse und Bedingungen. Miinchen: DJI.

Blatter, Kristine/Schelle, Regine (2023): Wissenstransfer zwischen politischer Steuerungsebene und
Wissenschaft in der Frithen Bildung. Modelle, Erkenntnisse und Bedingungen. Miinchen: DJI.

Blickhiuser, Angelika/Bargen, Henning von (2015): Gender-Mainstreaming-Praxis. Arbeitshilfen
zur Anwendung der Analysekategorie ,Gender-Diversity“ in Gender-Mainstreaming-Prozes-

186


https://www.kubi-online.de/artikel/partizipation-kulturelle-bildung-jugendarbeit-schule
https://www.kubi-online.de/artikel/partizipation-kulturelle-bildung-jugendarbeit-schule
https://www.graz.at/cms/dokumente/10305149/4239d3e1/Leitfaden%20Verankerung%20GM.pdf
https://www.graz.at/cms/dokumente/10305149/4239d3e1/Leitfaden%20Verankerung%20GM.pdf

sen. Band 7 der Schriften des Gunda-Werner-Instituts. 4., iiberarbeitete Auflage. Berlin: Hein-
rich-Boll-Stiftung.

Bliimel, Stephan/Lehmann, Frank/Hartung, Susanne (2024): Zielgruppen, Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren. In: Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufklirung (BZgA) (Hrsg.): Leitbegrif-
fe der Gesundheitsférderung und Pravention. Glossar zu Konzepten, Strategien und Methoden.
https://doi.org/10.17623/BZGA:Q4-i128-2.0.

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2002): Gen-
der Mainstreaming - was ist das? https://www.bmfsfj.de/resource/blob/94672/
2735fb2caleac777754blclbeS7ecl4c/prm-22460-broschure-gender-mainstreaming-data.pdf
(Abfrage: 15.04.2025).

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2010): Leitlinie zum
Programmbereich , Entwicklung, Implementierung und Umsetzung integrierter lokaler Stra-
tegien (Lokale Aktionspline)“ des Bundesprogramms ,Toleranz fordern — Kompetenz stirken®.
Berlin. https://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/toleranz-foerdern/
Redaktion/Downloads/PDF/TOLERANZ-FOERDERN_LAP-neu-Foerderleitlinie_27.09.10_01.
pdf (Abfrage: 02.11.2011).

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2019a): Férderaufruf fir
Modellprojekte im Handlungsfeld , Demokratieforderung im Rahmen des Bundesprogramms
,Demokratie leben!“. Stand 02.05.2019. Berlin.

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2019b): Richtlinie zur For-
derung von Projekten der Demokratieférderung, der Vielfaltgestaltung und zur Extremismus-
pravention (Férderrichtlinie Demokratie leben!). GMBI 2019 Nr. 40 vom 17.09.2019, S. 801-803.

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020a): Grundsitze der
Férderung von Modellprojekten im Handlungsfeld Demokratieférderung im Rahmen des Bun-
desprogramms , Demokratie leben!“. Stand 10.02.2020. Schleife.

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020b): Grundsitze der
Forderung von Modellprojekten im Handlungsfeld Extremismuspravention im Bundespro-
gramm , Demokratie leben!“. Stand 10.02.2020. Schleife.

BMFSF] — Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020¢c): Grundsitze der
Forderung von Modellprojekten im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung im Rahmen des Bundes-
programms , Demokratie leben!“. Stand 10.02.2020. Schleife.

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020d): Abschlussbericht
Bundesprogramm Demokratie leben! Erste Forderperiode (2015-2019). Berlin.

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020e): Grundsitze der
Forderung im Handlungsbereich Bund im Rahmen des Bundesprogramms ,Demokratie le-
ben!“. Stand 10.02.2020. Berlin.

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020f): Grundsitze der
Forderung von Projekten im Innovationsfonds im Rahmen des Bundesprogramms , Demokratie
leben!“. Stand 27.01.2020. Berlin (unveréffentlicht).

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2020g):16. Kinder-
und Jugendbericht. Forderung demokratischer Bildung im Kindes- und Jugendalter. Berlin.

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2021): Gender Mainstrea-
ming. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/gleichstellung-und-teilhabe/
strategie-gender-mainstreaming (Abfrage: 08.11.2024).

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2022a): Richtli-
nie zur Férderung von Projekten der Demokratieférderung, der Vielfaltgestaltung und zur Ex-
tremismusprivention (Férderrichtlinie Demokratie leben!). GMBI 2022 Nr. 35 vom 19.09.2022,
S. 810-813. Berlin.

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022b): Grundsitze der
Forderung im Handlungsbereich Land im Rahmen des Bundesprogramms ,Demokratie le-
ben!*. Stand 19.09.2022. Berlin.

187


https://doi.org/10.17623/BZGA:Q4-i128-2.0
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/94672/2735fb2ca1eac777754b1c1bc57ec14c/prm-22460-broschure-gender-mainstreaming-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/94672/2735fb2ca1eac777754b1c1bc57ec14c/prm-22460-broschure-gender-mainstreaming-data.pdf
https://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/toleranz-foerdern/Redaktion/Downloads/PDF/TOLERANZ-FOERDERN_LAP-neu-Foerderleitlinie_27.09.10_01.pdf
https://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/toleranz-foerdern/Redaktion/Downloads/PDF/TOLERANZ-FOERDERN_LAP-neu-Foerderleitlinie_27.09.10_01.pdf
https://www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de/fileadmin/toleranz-foerdern/Redaktion/Downloads/PDF/TOLERANZ-FOERDERN_LAP-neu-Foerderleitlinie_27.09.10_01.pdf
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/gleichstellung-und-teilhabe/strategie-gender-mainstreaming
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/gleichstellung-und-teilhabe/strategie-gender-mainstreaming

BMFSFJ - Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022¢): Grundsitze der
Foérderung im Handlungsbereich Kommune im Rahmen des Bundesprogramms , Demokratie
leben!“. Stand 19.09.2022. Berlin.

BMFSFJ — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022d): Férderaufruf fiir
Projekte im Innovationsfonds im Rahmen des Bundesprogramms , Demokratie leben!“.

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022e): Projektideen
fir Demokratieférderung gesucht. https://www.bmfsf].de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/
projektideen-fuer-demokratiefoerderung-gesucht-199880 (Abfrage: 12.11.2024).

BMFSF] — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (o.].): Begleitprojekte.
https://www.demokratie-leben.de/resource/blob/252380/2501cd7a429b1946651aa89ad216d016/
fp2-kommune-kurzbericht-2023-data.pdf (Abfrage 27.05.2025).

BMFSFJ — Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2024): Webseite. https://
www.bmfsfj.de (Abfrage: 03.04.2025).

BMFSF] - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend/BMI - Bundesministe-
rium des Innern und fir Heimat (Hrsg.) (2016): Strategie der Bundesregierung zur Extremis-
musprivention und Demokratieférderung. Berlin.

BMI - Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (Hrsg.) (2024): Gemeinsam ftir Demokratie
und gegen Extremismus. Strategie der Bundesregierung fiir eine starke, wehrhafte Demokratie
und eine offene und vielfiltige Gesellschaft. Berlin.

Bohn, Irina (2019): Einschrinkung zivilgesellschaftlicher Handlungsspielriume am Beispiel der
Partnerschaften fiir Demokratie im Bundesprogramm , Demokratie leben!“. In: Demokratie ge-
gen Menschenfeindlichkeit 4, H. 1., S. 86-101.

Bohn, Irina (2021): Demokratieférderung. In: Amthor, Ralph-Christian/Goldberg, Brigitta U./
Hansbauer, Peter/Landes, Benjamin/Wintergerst, Theresia (Hrsg.): Kreft/ Mielenz Worterbuch
Soziale Arbeit: Aufgaben, Praxisfelder, Begriffe und Methoden der Sozialarbeit und Sozialpid-
agogik. 9., unvollstindig tiberarbeitete und aktualisierte Auflage. Weinheim und Basel: Beltz
Juventa, S. 189-191.

Bohn, Irina/Safimannshausen. Jan (2021): Wirkungen komplexer Programme. Mdglichkeiten und
Grenzen evidenzbasierter Evaluation am Beispiel der Partnerschaften fiir Demokratie. In: Milb-
radt, Bjorn/Greuel, Frank/Reiter, Stefanie/Zimmermann, Eva (Hrsg.): Evaluation von Pro-
grammen und Projekten der Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismuspra-
vention. Weinheim und Basel: Beltz Juventa, S. 269-295.

Boulianne, Shelley (2019): Building Faith in Democracy: Deliberative Events, Political Trust and Ef-
ficacy. In: Political Studies 67, H. 1, S. 4-30.

Braun, Marina/Ehnert, Katrin/Euteneuer, Jonas/Hemmann, Max/Johann, Tobias/Rehse, Aline/
Riiger, Stella/Walter, Elisa (2022a): Demokratieférderung im Kindesalter: Kontext- und Wir-
kungsanalysen. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld Demokra-
tieféSrderung im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“in der Férderphase 2020 bis 2024. Halle
(Saale): DJI.

Braun, Marina/Ehnert, Katrin/Euteneuer, Jonas/Johann, Tobias/Mielke, Anne/Rehse, Aline/Wal-
ter, Elisa/Zimmermann, Eva (2022b): Fallstudienberichte 2021/2022: Handlungslogiken der
Modellprojekte. Halle (Saale): DJI (unverdffentlicht).

Braun, Marina/Ehnert, Katrin/Euteneuer, Jonas/Hemmann, Max/Johann, Tobias/Rehse, Aline/
Riiger, Stella/Walter, Elisa (2024): Demokratieforderung im Jugend- und jungen Erwachsenen-
alter — Wirkungsanalysen. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld
,Demokratieforderung*im Bundesprogramm , Demokratie leben!“in der Férderphase 2020 bis
2024. Halle: DJI.

Brenn, Markus/Obermeyer, Paul/Sthamer, Evelyn/Winter, Sebastian (2023) ,Jeder hat so sein eige-
nes Problem, aber alle das gleiche Feindbild“. Eine Analyse von autoritir-rebellischen Protest-
bewegungen in Baden-Wiirttemberg und Thiiringen als Politisierungsraume von Demokratie-
feindlichkeit.

188


https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/projektideen-fuer-demokratiefoerderung-gesucht-199880
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/projektideen-fuer-demokratiefoerderung-gesucht-199880
https://www.demokratie-leben.de/resource/blob/252380/2501cd7a429b1946651aa89ad216d016/fp2-kommune-kurzbericht-2023-data.pdf
https://www.demokratie-leben.de/resource/blob/252380/2501cd7a429b1946651aa89ad216d016/fp2-kommune-kurzbericht-2023-data.pdf
https://www.bmfsfj.de
https://www.bmfsfj.de

Brucksch, Michael 2021: Transferdialog durch Transferinstrumente. Beitrag zu den wissen-
schaftstheoretischen Grundlagen des Transfergeschehens, aus Scientific Glossary. https://
www.transferforschung.de/_files/ugd/fdf78e_bcd7déba68604b63972bla4a04c7eb2b. pdf (Abfra-
ge: 05.11.2024).

Bundesfachstelle Linke Militanz (o.].): Begriffsverstindnis linker Militanz. https://www.linke-
militanz.de/ueber-uns/begriffsverstaendnis-linker-militanz (Abfrage: 09.10.2024).

Coelen, Thomas W. (2010): Partizipation und Demokratiebildung in pidagogischen Institutionen.
In: Zeitschrift fiir Pidagogik 56, H. 1, S. 37-52.

Cohen, Jacob (1988): Statistical Power Analysis for the Behavioral Sciences. 2. Auflage. Hillsdale, NJ.:
Erlbaum.

Coleman, James S. (1990): The Foundations of Social Theory. Cambridge: Harvard University Press.

Combahee River Collective (2002): A Black feminist statement. In: Moraga, Cherrie/Anzaldda, Glo-
ria E. (Hrsg.): This Bridge Called My Back: Writings by Radical Women of Color. 3., erweiterte
und tiberarbeitete Auflage. Saline, MI: Third Woman Press, S. 234-244.

Cozzaglio, Ilaria (2023): What is political about political trust? https://www.contrust.uni-
frankfurt.de/files/2023/04/ConTrust-WorkingPaper-No5.pdf (Abfrage: 05.11.2024).

Craig, Stephen C./Niemi, Richard G./Silver, Glenn E. (1990): Political Efficacy and Trust: A Report
on the NES Pilot Study Items. In: Political Behavior 12, H. 3, S. 289-314.

Crenshaw, Kimberlé W. (1989): ,, Demarginalizing the Intersection of Race and Sex: A Black Feminist
Critique of Antidiscrimination Doctrine, Feminist Theory and Antiracist Politics. In: University
of Chicago Legal Forum, H. 1, S. 139-167.

Deutscher Bundestag (2021): Zweiter Bericht der Bundesregierung iiber Arbeit und Wirksamkeit der
Bundesprogramme zur Extremismuspravention. Bundestag-Drucksache 19/32000.

Devine, Daniel (2024): Does Political Trust Matter? A Meta-analysis on the Consequences of Trust.
In: Political Behavior 46, S. 2241-2262. https://doi.org/10.1007/s11109-024-09916-y.

Die Bundesregierung (2017): Nationaler Aktionsplan der Bundesregierung gegen Rassismus.
Positionen und Maflnahmen zum Umgang mit Ideologien der Ungleichwertigkeit und
den darauf bezogenen Diskriminierungen. https://www.bmfsf].de/resource/blob/116798/
5fc38044aldd8edec34des68ad59e2b9/nationaler-aktionsplan-rassismus-data.pdf ~ (Abfrage:
06.11.2024).

Dittrich, Franziska (2023a): Arbeitspapier: Vorliufige Ergebnisse der qualitativen Netzwerkanalyse
in vier Bundeslindern. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbereich Land im Bundespro-
gramm , Demokratie leben!“ in der Férderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI (unveroffent-
licht).

Dittrich, Franziska (2023b): Online-Erhebung der wB Land 2023. Halle (Saale): DJI (unveréffent-
licht).

Dittrich, Franziska/Haase, Katrin/Schau, Katja/Figlestahler, Carmen (2023): Portrits der Koordi-
nierungsstrukturen der Landes-Demokratiezentren (LDZ-Portrits). Halle (Saale): DJI (unver-
offentlicht).

Dittrich, Franziska/Kolke, Stefan/Rottinghaus, Bastian (2024): Netzwerkanalysen im Handlungs-
bereich Land. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbereich Land im Bundesprogramm
,Demokratie leben!“in der Férderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI.

Ehnert, Katrin/Johann, Tobias/Mielke, Anne/Rehse, Aline/ Walter, Elisa/Zimmermann, Eva (2021):
Handlungsfeld und Handlungslogiken. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im
Handlungsfeld Demokratieférderung im Bundesprogramm , Demokratie leben!“in der Forder-
phase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI.

Esaiasson, Peter/Kolln, Ann-Kristin/Truper, Sedef (2015): External Efficacy and Perceived Respon-
siveness. Similar but distinct concepts. In: International Journal of Public Opinion Research 27,
H.3,S. 432-445.

Figlestahler, Carmen/Schau, Katja (2021): Entwicklungen, Handlungspraxen und Herausforderun-
gen im Feld der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit. Wissenschaftliche Begleitung Hand-

189


https://www.transferforschung.de/_files/ugd/fdf78e_bcd7d6ba68604b63972b1a4a04c7eb2b.pdf
https://www.transferforschung.de/_files/ugd/fdf78e_bcd7d6ba68604b63972b1a4a04c7eb2b.pdf
https://www.linke-militanz.de/ueber-uns/begriffsverstaendnis-linker-militanz
https://www.linke-militanz.de/ueber-uns/begriffsverstaendnis-linker-militanz
https://www.contrust.uni-frankfurt.de/files/2023/04/ConTrust-WorkingPaper-No5.pdf
https://www.contrust.uni-frankfurt.de/files/2023/04/ConTrust-WorkingPaper-No5.pdf
https://doi.org/10.1007/s11109-024-09916-y
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/116798/5fc38044a1dd8edec34de568ad59e2b9/nationaler-aktionsplan-rassismus-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/116798/5fc38044a1dd8edec34de568ad59e2b9/nationaler-aktionsplan-rassismus-data.pdf

lungsbereich Land im Bundesprogramm , Demokratie leben!“in der Forderphase 2020 bis 2024.
Schwerpunktbericht 2020. Halle (Saale): DJI.

Figlestahler, Carmen/Schau, Katja (2023): Was wirkt wie und warum? Analyse zur Wirksambkeit der
direkten Distanzierungsberatung im Bereich Rechtsextremismus und islamistischer Extremis-
mus. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbereich Land im Bundesprogramm , Demokratie
leben!“in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI.

Flosdorff, Katja (2019): Identifikation und Evaluation von Bewertungskriterien zur optimalen Aus-
wahl von Ideen wihrend des Innovationsprozesses. Beitrige der Hochschule Pforzheim. No.
170. nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:951-opus-206 (Abfrage: 12.11.2024).

Foroutan, Naika/Bostanci, Seyran (2019): Inklusion in der postmigrantischen Gesellschaft. In: Poli-
tikum 5, H. 1, S. 18-25.

Frank, Anja/Diegmann, Daniel/Herding, Maruta/Jakob, Maria/Schwarzloos, Christian (2023):
Strafvollzug als Kontext fiir (sozial-)pidagogische Arbeit. Wissenschaftliche Begleitung der
Modellprojekte im Themenfeld Pravention und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewah-
rungshilfe im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ in der Forderphase 2020-2024. Halle
(Saale): DJI.

Fuhse, Jan A. (2016): Soziale Netzwerke. Konzepte und Forschungsmethoden. Konstanz und Miin-
chen: utb.

Gassmann, Oliver (2010): Innovation — Zufall oder Management? In: Gassmann, Oliver/ Sutter, Phil-
ipp (Hrsg.): Praxiswissen Innovationsmanagement. Von der Idee zum Markterfolg. Miinchen:
Hanser, S. 1-26.

Goubin, Silke (2020): Economic Inequality, Perceived Responsiveness and Political Trust. In: Acta
Politica 55, H. 2, S. 267-304.

Gronlund, Kimmo/Setild, Maija/Herne, Kaisa (2010): Deliberation and Civic Virtue: Lessons from
A Citizen Deliberation Experiment. In: European Political Science Review 2, H. 1, S. 95-117.
Grunert, Cathleen/Ludwig, Katja (2023): Jugendbeteiligung in peripher(isiert)en lindlichen Regio-
nen — zur Verschrinkung von Jugend- und Raumkonstruktionen in den Partizipationsperspek-
tiven kommunaler Entscheidungstriger. In: Diskurs Kindheits- und Jugendforschung 18, H. 2,

S. 183-200.

Haase, Katrin (2021): Entwicklungen und Herausforderungen im Feld der Beratung von Betroffenen
rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbe-
reich Land im Bundesprogramm , Demokratie leben!“ in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle
(Saale): DJI.

Haase, Katrin/Rottinghaus, Bastian (2024): Was wirkt wie und warum? Analysen zur Wirksamkeit
der Beratungsangebote fiir Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt. Halle
(Saale): DJI.

Haase, Katrin/Schau, Katja/Dittrich, Franziska/Figlestahler, Carmen (2024): Nachhaltige Bera-
tungs- und Vernetzungsstrukturen: zum aktuellen Stand und zu Herausforderungen der Aus-
gestaltung. Abschlussbericht. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbereich Land im Bun-
desprogramm , Demokratie leben!“in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI.

Hage, Jerald (2000): Die Innovation von Organisationen und die Organisation von Innovation. In:
Osterreichische Zeitschrift fiir Geschichtswissenschaft 11, H. 1, S. 67—86.

Hagenhoff, Svenja (2008): Innovationsmanagement fiir Kooperationen. Eine instrumentenorien-
tierte Betrachtung. Géttingen: Universititsverlag.

Hecking, Britta/Milller, Helen/Vof, Johanna/Schwenzer, Victoria (2025a): Antifeminismus — Ein
Thema der Jugendarbeit?! Fokusstudie zu Antifeminismus in der Jugendarbeit — Problemlagen,
Ressourcen, Bedarfe (in Ver6ffentlichung).

Hecking, Britta/Milller, Helen/Vof3, Johanna/Schwenzer, Victoria (2025b): Shrinking Civic Spaces?
Auswirkungen von Antifeminismus auf die Handlungsraume demokratisch engagierter Frauen
— Problemlagen, Ressourcen, Bedarfe.

190



Heider-Winter, Cornelia (2014): Employer Branding in der Sozialwirtschaft. Wie Sie als attraktiver
Arbeitgeber die richtigen Fachkrifte finden und halten. Wiesbaden: Springer Gabler.

Heinze, Franziska/Konig, Frank/Rehse, Aline/Schroeter, Ellen (2017): Dritter Bericht: Strukturent-
wicklung bundeszentraler Triger. Programmevaluation ,Demokratie leben!“. Zwischenbericht
2017. Halle (Saale): DJI.

Heinze, Franziska/Reiter, Stefanie/Berg-Lupper, Ulrike/Wach, Katharina/Riedle, Stephanie
(2019): Multiple Handlungsanforderungen an Evaluierende. Ein theoretisches und prakti-
sches Problem in der Evaluation komplexer (sozial)politischer Programme. In: Zeitschrift fiir
Evaluation 18, H. 2, S. 261-283.

Heinze, Franzsika/Hemmann, Max/Langer, Sarah/Sammet, Kornelia/Schroeter, Ellen (2021):
Handlungskoordination im Themenfeld — Ausgangsbedingungen und Herausforderungen.
Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbereich Bund im Bundesprogramm , Demokratie le-
ben!“in der Forderphase 2020 bis 2024. Schwerpunktbericht. Halle (Saale): DJI.

Heinze, Franziska/Hemmann, Max/Langer, Sarah/Reiter, Stefanie/Sammet, Kornelia (2022): Un-
tersuchungen zur Nachhaltigkeit der Férderungen auf Bundesebene. Wissenschaftliche Beglei-
tung Handlungsbereich Bund im Bundesprogramm , Demokratie leben!“ in der Férderphase
2020 bis 2024 (Schwerpunktbericht 2021). Halle (Saale): DJI.

Heinze, Franziska/Sammet, Kornelia/Schroeter, Ellen (2022): ,Sie hat im Chat geschrieben, sie
hért uns nicht“. Methodische und methodologische Uberlegungen zu Videokonferenz-basier-
ten Gruppendiskussionen. In: ZQF - Zeitschrift fir Qualitative Forschung 23, H. 1, S. 86-101.

Heinze, Franziska/Loick Molina, Steffen/Meijer, Laura/Reiter, Stefanie/Sammet, Kornelia/
Schroeter, Ellen (2023): Themenfeldentwicklung. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbe-
reich Bund im Bundesprogramm , Demokratie leben!* in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle
(Saale): DJI.

Heinze, Franziska/Langer, Sarah/Loick Molina, Steffen/Reiter, Stefanie/Sammet, Kornelia/
Schroeter, Ellen (2024): Resonanzen der Angebote von Kompetenznetzwerken und -zentrum.
Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbereich Bund im Bundesprogramm , Demokratie le-
ben!“in der Férderphase 2020 bis 2024 (Schwerpunktbericht 2023). Halle (Saale): DJI.

Herding, Maruta/Jukschat, Nadine/Lampe, Dirk/Frank, Anja/Jakob, Maria (2021): Neuausrichtun-
gen und Handlungslogiken. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Themenfeld
,Pravention und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewahrungshilfe“im Bundesprogramm
,Demokratie leben!“in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): D]I.

Hess, Sabine/Binder, Jana/Moser, Johannes (Hrsg.) (2009): No integration?! Kulturwissenschaftli-
che Beitrige zur Integrationsdebatte in Europa. Bielefeld: transcript.

Hoecker, Beate (2006): Politische Partizipation: systematische Einfithrung. In: Hoecker, Beate
(Hrsg.): Politische Partizipation zwischen Konvention und Protest. Eine studienorientierte Ein-
fithrung. Opladen: Barbara Budrich, S. 3-20.

Hohnstein, Sally/Zschach, Maren (2023): Digitale Extremismuspravention international — Anre-
gungspotenziale fir die deutsche Praxis? Arbeits- und Forschungsstelle Demokratieférderung
und Extremismusprivention. Halle (Saale): DJI.

Holtappels, Heinz G. (2019): Transfer in der Schulentwicklung. Ansitze und Gelingensbedingungen
aus der Perspektive von Schulentwicklungstheorie und -forschung. In: Die deutsche Schule 111,
H.3,8S.274-293.

Hooghe, Marc/Marien, Sofie (2013): A comparative analysis of the relation between political trust
and forms of political participation in Europe. In: European Societies 15, H. 1, S 131-152.

Howaldt, Jiirgen/Kopp, Ralf/Schwarz, Michael (2014): Zur Theorie sozialer Innovation. Tardes ver-
nachlissigter Beitrag zur Entwicklung einer soziologischen Innovationstheorie. Weinheim und
Basel: Beltz Juventa.

1SS/Camino (2019): Abschlussbericht zum Berichtszeitraum 01.01.2015-31.12.2019 der Wissen-
schaftlichen Begleitung des Programmbereichs ,Partnerschaften fiir Demokratie“ im Pro-
gramm , Demokratie leben!“. Frankfurt am Main und Berlin: ISS und Camino.

191



Jakob, Astrid/Gschwandtner, Helga (2011): Gender Mainstreaming als wesentlicher Aspekt einer
inklusiven Padagogik. In: Zeitschrift fur Inklusion 5, H. 1. https://www.inklusion-online.net/
index.php/inklusion-online/article/view/103 (Abfrage: 06.11.2024).

Jakob, Maria/Herding, Maruta/Frank, Anja/Diegmann, Daniel (2022): Professionelles Handeln im
Team. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Themenfeld , Privention und Dera-
dikalisierung in Strafvollzug und Bewdhrungshilfe“ im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“
in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI.

Jakob, Maria/Jukschat, Nadine/Herding, Maruta (2023): Radikalisierungsprivention im Gefingnis.
(Sozial-)Pidagogisches Handeln unter erschwerten Bedingungen. Weinheim und Basel: Beltz
Juventa.

Johann, Tobias/Zimmermann, Eva (2023): Digitale Demokratieférderung — Modellprojekte als Ex-
perimentierriume fir politische Medienbildung. In: Institut fiir Demokratie und Zivilgesell-
schaft (Hrsg.): Wissen schafft Demokratie. Schwerpunkt Demokratie unter Druck. Band 12. Je-
na:IDZ.

Jukschat, Nadine/Jakob, Maria/Herding, Maruta (2020): Wissenschaftliche Begleitung des Pro-
grammbereichs , Privention und Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewihrungshilfe. Ab-
schlussbericht 2019 Programmevaluation , Demokratie leben!“. Halle (Saale): DJI.

Jutz, Maren/Kolke, Stefan/Konig, Frank/Stirck, Alexander/Zierold, Diana/Roscher, Tobias/Greu-
el, Frank/Milbradt, Bjorn (2023): Halbzeitbilanz zum Bundesprogramm , Demokratie leben!*
(2020-2024). Gesamtevaluation. Halle (Saale): DJI.

Jitz, Maren/Roscher, Tobias (2024): Das Begleitprojekt ,Vielfalt-Mediathek* — Leistungen, Heraus-
forderungen und Potenziale. Themenpapier der Gesamtevaluation zum Stand des Projektes im
Q/1V 2023. Halle (Saale): DJI (unveréffentlicht).

Kaps, Christina/Karliczek, Kari-Maria/Prillwitz, Meike/Schaffranke, Dorte (2024): Digitalbeziige
in der Projektumsetzung: Ansitze, Herausforderungen, Bedarfe. Wissenschaftliche Begleitung
des Innovationsfonds im Bundesprogramm , Demokratie leben!*. Berlin: Camino.

Karliczek, Kari-Maria (2012): Zur Nachhaltigkeit zivilgesellschaftlicher Projekte: Begriffsbestim-
mung und Operationalisierungsméglichkeit in einem zivilgesellschaftlichen Handlungsfeld.
In: Sozialwissenschaften und Berufspraxis, H. 2, S. 249-261.

Karliczek, Kari-Maria/Prillwitz, Meike / Schaffranke, Dorte (2022): Schwerpunktbericht. Demokra-
tieforderung mit Menschen mit Beeintrichtigung. Wissenschaftliche Begleitung des Innovati-
onsfonds im Bundesprogramm , Demokratie leben!“. Berlin: Camino.

Karliczek, Kari-Maria/Prillwitz, Meike /Schaffranke, Dorte (2023): Innovationsfonds I. Bericht der
wissenschaftlichen Begleitung des Innovationsfonds im Bundesprogramm ,Demokratie le-
ben!“. Berlin: Camino.

Killguss, Hans-Peter/Meier, Marcus/ Werner, Sebastian (Hrsg.) (2020): Bildungsarbeit gegen Anti-
semitismus. Grundlagen, Methoden & Ubungen. Frankfurt am Main: Wochenschau.

Kim, Harris H. (2014): Generalised Trust, Institutional Trust and Political Participation: A Cross-
National Study of Fourteen Southeast and Central Asian Countries. In: Asian Journal of Social
Science 42, H. 6, S. 695-721.

Klirner, Andreas/Gamper, Markus/Keim-Klirner, Sylvia/ Moor, Irene/Lippe, Holger von der/Von-
neilich, Nico (Hrsg.) (2020): Soziale Netzwerke und gesundheitliche Ungleichheiten. Eine neue
Perspektive fiir die Forschung. Wiesbaden: Springer VS.

Kleist, J. Olaf/Weiberg, Mirjam (2022): Demokratieférderung zwischen Staat und Zivilgesellschaft:
Zur Entwicklung des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“. In: Forschungsjournal Soziale
Bewegungen 35, H. 1, S. 186—202..

Kleist, J. Olaf/Weiberg, Mirjam/Schéll, Anja (2023): Mehr Demokratie fordern! Mehrheit sieht De-
mokratie unter Druck und befirwortet lingerfristige Unterstiitzung der Zivilgesellschaft. De-
ZIM Briefing Notes 10, Berlin: DeZIM.

Kolke, Stefan/Wilken, Diana/Zierold, Diana (2024): Online-Erhebung der Gesamtevaluation 2023.
Halle (Saale): DJI (unverdffentlicht).

192


https://www.inklusion-online.net/index.php/inklusion-online/article/view/103
https://www.inklusion-online.net/index.php/inklusion-online/article/view/103

Kremeti, Eleni/Sthamer, Evelyn/Winter, Sebastian (2023): Strukturdatenband zum Berichtszeit-
raum 01.01.2023-31.12.2023 der wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs , Kom-
mune/Partnerschaften fir Demokratie* im Bundesprogramm , Demokratie leben!*. Frankfurt
am Main: ISS.

Kusche, Robert (2023): VBRG-Stellungnahme zum Demokratieférdergesetz (DF6rdG) zur of-
fentlichen Anhérung im Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 27.
Marz 2023. https://verband-brg.de/stellungnahme-des-vbrg-zum-demonkratiefoerdergesetz-
27-maerz-2023/ (Abfrage: 12.11.2024).

Langer, Sarah/Hemmann, Max/Sammet, Kornelia (2021): Auswirkungen der Covid-19-Pandemie
auf die Adressierung der Fachpraxis in der Kinder- und Jugendhilfe am Beispiel der Kompe-
tenzzentren und -netzwerke im Bundesprogramm , Demokratie leben!“. In: Gaupp, Nora/Hol-
thusen, Bernd/Milbradt, Bjorn/Liiders, Christian/Seckinger, Mike (Hrsg.): Jugend ermdogli-
chen - auch unter den Bedingungen des Pandemieschutzes. Miinchen: DJI, S. 132-143.

Levi, Magaret/Stoker, Laura (2000): Political trust and trustworthiness. In: Annual review of political
science 3, H. 1, S. 475-507.

Liebscher, Doris/Schmidt, Christian (2007): Grenzen lokaler Demokratie. Zivilgesellschaftliche
Strukturen gegen Nazis im lindlichen Raum. https://www.monika-lazar.de/fileadmin/lazar_
layout/downloads/studie_rechtsextr_2007.pdf (Abfrage: 06.11.2024).

Loick Molina, Steffen/Meijer, Laura (2024): Intersektionalitit als Handwerksinstrument? Eine Ana-
lyse der Verwendung des Intersektionalititsbegriffs im Bundesprogramm , Demokratie leben!“.
In: Gender 16, H. 2, S. 40-55.

Lidemann, Christian (2001): Politische Partizipation, Anreize und Ressourcen. Ein Test verschie-
dener Handlungsmodelle und Anschluftheorien am ALLBUS 1998. In: Koch, Achim/Wasmer,
Martina/Schmidt, Peter (Hrsg.): Politische Partizipation in der Bundesrepublik Deutschland.
Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften, S. 43-71.

Liiders, Christian (2006): Partizipation: Was ist gemeint? In: Thema Jugend: Zeitschrift fiir Jugend-
schutz und Erziehung, H.1, S. 2—4.

Liiders, Christian (2022): Demokratieférderung als Handlungsfeld — Was ist das? Vortrag
im Rahmen des Fachaustausches Demokratie fordern am 01.12.2022 in Berlin. https://
veranstaltungen.demokratie-leben.de/fileadmin/Redakteure/Praesentation_Lueders (Abfrage:
06.11.2024)

Majer, Helge (2003): Ganzheitliche Sicht von sozialer Nachhaltigkeit. In: Hartard, Susanne/Stah-
mer, Carsten (Hrsg.): Analyse von Lebenszyklen. Ergebnisse des 4. und 5. Weimarer Kolloqui-
ums. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt, S. 9-22..

Meiering, David/Dziri, Aziz/Foroutan, Naika/Teune, Simon/Lehnert, Esther/Abou-Taam, Mar-
wan (2018): Briickennarrative — Verbindende Elemente fiir die Radikalisierung von Gruppen.
PRIF Report 7/2018. https://www.prif.org/fileadmin/Daten/Publikationen/Prif_Reports/2018/
prifo718.pdf (Abfrage: 05.11.2024).

Milbradt, Bjorn/Greuel, Frank/Reiter, Stefanie/Zimmermann, Eva (Hrsg.) (2021): Evaluation von
Programmen und Projekten der Demokratieférderung, Vielfaltgestaltung und Extremismus-
privention. Weinheim und Basel: Beltz Juventa.

Méller, Kurt (2017): Das Konzept , Pauschalisierende Ablehnungskonstruktionen* (PAKOs) und die
KISSeS-Strategie — Theoretische Grundlagen, empirische Befunde und zentrale Schlussfolge-
rungen. In: Moller, Kurt/Neuscheler, Florian (Hrsg.): ,Wer will die hier schon haben?“ — Ableh-
nungshalten und Diskriminierung in Deutschland. Stuttgart: Kohlhammer, S. 91-110.

Niebauer, Daniel (2017): ,hard-to-reach~ eine Frage der Perspektive. Partnerschaftlich (GVS-Info-
dienst) 15, H. 3, S. 12—-13.

Niebauer, Daniel (2018): Von ,hard to reach® zu ,how to reach“ — Innovationspotenziale metho-
dischen Handelns am Beispiel der Wohnungslosenhilfe. Vortragsfolien, verfiigbar unter.
https://www.thnw.ch/plattformen/soziale-innovation/wp-content/uploads/sites/23/von_
hard_to_reach_niebauer.pdf (Abfrage: 05.11.2024).

193


https://verband-brg.de/stellungnahme-des-vbrg-zum-demonkratiefoerdergesetz-27-maerz-2023/
https://verband-brg.de/stellungnahme-des-vbrg-zum-demonkratiefoerdergesetz-27-maerz-2023/
https://www.monika-lazar.de/fileadmin/lazar_layout/downloads/studie_rechtsextr_2007.pdf
https://www.monika-lazar.de/fileadmin/lazar_layout/downloads/studie_rechtsextr_2007.pdf
https://veranstaltungen.demokratie-leben.de/fileadmin/Redakteure/Praesentation_Lueders
https://veranstaltungen.demokratie-leben.de/fileadmin/Redakteure/Praesentation_Lueders
https://www.prif.org/fileadmin/Daten/Publikationen/Prif_Reports/2018/prif0718.pdf
https://www.prif.org/fileadmin/Daten/Publikationen/Prif_Reports/2018/prif0718.pdf
https://www.fhnw.ch/plattformen/soziale-innovation/wp-content/uploads/sites/23/von_hard_to_reach_niebauer.pdf
https://www.fhnw.ch/plattformen/soziale-innovation/wp-content/uploads/sites/23/von_hard_to_reach_niebauer.pdf

Passy, Florence/Giugni, Marco (2001): Social networks and individual perceptions: Explaining dif-
ferential participation in social movements. In: Sociological forum 16, H. 1, S. 123-153.

Pawson, Ray/Tilley, Nick (1997): Realistic Evaluation. London: Sage.

Pelzer, Marit/Johann, Tobias (2022): Demokratieférderung unter Pandemiebedingungen — Heraus-
forderungen und Entwicklungsperspektiven fiir Jugendpolitik und (pidagogische) Praxis in
Deutschland und Europa. In: Gaupp, Nora/Holthusen, Bernd/Milbradt, Bjorn/Liiders, Chris-
tian/Seckinger, Mike (Hrsg.): Jugend ermdglichen auch unter den Bedingungen des Pandemie-
schutzes. Miinchen: (DJI), S. 114-131.

Piepenbrink, Johannes (2012): Editorial. In: Aus Politik und Zeitgeschichte 62, H. 46-47, S. 2.

Pietraf’, Manuela/Fromme, Johannes/Grell, Petra/Hug, Theo (2018): Der digitale Raum. Medien-
padagogische Konzeptionen und Perspektiven. In: Pietrafy, Manuela/Fromme, Johannes/Grell,
Petra/Hug, Theo (Hrsg.): Jahrbuch Medienpiddagogik 14. Der digitale Raum — Medienpidago-
gische Untersuchungen und Perspektiven. Wiesbaden: Springer VS.

PrEval (2024): Extremismuspravention, Demokratieférderung und politische Bildung durch Evalua-
tion stirken. Ergebnisse und Empfehlungen aus dem PrEval-Netzwerk. PrEval Monitor. https://
preval.hsfk.de/fileadmin/PrEval/PrEval_Monitor_2024.pdf (Abfrage: 12.11.2024).

Provan, Keith G./Fish, Amy/Sydow, Joerg (2007): Interorganizational Networks at the Network
Level: A Review of the Empirical Literature on Whole Networks. In: Journal of Management 33,
H. 3, S. 479-516.

Putnam, Robert D. (1993): Making Democracy Work. Princeton: Princeton University Press.

Rehse, Aline/Zimmermann, Eva (2021): 1. Onlinebefragung der wB , Demokratieférderung®. Mai/
Juni 2021. Halle (Saale): DJI (unverdéffentlicht).

Rehse, Aline/ Hemmann, Max (2023): 2. Onlinebefragung der wB , Demokratieférderung®, Mai/Juni
2023. Halle (Saale): DJI (unverdffentlicht).

Richter, Elisabeth (2023): Was ist Demokratiebildung? In: Journal fiir Politische Bildung 13, H. 2,
S. 15-17.

Rosenfeld, Jona M. /Sykes, Israel J. (1998): Toward ,Good Enough* Services for Inaptly Served Fam-
ilies and Children: Barriers and Opportunities. In: European Journal of Social Work 1, H. 3,
S. 285-300.

Riittgers, Martin (2018): Die ,dunkle Seite der Zivilgesellschaft‘. Weniger Empérung, mehr
Aufklirung bitte! eNewsletter Netzwerk Biirgerbeteiligung 02/2018, 13.07.2018. https://www.
netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-Dokumente/newsletter_beitraege/2_
2018/nbb_beitrag_ruettgers_180713.pdf (Abfrage: 05.11.2024).

Safimannshausen, Jan/Becker, Carlos/Bohn, Irina/Finke, Christopher/Golombek, Moritz/Kre-
meti, Eleni/Langenberg, Joscha/Sthamer, Evelyn/Volf, Irina/Winter, Sebastian/Huber, An-
drea/Kaufmann, Hannah/Onochie, Luca (2024): Partnerschaften fiir Demokratie. Wirkungen,
Entwicklungen, Herausforderungen. Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung des
Handlungsbereichs Kommune in der zweiten Férderperiode des Bundesprogramms , Demo-
kratie leben!“ Berichtszeitraum: 01.01.2020 bis 31.12.2024.

Schifer, Mona/Brenn, Markus/Winter, Sebastian (2024): ,Wenn wir nur iibereinander und nicht
miteinander reden, dann kriegen wir nichts hin“. Netzwerkaufbau als zentrale Aufgabe bei der
intersektoralen Erarbeitung von Mafinahmen zu Schutz und Stirkung der Zivilgesellschaft.
Frankfurt am Main: ISS (unveréffentlicht).

Scharpf, Fritz W. (1998): Interdependence and democratic legitimation. MPIfG Working Pa-
pers 98/2. Kdln: Max-Planck-Institut fir Gesellschaftsforschung. https://www.econstor.eu/
bitstream/10419/41689/1/639568173.pdf (Abfrage: 05.11.2024).

Schau, Katja/Figlestahler, Carmen (2022): Entwicklungen, Handlungspraxen und Herausforderun-
gen im Arbeitsfeld ,islamistischer Extremismus*. Wissenschaftliche Begleitung Handlungsbe-
reich Land im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“ in der Férderphase 2020 bis 2024. Halle
(Saale): DJI.

194


https://preval.hsfk.de/fileadmin/PrEval/PrEval_Monitor_2024.pdf
https://preval.hsfk.de/fileadmin/PrEval/PrEval_Monitor_2024.pdf
https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-Dokumente/newsletter_beitraege/2_2018/nbb_beitrag_ruettgers_180713.pdf
https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-Dokumente/newsletter_beitraege/2_2018/nbb_beitrag_ruettgers_180713.pdf
https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-Dokumente/newsletter_beitraege/2_2018/nbb_beitrag_ruettgers_180713.pdf
https://www.econstor.eu/bitstream/10419/41689/1/639568173.pdf
https://www.econstor.eu/bitstream/10419/41689/1/639568173.pdf

Schau, Katja (2023): Arbeitspapier , Innovationen im Handlungsbereich Land“. Halle (Saale): DJI (un-
verdffentlicht).

Schau, Katja (2024): Arbeitspapier , Nachhaltige Beratungsstrukturen®. Halle (Saale): DJI (unverof-
fentlicht).

Scholl, Anja/Schmit, Lisa (2025): Innovativ und widerstandsfihig — wie Zivilgesellschaft das post-
migrantische Deutschland trotz Krisenzeiten und anti-demokratischer Krifte gestaltet. In: In-
stitut fiir Demokratie und Zivilgesellschaft (Hrsg.): Wissen schafft Demokratie. Uncivil Society
— aktuelle Ambivalenzen, Befunde und Herausforderungen der demokratischen Gesellschaft,
Band 17. Jena.

Schraudner, Martina/Schroth, Fabian (2022): Wie ldsst sich das Potenzial verkniipfter sozialer und
technologischer Innovationen zur Losung gesellschaftlicher Herausforderungen nutzen? Vor-
schlige aus drei Forschungsprojekten. In: Howaldt, Jiirgen/Kreibich, Miriam/Streicher, Jir-
gen/Thiem, Carolin (Hrsg.): Zukunft gestalten mit Sozialen Innovationen: Neue Herausforde-
rungen fiir Politik, Gesellschaft und Wirtschaft. Frankfurt am Main: Campus, S. 87-105.

Schubert, Herbert (Hrsg.) (2008): Netzwerkmanagement. Koordination von professionellen Vernet-
zungen — Grundlagen und Beispiele. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften.

Schubert, Herbert (2018): Netzwerkmanagement in Kommune und Sozialwirtschaft. Eine Einfith-
rung. Wiesbaden: Springer VS.

Schucht, Lucas (2023a): Workingpaper ,Extremismusprivention — Online-Erhebung 2023: Vernet-
zung und Stirkung zivilgesellschaftlicher Strukturen‘. Frankfurt am Main: ISS (unverdffent-
licht).

Schucht, Lucas (2023b): Workingpaper , Extremismusprivention — Online-Erhebung 2023: Innova-
tion®“. Frankfurt am Main: ISS (unverdffentlicht).

Schucht, Lucas (2023¢): Datenblatt ,Online-Erhebung 2023: Bewertung Erreichung der Zielstellun-
gen, direkte Praventionsarbeit, universelle Priventionsebene“. Wissenschaftliche Begleitung
der Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismuspravention. Frankfurt am Main: ISS (un-
verdffentlicht).

Schucht, Lucas (2023d): Workingpaper ,Online-Erhebung 2023: Wirkung auf Zielgruppen-Ebene*.
Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld Extremismusprivention.
Frankfurt am Main: ISS (unverdffentlicht).

Schwall, Talisa/Becker, Carlos/Kremeti, Eleni/Winter, Sebastian (2022): Strukturdatenband zum
Berichtszeitraum 01.01.2022-31.12.2022 der wissenschaftlichen Begleitung des Handlungs-
bereichs , Kommune/Partnerschaften fiir Demokratie“ im Bundesprogramm , Demokratie le-
ben!“. Frankfurt am Main: ISS.

Schwarzloos, Christian/Jakob, Maria/Herding, Maruta/Frank, Anja/Diegmann, Daniel (2024):
Zielgruppen und Aneignung (sozial-)pidagogischer Angebote in Strafvollzug und Bewihrungs-
hilfe. Wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte im Themenfeld , Privention und Dera-
dikalisierung in Strafvollzug und Bewihrungshilfe“ im Bundesprogramm ,Demokratie leben!*
in der Férderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): D]I.

Sjoberg, Fredrik M./Mellon, Jonathan/Peixoto, Tiago (2015): The Effect of Government Respon-
siveness on Future Political Participation. https://openknowledge worldbank.org/entities/
publication/820dc4f9-2f3e-5292-a38c-0b7407cfb8e0 (Abfrage: 06.11.2024).

Smith, Elaine M./Gonzéilez, Roberto/Frigolett, Cristidn (2021): Understanding Change in Social-
Movement Participation: The Roles of Social Norms and Group Efficacy. In: Political Psychology
42,H.6,S. 1037-1051.

Sommer, Moritz/Ratzmann, Nora (2022): Bedrohte Zivilgesellschaft. Ergebnisse einer Pilotstudie
unter den Modellprojekten im Handlungsfeld ,Vielfaltgestaltung” des Bundesprogramms , De-
mokratie leben!“ des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend. DeZIM
Research Notes 10. Berlin.

195


https://openknowledge.worldbank.org/entities/publication/820dc4f9-2f3e-5292-a38c-0b7407cfb8e0
https://openknowledge.worldbank.org/entities/publication/820dc4f9-2f3e-5292-a38c-0b7407cfb8e0

Starck, Alexander (2022): Kooperation und Koordination. Wissenschaftliche Begleitung des Begleit-
projekts ,, Demokratie und Vielfalt in der Kindertagesbetreuung“im Bundesprogramm , Demo-
kratie leben!“in der Forderphase 2020 bis 2024. Halle (Saale): DJI.

Stockmann, Reinhard (1996): Die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe. Eine Evaluation der Nachhal-
tigkeit von Programmen und Projekten der Berufsbildung. Opladen: Westdeutscher Verlag.

Strachwitz, Rupert G./Priller, Eckhard/Triebe, Benjamin (2020): Handbuch Zivilgesellschaft. Bonn:
bpb.

Strobl, Rainer/Lobermeier, Olaf (2012): Aufbau und Evaluation von Netzwerken fiir eine demokra-
tische Kultur. In: Strobl, Rainer/Lobermeier, Olaf/Heitmeyer, Wilhelm (Hrsg.): Evaluation von
Programmen und Projekten fiir eine demokratische Kultur. Wiesbaden: Springer VS, S. 155-177.

Torcal, Mariano (2014): The Decline of Political Trust in Spain and Portugal: Economic Performance
or Political Responsiveness? In: American Behavioral Scientist 58, H. 12, S. 1542-1567.

Treskow, Laura/Baier, Dirk (2020): Wissenschaftliche Analyse zum Phinomen des Linksextremis-
mus in Niedersachsen, seiner sozialwissenschaftlichen Erfassung sowie seiner generellen und
spezifischen Pravention. Hannover und Ziirich: Kriminologisches Forschungsinstitut Nieder-
sachsen/Ziircher Hochschule fir Angewandte Wissenschaften.

Unger, Hella von/Baykara-Krumme, Helen/Karakayali, Serhat/Schonwilder, Karen (Hrsg.) (2022):
Organisationaler Wandel durch Migration? Zur Diversitit in der Zivilgesellschaft. Bielefeld:
transcript.

United Nations Human Rights (2017): Statement to the media by the United Nations’ Working Group
of Experts on People of African Descent, on the conclusion of its official visit to Germany, 20-27
February  2017.  https://www.ohchr.org/en/statements/2017/02/statement-media-united-
nations-working-group-experts-people-african-descent?LangI D=E&NewsID=21233 (Abfrage:
08.11.2024).

Verba, Sidney/Schlozman, Kay Lehman/Brady, Hemry E. (1995): Voice and Equality: Civic Volun-
tarism in American Politics. 4. Auflage. Cambridge: Harvard University Press.

Walter, Elisa/Ehnert, Katrin (2022): Demokratieférderung. Begriffsverstindnis und Schwerpunkte
in der Praxis der Modellprojekte im Handlungsfeld Demokratiefsrderung. Handreichung zum
1. Schwerpunktbericht der wissenschaftlichen Begleitung der Modellprojekte im Handlungs-
feld Demokratieforderung. Halle (Saale): DJI.

Walter, Elisa/Ehnert, Katrin (2023): Was ist Demokratieférderung? In: Journal fir politische Bildung
13,H.2, S. 20-23.

Wascher, Eva (2022): Soziale Innovation und ihre intermediiren Strukturen. In: Howaldt, Jiirgen/
Kreibich, Miriam/Streicher, Jiirgen/Thiem, Carolin (Hrsg.): Zukunft gestalten mit Sozialen In-
novationen: Neue Herausforderungen fiir Politik, Gesellschaft und Wirtschaft. Frankfurt am
Main: Campus, S. 273-288.

Weiberg, Mirjam/Kleist, J. Olaf (Fachgruppe , Demokratieférderung und demokratische Praxis“am
Deutschen Zentrum fiir Integrations- und Migrationsforschung) (2023): Working Paper: Zieler-
reichung und Zielmessung im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung im Bundesprogramm , Demo-
kratie leben!“. Berlin: DeZIM (unveréffentlicht).

Weiberg, Mirjam/Kleist, J. Olaf/Dermitzaki, Dimitra/Goldbach, Alina/Hamadan, Nurian/Hirse-
land, Aline-Sophia/Konyali, Ali/ Mai, Hanna/Nagshband, Saboura/Oghalai, Bahar/Striter, Till
(2023a): Zielgruppenorientierung und Zielgruppenerreichung in der Demokratieférderung.
1. Schwerpunktbericht der wissenschaftlichen Begleitung der Modellprojekte im Handlungs-
feld ,Vielfaltgestaltung“ im Rahmen des Bundesprogramms ,Demokratie leben!“ des BMFSFJ,
01.01.2020-31.12.2020. Dezim Project Report 5. Berlin: DeZIM.

Weiberg, Mirjam/Kleist, J. Olaf/Albrecht, Yvonne/Bostanci, Seyran/Al-Hashash, Samah/Hirse-
land, Aline-Sophia/Juds, Laura/Konyali, Ali/ Mai, Hanna/Naqshband, Saboura/Ramadan, Eb-
tisam/ Striter, Till (2023b): Arbeit in der Demokratieférderung mit , Betroffenen‘von Diskrimi-
nierung: Vielfaltgestaltung im Bundesprogramm , Demokratie leben!“. DeZIM Project Report
8. Berlin: DeZIM.

196


https://www.ohchr.org/en/statements/2017/02/statement-media-united-nations-working-group-experts-people-african-descent?LangID=E&NewsID=21233
https://www.ohchr.org/en/statements/2017/02/statement-media-united-nations-working-group-experts-people-african-descent?LangID=E&NewsID=21233

Weiberg, Mirjam/Kleist, J. Olaf/Albrecht, Yvonne/Bostanci, Seyran/Al-Hashash, Samah/Hirse-
land, Aline-Sophia/Juds, Laura/Konyali, Ali/Mai, Hanna/Naqshband, Saboura/Otufowora,
Brenda/Prytula, Andrea/Ramadan, Ebtisam/Scholl, Anja/Striter, Till (2024a): Pidagogische
Ansitze und Methoden in der Demokratieférderung: Vielfaltgestaltung im Bundesprogramm
,Demokratie leben!“. DeZIM Project Report 10. Berlin: DeZIM.

Weiberg, Mirjam/Kleist, J. Olaf/Albrecht, Yvonne/Bostanci, Seyran/Al-Hashash, Samah/Hirse-
land, Aline-Sophia/Juds, Laura/Konyali, Ali/Mai, Hanna Hoa Anh/Otufowora, Brenda/Pry-
tula, Andrea/Ramadan, Ebtisam/Scholl, Anja/Schmit, Lisa/Striter, Till (2024b): Demokratie-
forderung und Vielfaltgestaltung. Transfer und Organisationsentwicklung in Regelstrukturen.
Schwerpunktbericht der wissenschaftlichen Begleitung der Modellprojekte im Handlungsfeld
JVielfaltgestaltung® im Rahmen des Bundesprogramms , Demokratie leben!“ des BMFSF]. Ber-
lin: DeZIM.

Widmaier, Benedikt (2022): Extremismuspriventive Demokratiefsrderung. Frankfurt am Main:
Wochenschau.

Winker, Gabriele/Degele, Nina (2009): Intersektionalitit: Zur Analyse sozialer Ungleichheiten. 2.
Auflage. Bielefeld: transcript.

Winter, Sebastian/Becker, Carlos/Bollhéfner, Julian/Kremeti, Eleni/Waibel, Max (2021): Digitali-
sierung der Arbeit der Partnerschaften fiir Demokratie. Kurzpapier. Frankfurt am Main: ISS
(unverdffentlicht).

Winter, Sebastian (2023): Antirassistischer Antisemitismus & anti-antisemitischer Rassismus? Eine
intersektionale Betrachtung jenseits der Soziologie. In: Richter, Salome/Seiler, Dorothea/Seul,
Marc/Zarbock, Luca/Borsch, Andreas/Gartner, Luisa/Schmidt, Lennard (Hrsg.): Antisemitis-
mus in der postnazistischen Migrationsgesellschaft. Eine interdisziplinire Bestandsaufnahme.
Opladen: Barbara Budrich, S. 111-128.

Zauter, Sigrid /Lehmann, Robert (2024): Das technische Beratungskonzept. Handreichung zur Inte-
gration digitaler Zugangs- und Beratungswege in bestehende Konzepte der Priasenzberatung.
In: Neumaier, Stefan/Dérr, Madeleine/Botzum, Edeltraud (Hrsg.): Praxishandbuch Digitale
Projekt in der Sozialen Arbeit. Weinheim und Basel: Beltz Juventa, S. 174-192.

Zick, Andreas/Kiipper, Beate/Mokros, Nico (Hrsg.) (2023): Die distanzierte Mitte. Rechtsextreme
und demokratiegefihrdende Einstellungen in Deutschland 2022/23. Bonn:J. H. W. Dietz Nachf.

Ziegler, Isabell/Einhorn, Laura/Benedikt, Anja/Schucht, Lucas (2021): Zuginge, Handlungsstrate-
gien und Wirkannahmen. Erster Schwerpunktbericht der wissenschaftlichen Begleitung des
Handlungsfelds , Extremismusprivention“ im Bundesprogramm ,Demokratie leben!“. Frank-
furt am Main: ISS.

Ziegler, Isabell/Schmidt-Kleinert, Anja/Pape, Judith (2024): Digitale Radikalisierungspravention:
Ansitze, Praxisbeispiele und Reflexionsanlisse. Handreichung der wissenschaftlichen Beglei-
tung des Handlungsfelds , Extremismusprivention‘im Bundesprogramm , Demokratie leben!“.
Frankfurt am Main: ISS.

Zschach, Maren (2023): Demokratieforderung. In: Demokratie gegen Menschenfeindlichkeit. In:
Zeitschrift fiir Wissenschaft und Praxis 8, H. 2, S. 27-29.

Zschach, Maren/Schott, Marco/Hiring, Johanna (2023): Partizipationswahrnehmungen und -prak-
tiken von Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf dem Land. Sozialriumliche Analysen in
zwei kleinen Mittelstidten. In: Diskurs Kindheits- und Jugendforschung 18, H. 2, S. 201-216.

197



Abbildungsverzeichnis

Abbildung 1.1:

Abbildung 2.1:

Abbildung 3.1:

Abbildung 4.1:
Abbildung 4.2:

Abbildung 5.1:
Abbildung 7.1:

Abbildung 7.2:

Abbildung 9.1:

Abbildung 10.1:

Abbildung 10.2:

Abbildung 11.1:

Abbildung 11.2:

Abbildung 12.1:

198

Struktur des Bundesprogramms ,Demokratie
leben!*

Nutzung der Projektangebote durch adressierte
Personen bzw. Gruppen

Exemplarische Netzwerkkarte des fachlichen
Austauschs in einem Bundesland (illustrative
Darstellung)

Innovationsdimensionen

Gelingensfaktoren fiir die Umsetzung innovativer
Projekte und

Mafinahmen

Prozessorientiertes Nachhaltigkeitsmodell
Konzeptionelle Ebenen von Demokratieférderung
— Modell der wissenschaftlichen Begleitung der
Modellprojekte im Handlungsfeld
Demokratieforderung

Anteile der theoretischen Konzepte von
Diskriminierung (N=68)

Ubersicht ausgewihlter Ansitze der Partizipation
und Beteiligung im Rahmen des Bundesprogramms
Anfeindungen und Ubergriffe auf unterschiedliche
Personengruppen (2020)

Anfeindungen und Ubergriffe auf unterschiedliche
Personengruppen (2024)

Beurteilung der organisationsbezogenen
Konzepte/ Leitbilder (alle Handlungsbereiche)
Beurteilungen der Beriicksichtigung von
Geschlechter- und Diversititsaspekten in der
Arbeit (alle Handlungsbereiche)

Kreislauf des Lernens und Handelns

16

30

47
59

68
74

111

114

142

158

159

165

167
178



Tabellenverzeichnis

Tabelle 1.1:

Tabelle 2.1:
Tabelle 2.2:
Tabelle 2.3:
Tabelle 2.4:
Tabelle 8.1:

Tabelle 9.1:

Tabelle 9.2:

Themenfelder der Modellprojekte

Zielgruppen der Programmbereiche
Zielgruppen der Programmbereiche nach Alter
Zielgruppenerreichung ausgewihlter Projekte im
jeweiligen Handlungsbereich

Schwer erreichbare Zielgruppen nach
Programmbereichen

Potenziale und Herausforderungen digitaler
Programmpraxis im Uberblick

Zielangaben der Handlungsbereiche und
Handlungsfelder 2020

Zielangaben der Handlungsbereiche und
Handlungsfelder 2021/2022

17

26

28

29

32

132

136

137

199



Autorinnen und Autoren

Samah Al-Hashash, Islamwissenschaftlerin, wissenschaftliche Referentin in der
Fachgruppe , Demokratieférderung und demokratische Praxis“, Deutsches Zen-
trum fiir Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), Berlin. Forschungs-
schwerpunkte: Zivilgesellschaftliche Netzwerke gegen antimuslimischen Rassis-
mus, Diskriminierungskritische Bildung und Beratung.

Dr. Yvonne Albrecht, Soziologin, Verbundkoordinatorin im BMBF-Projekt
,Intersektional stirken. Partizipative Grundlagenforschung zur Dimensio-
nalisierung praxisrelevanter Konzepte von Empowerment und Powersharing
(InterEmP)“, Deutsches Zentrum fiir Integrations- und Migrationsforschung
(DeZIM). Zudem ist sie Teilprojektleiterin des Projekts , Partizipative Situations-
analyse®. Sie ist assoziierte Wissenschaftlerin an der Humboldt Universitit zu
Berlin und am DFG-Sonderforschungsbereich ,Affective Societies“ an der Freien
Universitit Berlin. Forschungsschwerpunkte: Reflexive Migrations- und Diver-
sitatsforschung, Emotions- und Affektsoziologie, Qualitative Sozialforschung,
Organisationsforschung.

Franziska Dittrich, Politikwissenschaftlerin, wissenschaftliche Referentin in der
wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Land im Projekt ,Pro-
grammevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinstitut e. V. (DJI),
Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Projekt- und Programmevaluation,
Netzwerkforschung, Zivilgesellschaftsforschung.

Katrin Ehnert, Erziehungswissenschaftlerin, wissenschaftliche Referentin in der
wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Modellprojekte Demokra-
tieforderung im Projekt ,,Programmevaluation ,Demokratie leben!*“, Deutsches
Jugendinstitut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Kindheits- und
Jugendforschung, Evaluationsforschung, insbesondere zum Thema Demokratie-
forderung.

Dr. Carmen Figlestahler, Soziologin, wissenschaftliche Referentin in der wis-
senschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Land im Projekt ,Program-
mevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinstitut (DJI), Halle (Saale).
Forschungsschwerpunkte: (Sozial-)pidagogische Auseinandersetzungen mit
Rechtsextremismus und demokratiefeindlichem Islamismus, Evaluation von
Programmen und Praxisangeboten, Professionalitit in der Sozialen Arbeit,
Jugendsoziologie.

200



Dr. Frank Greuel, Erziehungswissenschaftler, Leiter des Projekts ,Programm-
evaluation ,Demokratie leben!*“, Deutsches Jugendinstitut (DJI), Halle (Saale).
Forschungsschwerpunkte: Evaluation von Programmen und Projekten der De-
mokratieférderung und Extremismusprivention, politische Sozialisation und
Radikalisierung im Jugendalter.

Dr. Maria Jakob, Soziologin, wissenschaftliche Referentin in der wissenschaftli-
chen Begleitung der Modellprojekte im Themenfeld , Pravention und Deradikali-
sierung in Strafvollzug und Bewihrungshilfe* im Projekt , Programmevaluation
,Demokratie leben!, Deutsches Jugendinstitut (DJI), Halle (Saale). Forschungs-
schwerpunkte: Rekonstruktive Methoden, Soziologie sozialer Probleme, Kultur-
soziologie.

Tobias Johann, Soziologe, wissenschaftlicher Referent in der wissenschaftli-
chen Begleitung des Handlungsbereichs Modellprojekte Demokratieférderung
im Projekt ,Programmevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinsti-
tut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Demokratieforschung,
Evaluationsforschung, Rechtsextremismus- und Antisemitismusforschung.

Dr. Maren Jiitz, Politikwissenschaftlerin, wissenschaftliche Referentin in der
Gesamtevaluation im Projekt , Programmevaluation ,Demokratie leben!*, Deut-
sches Jugendinstitut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Demo-
kratiebildung, politische und kulturelle Bildung, digitale politische Bildung.

Dr. Kari-Maria Karliczek, Diplom-Sozialwissenschaftlerin, Bereichsleiterin Ra-
dikalisierungsprivention, Camino — Werkstatt fiir Fortbildung, Praxisbegleitung
und Forschung im sozialen Bereich gGmbH (Camino), Berlin. Forschungsschwer-
punkte: Strukturen und Prozesse der Extremismusprivention und Deradikalisie-
rung, Entwicklung kontextsensibler methodischer Konzepte der Evaluation, ins-
besondere zur Bewertung von Nachhaltigkeit und Innovation von Projekten und
Programmen.

Dr. J. Olaf Kleist, Politikwissenschaftler, Co-Leiter der Fachgruppe , Demokratie-
forderung und demokratische Praxis“, Deutsches Zentrum fiir Integrations- und
Migrationsforschung (DeZIM), Berlin. Forschungsschwerpunkte: Demokratie-
und Vielfaltsforschung, Flucht- und Flichtlingsforschung, Evaluationsfor-
schung.

Dr. Stefan Kolke, Sonderpidagoge, wissenschaftlicher Referent in der wissen-

schaftlichen Begleitung des Handlungsbereiches Land im Projekt ,Program-
mevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinstitut e. V. (DJI), Halle

201



(Saale). Forschungsschwerpunkte: Kindheits- und Jugendforschung, Peerfor-
schung, Langsschnittforschung.

Frank Konig, Politikwissenschaftler und Sozialpidagoge, wissenschaftlicher Re-
ferentin der Evaluation im Bundesprogramm , Demokratie leben!“. Deutsches Ju-
gendinstitut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Zivilgesellschaft-
liches Engagement, Jugendpartizipation, Governance, Wirkungsforschung.

Prof. Dr. Ali Konyali, Sozialwissenschaftler, Gastprofessor an der Fakultit fir
Bildende Kunst, Universitit der Kiinste Berlin, und wissenschaftlicher Referent
in der Fachgruppe ,Demokratieférderung und demokratische Praxis“ Deut-
sches Zentrum fur Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), Berlin.
Forschungsschwerpunkte: Rassismuskritik, Rap und performative Wissenspro-
duktion, Migration und beruflicher Erfolg.

Eleni Kremeti, Psychologin und Politikwissenschaftlerin, wissenschaftliche Refe-
rentin im Bereich Demokratieférderung, Institut fir Sozialarbeit und Sozialpid-
agogik e. V. (ISS), Frankfurt am Main, und Doktorandin am Lehrstuhl fiir Psy-
chologie II — Sozialpsychologie, Julius-Maximilians-Universitit Wiirzburg. For-
schungsschwerpunkte: Soziale Ungleichheit, Politischer Aktivismus und Partizi-
pation, Politische Ideologien, Intergruppenbeziehungen, Kommunale Demokra-
tieférderung.

Dr. Hanna Hoa Anh Mai, Diplom-Pidagogin, wissenschaftliche Mitarbeiterin in
der Fachgruppe ,Demokratieférderung und demokratische Praxis“, Deutsches
Zentrum fiir Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), Berlin. Arbeits-
schwerpunkte: Rassismuskritische Bildung und Soziale Arbeit, Diversititsorien-
tierte Organisationsentwicklung, Evaluationsforschung und Prozessbegleitung.

Dr. Andrea Prytula, Politikwissenschaftlerin, wissenschaftliche Referentin der
Fachgruppe , Demokratieférderung und demokratische Praxis“, Deutsches Zen-
trum fiir Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), Berlin. Forschungs-
schwerpunkte: Demokratie- und Vielfaltforschung, Evaluation und Digitalisie-
rung, Ehrenamtliches Engagement fiir Gefliichtete, Arbeitsmarktzugang von
Menschen mit Einwanderungsgeschichte.

Stefanie Reiter, Diplom-Soziologin, wissenschaftliche Referentin in der wis-
senschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Bund im Projekt , Program-
mevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinstitut (DJI), Halle (Saale).
Co-Sprecherin des AK Soziale Dienstleistungen in der Gesellschaft fir Eva-
luation e. V. (DeGEval). Forschungsschwerpunkte: Forschung zu Bildung und

202



Diskriminierung, Evaluation komplexer Programme, Netzwerkforschung und
Evaluationsforschung.

Tobias Roscher, Politikwissenschaftler, wissenschaftlicher Referent in der Ge-
samtevaluation im Projekt ,Programmevaluation ,Demokratie leben!*, Deut-
sches Jugendinstitut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungs- und Interessens-
schwerpunkte: Politische Bildung und Demokratieférderung international,
postkoloniale Perspektiven in politischer Bildung und Demokratiepiadagogik.

Tim Réing, M. A., Sozialwissenschaftler, wissenschaftlicher Referent, Institut
fiir Sozialarbeit und Sozialpidagogik e. V. (ISS), Frankfurt am Main. Forschungs-
schwerpunkte: Radikalisierung, Pravention, Islamistischer Extremismus, extre-
me Rechte.

Stella Riiger, M. A., Sozial- und Kulturwissenschaftlerin, wissenschaftliche
Referentin in der wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Modell-
projekte Demokratieférderung im Projekt ,Programmevaluation ,Demokratie
leben!*“, Deutsches Jugendinstitut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungsschwer-
punkte: Demokratieférderung, In- und Exklusion in Bildungskontexten, In-
tersektionalitat, Flucht*Migrationsforschung, Methoden qualitativer Sozialfor-
schung.

Dr. Kornelia Sammet, Diplom-Soziologin, wissenschaftliche Referentin in der
wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Bund im Projekt ,Pro-
grammevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinstitut (DJI), Halle
(Saale). Forschungsschwerpunkte: Religions- und Kultursoziologie, rekonstrukti-
ve Methoden der Sozialforschung, Biographieforschung, soziale Ungleichheiten.

Mona Schifer, wissenschaftliche Referentin in der wissenschaftlichen Begleitung
des Handlungsbereichs Kommune im Bundesprogramm ,Demokratie leben!,
Institut fiir Sozialarbeit und Sozialpidagogik e. V. (ISS), Frankfurt am Main.

Anja Schéll, M. Sc. Psychologie und M. A. Soziokulturelle Studien, wissenschaft-
liche Referentin in der Fachgruppe ,Demokratieférderung und demokratische
Praxis“, Deutsches Zentrum fiir Integrations- und Migrationsforschung (De-
ZIM), Berlin. Forschungsschwerpunkte: Zivilgesellschaftliches Engagement,
Digitalisierung und Transformation in der Politischen Bildung und Demokratie-
bildung, Zusammenhang von Stereotypen und (diskriminierendem) Verhalten,
diversititsorientierte Organisationsentwicklung.

Ellen Schroeter, Erziehungswissenschaftlerin, wissenschaftliche Referentin
in der wissenschaftlichen Begleitung des Handlungsbereichs Bund im Projekt

203



,Programmevaluation ,Demokratie leben!, Deutsches Jugendinstitut (DJI),
Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Evaluationsforschung, Interaktionsfor-
schung, Schul- und Unterrichtsforschung.

Lucas Schucht, Soziologe, wissenschaftlicher Referent im Arbeitsbereich Radi-
kalisierungsprivention, Institut fiir Sozialarbeit und Sozialpidagogik e. V. (ISS),
Frankfurt am Main. Forschungsschwerpunkte: Extreme Rechte und Rechtspopu-
lismus, Empirische Sozialforschung (qualitativ und quantitativ), Intersektionali-
tat und Gender Studies.

Alexander Stirck, Dr. phil., Diplom-Erziehungswissenschaftler, wissenschaftli-
cher Referent in der Gesamtevaluation und in der wissenschaftlichen Begleitung
im Handlungsbereich der Modellprojekte Demokratieforderung im Projekt , Pro-
grammevaluation ,Demokratie leben!*, Deutsches Jugendinstitut e. V. (DJI), Hal-
le (Saale). Forschungsschwerpunkte: Demokratieférderung, Vorurteils- und Dis-
kriminierungsprivention, (frithe) Kindheit und Differenz, Methoden der rekon-
struktiven Evaluations- und Kindheitsforschung.

PD Dr. Sebastian Winter, Sozialpsychologe, Leiter des Bereichs ,Demokratiefor-
derung“am Institut fiir Sozialarbeit und Sozialpadagogikee. V. (ISS), Frankfurtam
Main. Forschungsschwerpunkte: Kommunale Demokratieférderung und Rechts-
extremismuspravention, Autoritarismus, Antisemitismus, volkische Geschlech-
ter- und Sexualititsentwiirfe.

Diana Zierold, Diplom-Soziologin, wissenschaftliche Referentin in der Gesamt-
evaluation im Projekt ,, Programmevaluation ,Demokratie leben!“ am Deutschen
Jugendinstitut e. V. (DJI), Halle (Saale). Forschungsschwerpunkte: Partizipation,
(Rechts-)Extremismusprivention und Methoden der qualitativen und quantitati-
ven Sozialforschung.

204



Personen, die von 2020 bis 2024 innerhalb
des Evaluationsverbundes bei der
wissenschaftlichen Begleitung und der
Gesamtevaluation mitgewirkt haben

Camino

wB Innofonds: Dorte Schaffranke, Dr. Kari- Maria Karliczek, Christina Kaps, Meike
Prillwitz, Dr. Magdalena Hirsch, Laura Ceresna Chaturvedi (ehemalige Mitarbei-
terin), Daniel Schnarr (ehemaliger Mitarbeiter), Julia Grau (SHK), Rada Panteli¢
(SHK)

wB Antifeminismus: Victoria Schwenzer, Dr. Britta Hecking, Helene Misja Saitz
Vork, Nike Bartz (SHK)

wB EXIT; wB EXOR: Theresa Kunze, Carlotta Peters, Victoria Schwenzer

wB BAG Gegen HiN und Gegenmedien und Narrativcheck: Dorte Schaffranke, Rosa Zyl-
ka (ehemalige Mitarbeiterin), Willi Imhof

DeZIM

wB MP Vielfaltgestaltung: Dr. Yvonne Albrecht, Samah Al-Hashash, Elisabeth von
Bach (SHK), Dr. Seyran Bostanci, Malica Christ (SHK), Dimitra Dermitzaki, Jo-
nathan Duetsch (SHK), Lena Engel (SHK), Chaliun Erdenebat (SHK), Alina Gold-
bach, Nuriani Hamdan, Dr. Aline-Sophia Hirseland, Dr. Hanna Hoa Anh Mai,
Cosima Jacobi (SHK), Laura Juds, Dr. J. Olaf Kleist, Nora Klingsporn (SHK), Ni-
na Kohl (SHK), Melisa Kilic (SHK), Prof. Dr. Ali Konyali, Saboura Nagshband, Ba-
har Oghalai, Brenda Otufowora, Dr. Andrea Prytula, Dr. Ebtisam Ramadan, Lisa
Schmit (SHK), Adrian Schneider (SHK), Bianca Scholtyssek (SHK), Anja Schéll,
Dr. Christian Sowa, Till Striter, Dr. Mirjam Weiberg

DJI

wB MP Demokratieforderung: Philipp Aue, Hazal Bilgili (WHK), Marina Braun, Kat-
rin Ehnert, Jonas Euteneuer, Nils Halbauer (WHK), Max Hemmann, Tobias Jo-
hann, Anne Mielke, Paul Obermann (WHK), Aline Rehse, Stella Riiger, Alexander
Starck, Clemens Wagner (WHK), Elisa Walter, Eva Zimmermann

wB MP Strafvollzug: Daniel Diegmann, Anja Frank, Maruta Herding, Maria Jakob,
Nadine Jukschat, Dirk Lampe, Zvonimir Leko (WHK), Simone Rauer (WHK),
Christian Schwarzloos

wB Bund: Philipp Aue (WHK), Franziska Heinze, Max Hemmann, Sarah Langer,
Steffen Loick Molina, Laura Meijer, Stefanie Reiter, Kornelia Sammet, Ellen
Schroeter, Janine Thiel (WHK), Kevin Weller (WHK)

205



wB Land: Ursula Bischoff, Franziska Dittrich, Carmen Figlestahler, Katrin Haase,
Frank Kénig, Maximilian Kunz (WHK), Micheéle Rosenkranz (WHK), Bastian Rot-
tinghaus, Katja Schau, Pauline Schéning (WHK)

Gesamtevaluation: Maren Juitz, Frank Konig, Stefan Kolke, Tobias Roscher, Alexan-
der Stirck, Pauline Stockmann (WHK), Diana Wilken, Diana Zierold

ISS

Dr. Alexander Afmann, Carlos Becker, Dr. Anja Benedikt, Berkan Bengil, Irina
Bohn, Julian Bollhéfner, Felix Pausch, Lisa-Marie Pfeifer (WHK), Helen Pfliiger,
Tim Roing, Jan Safdmannshausen, Mona Schifer, Dr. Anja Schmidt-Kleinert,
Lucas Schucht, Talissa Schwall, Dr. Evelyn Sthamer, Dr. Irina Volf, Max Waibel
(WHK), PD Dr. Sebastian Winter, Isabell Ziegler

206



	Inhalt
	Danksagung
	Das Buch im Überblick
	I Einführung
	1 Das Bundesprogramm „Demokratie leben!“
	1.1 Ausgangssituation
	1.2 „Demokratie leben!“ als multidimensionales Förderprogramm
	1.2.1 Programmziele und Programmstruktur 2020–2024
	1.2.2 Rahmenbedingungen
	1.2.3 Wissenschaftliche Begleitungen und Evaluation – Struktur

	1.3 Datenbasis des Abschlussberichts


	II Wirkungen und Zielerreichungen
	2 Zielgruppen und deren Erreichung
	2.1 Einleitung
	2.2 Zielgruppen des Programms und deren Erreichung
	2.2.1 Fachkräfte und Multiplikator:innen sind zentrale Zielgruppen des Bundesprogramms
	2.2.2 Angebote der Projekte werden von Zielgruppen wahrgenommen
	2.2.3 Netzwerkpartner:innen und Multiplikator:innen sind zentral für die Zielgruppenerreichung

	2.3 „Hard to reach“? – Konstellationen der Nichtnutzung von Angeboten des Bundesprogramms
	2.4 Digitale Zielgruppenerreichung
	2.4.1 Während abwartende Online‐Zugänge gut gelingen, stellen aufsuchende Online‐Zugänge die Programmakteure vor Herausforderungen
	2.4.2 Digitale Zugangsstrategien erschließen neue Zielgruppen, könnten jedoch Angehörige besonders vulnerabler Gruppen benachteiligen
	2.4.3 Corona sorgte für einen Digitalisierungsschub, der nicht immer von Dauer war

	2.5 Fazit

	3 Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen
	3.1 Einleitung
	3.2 Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen als zentrales Konzept
	3.3 Vernetzungsaufträge, (aufgebaute) Vernetzungsstrukturen und ihre Gelingensbedingungen
	3.3.1 Vernetzungsaufträge in den Fördergrundsätzen
	3.3.2 Umsetzung der Vernetzung
	3.3.3 Strategien und förderliche Bedingungen der Vernetzung

	3.4 Beitrag der Vernetzung zivilgesellschaftlicher Strukturen zum Erreichen der Programmziele
	3.5 Fazit

	4 Innovationen und Innovationspotenziale
	4.1 Einleitung
	4.2 Gesamtprogrammbezogene Perspektive auf Innovationspotenziale
	4.3 Formen von Innovationen
	4.3.1 Inhaltliche Innovationen
	4.3.2 Methodische Innovationen
	4.3.3 Innovation durch die Implementierung und Umgestaltung von Strukturen

	4.4 Gelingensbedingungen für die Entwicklung und Erprobung innovativer Konzepte
	4.5 Fazit

	5 Nachhaltigkeit und Transfer
	5.1 Einleitung
	5.2 Die Beobachtung von Nachhaltigkeit
	5.2.1 Strukturelle Nachhaltigkeit
	5.2.2 Handlungswirksames Lernen
	5.2.3 Relevanzerhalt
	5.2.4 Nutzenorientierte Nachhaltigkeit

	5.3 Transfer als zentrale Strategie zum Erreichen von Nachhaltigkeit
	5.3.1 Transferinhalte und Transfernehmer:innen
	5.3.2 Transferansätze

	5.4 Gelingensbedingungen für Nachhaltigkeit und Transfer
	5.4.1 Existenz einer Transferstrategie
	5.4.2 Adressat:innenorientierung
	5.4.3 Zugang zu den Transferzielsystemen (Regelstrukturen)
	5.4.4 Strukturelle Absicherung von Transfers
	5.4.5 Unterstützung durch Dritte innerhalb und außerhalb des Programms

	5.5 Fazit

	6 Wirkungen bei Adressat:innen von Einzelmaßnahmen
	6.1 Einleitung
	6.2 Ansätze der Wirkungsfeststellung im Evaluationsverbund
	6.3 Ausgewählte Befunde zu zielgruppenbezogenen Wirkungen
	6.3.1 Personen in Radikalisierungsprozessen
	6.3.2 Personen, unabhängig von etwaigen Radikalisierungs‐ oder Diskriminierungsrisiken
	6.3.3 Betroffene
	6.3.4 Fachkräfte und Multiplikator:innen
	6.3.5 Mitarbeiter:innen kommunaler Verwaltungen und Politiker:innen

	6.4 Fazit


	III Prozesse und Projektumsetzung
	7 Begriffs‐ und Konzeptentwicklung
	7.1 Einleitung
	7.2 Begriffe und Konzepte der Bundesprogramme vor dem Jahr 2020
	7.3 Leitbegriff Demokratieförderung
	7.3.1 Umgang der Träger mit den Vorgaben und zugrundeliegende (pädagogische) Ansätze
	7.3.2 „Demokratieförderung“ zwischen Konzept und Praxis

	7.4 Leitbegriff Vielfaltgestaltung
	7.4.1 Umgang der Träger mit Begriffen und zugrundeliegende (pädagogische) Ansätze

	7.5 Leitbegriff Extremismusprävention
	7.5.1 Linksextremismus als kontroverser Begriff
	7.5.2 Umgang der Träger mit den Vorgaben und zugrundeliegende (pädagogische) Ansätze

	7.6 Fazit

	8 Digitalisierung im Bundesprogramm
	8.1 Einleitung
	8.2 Digitalisierung in der Programmpraxis – Themen und Konzepte
	8.2.1 Digitale Themen und Phänomene im Bundesprogramm
	8.2.2 Digitale Arbeitsansätze, Methoden und Tools im Bundesprogramm
	8.2.3 Digitale Zielgruppenzugänge im Bundesprogramm

	8.3 Potenziale und Herausforderungen in digitalen (Sozial‑)Räumen
	8.3.1 Programmpraxis in digitalen (Sozial‑)Räumen
	8.3.2 Durchführungsbedingungen digitaler Programmpraxis

	8.4 Fazit

	9 Partizipation und Teilhabe
	9.1 Einleitung
	9.2 Die Konzepte Partizipation und Teilhabe
	9.3 Konzepte und Formate
	9.3.1 Beteiligung in den Projekten
	9.3.2 Beteiligung durch die Projekte
	9.3.3 Herausforderungen für die partizipative Einbindung von Personen in die Projektarbeit

	9.4 Fazit

	10 Themen mit zunehmender Relevanz
	10.1 Einleitung
	10.2 Steigende Sensibilisierungen innerhalb des Bundesprogramms
	10.2.1 Unterstützung von Selbstorganisation und Empowermentarbeit
	10.2.2 Intersektionale Identifikation von „Leerstellen“

	10.3 Steigende gesellschaftliche Virulenz
	10.3.1 Populistische und verschwörungsideologische Einstellungen und Aktivitäten
	10.3.2 Brückenideologien Antifeminismus und Antisemitismus
	10.3.3 Shrinking Spaces for Civil Society

	10.4 Fazit

	11 Gender Mainstreaming, Diversity Mainstreaming und Inklusion
	11.1 Einleitung
	11.2 Interne und externe Umsetzungspraktiken von GDI – ein Überblick
	11.2.1 Interne Berücksichtigung von GDI auf Projekt‐ und Trägerebene
	11.2.2 Externe Berücksichtigung von GDI in gesellschaftspolitischen Maßnahmen

	11.3 Deutungsmuster von GDI auf Projektebene im Handlungsfeld Vielfaltgestaltung
	11.4 Fazit


	IV Bilanz und Ausblick
	12 Zentrale Erkenntnisse des Evaluationsverbundes
	12.1 Evaluation der Umsetzung des Programms
	12.2 Evaluation der Zielerreichungen und Wirkungen

	Literatur
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Autorinnen und Autoren
	Personen, die von 2020 bis 2024 innerhalb des Evaluationsverbundes bei der wissenschaftlichen Begleitung und der Gesamtevaluation mitgewirkt haben


